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VORWORT 

Der vorliegende Band der Reihe „Stadtpunkte“ der kommunalpolitischen Abteilung der Kammer für 

Arbeiter und Angestellte für Wien versteht sich als „Reader“ zu langfristigen Wandlungsprozessen 

und aktuellen Herausforderungen der Wiener Stadtwirtschaft. Das Wirtschaftsgefüge der europäi-

schen Großstädte verändert sich rasch im Zuge fortschreitender Globalisierung. Generell führt dies 

in ganz Europa zu stärkerer regionaler Spezialisierung: In den Städten konzentrieren sich jene Akti-

vitäten, für die die räumliche Ballung der wirtschaftlichen Akteure und die Verfügbarkeit hochwerti-

gen Humankapitals den entscheidenden Standortfaktor darstellen. Dagegen wandern Aktivitäten, für 

deren Wirtschaftlichkeit vor allem komparative Kostenvorteile ausschlaggebend sind, an die europä-

ische Peripherie. Städtische Strukturen in den hochentwickelten Industriestaaten – ohne besondere 

Skill-Intensität – scheiden aus dem Standortwettbewerb um kapital- und arbeitskostenintensive Pro-

duktionen zunehmend aus. Mittels eines interdisziplinären Zugangs wird die Entwicklung der Wiener 

Stadtwirtschaft untersucht, um damit zu einer komplexen Analyse des Ist-Zustandes zu gelangen. 

Dieser „Reader“ wendet sich an all jene Personen, wie Betriebsräte und Funktionäre, die sich institu-

tionell mit der Situation der Wiener Stadtwirtschaft täglich auseinandersetzen. Der Dank des Her-

ausgebers gilt den Autoren, die durch fundierte Analysen am Zustandekommen dieser Untersu-

chung engagiert mitgewirkt haben. 

 

Josef Schmee 

Wien, Jänner 2015  
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EINLEITUNG 

Der Beginn des 21. Jahrhunderts wird als signifikanter demografischer Meilenstein in die Geschichte 

eingehen: Erstmals leben weltweit mehr Menschen in Städten als außerhalb. Lag der Anteil der Stadt-

bevölkerung um 1900 noch bei rund 13 Prozent, so stieg dieser bis 1950 auf 29 Prozent und erreicht 

heute rund 50 Prozent. Diese Zahlen zeigen recht deutlich auf, wie massiv der Trend zur Urbanisie-

rung war und ist. Städte prosperierten über viele Jahrzehnte hinweg, haben an wirtschaftlicher Bedeu-

tung zugelegt und sind zu den Triebfedern des Wachstums in ganzen Regionen, ja sogar ganzer Na-

tionalstaaten geworden. Hinter diesem Trend zur Urbanisierung steht jedoch kein geradliniger Pro-

zess, sondern sind vielmehr radikale Veränderungen zu beobachten, bei denen es Gewinner und 

Verlierer gibt. Erfolgsfaktoren städtischer Entwicklung unterliegen einem starken Wandel und gerade 

in den letzten beiden Jahrzehnten haben sich die Herausforderungen massiv verändert. Mit den 

Stichworten Verschärfung des Standortwettbewerbs, Ökonomisierung aller Lebensbereiche, räumliche 

Entmischung der Stadtfunktionen, flexible Spezialisierung des Massenkonsums, Internationalisierung, 

Suburbanisierung, soziale Polarisierung und Ausgrenzung, Pluralisierung der Lebensstile und Milieus, 

Veränderung der demografischen Struktur und die Krise der öffentlichen Haushalte (insbesondere 

hervorgerufen durch die Krise seit 2008) lassen sich der Strukturwandel und die sich ändernden Rah-

menbedingungen für städtische Entwicklungsprozesse zusammenfassen. Aufgrund dieser aufgezeig-

ten Entwicklungsstränge ist die Frage nach der städtischen Attraktivität wieder prominent auf die 

Agenda von Städteplanerinnen und –planern gelangt. Vor allem die unter dem Schlagwort Globalisie-

rung – beileibe kein neuer ökonomischer Begriff – bekannten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Phänomene sowie das Herausbilden der sogenannten „wissensbasierten Gesellschaft“ haben dazu 

geführt, dass sich Städte neu positionieren müssen. Der vorliegende Wien-Reader hat es sich zur 

Aufgabe gemacht, anhand einiger ausgewählter wirtschafts- und gesellschaftspolitischer städtischer 

Bereiche die Entwicklung von Wien in den letzten Jahrzehnten aufzuzeigen, um so interessierten 

Menschen einen fundierten Überblick über die Stadtentwicklung zu geben. 

Im ersten Beitrag von Peter Mayerhofer geht es um die strukturellen Veränderungen und die sektorale 

Positionierung Wiens im nationalen und internationalen Vergleich. Angesichts von technologischem 

Fortschritt und Globalisierung sind beständige Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur integraler 

Bestandteil der Entwicklung von Städten und Regionen. Seit Beginn des 20. Jahrhunderts haben sich 

die Transportkosten für Industriegüter schrittweise auf etwa ein Zehntel reduziert, auch die Handelbar-

keit vieler Dienstleistungen über Distanz hat dank neuer Informations- und Kommunikationstechnolo-

gien erheblich zugenommen. Unternehmen (und Branchen) können ihre Produkte damit zunehmend 

am jeweils optimalen Standort produzieren und über interregionalen Handel absetzen – eine Entwick-

lung, die in den letzten Jahrzehnten mit der Liberalisierung des Waren- und Kapitalverkehrs auch eine 

stark internationale Dimension angenommen hat.  Die einzelnen Regionen spezialisieren sich in die-

ser Entwicklung zunehmend auf jene (und nur jene) Produkte und Branchen, für die sie günstige 

Standortvorteile mitbringen. Die sektorale Arbeitsteilung nimmt also auf räumlicher Ebene zu. Insge-

samt zeigt Wien ein Spezialisierungsprofil, das im Vergleich zu den Bundesländern, aber auch den 

anderen Zentren der europäischen Städtehierarchie vergleichsweise stark auf technologie- und wis-

sensintensive Branchen sowie solche im Dienstleistungsbereich ausgerichtet ist. Strukturpolitisch wird 

es angesichts der Ausrichtung Wiens jedenfalls sinnvoll sein, konsequent und kontinuierlich an der 

weiteren Verbesserung der Standortbedingungen für innovations- und wissensbasierte Branchen und 

Funktionen zu arbeiten. Dies bedeutet weitere Investitionen in ein schlagkräftiges regionales Innovati-

ons- und Forschungssystem, moderne Infrastrukturen und eine hochrangige Einbindung in internatio-

nale (Personen-)Verkehrs- und Telekommunikationsnetze, sowie einen konsequenten Einstieg in den 
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internationalen Wettbewerb um Hochqualifizierte. Vor allem aber werden konsequente Maßnahmen im 

regionalen Aus- und Weiterbildungssystem notwendig sein. 

Peter Huber untersucht in seinem Beitrag die neuen sozialen Risiken am Wiener Arbeitsmarkt. Ganz 

allgemein sind die Bedingungen am Wiener Arbeitsmarkt durch eine Vielzahl an Besonderheiten ge-

prägt. Insbesondere wirkten sich hier die wesentlichen sozialen Veränderungen wie Tertiärisierung, 

Prekarisierung und Globalisierung, aber auch die zunehmende Erwerbsbeteiligung der Frauen und die 

geänderten Familienstrukturen stärker auf die Arbeitsmarktentwicklung als in anderen Bundesländern 

aus. Dagegen schritt die Alterung der Bevölkerung (hohe Zuwanderung sowohl aus dem In- und Aus-

land) in Wien langsamer voran. Diese unterschiedliche Entwicklung bedingt auch, dass sich die ge-

genwärtigen arbeitsmarktpolitischen Herausforderungen in Wien erheblich von jenen der übrigen 

Bundesländer unterscheiden. Der augenfälligste dieser Unterschiede ist dabei sicherlich das zuneh-

mende Auseinanderklaffen der Qualifikationsstruktur von Arbeitskräfteangebot und Arbeitskräftenach-

frage, welches im Zusammenspiel mit mannigfachen Verdrängungsprozessen unter Arbeitskräften mit 

unterschiedlichem Qualifikationsniveau zu einer steigenden Mismatch-Arbeitslosigkeit aber auch zu 

hohen Arbeitslosenquoten der Geringqualifizierten beiträgt. Dieser Mismatch stellt dabei offensichtli-

che Herausforderungen an das Wiener Bildungssystem, wobei aufgrund des hohen Anteils an zuwan-

dernden Arbeitskräften, neben dem Erstausbildungssystem hier vor allem auch das betriebliche und 

private Weiterbildungssystem gefordert sind. Abgesehen von der offensichtlichen Gruppe der Gering-

qualifizierten lassen sich aber auch noch andere Zielgruppen ableiten, deren Wichtigkeit am Wiener 

Arbeitsmarkt höher ist als im übrigen Österreich. Dies sind insbesondere die Gruppen der Alleinerzie-

herInnen (bzw. –verdienerInnen) und der prekär bzw. atypisch Beschäftigten, die sich überdies in 

vielen Bereichen überschneiden. Während gerade bei der ersteren Gruppe die Voraussetzungen 

Wiens – aufgrund der höheren Dichte an Ganztageskinderbetreuungseinrichtungen – zumindest hin-

sichtlich der Kinderbetreuung besser sind als in anderen Regionen, gilt es bei letzterer Gruppe vor 

allem, ihre Heterogenität zu berücksichtigen. Insbesondere atypische Beschäftigungsformen sind 

nämlich nicht für alle davon betroffenen Personen ein unerwünschter Zustand, sondern – zumindest 

der Intention nach – eher eine Durchgangsphase, die mit der Perspektive einer Änderung in Zukunft in 

Kauf genommen wird, oder in gewissen Lebensumständen eine Erwerbstätigkeit ermöglichen. 

Schlussendlich wird aufgezeigt, dass auch das Arbeitsvermittlungssystem in Wien ebenfalls vor be-

sonderen Herausforderungen steht. Abgesehen von der Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit den 

Umlandregionen in allen Bereichen der Arbeitsmarktpolitik, besteht hier einerseits ein größerer Unter-

schied zwischen den am Arbeitsmarkt angebotenen und den nachgefragten Qualifikationen als an-

derswo, andererseits besteht auch eine steigende Zahl an Vermittlungsfällen. Die Entwicklung von 

Langzeitbeschäftigungs- und –arbeitslosigkeit deutet hier darauf hin, dass die kurzfristige Vermittlung 

von Arbeitslosen auf offene Stellen und die Verhinderung von Langzeitarbeitslosigkeit hier ein gerin-

geres Problem darstellt als die langfristige Integration von Arbeitskräften in Beschäftigung. 

Martin Schürz geht in seinem Beitrag der Frage nach, ob die Einkommens- und Vermögensverteilung 

in Wien anders ist als im restlichen Österreich. Es wird der Stadt-Land Unterscheidung in der Res-

sourcenausstattung auf einer breiteren Basis nachgegangen: Wie unterscheiden sich die privaten 

Haushalte in Wien von jenen im restlichen Österreich im Hinblick auf Vermögen, Verschuldung, Erb-

schaften, Einkommen und Ausgaben? Im Herbst 2012 hat die Österreichische Nationalbank Daten zur 

Nettovermögensverteilung in Österreich veröffentlicht. In Österreich gab es vorher keine Erhebung auf 

Haushaltsebene, die Vermögen, Schulden, Einkommen und Ausgaben der Haushalte gemeinsam 

erfasst hätte. Insgesamt zeigen sich viele Ähnlichkeiten zwischen Wien und dem restlichen Österreich 

bei den Ressourcen privater Haushalte. Beträchtliche Unterschiede ergeben sich beim Erben und dem 

Nettovermögen. Der starke Unterschied beim Medianvermögen und in den Portfoliozusammensetzun-

gen zwischen dem restlichen Österreich und Wien geht zurück auf Einkommensunterschiede (relativ 

kleine Unterschiede), Konsumausgaben (relative geringe Unterschiede); das Sparverhalten liefert 

keinen Indikator zu Erklärung der Differenzen. Erhebliche Unterschiede bestehen beim Erben und in 

der Erbschaftshöhe. Kumuliert ergibt sich ein erheblicher Unterschied im Median des Nettovermö-
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gens. Auch gibt es Unterschiede in der Zusammensetzung und in den Funktionen des Vermögens 

zwischen Wien und dem restlichen Österreich, wobei diese bei regionalen Vergleichen zu berücksich-

tigen sind. Auch die Struktur der Haushalte unterscheidet sich stark. Insbesondere der Anteil an Ein-

personenhaushalten ist höher als im restlichen Österreich. Die Vermögensausstattung dieser Single-

Haushalte spiegelt aber eine Vielzahl an einander teils widersprechenden Entwicklungen wider. Ein 

Ginikoeffizient von 0,86 für die Vermögensverteilung in Wien ist hoch. Auch der Ginikoeffizient von 

0,44 für die Einkommensverteilung ist vergleichsweise beträchtlich. Zwar wird er durch institutionelle 

Spezifika (wie sozialer Wohnbau) und kleinere Haushalte tangiert, doch nicht relativiert. Der soziale 

Wohnbau wirkt positiv primär auf einkommensschwächere Haushalte. Jedoch in einer Wohlfahrtsbe-

trachtung steht er in keinem direkten Substitutionsverhältnis zum privaten Vermögen. Die beträchtliche 

Vermögenskonzentration in Wien ist in der von der Österreichischen Nationalbank herausgegebenen 

Untersuchung untererfasst. 

Die Entwicklung der Berufsstruktur der Beschäftigung in Wien im letzten Jahrzehnt ist Untersuchungs-

gegenstand von Michael Mesch. Diese verschob sich deutlich zugunsten der hoch qualifizierten Ange-

stelltenberufe. Bereits rund die Hälfte der Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien ist den Angestellten-

berufen mit mindestens Maturaniveau (Führungskräfte, akademische Berufe, technische und nicht-

technische Fachkräfte) zuzuordnen. Getragen wurde die Beschäftigungsdynamik in diesem Berufs-

segment vorwiegend von der Entwicklung im Bereich der akademischen Berufe: Die betreffende Er-

werbspersonenzahl verdoppelte sich während des Beobachtungszeitraums nahezu, und ihr Anteil 

stieg von 15% auf 23%. Neben dem sehr ausgeprägten Strukturwandel zugunsten der akademischen 

Berufe sind im Bereich der Angestelltenberufe zwei weitere Haupttendenzen auszumachen: eine Ver-

schiebung zugunsten der mittel qualifizierten, überwiegend interaktiven Angestelltenberufe und eine 

Verlagerung zulasten der mittel qualifizierten Büroangestellten, deren kognitive Routinetätigkeiten 

verstärkt der Standardisierung und Automatisierung unterlagen. Entsprechend der in Wien schon sehr 

weit fortgeschrittenen Deindustrialisierung verringerten sich auch der Beschäftigungsanteil der mittel 

qualifizierten Fertigungsberufe und jener der Hilfskräfte, wobei sich die Zahl der Ersteren kaum änder-

te, jene der Letzteren aber signifikant fiel. Änderungen der berufsbezogenen Qualifikationsstruktur der 

Beschäftigung ergeben sich zum einen aus dem Strukturwandel zwischen Branchen, zum anderen 

aus dem brancheninternen Berufsstrukturwandel. Die Analyse des Branchenstrukturwandels innerhalb 

des Wiener Dienstleistungssektors, auf den rund 83% der Erwerbspersonen entfallen, bringt eine ein-

deutige Gesamttendenz zutage: Während die vier tertiären Branchengruppen mit sehr hoher bis mitt-

lerer Qualifikation der Beschäftigten jeweils Anteile an der Gesamtheit der Erwerbspersonen am Ar-

beitsort Wien gewannen, verloren die beiden Branchengruppen mit mittel niedriger bzw. niedriger 

Qualifikation der Arbeitskräfte jeweils deutlich an Gewicht. In Wien fand somit in den 2000er Jahren 

eine signifikante Verschiebung der Branchenstruktur der Beschäftigung in Richtung auf wissens- und 

humankapitalintensive Marktdienstleistungen statt und auf ebensolche öffentliche Dienstleistungen 

(Bildungswesen, Gesundheitswesen etc.), welche für die Bewältigung der wirtschaftlichen, sozialen 

und demografischen Herausforderungen von entscheidender Bedeutung sind. 

Mit der Produktion von Stadtwissen am Beispiel der Wohnungsbedarfsprognose für Wien von 2011 – 

2025 beschäftigt sich der Beitrag von Peter Moser. Wer heute an den einschlägigen amtlichen Stellen 

im Internet über diese Wohnungsbedarfsprognose etwas erfahren möchte, erhält als Antwort: „Kein 

Suchergebnis“. Das ist kein Zufall. Es ist auch nicht auf eine Schwäche der verwendeten Suchma-

schinen zurückzuführen. Im Gegenteil, die Nicht-Veröffentlichung ist kommunalpolitisch verordnet und 

wird von der Kommunaladministration folgsam exekutiert. Hinter der simplen Kernfrage, wie viele 

Wohnungen die Stadt wohl brauchen wird, bleiben politisch und ökonomisch relevante Impulse aber 

nicht lange verborgen: Es geht um die Dotierung des Wohnbauförderungsbudgets bzw., falls erforder-

lich, um andere Formen der Wohnbaufinanzierung, es geht um Budgets für die Wohnbaulandbeschaf-

fung, um das knappe und immer teurer werden Gut „Boden“, um wirtschafts- und beschäftigungspoliti-

sche Maßnahmen und die städtische Wertschöpfung, die mit der Bau- und Sanierungstätigkeit ver-

knüpft sind; es geht darüber hinaus auch um Mietrechtsregelungen, die die Mobilität im Wohnungsbe-
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stand betreffen. Die Arbeit an der Prognose reduziert sich nicht auf das Ermitteln eines Neubauerfor-

dernisses. Sie impliziert die intensive Beschäftigung mit allen Aspekten der Wohnungsversorgungspo-

litik der Stadt. Wer plausibel argumentiert sagen will, wie viele Wohnungen die Stadt brauchen wird, 

muss auch ebenso glaubhaft sagen können, wie viele Wohnungen es in der Stadt schon gibt, wie 

viele davon bewohnt werden, wie viele verloren gehen, wie viele Haushalte umziehen usw. usf. Wenn 

man auf diese Fragen keine plausiblen Antworten hat, wenn es zu dieser komplexen Thematik kein 

Wissen in Wien gibt, so der Autor in seinem Beitrag, dann haben Lobbyisten aller Art ein leicht zu 

beschallendes Terrain vor sich. Wo nichts gewusst wird, muss alles geglaubt werden. Die Politik in 

Wien instrumentalisiert die (noch vorhandene) Reputation der Wissensproduzenten in der Gesell-

schaft, entzieht ihnen jedoch gleichzeitig das sozialwissenschaftliche Fundament. Forschungsarbeit 

wird durch Expertenmeinung und Expertinnenannahmen ersetzt. Eine Widerlegung oder Untermaue-

rung ist mangels empirischer Erhebungsarbeit nicht oder nur marginal möglich. Der Zweifel, der offe-

ne, transparente Diskurs, der nachvollziehbare Disput als kreativer Faktor der Generierung von Stadt-

wissen wird einer fragwürdigen Auftragsgefälligkeit geopfert.  

Der Beitrag von Andreas Weigl hat die Gastarbeiterwanderung nach Wien zum Thema. So weist er 

darauf hin, dass die kurzfristigen positiven Wirkungen der Gastarbeiterwanderung für den Wirtschafts-

standort Wien offenkundig sind. Zum einen gelang es dank dieser Wanderungsbewegung, das hohe 

Wachstumsniveau der Wirtschaftswunderjahre so entscheidend zu verlängern, dass die Folgen der 

folgenden Rezession sich in bescheidenen Grenzen hielten, zum anderen erlaubte die Zuwande-

rungswelle von 1989-1991 die volle Ausnützung der deutschen Wiedervereinigungskonjunktur. Ar-

beitsmarktpolitische Alternativen bestanden in beiden Fällen kaum oder wären jedenfalls kurzfristig 

kaum umsetzbar gewesen. Die mittelfristigen Folgen sind unzweifelhaft ambivalent zu beurteilen und 

vielschichtig. Während die Versorgung älterer und alter Angehöriger der ersten Generation mit Bezug 

auf kultursensible Betreuungsangebote zukünftig mit überschaubarem Aufwand verbessert werden 

kann und auf ein entwickeltes Sozial- und Gesundheitssystem aufbaut, erweisen sich die Probleme im 

Bildungsbereich als hartnäckiger. Bei allen Versäumnissen, die in diesem Bereich in der Vergangen-

heit passiert sind, ist darauf hinzuweisen, dass auch bei der autochthonen Bevölkerung bis in die Ge-

genwart der Bildungsstand der Eltern ein entscheidendes Diskriminierungskriterium darstellt.  Für die 

traditionell muslimisch geprägte Bevölkerung der ersten und zweiten Generation ist es daher wichtig, 

möglichst eine große Palette zielgruppengerechter Hilfestellungen anzubieten. Gleichzeitig ist es er-

forderlich, in aller Offenheit festzuhalten, dass gewisse Rahmenbedingungen in Österreich unverrück-

bar sind. Dies sind vor allem die Grundwerte einer rechtsstaatlichen und demokratischen Rechtsord-

nung und insbesondere die Grund- und Menschenrechte, die Rolle von Mann und Frau, der Zugang 

zu Bildung und Meinungsfreiheit. Bei diesen Überlegungen ist natürlich auch die Wechselseitigkeit von 

Integrationsprozessen in Betracht zu ziehen. 

Im letzten Beitrag von Kurt Puchinger geht es um die Entwicklung der Agglomeration Wien. Die politi-

schen Veränderungen in Europa haben Wien in eine hervorragende Position gebracht. Aus einer 

Randlage wurde eine europäische Zentrallage mit Nähe zu den stark wachsenden Märkten Osteuro-

pas. Die Bewältigung der Herausforderungen, die durch zunehmend komplexe Siedlungs- und Le-

bensstrukturen entstehen, bedarf einer Politik der Metropolregionsentwicklung, die durch Kooperation 

und Effizienzsteigerung ohne Qualitätsverlust die erforderlichen Einsparungen gleichsam als Abfall-

produkt zustande bringt und damit gleichzeitig die Gestaltungsspielräume der Politik erhöht und in der 

Lage ist, nachhaltige Impulse für Wachstum und Prosperität auszusenden. Wien ist eine Stadt der 

Möglichkeiten und Chancen, neue (Geschäfts-)Ideen zu realisieren und produktiv zu wirtschaften. Die 

Vielzahl unterschiedlicher Unternehmen erfordert auch eine Vielfalt verfügbarer Unternehmensstand-

orte, seien es Hochhäuser oder auch Standorte in traditionellen Gründerzeitgebieten. Oftmals sind 

aber diesen Bedarfen durch „Wohnzonenfestsetzungen“ harte Grenzen gesetzt. 
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PETER MAYERHOFER:
1
  

STADTWIRTSCHAFT IM WANDEL: STRUKTURELLE 

VERÄNDERUNGEN UND SEKTORALE 

POSITIONIERUNG WIENS IM NATIONALEN UND 

INTERNATIONALEN VERGLEICH 

1. STRUKTURWANDEL UND SPEZIALISIERUNG: 

EINIGE ERKENNTNISSE AUS DER LITERATUR 

Angesichts von technologischem Fortschritt und Globalisierung sind beständige Veränderungen in der 

Wirtschaftsstruktur integraler Bestandteil der Entwicklung von Städten und Regionen. Seit Beginn des 

20. Jahrhunderts haben sich die Transportkosten für Industriegüter schrittweise auf etwa ein Zehntel 

reduziert (Glaeser – Kohlhase, 2004), auch die Handelbarkeit vieler Dienstleistungen über Distanz hat 

dank neuer Informations- und Kommunikationstechnologien erheblich zugenommen (Eichengreen – 

Gupta, 2013). Unternehmen (und Branchen) können ihre Produkte damit zunehmend am jeweils opti-

malen Standort produzieren und über interregionalen Handel absetzen – eine Entwicklung, die in den 

letzten Jahrzehnten mit der Liberalisierung des Waren- und Kapitalverkehrs auch eine stark internati-

onale Dimension angenommen hat
2
). Die einzelnen Regionen spezialisieren sich in dieser Entwick-

lung zunehmend auf jene (und nur jene) Produkte und Branchen, für die sie günstige Standortvorteile 

mitbringen. Die sektorale Arbeitsteilung nimmt also auf räumlicher Ebene zu.  

Gleichzeitig ermöglichen Fortschritte in den IK-Technologien eine zunehmende Fragmentierung der 

Wertschöpfungskette innerhalb der Branchen: Produktionsprozesse werden unter Effizienzgesichts-

punkten in aufeinanderfolgende Phasen bzw. Funktionen zerlegt, die voneinander getrennt durch un-

terschiedliche Akteure ("funktionale Fragmentierung"; über Out-sourcing von Teilfunktionen an eigen-

ständige Anbieter) und/oder an unterschiedlichen Standorten ("räumliche Fragmentierung"; internatio-

nal als Off-Shoring) abgewickelt werden (Romero et al., 2009). Unternehmensfunktionen bzw. Produk-

tionsteile werden damit (auch) räumlich getrennt und am jeweils "besten" Standort angesiedelt (Hall, 

1993; Arndt – Kierzkowsky, 2001)
3
). Empirisch vielfach belegt ist dies für die räumliche Trennung von 

                                                      

1
 Peter Mayerhofer: Studium der Wirtschaftspädagogik und der Volkswirtschaftslehre an der Johannes Kepler-Universität Linz. 

1986-1990 Assistent und Lehrbeauftragter am Institut für Volkswirtschaftslehre der JKU. Seit 1990 am Österreichischen 

Institut für Wirtschaftsforschung; Forschungsbereich Strukturwandel und Regionale Entwicklung. Lehraufträge für Stadt- und 

Regionalökonomie an der TU Wien (2005-2012) und Donau-Universität Krems (2014). Forschungsinteressen liegen im Be-

reich der Regional- und Stadtökonomie, dem Zusammenhang von Strukturwandel und regionaler Entwicklung, Fragen der 

regionalen Wettbewerbsfähigkeit sowie den räumlichen Effekten von Integrationsprozessen. 

2
 In den letzten 30 Jahren hat der internationale Handel weltweit doppelt so rasch zugenommen wie das weltweite Bruttoin-

landsprodukt (in der Periode 2000-2008 dreimal so rasch). Das Wachstum internationaler Direktinvestitionen war wiederum 

doppelt so hoch wie jenes des internationalen Handels, und damit viermal so hoch wie jenes der Weltproduktion (Capello et 

al., 2011).  

3
 Im Außenhandel kommt dies in einer deutlichen Zunahme des intra-industriellen Handels mit Zwischenprodukten (Jones – 

Kierzkowsky, 2005), sowie in einer vertikale Handelsspezialisierung mit unterschiedlichen Produktionsstufen in unterschied-

lichen Ländern bzw. Regionen (Hummels et al., 1998, 2001) zum Ausdruck. 
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dispositiven Funktionen und der eigentlichen Produktion (Chandler, 1977; Kim, 1999; Bade et al., 

2003). Auch innerhalb dieser Funktionsgruppen nimmt die Fragmentierung aber zu, etwa zwischen 

Produktionsteilen nach Skill- bzw. Lohnkostensensitivität, oder zwischen dispositiven Funktionen nach 

Aufgabenstellung (Baldwin, 2006; Capello et al., 2011). In räumlicher Perspektive wird die genannte 

Spezialisierung nach Produkten bzw. Branchen ("sektorale Arbeitsteilung") damit durch eine Speziali-

sierung nach Funktionen ("funktionale Arbeitsteilung"; Hall, 1993; Duranton – Puga, 2005) ergänzt, die 

ökonomische Basis der Regionen verengt sich also – bei zunehmender Verflechtung des Produktions-

systems – auf bestimmte Branchen, aber auch auf bestimmte Funktionen in der Wertschöpfungskette 

(innerhalb der Branchen).  

Für die einzelne Region sind diese Triebkräfte kaum beeinflussbar, eine Anpassung daran also weit-

gehend zwingend. Tatsächlich zeigen neuere empirische Arbeiten, dass das Wachstum von Ländern 

und Regionen von der Fähigkeit (mit) bestimmt wird, sich durch strukturellen Wandel an Veränderun-

gen im gesamtwirtschaftlichen Rahmen anzupassen (Laursen, 1998; Aiginger, 2000; Audretsch et al., 

2000). Neben dieser Fähigkeit zum Strukturwandel werden regionales Wachstum und damit Beschäf-

tigung aber auch dadurch bestimmt sein, wohin der strukturelle Wandel führt, welche Spezialisierung 

eine Region also in der intra- bzw. internationalen Arbeitsteilung einnehmen kann.  

Zwar erwartet hier die neoklassische Theorie kaum dauerhafte Effekte der Spezialisierung auf das 

Wachstum (Krugman – Obstfeld, 1991), weil danach bei Freihandel zwar (sektorale) Spe-

zialisierungen nach komparativen Vorteilen (also regionalen Unterschieden in der Faktorausstattung) 

entstehen, diese aber mit einem Ausgleich der Faktorproportionen (und damit der Faktorpreise) einher 

gehen (Ohlin, 1933; Samuelson, 1948, 1949). Allerdings wirken diese Ausgleichsmechanismen auf 

regionaler Ebene kaum, sodass das neoklassische Ergebnis "sektorneutralen" Wachstums für diese 

Ebene angezweifelt werden kann
4
). Jedenfalls gilt dies, wenn die (unrealistische) Annahme konstanter 

Skalenerträge (und fehlender Transportkosten) aufgegeben wird: In diesem Fall können Branchen 

geographisch konzentriert sein, weil sie (externe) Größenvorteile aus der Ballung von Aktivitäten be-

ziehen. Die Nähe zu anderen Unternehmen (Marshall, 1994; Porter, 1990; Krugman – Venables, 

1995), Kunden (etwa Fujita et al., 1999; Krugman, 1991) oder Hochqualifizierten (Audretsch-Feldman, 

1996; Rosenthal – Strange, 2003) ermöglicht Agglomerationsvorteile
5
), die wiederum temporäre Ren-

ten und damit letztlich unternehmerische und (aggregiert) regionale Wachstumsvorteile erlauben. Da 

diese Agglomerationsvorteile in der Tendenz selbstverstärkend sind – Ballungsvorteile ziehen weitere 

Akteure an, die wiederum die Ballung (und ihre Vorteile) verstärken – können einmal erreichte Spezia-

lisierungen in solchen Bereichen auch dauerhafte Vorteile im Standortwettbewerb begründen ("history 

matters"; Krugman, 1991a; Boschma – Martin, 2007). 

In der Tendenz werden Spezialisierungen auf Basis von Agglomerationsvorteilen und Wissens-

Spillovers damit größere Potentiale für hohe regionale Einkommen und Entwicklungsvorteile bieten als 

solche (nur) auf Basis natürlicher Vorteile (wie Rohstoffe oder geographischer Lage) oder der Res-

sourcenausstattung (etwa der Bodenverfügbarkeit; Storper, 2010). Die Besonderheiten urbaner Räu-

me (wie Wien) in Hinblick auf Faktorausstattung (komparative Vor- und Nachteile) und Verdichtung 

(Ballungsvor- und -nachteile) sollten dabei durchaus Vorteile bieten:  

So finden flächenintensive Aktivitäten in urbanen Räumen wegen der begrenzten Verfügbarkeit des 

Faktors Boden kaum Standortvorteile vor, was sektoral die (kapitalintensive) Industrie benachteiligt, 

                                                      

4
 Grundlage für einen Faktorpreisausgleich ist die vollständige Flexibilität von Preisen und Löhnen nach unten. Sie ist auf regio-

naler Ebene kaum denkbar, weil Lohnbildungsprozesse vorwiegend auf nationaler Ebene angesiedelt sind. Auch sind die 

Importpreise regional homogen, und ein Ausgleich über den Wechselkursmechanismus steht Regionen nicht zur Verfügung. 

Für Spezialisierung und Wettbewerbsfähigkeit dürften daher auf regionaler Ebene stärker absolute Vorteile als komparative 

Vorteile ausschlaggebend sein (Camagni, 2002; Capello et al., 2011).  

5
 Agglomerationsvorteile können aus der gemeinsamen Nutzung unteilbarer Güter und Faktoren ("sharing"), aus geringeren 

Suchkosten ("matching"), und aus verstärkten Wissens-Spillovers ("learning") in verdichteten Räumen entstehen (Duranton 

– Puga, 2004).  
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und funktional eine Spezialisierung auf dispositive Funktionen in der Wertschöpfungskette (im Gegen-

satz zur eigentlichen Produktion) begünstigt. Ähnlich bringen verdichtungsbedingte Ballungskosten im 

Verkehr Standortnachteile für das Handling von Massengütern und damit industrielle Massenprodukti-

on bzw. Logistik hervor. Letztlich werden in Hinblick auf den Faktor Arbeit die typischerweise höheren 

Lohnkosten in Städten Nachteile für Branchen mit standardisierten Produktionsprozessen bedeuten, 

auch sollte eine Spezialisierung auf höherwertige (bzw. wertschöpfungsintensive) Funktionen in der 

Wertschöpfungskette die Folge sein.  

Andererseits sollte die meist bessere Ausstattung von Metropolen mit hoch qualifizierten Arbeitskräf-

ten (Glaeser – Saitz, 2004) Branchen und Funktionen mit hoher Skill-Intensität begünstigen. Gleichzei-

tig unterstützt sie die zentrale Rolle urbaner Räume in Innovationsprozessen, die über Agglomerati-

onseffekte aus der hohen Diversität von Branchen und Firmen in Städten (Jacobs, 1969), ihrer Offen-

heit für externes Wissen (Simmie, 2001), und vielfältige Kontaktvorteile für Wissensproduktion und -

spillovers (Henderson, 2005) vorangetrieben wird. Dies bringt sektoral Standortvorteile für technolo-

gieorientierte Produktionsbranchen und wissensintensive Dienstleistungen, sowie funktional für for-

schungsintensive Teilproduktionen sowie solche in frühen Phasen des Produktzyklus. Nicht zuletzt 

werden Metropolen wegen ihrer hohen Informationsdichte und dem großen Marktpotential Vorteile für 

alle "kontaktintensiven" Aktivitäten bieten, darunter nicht zuletzt unternehmensnahe Dienste sowie 

(funktional) Entscheidungs- und Kontrollfunktionen in der Wertschöpfungskette (Davis – Henderson, 

2008).  

Insgesamt werden die Standortvorteile Wiens damit den Standortbedingungen einer Metropole ent-

sprechend vor allem bei humankapitalintensiven (bzw. lohnkosten- bzw. bodenextensiven) Aktivitäten 

mit Agglomerationsvorteilen liegen. Funktional wäre eine Spezialisierung auf höherwertige und innova-

tionsorientierte (bzw. dispositive) Funktionen in der Wertschöpfungskette zu erwarten, sektoral eine 

Solche auf wissensintensive Dienste, Branchen mit großer Bedeutung von (regionaler) Kaufkraft und 

Kontaktvorteilen, sowie (vereinzelt) technologie- und forschungsintensive Industriebranchen.  

Eine solche strukturelle Ausrichtung wäre unter Entwicklungsaspekten wie gezeigt günstig, ist aber 

nur durch beständigen Strukturwandel und technologisches Up-grading dauerhaft zu halten: Mit der 

Routinisierung der Fertigungsprozesse im Zuge der "Alterung" von Produkten und Diensten im Pro-

duktlebenszyklus nehmen urbane Ballungsvorteile tendenziell ab (Vernon, 1966; Duranton – Puga, 

2001; Neffke et al., 2011), vor allem einkommensstarken Städten gehen damit laufend Produktionen 

durch die Abwanderung an kostengünstigere Standorte verloren (Norton – Rees, 1979). Gerade urba-

ne Wirtschaftsstrukturen befinden sich damit in beständiger Anpassung (Saxenian, 1994): Neue Aktivi-

täten werden entwickelt und ersetzen wegfallende Ausrichtungen. Gleichzeitig werden traditionelle 

Spezialisierungen durch Innovation erneuert, nicht zuletzt (auch) durch funktionale Spezialisierung auf 

komplexe Produktionsteile bzw. Produktvarianten hoher Qualität innerhalb der Branchen. Der Erfolg 

dieser Anpassungsprozesse ist nicht zuletzt durch institutionelle Faktoren am Standort bestimmt (Prit-

chett, 1997; Rodrik, 2007). Aktivitäten der regionalen Wirtschaftspolitik, namentlich der Innovations- 

und Wettbewerbspolitik, sind also für die langfristige Spezialisierung (und damit den ökonomischen 

Erfolg) einer Region durchaus (mit) entscheidend. 
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2. STRUKTURWANDEL IN WIEN: UMFANG UND 

CHARAKTERISTIK  

Wendet man sich angesichts dieser Bedeutung von Strukturwandel und Spezialisierung für die regio-

nale Entwicklung einer empirischen Analyse der strukturellen Wandlungsprozesse in Wien zu, so zeigt 

sich zunächst, dass der mittelfristige Strukturwandel in der Stadtwirtschaft im nationalen wie internati-

onalen Vergleich durchaus erheblich war.  

Abbildung 1: Intensität des Strukturwandels in Wien im Vergleich 

Index of Compositional Structural Change 

Im Vergleich zu den übrigen Bundesländern
1
) Im Vergleich zu (65) europäischen Großstädten

2
) 

 

            Rang 4 (3)3)    Rang 1 (1)    Rang 1 (2)     Rang 4 (2)  

Q: Cambridge Econometrics; AMS; BMASK; Erwerbskarrierenmonitoring; WIFO-Berechnungen. – 1) Basis: Unselbständige 

Standardbeschäftigte in (60) ÖNACE2003 2-Steller-Branchen (1995-2007) bzw. (88) ÖNACE2008 2-Steller-Branchen (2008-

2012). 2) Basis: Erwerbstätige in (15) VGR-Sektoren. 3) Nur Marktbereich in Klammer. 

Dies lässt eine vergleichende Analyse auf Basis eines von den Vereinten Nationen entwickelten Struk-

turwandelmaßes
6
) erkennen, die für die österreichischen Bundesländer auf detaillierte Beschäftigten-

informationen des Hauptverbandes, und für ein breites Sample von (65) Großstadtregionen in Europa 

auf Daten zu den Erwerbstätigen in (15) VGR-Sektoren aufbauen kann (Abbildung 1).  

Danach war die Intensität des strukturellen Wandkels in Wien im nationalen Vergleich (Abbildung 1, 

links) in den ersten Jahren nach Österreichs EU-Beitritt jener in den übrigen Bundesländern weitge-

hend vergleichbar (1995-1999; Rang 4 unter den Bundesländern). Um die Jahrtausendwende be-

schleunigte sich die Geschwindigkeit des Strukturwandels aber (nur) in Wien nochmals deutlich und 

                                                      

6
 Der abgebildete "Index of Compositional Structural Change" ist definiert als 
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blieb in der Folge bis zum Ende der Hochkonjunktur 2007/08 unverändert hoch. Wien war damit über 

eine Dekade das Bundesland mit dem mit Abstand intensivsten strukturellen Wandel. Dies änderte 

sich erst mit der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise, die vor allem die "Industriebundesländer" im Wes-

ten und Süden in Mitleidenschaft zog. Auch in dieser Phase blieb die Geschwindigkeit struktureller 

Anpassungsprozesse in Wien aber höher als im Durchschnitt der Bundesländer
7
).  

Nun dürfte dies (auch) mit den größeren Anforderungen an die strukturelle Anpassungsfähigkeit in 

Zusammenhang stehen, welche Großstädte – wie oben argumentiert – wegen ihrer Ausrichtung auf 

produktzyklisch "junge" Produkte und die beständige Abwanderung "reifer" Aktivitäten vorfinden. Be-

merkenswerter als der raschere Strukturwandel Wiens im Bundesländervergleich ist daher die Tatsa-

che, dass ganz Ähnliches auch für einen Vergleich mit den anderen Großstädten in Europa gilt (Abbil-

dung 1; rechts): Auch gegenüber dem Durchschnitt der (65) größten Städte in Europa war die Ge-

schwindigkeit sektoraler Wandlungsprozesse in Wien schon in den 1980er Jahren hoch. In den 

1990er Jahren beschleunigte sich der Umbau der Branchenstruktur (nur) in Wien nochmals deutlich, 

was mit Österreichs EU-Integration, aber auch mit der Öffnung der Grenzen zu den angrenzenden 

ost-mitteleuropäischen Ländern erklärt werden kann – Einschnitte, die erhebliche Veränderungen auf 

Unternehmens- und Branchenebene nach sich zogen (Mayerhofer, 2006; Mayerhofer et al., 2007). In 

den Folgejahren bis zum Ausbruch der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise beruhigten sich diese 

Wandlungsprozesse, blieben aber stärker als im Durchschnitt des Städtesystems. Insgesamt ist der 

Strukturwandel in Wien damit seit Beginn der 1990er Jahre um fast die Hälfte (!) rascher verlaufen als 

im Durchschnitt der europäischen Großstadtregionen, Anpassungsprozesse an ein sich veränderndes 

ökonomisches Umfeld waren also hier auch im internationalen Vergleich massiv.  

Übersicht 1: Absolute und relative Spezialisierung Wiens im Vergleich Marktbereich;  

Erstrangige Metropolregionen bzw. Österreich 

 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Eurostat; WIFO-Berechnungen. – 1) Basis: unselbständige 

Beschäftigungsverhältnisse in (1995-2007) 60 bzw. (2008-2012) 88 NACE-2-Steller-Abteilungen. 2) Basis: Erwerbstätige in 80 

NACE-2-Steller Abteilungen. 

Dabei hat sich die grundlegende Charakteristik der Wiener Wirtschaftsstruktur im Rahmen dieses 

Wandels deutlich verändert. Dies lässt Übersicht 1 erkennen, in der gezeigt wird, inwieweit Wiens 

Branchenstruktur im nationalen bzw. internationalen Vergleich eher spezialisiert oder diversifiziert ist 

("absolute Spezialisierung"), und ob die regionale Wirtschaft in ihrer sektoralen Ausrichtung den Ver-

gleichsregionen ähnelt, oder aber durch ausgeprägte Besonderheiten gekennzeichnet ist ("relative 

                                                      

7
 Der Wert des Strukturwandelindikators für die Periode 2008-2012 ist mit jenen der früheren Perioden nicht vergleichbar, weil 

die Umstellung der ÖNACE-Branchenklassifikation im Jahr 2008 zu einer Erhöhung der Zahl der unterschiedenen Branchen 

geführt hat. Nach rudimentären Berechnungen mit einem branchenzahlgewichteten Indikator dürfte die Intensität des Wan-

dels nach der Krise in Wien weitgehend unverändert geblieben sein, während sie sich in den übrigen Bundesländer deutlich 

erhöht hat.  
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Spezialisierung").  

Dabei misst der HHIKH-Index
8
) als Maß für die absolute Spezialisierung die Abweichung der jeweiligen 

Branchenstruktur von der Gleichverteilung der Beschäftigten über die Branchen, zeigt also im Wesent-

lichen, inwieweit in Wien bzw. den Vergleichsregionen relevante Branchenkonzentrationen (und damit 

Spezialisierungen) vorhanden sind. Dagegen misst der Krugman-Index
9
) die Abweichung der Bran-

chenstruktur Wiens von der "Normstruktur" der Bundesländer bzw. der europäischen Großstädte, und 

lässt damit Aussagen zur Ähnlichkeit der Wiener Wirtschaft zur nationalen bzw. internationalen Ver-

gleichsgruppe zu.  

Hier zeigt sich zunächst (oberes Panel, links), dass die (absolute) Spezialisierung der Wiener Wirt-

schaft im Zeitablauf zugenommen hat (HHI-Index steigt an). Die ökonomische Basis der Stadt verengt 

sich also – wie in Abschnitt 1 erwartet – tatsächlich zunehmend auf Branchen mit Wettbewerbsvortei-

len, wobei dieser Trend in Wien stärker gewesen sein könnte als in den übrigen Bundesländern (Rang 

Wien im HHI-Index nimmt ab
10

)). Jedenfalls kann die Wiener Wirtschaft im nationalen Rahmen nicht 

(mehr) als besonders diversifiziert gelten, was übrigens auch in internationaler Perspektive (unteres 

Panel, links) gilt: Im Vergleich zu den (45) erstrangigen Metropolregionen in Europa
11

) ist die (absolu-

te) Spezialisierung in Wien zuletzt deutlich überdurchschnittlich, die Stadt findet sich hier gemessen 

am HHI-Index auf Rang 17 der erfassten Metropolen.  

Dabei entfernt sich die sektorale Ausrichtung Wiens im Zuge dieser verstärkten (absoluten) Speziali-

sierung offenbar immer weiter von der österreichischen "Normstruktur", gemessen am Krugman-Index 

nimmt ihre Ähnlichkeit mit der Wirtschaftsstruktur der übrigen Bundesländer im Zeitverlauf stark ab 

(oberes Panel, rechts). Parallel dazu dürfte sich die regionale Branchenstruktur an jene der anderen 

erstrangigen Metropolregionen in Europa angenähert haben, jedenfalls ist sie zuletzt der "Durch-

schnittsstruktur" der (45) europäischen Metropolen so ähnlich wie in kaum einer anderen europäi-

schen Großstadt (Rang 39 im Krugman-Index). "Wien ist anders", der eingängige Slogan der Wiener 

Tourismuswerbung, gilt also für die Wirtschaftsstruktur Wiens zwar (zunehmend) gegenüber den ös-

terreichischen Bundesländern, nicht aber gegenüber den anderen Großstädten in Europa.  

Wesentlicher Grund dafür sind ohne Zweifel verstärkte De-Industrialisierungs- bzw. Tertiärisierungs-

prozesse, die aus den spezifischen Standortbedingungen urbaner Räume folgen (Abschnitt 1) und 

daher als übergeordnetes Charakteristikum den Strukturwandel in Wien, aber auch den anderen gro-

ßen Metropolregionen in Europa in besonderer Weise prägen (Abbildung 2). 

                                                      

8
 Der Hirschman-Herfindahl Index wird in der modifizierten Form von Keeble und Hauser als 𝐻𝐻𝐼𝐾𝐻 =  √∑ 𝑏𝑖

2𝐼
𝑖=1  mit  

i = 1 …. I der Branche und 𝑏𝑖
2 dem quadrierten Beschäftigtenanteil der Branche berechnet. Er nimmt bei völlig diversifizierter 

Struktur (gleiche Beschäftigtenanteile in allen Branchen) den Wert 1
𝐼⁄  an und steigt mit der Spezialisierung auf einzelne 

Branchen bis zu einem Maximum von 1 (Konzentration der Beschäftigten in einer Branche) an.  

9
 Der Krugman-Spezialisierungsindex berechnet als Standardmaß für die relative Spezialisierung in der Form  

𝐾=∑ |𝑏𝑖 − 𝑏𝑖|𝐼
𝑖=1  mit 𝑏𝑖 dem Beschäftigtenanteil der Branche i in der Referenzgruppe (hier: den übrigen Bundesländern bzw. 

45 erstrangigen Metropolregionen) den Anteil der Beschäftigten, der zwischen den Branchen verschoben werden müsste, 

um die Branchenstruktur der Referenzgruppe zu erreichen. Bei identer Branchenstruktur mit der Vergleichsgruppe (keine 

relative Spezialisierung) nimmt der Indikator den Wert 0 an, höhere Werte bedeuten zunehmende Unterschiede zur Refe-

renzgruppe (Maximum 
2(𝐼−1)

𝐼
 ). 

10
 Aussagen sind hier aus statistischen Gründen nur mit großer Vorsicht zu treffen. Konstruktionsbedingt (Quadrierung der 

Beschäftigtenanteile) gewichtet der HHI-Index "große" Wirtschaftsbereiche vergleichsweise stark. Da die bis 2008 verwen-

dete Branchenklassifikation (ÖNACE 2003) im Tertiärbereich vergleichsweise wenige Unterteilungen kennt, führt dies im 

Fall von Wien (als stark tertiärisierter Region) zu hohen Indexwerten. Die nach 2008 gültige Branchenklassifikation ÖNACE 

2008 nimmt im Dienstleistungsbereich eine stärkere Differenzierung vor, niedrigere Werte des HHI sind die Folge. 

11
 Das Sample erstrangiger Metropolregionen umfasst die europäischen Hauptstädte sowie alle übrigen Großstädte mit mehr 

als 1,5 Mio. Einwohner/innen. Daten dazu können in aussagekräftiger sektoraler Disaggregation aus der Structural Busi-

ness Statistics – Datenbank von Eurostat gewonnen werden, die aber als Kompilation der nationalen Leistungs- und Struk-

turerhebungen im Längsschnitt kaum interpretierbar ist. Unsere Analyse beschränkt sich hier daher auf den aktuellen Rand 

(2010). 
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So hat die Zahl der unselbständig Beschäftigten in Wiens Dienstleistungssektor nach Daten des 

Hauptverbandes in den letzten gut 4 Jahrzehnten um etwa 238.000 oder fast 60% zugelegt, die Be-

deutung des sekundären Sektors (Bergbau, Sachgütererzeugung, Bauwesen, Energieversorgung) als 

Arbeitgeber hat dagegen dramatisch abgenommen. Seit 1970 sind rund zwei Drittel der Arbeitsplätze 

in Wiens Sachgüterproduktion (-192.000) verloren gegangen, zuletzt beschäftigt der sekundäre Sektor 

nur noch 14%, die Industrie im engeren Sinn nur noch 6,8% der unselbständig Beschäftigten am 

Standort.  

Abbildung 2: Beschäftigungsentwicklung der großen Wirtschaftssektoren in Wien 

Unselbständig Standardbeschäftigte in 1.000 

 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WIFO-Berechnungen. 

Nun ist ein relevanter Tertiärisierungsprozess in der Beschäftigung gemeinsames Merkmal praktisch 

aller hoch entwickelten Länder und damit auch Österreichs, was nachfrage- wie angebotsseitige 

Gründe hat
12

). In Wien verläuft der Prozess aber – wie in den meisten großen Metropolen
13

) – vor 

allem in Hinblick auf den Abbau produzierender Bereiche rasch und beschränkt sich auf der Aktivseite 

auf ein nur schmales Spektrum dynamischer Dienstleistungsbereiche (Abbildung 3). 

  

                                                      

12
 Vgl. dazu etwa Cuadrado-Roura (2013), für Österreich und Wien Mesch (2005) bzw. Mayerhofer (2007). 

13
  Im Durchschnitt der (45) erstrangigen Metropolregionen in Europa hat sich die Zahl der Erwerbstätigen in der Sach-

gütererzeugung bis 2010 auf rund 63% des Wertes des Jahres 1991 reduziert, in allen EU-Regionen waren 2010 noch 72% 

der Erwerbstätigen des Jahres 1991 in der Industrie tätig. In Wien lag dieser Wert zuletzt bei 58,5%, die De-Indust-

rialisierung war also hier marginal höher als in den vergleichbaren europäischen Großstädten (Mayerhofer – Fritz, 2013). 
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Abbildung 3: Branchendynamik in Wien im nationalen Vergleich 

Entwicklung der Standardbeschäftigten nach Wirtschaftszweigen; durchschnittliche jährliche 

Veränderung in % 

1995/2007 2008/2012 

  

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WIFO-Berechnungen. – Insgesamt ohne Personen, die Kin-

derbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener.  

Sieht man vom Wiener Bergbau als weitgehend unbedeutendem und regional durch Verwaltungsein-

heiten dominiertem Bereich ab, konzentrieren sich Beschäftigungszuwächse in Wien seit 1995 auf der 

Ebene der (aggregierten) Wirtschaftsabteilungen allein auf unternehmensbezogene Dienstleistungen, 

öffentlich finanzierte Dienste, den Tourismus und (marginal) die sonstigen (persönlichen) Dienstleis-

tungen. Dabei sind vor allem die beiden erstgenannten Bereiche dynamisch und verantworten das 

Gros der regionalen Arbeitsplatzgewinne. Alle anderen Bereiche – darunter auch "große" Dienstleis-

tungsbereiche wie distributive Dienste, Finanzdienste und die öffentliche Verwaltung – verlieren dage-

gen in Wien mittelfristig Beschäftigung. Dabei war der Abbau durchgängig stärker als in Österreich, 

sodass sich – bei (migrationsbedingt) gleichzeitig besonderer demographischer Dynamik – die relative 

Arbeitsmarktposition Wiens erheblich verschlechtert hat
14

). Besonders deutlich haben in dieser Ent-

wicklung aber die produzierenden Bereiche (Bau, Energie, Industrie) Beschäftigung verloren. Vor al-

lem die Industriebeschäftigung schrumpft seit Mitte der 1990er Jahre mit einer Halbwertszeit von 

kaum mehr als 20 Jahren, eine Entwicklung, die sich jedoch seit Mitte der 2000er Jahre abzuschwä-

chen scheint (Mayerhofer, 2014).  

                                                      

14
 Die Arbeitslosenquote in Wien ist in nationaler Rechnung von 1996 bis 2012 von 7,8% auf 9,5% angestiegen, während sie in 

Österreich zu beiden Zeitpunkten 7,0% betrug. Zuletzt bildete Wien damit das Schlusslicht unter den Bundesländern (1996 

Rang 6). 
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3. RICHTUNG DES STRUKTURWANDELS: 

POSITIONIERUNG IN WISSENSINTENSIVEN 

BRANCHEN UND FUNKTIONEN 

Dabei wird dieser übergeordnete De-Industrialisierungs- bzw. Tertiärisierungsprozess tatsächlich 

durch einen klaren Strukturwandel zu humankapital- und technologieintensiven Branchen überlagert, 

wie er aufgrund der spezifischen Standortbedingungen in urbanen Räumen zu erwarten war (Ab-

schnitt 1). Evidenz dazu liefert eine Auswertung von disaggregierter Branchendaten (234 ÖNACE-3-

Steller des Marktbereichs) nach Branchentypologien, die vom WIFO in Hinblick auf die im Produkti-

onsprozess eingesetzten Inputs ("Faktorintensität") und die zur Leistungserbringung notwendigen 

Humankapitalanforderungen ("Skill-Intensität") mithilfe statistischer Clusteranalysen erarbeitet wurden 

(Peneder, 1999, 2001; Mayerhofer – Palme, 2001)
15

). Sie zeigt für Sachgütererzeugung und Dienst-

leistungsbereich sehr ähnliche Grundtendenzen (Übersicht 2). 

Übersicht 2: Bedeutung und Entwicklung unterschiedlicher Branchengruppen in Wien 

Basis: unselbständige Standardbeschäftigte in NACE(3-Steller)-Gruppen, 2012 

 

Q: AMS, bmask, AMDB–Erwerbskarrierenmonitoring, WIFO–Berechnungen. 

In der Sachgütererzeugung (linkes Panel) zeigt sich hier in einer Branchengliederung nach Faktorin-

tensität im (allerdings kleinen) Bereich arbeitsintensiver Branchen mit hohen Qualifikationsanforderun-

gen in den 2000er Jahren sogar ein klarer Beschäftigungsaufbau, auch technologieintensive Bran-

                                                      

15
) Datenbasis ist eine konsistente Rückrechnung der Individualdaten des Hauptverbandes in neuer Branchengliederung 

(ÖNACE-2008) bis zum Jahr 2000, die allerdings durch die Zurechnung von Daten über Mitversicherte ab 2007 einen Struktur-

bruch enthält. In der Übersicht ist die Beschäftigungsentwicklung in den einzelnen Branchentypen daher getrennt für die Perio-

den 2000-2006 und 2007-2012 ausgewiesen. 
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chen konnten ihren Mitarbeiterstand – trotz erheblicher Verluste aus einzelwirtschaftlichen Problemen 

in den frühen 2000er Jahren – über die gesamte Periode zumindest halten. Damit nahmen diese 

technologisch "starken" Gruppen eine deutlich günstigere Entwicklung als die übrigen Branchentypen, 

die sämtlich Arbeitsplätze einbüßten. Ähnliche Entwicklungsunterschiede lassen sich nach der Skill-

Orientierung der Produktionsprozesse erkennen: Auch danach stellten seit der Jahrausendwende nur 

Industriebranchen, die verstärkt hoch qualifizierte Mitarbeiter/innen einsetzen, zusätzliche Arbeitsplät-

ze bereit. In allen anderen Industriegruppen ging Beschäftigung verloren, besonders stark in jenen mit 

dominierendem Einsatz mittlerer, facharbeiterorientierter sowie (vor allem) niedriger Qualifikationen. 

Insgesamt geht die Redimensionierung der Wiener Sachgütererzeugung also mit einer Spezialisierung 

auf technologie- und wissensorientierte Branchen einher: Zuletzt ist Wien im nationalen Vergleich 

gemessen am Lokationsquotienten
16

) rund doppelt so stark auf technologieintensive Industriebran-

chen spezialisiert als Österreich (LQ 201,7), auch Branchen mit einer Ausrichtung auf hohe (102,4) 

und vor allem mittlere (Angestellten-)Qualifikationen (196,7) sind in Wiens Industrie relativ stärker 

vertreten als in der Gesamtwirtschaft. Dagegen erreichen kapitalintensive Industriebranchen (LQ) 52,8 

und solche mit niedrigen Qualifikationsanforderungen (LQ 56,4) – den regionalen Gegebenheiten in 

Flächenverfügbarkeit und Lohnniveau entsprechend – in Wien nur noch den halben nationalen Be-

satz. 

Im dynamischeren Dienstleistungsbereich (rechtes Panel) geht der strukturelle Wandel in eine ähnli-

che Richtung. Auch hier legen mittelfristig vor allem softwareintensive Branchen sowie Branchen mit 

hohen und mittleren (angestelltenorientierten) Qualifikationen zu, und auch hier lassen sich für diese 

humankapitalorientierten Branchen klare regionale Spezialisierungen im nationalen Rahmen orten. Im 

Unterschied zur Industrie findet sich im Tertiärbereich aber auch ein in seiner Beschäftigungswirkung 

durchaus relevantes und leicht wachsendes Segment von Branchen mit niedrigen Skill-

Anforderungen. Es korrespondiert in der Typologie nach Faktorintensität mit einer ähnlichen Entwick-

lung der Branchengruppe "arbeitsintensiv low-skill", die hier sogar den größten Teilbereich des Wiener 

Tertiärsektors bildet. Inhaltlich sind dies traditionelle (persönliche und distributive) Dienste, aber auch 

dynamische Segmente im sozialen (Pflegedienste) und unternehmensnahen (Reinigungs-, Siche-

rungsdienste) Bereich. Hier werden wohl auch in Zukunft Beschäftigungschancen für gering qualifizier-

te Arbeitskräfte am Standort zu finden sein, wenngleich mit dem Auslaufen der Übergangsbestimmun-

gen im Dienstleistungshandel mit den angrenzenden neuen Mitgliedstaaten auch hier ein neues Wett-

bewerbsregime eingesetzt hat.  

Jedenfalls ist die sektorale Ausrichtung auf das technologische Spitzensegment in Wien angesichts 

dieses Wandels auch im Vergleich der europäischen Großstädte mittlerweile weit vorangekommen. 

Dies kann anhand einer von Eurostat vorgeschlagenen Klassifikation von "Spitzentechnologie"-

Branchen
17

) gezeigt werden, wobei auch Aussagen zur Entwicklung der Spezialisierung seit der Fi-

nanzmarkt- und Wirtschaftskrise möglich sind (Abbildung 4). 

                                                      

16
) Der Lokationsquotient wird in der Form    

100*:
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mit B dem Aktivitätsindikator (hier: Beschäftigte); j der Branche (hier: Branchentypen) und i der Region (hier: Wien bzw. Öster-

reich) als Quotient aus dem Anteil einer Branche in der Stadt und dem Anteil derselben Branche im Vergleichsraum (hier: 

Österreich) gebildet. Als relatives Konzentrationsmaß nimmt der LQ bei einer dem Vergleichsraum entsprechenden sektora-

len Konzentration der betrachteten Aktivität den Wert 100 an. Werte > 100 weisen auf regionale Spezialisierungen, Werte < 

100 auf einen Minderbesatz der entsprechenden Branche in der Stadt hin.  

17
) Eurostat klassifiziert unter den Industriebranchen die NACE-Abteilungen 21 (Pharmazeutische Erzeugnisse),  

26 (Datenverarbeitungsgeräte, elektronische und optische Erzeugnisse) sowie die Gruppe 30.3 (Luft- und Raumfahrt) als 

"spitzentechnologisch". Dazu kommen die wissensintensiven Dienstleistungsbereiche 59 bis 63 (Filmproduktion, Tele-

kommunikation, Informationsdienste) sowie 72 (F&E).  
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Abbildung 4: Stand und Entwicklung von Spitzentechnologiesektoren 

Beschäftigte in wissensintensiven Diensten und Industriebranchen im Hochtechnologieseg-

ment 2008-2011 

Q: Eurostat, WIFO-Berechnungen. – Abgrenzung auf Nuts 2-Ebene. 

Danach nimmt Wien im Besatz mit Branchen im technologischen Spitzensegment im Vergleich der 

(45) erstrangigen Metropolregionen mit 6,2% der Beschäftigten zuletzt (2011) immerhin Rang 13 ein. 

Dabei hat sich diese Position wegen der auch im internationalen Vergleich geringen Betroffenheit 

Wiens von der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise (Bierbaumer-Polly et al., 2012) in den letzten Jahren 

noch verbessert. Die Stadt ist also selbst im (anspruchsvollen) Vergleich der hochrangigen Metropolen 

Europas (Ø 5,0%) mittlerweile verstärkt auf Branchen im technologischen Spitzensegment ausgerich-

tet, wozu vor allem Branchen im Dienstleistungsbereich, kaum aber hochtechnologische Industrie-

branchen beitragen (Mayerhofer – Fritz, 2013). 

Insgesamt zeigt Wien damit am aktuellen Rand ein Spezialisierungsprofil, das im Vergleich zu den 

Bundesländern, aber auch den anderen Zentren der europäischen Städtehierarchie vergleichsweise 

stark auf technologie- und wissensintensive Branchen sowie solche im Dienstleistungsbereich ausge-

richtet ist. Dies lässt Übersicht 3 erkennen, in der auf klein granulierter Branchenebene Lokationsquo-

tienten zu den (45) erstrangigen europäischen Metropolen und den österreichischen Bundesländern 

gebildet wurden, was Spezialisierungen Wiens im Städtesystem, aber auch in Österreich auf der Ebe-

ne der einzelnen Branchen sichtbar macht.  

Hier lässt ein Vergleich der Auswertungen für Produzierenden Bereich (linkes Panel) und (marktmäßi-

ge) Dienstleistungen (rechtes Panel) zunächst erkennen, dass Wiens Spezialisierung im Tertiärsektor 

nicht auf einige wenige (aber dominierende) Branchen, sondern auf ein strukturell breites Fundament 

aufbaut. Während in Wien nur für 6 der 28 unterscheidbaren Branchen des Produzierenden Bereichs 
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bzw. für 4 der 22 Industriebranchen eine Spezialisierung gegenüber den Metropolregionen und/oder 

Österreich identifiziert werden kann, ist dies im Tertiärbereich für die große Mehrheit der Branchen 

(86%) der Fall.  

Im Produzierenden Bereich sind es dabei nur die Pharmaindustrie (LQ 157,4 bzw. 154,0), die Installa-

tion von Maschinen (144,4 bzw. 129,8) sowie die Energieversorgung (127,9 bzw. 111,6), für die auf 

internationaler wie nationaler Ebene Spezialisierungen sichtbar werden. Zudem findet sich im Ver-

gleich der Großstädte noch für Elektroindustrie und die Herstellung sonstiger Waren (darunter medizi-

nische Geräte) eine relevante regionale Ballung. Alle anderen Produktionsbranchen sind im Vergleich 

zu den erstrangigen europäischen Stadtregionen und (meist noch deutlicher) zu Österreich gering 

besetzt. Vor allem Industriebranchen im Low- und midtech-Bereich (Leder/Schuhe, Textilien, Beklei-

dung) sowie solche mit hoher Flächen- bzw. Umweltintensität (Metallerzeugung, Glas/Keramik) sind in 

der ökonomischen Basis der Stadt kaum noch bedeutend.  
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Übersicht 3: Internationale Spezialisierung der Wiener Stadtwirtschaft 

Lokationsquotienten im Vergleich zu den erstrangigen europäischen Metropolregionen bzw. 

Österreich; Erwerbstätige 2010 bzw. unselbständig Standardbeschäftigte 2012 

 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Eurostat, Structural Business Statistics, WIFO-Berech-

nungen. 

Im Dienstleistungsbereich ist bemerkenswert, dass unter den hier zahlreichen Wiener Stärkefeldern 

komplexe, wissensintensive Dienste einen besonderen Stellenwert einnehmen. So zeigen zum Einen 

alle Teilbranchen des Bereichs Information und Kommunikation (NACE-Abschnitt J) teils deutliche 

internationale wie nationale Spezialisierungen, allen voran die eigentlichen Informationsdienste, deren 

regionale Konzentration in Wien mit einem gegenüber den Vergleichsstädten dreifachen bzw. Öster-

reich 2½-fachen Beschäftigtenbesatz besonders groß ist. Zum anderen sind auch die Teilbranchen 

der freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienste (Abschnitt M) durchgängig in Wien 

spezialisiert, wobei mit Ausnahme der Ingenieurbüros, deren Nachfrage stark vom industriell-

gewerblichen Sektor abhängig ist, vor allem die wissensintensiven Teilbranchen hervorstechen. So ist 

der Bereich Forschung und Entwicklung (LQ 188,7 bzw. 203,2) in Wien (relativ) fast doppelt so stark 

vertreten wie im Durchschnitt der europäischen Metropolen, was Rang 5 in einer von München, Berlin 

und London angeführten Städtehierarchie nach der F&E-Spezialisierung bedeutet. Eine ähnlich mar-
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kante regionale Konzentration ist in der Unternehmensberatung evident (LQ 188,5 bzw. 209,1), klare 

regionale Stärken in Werbung und Marktforschung sowie Rechts-/ Steuerberatung und Wirtschaftsprü-

fung kommen hinzu.  

Ergänzt werden diese klaren Spezialisierungen bei wissensintensiven Diensten, welche nicht zuletzt 

Inputs für die Unternehmen liefern und damit für die Steuerung komplexer Unternehmensstrukturen 

und die Effizienz der regionalen Betriebe von Bedeutung sein sollten, durch Solche in Immobilienwirt-

schaft und Großhandel sowie (im Städtevergleich) Landverkehr und Tourismus. Regionale Konzentra-

tionen bei Unternehmensdiensten mit geringeren Qualifikationsanforderungen (v.a. Abschnitt N) sind 

dagegen zwar auf nationaler Ebene, nicht aber im Vergleich der europäischen Großstädte evident.  

Inwieweit diese damit auch im internationalen Vergleich klare Spezialisierung Wiens auf wissens- und 

damit humankapitalintensive Branchen mit einer ähnlich pointierten funktionalen Spezialisierung auf 

höherwertige Funktionen in der Wertschöpfungskette (innerhalb der Branchen) einhergeht, kann im 

internationalen Vergleich datenbedingt nicht überprüft werden. Im Vergleich der Bundesländer lassen 

Daten aus dem nationalen Mikrozensus zur Berufsstruktur in den Wiener Branchen eine solche Ver-

mutung aber durchaus zu (Übersicht 4). 

So sind Beschäftigte in der Wiener Wirtschaft um fast die Hälfte öfter in akademischen Berufen tätig 

als in Österreich (LQ 149,3). Auch Leitungsberufe (122,0) sowie solche auf Matura-Niveau (109,8) 

finden sich in Wien vermehrt, während Berufe mittleren Qualifikationsniveaus (87,2) sowie Anlernberu-

fe (88,2) seltener sind. Dabei zeigt sich dieses Phänomen für beide großen Wirtschaftssektoren und 

(hier nicht abgebildet) nahezu alle ihre (Teil-)Branchen, kommt aber im sekundären Sektor noch stär-

ker zum Ausdruck - wohl (auch) deshalb, weil die Fragmentierung der Wertschöpfungskette hier schon 

weiter fortgeschritten ist. So sind etwa WissenschaftlerInnen im produzierenden Sektor in Wien um 

zwei Drittel häufiger als in Österreich, in der Wiener Industrie nehmen sie gar einen doppelt so hohen 

Anteil ein. Dagegen finden sich Hilfsarbeitskräfte mit maximal Pflichtschulabschluss in Wiens Produk-

tionsbereichen seltener (LQ 75,6), und generell sind Produktionsberufe hier relativ schwächer vertre-

ten als Dienstleistungsberufe. Insgesamt unterscheiden sich die Berufe in den Wiener Branchen damit 

von jenen in den österreichischen Branchen in einer Weise, die mit einer tendenziellen Spezialisierung 

der Wiener Unternehmen auf höherwertige Funktionen in zunehmend fragmentierten Wertschöp-

fungsketten durchaus vereinbar scheint.  

  



WIENER HERAUSFORDERUNGEN 

19 
ARBEITERKAMMER WIEN 

Übersicht 4: Berufsstruktur in den Wiener Wirtschaftssektoren 

Basis Beschäftigte 2010 

 Alle Branchen Sekundärer Sektor Tertiärer Sektor Industrie 

 Beschäftigten-anteil in % Österreich = 100 

BHG: Berufshauptgruppen: 

     1 Leitungsfunktionen 6,5 122,0 125,5 122,8 132,5 

2 WissenschaftlerInnen 15,1 149,3 165,5 132,2 195,9 

3 TechnikerInnen mit Matura 5,8 100,1 109,1 118,5 112,5 

4 Sonst. Berufe mit Matura 17,2 113,6 114,6 102,7 128,3 

5 Bürokräfte, kaufm. Tät. 16,7 113,6 110,1 106,2 107,5 

6 Dienstleistungsberufe 14,4 94,6 91,6 82,7 113,2 

7 Handwerksberufe 9,8 63,2 98,7 73,3 81,2 

8 Maschinenbedienerinnen 4,4 67,2 74,9 74,0 79,6 

9 Hilfsarbeitskräfte 10,0 88,2 75,6 93,2 92,1 

      Skill-Levels: 

     Akademische Berufe (2) 15,1 149,3 165,5 132,2 195,9 

Maturaniveau (3-4) 23,0 109,8 111,1 105,5 118,3 

Lehr-/Fachschulabschluss (5-8) 45,3 87,2 96,3 88,7 86,7 

Max. Pflichtschule (9) 10,0 88,2 75,6 93,2 92,1 

Keine Zuordnung (1) 6,5 122,0 125,5 122,8 132,5 

 
Q: Statistik Austria; Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. 

 

 

4. KONSEQUENZEN DES WANDELS: AUS- UND 

WEITERBILDUNG ALS ZENTRALE 

HERAUSFORDERUNG 

Insgesamt hat unsere Analyse damit gezeigt, dass der in Wien in den letzten Dekaden durchaus hefti-

ge strukturelle Wandel zu einer sektoralen wie funktionalen Spezialisierung geführt hat, die den Cha-

rakteristika einer Stadtregion mit hohem ökonomischen Entwicklungsniveau und den daraus folgen-

den Standortvorteilen für humankapitalintensive (bzw. lohnkostenextensive) Aktivitäten mit Agglome-

rationsvorteilen angemessen ist. Die Stadt stellt sich als nationales, aber auch europaweit sichtbares 

Dienstleistungszentrum mit klarem Schwerpunkt auf komplexe und wissensintensive Angebote dar, 

Spezialisierungen in öffentlich finanzierten Diensten sowie (punktuell) technologieintensiven Segmen-

ten der Industrie kommen hinzu. Dabei ermöglicht die funktionale und sektorale Ausrichtung der Stadt 

(mit Schwerpunkt auf dispositive Funktionen bzw. wissensintensive Unternehmensdienste) mit ihrer 

Bedeutung für die Steuerung und Kontrolle von Produktionsnetzen im Raum im Verein mit der geo-

graphischen Lage eine durchaus wichtige Rolle als überregionales Zentrum im zentraleuropäischen 

Großraum. Diese Positionierung scheint – neben ihrer Kongruenz mit den Standortbedingungen einer 

Großstadt – auch positiv, weil sie großteils auf Agglomerationsvorteilen (statt natürlichen bzw. Res-

sourcenvorteilen) beruht. Dies stützt die gute regionale Einkommensposition, weil (nur) aus Agglome-

rationsvorteilen Renten entstehen, und unterstützt die mittelfristige Persistenz der erlangten Speziali-

sierungen, weil bei externen Größenvorteilen aus der Ballung einschlägiger Unternehmen etablierte 
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Zentren mit hoher Angebots- und Informationsdichte Wettbewerbsvorteile gegenüber neuen Wettbe-

werbern haben.  

Strukturpolitisch wird es angesichts der gezeigten Ausrichtung Wiens jedenfalls sinnvoll sein, konse-

quent und kontinuierlich an der weiteren Verbesserung der Standortbedingungen für innovations- und 

wissensbasierte Branchen und Funktionen zu arbeiten. Dies bedeutet weitere Investitionen in ein 

schlagkräftiges regionales Innovations- und Forschungssystem, moderne Infrastrukturen und eine 

hochrangige Einbindung in internationale (Personen-)Verkehrs- und Telekommunikationsnetze, sowie 

einen konsequenten Einstieg in den internationalen Wettbewerb um Hochqualifizierte. Vor allem aber 

werden konsequente Maßnahmen im regionalen Aus- und Weiterbildungssystem notwendig sein, um 

die gezeigte strukturelle Positionierung Wiens in Hinblick auf die Verfügbarkeit der dazu notwendigen 

Humanressourcen abzusichern, und gleichzeitig möglichst vielen Wiener/innen eine Teilhabe an den 

daraus folgenden Beschäftigungs- und Einkommenschancen zu erlauben.  

Abbildung 5: Entwicklung des Qualifikationsniveaus in Wien und Österreich 

In % der erwerbsfähigen Bevölkerung (25-64 Jahre) 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

Tatsächlich hält die Verbesserung der Wiener Bildungsstruktur mit dem gezeigten rasanten Struktur-

wandel zu wissens- und damit humankapitalintensiven Aktivitäten derzeit kaum Schritt (Abbildung 5). 

Zwar hat sich der Anteil von Personen mit Tertiärausbildung in Wiens erwerbsfähiger Bevölkerung in 

den beiden letzten Dekaden von (1991) nur 10,7% auf zuletzt 22,4% verdoppelt, was angesichts er-

heblicher Defizite im Vergleich der europäischen Großstädte
18

) auch notwendig war. Gleichzeitig ist 

der Anteil der Erwerbspersonen mit höchstens Pflichtschulabschluss aber nur sehr schwach zurück-

gegangen, sodass die Stadt (bei pointiert skill-intensiver Beschäftigungsnachfrage) zuletzt den zweit-

höchsten Anteil Geringqualifizierter unter den Bundesländern aufweist (23,0%; Österreich 19,4%). 

                                                      

18
) Der Anteil der Hochqualifizierten (ISCED 5 und 6) unter den Beschäftigten lag in Wien 2012 nicht höher als im Durchschnitt 

der EU-Regionen und niedriger als im Durchschnitt der (45) hochrangigen europäischen Metropolregionen (Mayerhofer - 

Fritz, 2013). 
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Nicht zuletzt wegen dieser geringen "Aufwärts-Mobilität" niedrig Qualifizierter ist Wien auch das einzi-

ge Bundesland, in dem der Anteil von Personen mit sekundärer Ausbildung mittelfristig abgenommen 

hat – eine Erosion mittlerer und höherer Fachqualifikationen, die (auch) in Wien das Rückgrat des 

Arbeitskräftepotentials bilden.  

Insofern ist der persistent hohe Anteil Geringqualifizierter in Wien (auch) ein Problem der regionalen 

Wettbewerbsfähigkeit, Konsequenzen für den regionalen Arbeitsmarkt und individuelle Kosten für die 

Bildungsbenachteiligten kommen hinzu: So liegt die Arbeitslosenquote Geringqualifizierter in Wien 

2012 mit 18,6% bei den Frauen und 24,4% bei Männern bei steigender Tendenz deutlich höher als in 

Österreich (13,2% bzw. 16,0%), ihre Arbeitslosigkeit ist damit rund doppelt so hoch wie im Durch-

schnitt der Wiener Arbeitnehmer/innen und etwa vier Mal so hoch wie bei Wiener Akademiker/innen. 

Dies, obwohl auch die Erwerbsquote Geringqualifizierter ungleich niedriger ist als bei anderen Bevöl-

kerungsgruppen (OECD, 2012). Österreichweit lag sie 2010 bei nur 60,5% und damit um fast 

30 Prozentpunkte niedriger als bei Personen mit tertiärem Abschluss (87,5%), was zusammen mit 

individuell deutlich niedrigeren Einkommen
19

) auch ein ungleich höheres Armutsrisiko impliziert. 

Damit sollte das bildungspolitische Ziel, den Anteil Geringqualifizierter weiter zu senken, nicht zuletzt 

wegen des gezeigten Strukturwandels mit tendenziell rückläufiger Nachfrage nach diesen Qualifikatio-

nen einen zentralen Stellenwert einnehmen. Gerade in Wien mit seiner stark durch internationale Zu-

wanderung geprägten demographischen Entwicklung wird dieses Ziel freilich nur mit einem Ausbil-

dungssystem umsetzbar sein, das es jedem Schüler bzw. jeder Schülerin unabhängig von sozialer 

und/oder ethnischer Herkunft erlaubt, sein/ihr intellektuelles Potential auszuschöpfen. Übertrittsdaten 

an den wesentlichen Schnittstellen des Bildungssystems lassen hier schon derzeit erhebliche Proble-

me erkennen (Abbildung 6). 

Nachteile für Jugendliche mit nicht-deutscher Umgangssprache zeigen sich hier schon am Übergang 

von der Volksschule zur weiterführenden Schule, weil der Übertritt in eine Hauptschule bzw. neue 

Mittelschule in Wien (anders als in allen anderen Bundesländern) nur noch für diese Gruppe die Regel 

ist (58,9%, deutsche Umgangssprache 41,9%), und ein anschließender Übertritt von der Hauptschule 

in eine maturaführende Schule in Wien weniger häufig stattfindet. In der Folge liegt der Anteil der 14-

Jährigen ohne Abschluss der Pflichtschule in Wien bei nicht-deutscher Umgangssprache ungleich 

höher (8,6%, andere 3,5%), auch treten nicht-deutschsprachige Abgänger/innen einer Polytechni-

schen Schule öfter nicht in einen Ausbildungsgang der Sekundarstufe II über (36,2% bzw. 22,8%). 

Hier sind vor allem Unterschiede im Übergang in die Berufsschule – und damit in das duale System – 

enorm (nicht-deutsche Umgangssprache 37,5%; andere 62,6%), und letztlich ist auch die insgesamt 

erschreckend hohe Abbruchrate in der beruflichen mittleren Schule (59,0%) verstärkt durch das Schei-

tern nicht-deutschsprachiger Schüler/innen bedingt (66,2%).  

  

                                                      

19
) Nach Daten des Rechnungshofs (2012) lag der Median der Bruttojahreseinkommen bei Vollzeitbeschäftigung für Personen 

mit höchstens Pflichtschulabschluss 2011 bei € 30.224 (Männer) bzw. € 24.297 (Frauen). Dies bedeutet einen Einkom-

mensrückstand von etwa einem Viertel gegenüber Absolventen/innen mittlerer Schulen, Akademiker/innen waren im Medi-

an um mehr als 90% besser bezahlt als Geringqualifizierte.  
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Abbildung 6: Übertrittsdaten an wesentlichen Schnittstellen des Bildungssystems 

Q: Statistik Austria. 

All dies ist eine Vergeudung von Talenten und kann jene ökonomischen Vorteile ernstlich gefährden, 

welche für Wien als deutlich wachsende und vergleichsweise "junge" Stadt aus der demographischen 

Entwicklung in einem durch Alterung und rückläufigem Erwerbspotential geprägten europäischen Um-

feld grundsätzlich zu erwarten sind. Kern begleitender Maßnahmen zum strukturellen Wandel in Wien 

müssen damit weitere Investitionen, aber auch Reformen im regionalen Aus- und Weiterbildungsbe-

reich sein – zur Sicherung der Grundlagen einer auch weiter wissensbasierten Wirtschaftsentwicklung 

im Bereich der Humanressourcen, aber auch, um eine verstärkte Polarisierung der Beschäftigungs- 

und Einkommenschancen im Zuge dieser Entwicklung zu vermeiden. Dabei wären verbliebene Defizi-

te bei Hochqualifizierten anzugehen, aber auch das Ziel zu verfolgen, eine weitere Senkung des An-

teils gering qualifizierter Erwerbspersonen in die Wege zu leiten und damit verbunden eine solide Ver-

sorgung mit mittleren beruflichen Qualifikationen sicher zu stellen.  

Die Breite dieser Zielsetzung und die Komplexität ihrer Umsetzung erfordern mehr als einige wenige 

punktuelle Maßnahmen. Nötig ist nichts weniger als eine breite Qualifizierungsoffensive, die alle rele-

vanten Träger des Aus- und Weiterbildungssystems einbezieht und versucht, wesentliche Weichen an 

den Schnittstellen des Bildungssystems in Richtung einer Verbesserung der regionalen Qualifikations-

struktur (neu) zu stellen. Dies wäre der wohl entscheidende Schritt, um die – durchaus günstige – 

strukturelle Positionierung Wiens im nationalen wie internationalen Kontext auch für die Zukunft abzu-

sichern.    
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PETER HUBER:
20

  

NEUE SOZIALE RISIKEN AM WIENER 

ARBEITSMARKT 

1. EINLEITUNG 

In der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Literatur besteht zunehmende Übereinstimmung dar-

über, dass die rasanten technologischen und sozialen Veränderungen des ausgehenden 20. und be-

ginnenden 21. Jahrhunderts wie zum Beispiel der technologische Wandel, die zunehmende Alterung 

der Bevölkerung, die Globalisierung, die zunehmende Tertiärisierung und auch Atypisierung der Ar-

beitswelt aber auch die geänderten persönlichen Rahmenbedingungen, die durch die zunehmende 

Erwerbsbeteiligung der Frauen, geänderte Familienstrukturen und neue Konsumgewohnheiten ge-

schaffen wurden, abgesehen von zusätzlichen Chancen auch neue soziale Risiken geschaffen haben.  

So hat sich die Arbeitskräftenachfrage in den meisten industrialisierten Ländern (getrieben durch Aus-

lagerungsprozesse aus der Sachgüterproduktion und geänderte Konsumgewohnheiten) in den letzten 

Jahrzehnten merklich in Richtung der Dienstleistungen verschoben. Dies hat unter anderem zu einem 

merklich anderen Verhalten des Niedriglohnsektors geführt. Während die niedrig qualifizierten Arbeits-

kräfte im Niedriglohnsektor in früheren Zeiten zumeist in der Industrie arbeiteten und somit mit lang-

fristigen Produktivitäts- und damit auch Lohnsteigerungen rechnen konnten, sind ähnlich hohe Pro-

duktivitäts- und damit auch Lohnzuwächse in vielen Bereichen des traditionellen Dienstleistungssek-

tors kaum zu erreichen (z. B. Clasen-Cegg, 2006).  

Gleichzeitig haben der technologische Wandel und Globalisierungstendenzen die Arbeitskräftenach-

frage auch innerhalb der einzelnen Wirtschaftssektoren immer stärker in Richtung der Hochqualifizier-

ten verschoben und gerade Bereichen mit niedrigen Qualifikationen und Löhnen zu einer wachsenden 

Zahl an prekären, fragmentieren und/oder atypischen Beschäftigungsverhältnissen geführt (z.B. Eppel 

– Leoni 2013). Das traditionelle Beschäftigungsmodell der Industriearbeiterschaft, dem das herr-

schende Sozialversicherungsmodell zugrunde liegt, gilt damit für eine immer größere Zahl an Arbeits-

kräften nicht mehr (Bonoli, 2007). Zwar bieten diese atypischen Beschäftigungsformen einer Reihe 

von Personen, die ansonsten wohl gänzlich aus dem Arbeitsmarkt gefallen wären, eine Beschäfti-

gungschance. Dennoch stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob es den in diesen Beschäf-

tigungsverhältnissen Arbeitenden langfristig gelingen kann eine adäquate soziale Absicherung (zum 

Beispiel für die Pensionsvorsorge) zu erhalten (Mayrhuber et al., 2012). 

Ähnlich kam es auch auf der Arbeitskräfteangebotsseite zu erheblichen Verschiebungen. Insbe-

sondere sind hier die in den letzten Jahrzehnten gestiegene Frauenerwerbsbeteiligung sowie der star-

ke Anstieg des Angebots an ausländischen Arbeitskräften zu erwähnen. Ersteres, hatte als primären 

positiven Effekt eine stärkere wirtschaftliche Unabhängigkeit der Frauen zur Folge. Gleichzeitig kam 

                                                      

20
 Peter Huber ist Regionalreferent am österreichischen Institut für Wirtschaftsforschung und arbeitet dort zu Arbeitsmarktthe-

men und zu Fragen der europäischen Integration. Nach dem Studium der Volkswirtschaftslehre an der Wirtschaftsuniversi-

tät Wien besuchte er den postgradualen Lehrgang des Instituts für höhere Studien und arbeitete dort als Forschungsassis-

tent. 1999 wechselte er an das WIFO. Im Verlauf seiner Karriere unterrichtete er unter anderem an der Wirtschaftsuniversi-
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es aber zu keiner Angleichung der Belastung mit unbezahlter Hausarbeit zwischen Männern und 

Frauen. Resultat waren verstärkte Doppelbelastungen weiblicher ArbeitnehmerInnen und ein, mit ei-

ner zunehmenden Erosion traditioneller Familienstrukturen verbundener, Anstieg der AlleinerzieherIn-

nen und -verdienerInnen in prekären Einkommensverhältnissen (Eppel - Leoni, 2011). Die Zuwande-

rung ausländischer Arbeitskräfte führte hingegen zu zunehmenden Herausforderungen bei der In-

tegration von ArbeitnehmerInnen mit anderem kulturellen Hintergrund und anderer Sprache in den 

Arbeitsmarkt.  

Städte waren bei vielen dieser Entwicklungen (zum Beispiel Globalisierung, Tertiärisierung und Zu-

wanderung) Vorreiter, oder wichen (wie zum Beispiel der Alterung der Bevölkerung) deutlich von der 

Entwicklung anderer Regionen ab. Darüber hinaus unterscheiden sich städtische Arbeitsmärkte aber 

durch ihre – aufgrund intensiver Pendelbeziehungen mit dem Umland, der Zuwanderung, den immer 

wieder auftretenden Unternehmensverlagerungen und Zuströmen von ausländischen Direktinvestitio-

nen – größere Offenheit und ihre höhere Arbeitsplatzdichte von anderen Regionen (Bartik - Eberts, 

2006). Aufgrund ihrer Offenheit stellen sich in Stadtregionen Fragen der regionalen Zusammenarbeit 

in der Arbeitsmarktpolitik als wesentlich dringlicher dar als anderswo. Aufgrund der hohen Arbeits-

marktdichte bieten Städte einerseits – wegen der großen Zahl an Arbeitsplätzen auf kleinem Raum – 

oftmals gute Bedingungen für Arbeitssuchende. Andrerseits birgt diese hohe Dichte aber immer auch 

die Gefahr von Segregation und Dualisierungstendenzen am Arbeitsmarkt, da hier durch die Interakti-

on von Wohn- und Arbeitsortentscheidungen auf kleinem Raum zusätzliche Möglichkeiten zur Aus- 

bzw. Abgrenzung unter sozialen Gruppen entstehen.  

Diese Besonderheiten von Arbeitsangebot und -nachfrage in Städten führen auch zu spezifischen 

Herausforderungen an die sozialen Sicherungssysteme und die städtische Arbeitsmarktpolitik. Ziel 

dieses Artikels ist es anhand eines kurzen und selektiven Literaturüberblicks die Besonderheiten des 

Wiener Arbeitsmarktes herauszuarbeiten und die daraus resultierenden spezifischen Arbeitsmarkt-

probleme zu diskutieren.
21

) Wien ist dabei eine besonders interessante Fallstudie, weil Wien es auf-

grund seiner Lage an der Grenze zu den ehemaligen Ländern des COMECON besonders stark von 

den geänderten Rahmenbedingungen des internationalen Standortwettbewerbes und der Globalisie-

rung betroffen war, und sich außerdem gerade in Wien die Arbeitslosenquoten mit dem Einsetzen der 

oben beschriebenen Prozesse besonders erhöhten.
22

) Dadurch lässt sich das Zusammenspiel von 

Arbeitskräfteangebots- und –nachfrageseitigen Entwicklungen in städtischen Räumen anhand dieses 

Beispiels besonders gut illustrieren. 

                                                      

21
) Der Vergleich zu anderen Bundesländern wird vor allem aufgrund seiner wirtschaftspolitischen Relevanz gewählt. Während 

aus regionalökonomischer Sicht ein Vergleich mit anderen europäischen Großstädten vorzuziehen wäre (siehe Mayerhofer 

(2010) für einen solchen Vergleich), verdeutlicht dieser, die spezifischen Standortbedingungen Wiens und die daraus resul-

tierenden unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Notwendigkeiten. 

22
) In Wien war die Arbeitslosenquote bis in die 1980er Jahre geringer als im österreichischen Durchschnitt. In den 80er Jahren 

erhöhte sie sich allerdings fortlaufend und liegt seit 1987 durchgängig über dem österreichischen Durchschnitt. Seit 2002 ist 

sie – mit der kurzen Unterbrechung des Krisenjahres 2009 und des unmittelbaren Nachkrisenjahre 2010 – sogar die höchs-

te unter allen österreichischen Bundesländern. 
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2. STRUKTURELLE BESONDERHEITEN DES 

WIENER ARBEITSMARKTES 

2.1 Arbeitskräfteangebot: Demographie, Wanderung und Offenheit des 

Arbeitsmarktes 

Wien unterscheidet sich hinsichtlich all der oben genannten Arbeitskräfteangebots- und -

nachfrageseitigen Faktoren von allen übrigen Bundesländern in Österreich. Auf der Angebotsseite 

sind hier zunächst Besonderheiten der Familien- und Haushaltstrukturen zu nennen. Die durchschnitt-

liche Haushaltsgröße der Wiener Haushalte lag laut Statistik Austria im Jahr 2012 in Wien bei 1,99 

Personen (in Österreich aber bei 2,45) und der Anteil der alleinerziehenden Familien (Ein-Eltern Fami-

lien mit Kindern unter 15 Jahren) an der lag bei 7,8%, während sie in Österreich bei 5,2% lag. Dem-

entsprechend sind in Wien auch die AlleinerzieherInnen, die durch ein geringere Erwerbsbeteiligung 

und höhere Armutsgefährdung geprägt ist (Zartler et al., 2011) eine arbeitsmarkpolitisch relevantere 

Zielgruppe als in den meisten anderen Bundesländern. Dies ist insbesondere für das Ziel der Verrin-

gerung der Zahl der so genannten Working Poor von Bedeutung. Zu diesen zählen laut Riesenfelder 

et al. (2011a) in Wien mittlerweile (2008) beinahe 10.000 Personen.
23

 Rund 13% dieser Working Poor 

sind AlleinerzieherInnen. 

Das herausragende und in der Literatur am häufigsten diskutierte demographische Merkmal des Ar-

beitskräfteangebots in Wien ist aber die Altersstruktur der Wohnbevölkerung. Wien ist mittlerweile 

durch eine deutlich jüngere Bevölkerung als im übrigen Österreich gekennzeichnet. Insbesondere die 

20 bis 39-Jährigen sind hier überrepräsentiert (Abbildung 1) und Wien ist auch das einzige Bundes-

land Österreichs, in welchem nach vorliegenden Bevölkerungsprognosen der Anteil der jungen Bevöl-

kerung bis ins Jahr 2025 noch zunehmen wird. Damit ist Wien von der Alterung der Bevölkerung deut-

lich weniger stark betroffen als alle anderen österreichischen Bundesländer (Lassnig et al., 2008; Hu-

ber, 2010; Mayerhofer et al., 2010). Eine Konsequenz dieser demographischen Entwicklung ist, dass 

sich in Wien im Vergleich zum übrigen Österreich recht unterschiedliche Anforderungen an die Ent-

wicklung der öffentlichen Bildungsinfrastruktur aber auch der Betreuungsinfrastruktur für Ältere und 

Kinder ergeben.
24

)  

Die Hauptursache für die jüngere Bevölkerung in Wien ist die Zuwanderung. Diese wird sowohl durch 

die Binnenwanderung als auch durch die Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte getrieben. Im Jahr 

2011 waren laut Daten von Statistik Austria 30,6% der in Wien wohnhaften Personen im Ausland ge-

boren, während es im Bundesdurchschnitt nur 15,7% waren. Abgesehen vom höheren Anteil der im 

Ausland Geborenen zeigen sich hier auch erhebliche Unterschiede in der Geburtsland- und Bildungs-

struktur und auch der Aufenthaltsdauer der ausländischen Arbeitskräfte. Insbesondere ist die Geburts-

landstruktur der im Ausland geborenen in Wien deutlich breiter gefächert als im übrigen Österreich. 

Auch sind in Wien wohnhaften MigrantInnen (mit einem AkademikerInnenanteil von über 20%) etwas 

besser ausgebildet als im übrigen Österreich, obwohl auch hier rund 30% nur einen Pflichtschulab-

schluss haben (Huber - Nowotny 2011). Die Bildungsstruktur der im Ausland geborenen Bevölkerung 

                                                      

23
) Dies entspricht einer Verdoppelung gegenüber 2001 

24
) So gehen einschlägige Prognosen zum Beispiel davon aus, dass in Wien im nächsten Jahrzehnt mit dem stärksten Anstieg 

der Nachfrage nach höheren Schulen gerechnet werden kann (z.B. Schlögl et al., 2008). 
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in Wien ist daher im Vergleich zum übrigen Österreich vor allem stärker bi-polar. Einem hohen Aka-

demikerInnenanteil steht auch ein hoher Anteil an PflichtschulabsolventInnen gegenüber.
25

) 

Abbildung 1: Altersstruktur der Bevölkerung Wiens und Österreichs 2012 

Anteil an der Bevölkerung in % 

Q: Statistik Austria. 

Obwohl einige internationale Studien (z.B. Brunow – Brenzel, 2012; Niebuhr, 2010) zeigen, dass eine 

erhöhte Diversität durchaus auch positive Auswirkungen auf die Innovationskraft und das Wachstum 

einer Region haben können, deuten Studien zur Situation von MigrantInnen in Wien (Biffl et al., 2008; 

Mandl et al., 2005; Littig, 2008; Enzenhofer et al., 2007; Riesenfelder et al., 2011; Huber – Nowotny, 

2011) auf eine nicht unproblematische Arbeitsmarktintegration der MigrantInnen hin. Eine Fülle von 

Benachteiligungen sowohl der ersten als auch der zweiten Generation der ZuwanderInnen sind hin-

sichtlich Einkommen, Beschäftigungschancen, Anerkennung von Qualifikationen und Bildungsbeteili-

gung evident. So lag die Arbeitslosenquote der ausländischen Arbeitskräfte (nach nationaler Messme-

thode) im Jahr 2012 in Wien bei 12,9% (gegenüber 8,6% für InländerInnen). Im österreichischen 

Durchschnitt war die Arbeitslosenquote der AusländerInnen 9,8% gegenüber 6,5% bei den Inlände-

rInnen. Ähnlich sind auch die Erwerbstätigenquoten der im Ausland Geborenen sowie von Personen 

mit Migrationshintergrund
26

) in Wien – ebenso wie im gesamten Bundesgebiet – durchwegs niedriger 

als unter den im Inland Geborenen (Abbildung 6). 

Neben der Zuwanderung aus dem Ausland ist Wien auch eine Zuwanderungsregion innerhalb Öster-

reichs und vor allem auch eine Einpendelregion. Die Wanderungen aus den und in die anderen Bun-

desländer tragen dabei ebenfalls zur Verjüngung der Bevölkerung Wiens bei. Laut österreichischer 

Wanderungsstatistik verlagerten im Jahr 2011 rund 31.600 Personen ihren Hauptwohnsitz von einem 

                                                      

25
) Dies hängt unter anderem auch mit der diverseren Geburtslandstruktur der im Ausland geborenen Bevölkerung in Wien 

zusammen, da ZuwanderInnen aus verschiedenen Ländern sehr unterschiedliche Bildungsstrukturen aufweisen (Huber - 

Nowotny, 2011). 

26
) Dies sind Personen, deren beiden Elternteile im Ausland geboren sind. 
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anderen Bundesland nach Wien, während rund 30.100 Personen aus Wien wegzogen (Statistik Aus-

tria, 2012). Der Migrationssaldo war daher insgesamt leicht positiv. Allerdings ist dies nur auf das 

Wanderungsverhalten der 15 bis 29-Jährigen zurückzuführen. In diesen Altersgruppen wanderten 

netto rund 7.000 Personen zu während der Wanderungssaldo in allen anderen Altersgruppen negativ 

war. Bei den nach Wien (sowohl aus dem In- und Ausland) zuwandernden Bevölkerungsschichten 

handelt es sich also zumeist um junge Personen.  

Bei der in den letzten Jahren ebenfalls deutlich gestiegenen Zahl der aus Wien abwandernden Perso-

nen handelt es sich hingegen zumeist um wohlhabendere Personen (Bauer-Wolf et al., 2003) mit ei-

nem höheren Bildungsstand (Lassnig et al., 2008). Viele dieser aus Wien abwandernden Arbeitskräfte 

bleiben dem Wiener Arbeitsmarkt allerdings weiterhin als EinpendlerInnen erhalten. Laut einer Studie 

von Riesenfelder (2011) pendelten im Jahr 2009 rund 317.500 Arbeitskräfte (oder 37% der Beschäf-

tigten am Arbeitsort) nach Wien ein, während rund 192.000 (oder 26% der Beschäftigten am Wohnort) 

aus Wien in andere Bundesländer auspendelten. Allerdings deutet hier einiges eher auf einen Verlust 

an Humankapital durch Pendelbewegungen hin. Laut Riesenfelder (2011) sind 15,1% der Einpendle-

rInnen nach Wien AkademikerInnen, während 32,3% der Auspendlerinnen aus Wien einen abge-

schlossenen Hochschulabschluss haben. Aus Wien pendeln damit mehr AkademikerInnen (62.000) 

aus als ein (48.000). Einpendler sind hingegen zu 47,4% Personen mit mittlerer (Lehr- oder BMS-) 

Ausbildung, während der Anteil dieser Personen an den AuspendlerInnen nur 30,9% beträgt (Riesen-

felder, 2011).
27

) 

Insgesamt ist die Wiener Bevölkerung auch im Durchschnitt besser ausgebildet als im österreichi-

schen Durchschnitt: Die Bildungsexpansion der letzten Jahrzehnte führte aber in Wien – nicht zuletzt 

aufgrund der Zuwanderung – zu einem etwas schwächeren Strukturwandel als im übrigen Österreich. 

In Gesamtösterreich wirkte sie sich im Zeitraum 1995 bis 2011 vor allem auf den Anteil der Bevölke-

rung ab 15 Jahren
28

 mit maximal Pflichtschulabschluss aus. Dieser sank laut Daten der Arbeitskräf-

teerhebung von Statistik Austria von 33% auf 26%. Auf der anderen Seite gab es einen Anstieg in 

allen anderen Bildungskategorien, insbesondere bei den LehrabsolventInnen und den Akademike-

rInnen (von 5% auf 11%).
29

) In Wien war dieser Strukturwandel insbesondere bei den Geringqualifi-

zierten langsamer. Der Anteil der PflichtschulabsolventInnen sank im Zeitraum zwischen 1995 und 

2012 von 27% auf 23%. Der Anteil der AkademikerInnen erhöhte sich – vor allem zu Lasten des 

Rückganges der Personen mit Lehrausbildung – von 11% auf 18%. 

 

2.2 Arbeitskräftenachfrage: Strukturwandel, Tertiärisierung und 

Atypisierung 

Auf der Arbeitskräftenachfrageseite war Wien hingegen in den letzten Jahrzehnten durch erhebliche 

Tertärisierungstendenzen geprägt (siehe dazu Mayerhofer in diesem Band). Mitte der 1990er Jahren 

arbeiteten noch 15% der unselbständig Beschäftigten in der Sachgüterproduktion. 2012 waren es nur 

noch 8% (Abbildung 1) und selbst unter den in der Wiener Sachgüterproduktion Beschäftigten, arbei-

teten 2006 bereits 59,6% in Dienstleistungsberufen (Mayerhofer, 2007). In Österreich ging der Anteil 

der in der Sachgüterproduktion Beschäftigten im selben Zeitraum hingegen nur um 4,4 Prozentpunkte 

zurück, auch arbeiteten 2006 nur 44,8% der in der Sachgüterproduktion Beschäftigten in Dienstleis-

                                                      

27
) Ähnliche Resultate finden sich auch in Fritz et al. (2006). 

28
) Für ähnliche Zahlen für die 25 bis 44 jährigen siehe den Beitrag von Mayerhofer in diesem Band. 

29
) Eischränkend ist hier zu bemerken, dass einerseits die rasante Entwicklung bei den AkademikerInnen durch den Ausbau der 

Fachhochschulen unterstützt wurde und es andrerseits 2004 zu einer Umstellung der Arbeitskräfteerhebung gekommen ist, 

was die Vergleichbarkeit der Daten verringert. 
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tungsberufen. Der Wiener Arbeitsmarkt ist daher in weiten Teilen durch Dienstleistungsbranchen und -

berufe geprägt. 

Abbildung 2: Sektorale Beschäftigungsentwicklung in Wien und Österreich 1995 - 2012 

1995 = 100 

Wien Österreich 

  

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WIFO-Berechnungen. 

Eine Konsequenz dieser Tertiärisierung der Arbeitskräftenachfrage ist eine hohe Teilzeitbe-

schäftigung. Laut Ergebnissen der Arbeitskräfteerhebung 2011 waren in Wien 25,7% aller Arbeitskräf-

te teilzeitbeschäftigt. Dies war gemeinsam mit Tirol die höchste Teilzeitquote unter den Bundesländern 

Österreichs.
30

) Ähnlich ist auch die Zahl der geringfügig Beschäftigten, die in Wien traditionell immer 

eine geringere Rolle spielte als im restlichen Bundesgebiet, in den letzten Jahren deutlich angestie-

gen. Im Jahr 2012 wuchs die Zahl der geringfügig Beschäftigten in Wien mit +5,6% mehr als doppelt 

so rasch als im österreichischen Durchschnitt. Damit lag der Anteil der geringfügig Beschäftigten an 

allen Beschäftigten 2012 (mit 8,4%) erstmalig in der Geschichte über dem österreichischen Durch-

schnitt (von 8,3%). 

Dieser rasche Anstieg der atypischen Beschäftigungsformen in Wien wurde in einer Reihe von Stu-

dien analysiert. In der wohl umfassendsten untersuchen Kaupa et al. (2005) verschiedene Formen der 

atypischen Arbeit. Nach ihren Ergebnissen sehen die geringfügig Beschäftigten in Wien zu einem 

großen Teil (von rund 34%) diese Beschäftigungsform als eine Durchgangsphase, die sie mit der Per-

spektive einer Änderung in Zukunft in Kauf nehmen, oder als eine Möglichkeit ihre persönlichen Frei-

heitsspielräume zu nutzen. Allerdings finden sich rund 18% der geringfügig Beschäftigten in Wien in 

einer sehr prekären finanziellen Situation. Weitere 16% empfinden die Arbeitsbedingungen in dieser 

Beschäftigungsform als belastend, sehen aber nur wenige Perspektiven, um aus dieser Situation zu 

entkommen. Ähnlich liegt der Anteil der Beschäftigten, die durch eine hohe Zufriedenheit und gute 

finanzielle Absicherung gekennzeichnet ist, bei den Freien DienstnehmerInnen bei rund 33%, wäh-

rend der Anteil der Personen mit einer prekären finanziellen Situation bei 13% und jener der resigna-

tiven Beschäftigten bei 16% liegen. 

Insgesamt sind die persönlichen Lebensumstände der atypisch Beschäftigten in Wien somit durch 

eine große Heterogenität geprägt, die oftmals durch sehr unterschiedliche Motivlagen zur Aufnahme 

einer solchen Arbeit bedingt sind. Dies wird auch durch Studien belegt, die im Unterschied zu Kaupa 

et al. (2005) stärker auf das am Arbeitsmarkt beobachtbare Verhalten der atypisch Beschäftigten ab-

stellen. So arbeiteten laut Huber - Mayerhofer (2005) rund ein Fünftel der geringfügig Beschäftigten, 

                                                      

30
) Auffallend an der Teilzeitbeschäftigung am Wiener Arbeitsmarkt ist dabei die im Österreichvergleich deutlich ausgewogenere 

Geschlechterstruktur. Während laut Arbeitskräfteerhebung von Statistik Austria 2011 mittlerweile 44% der Frauen in Öster-

reich angeben teilzeitbeschäftigt zu sein, waren es in Wien bei den Frauen nur 38,4%. Unter den Männern waren hingegen 

in Wien 14,0% teilzeitbeschäftigt, während es im österreichischen Durchschnitt 8,9% waren.  
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die nur diese Erwerbsform als Basis ihres Arbeitseinkommens hatten, mehr als 4 Jahre durchgängig in 

dieser Erwerbsform. Dies weist auf potentielle sozialpolitische Probleme hin. Dagegen lag die Be-

schäftigungsdauer bei weiteren 40% der geringfügig Beschäftigten bei unter einem Jahr und stellte 

somit eine Übergangssituation zwischen dem atypischen und typischen Arbeitsmarkt dar. Die Tertiäri-

sierung auf Sektor-Ebene wurde dabei durch noch stärkere Nachfrageverlagerungen auf der darunter-

liegenden Branchenebene begleitet (siehe Mayerhofer in diesem Band), die durch ein starkes Kom-

men und Gehen unter den ArbeitgeberInnenn begleitet war. Laut Huber (2007) wurden in Wien im 

Zeitraum 1995 bis 2005 (nach Niederösterreich) anteilsmäßig die zweitmeisten Unternehmen in Öster-

reich gegründet, wobei aber die Überlebensquote der neu gegründeten Kammermitglieder in Wien die 

niedrigste unter allen Bundesländern ist und Wien auch überdurchschnittliche Schließungsquoten 

aufweist. Diese Kombination aus hohen Gründungs- und Stilllegungsraten auf Unternehmensebene ist 

auch für die Erklärung der Arbeitslosigkeit in Wien relevant. Erstens trägt dies zu einem hohen Um-

schlag an Beschäftigungsverhältnissen und Arbeitsplätzen (siehe dazu unten) bei. Zweitens sind ge-

rade die durch Betriebsschließungen erfassten Arbeitskräfte eine von Arbeitslosigkeit besonders stark 

betroffene Gruppe. Laut Huber (2007) sinkt die Beschäftigungswahrscheinlichkeit einer Person, die 

von einer Betriebsschließung erfasst wird, ein Quartal nach dem schließungsbedingten Beschäfti-

gungsverlust stärker ab als unter Personen, die ihren Arbeitsplatz aus anderen Gründen verloren.
31

) 

Abbildung 3: Bildungsstruktur der Bevölkerung und der Erwerbstätigen in Wien und Öster-

reich 

Anteile in % 

Q: Statistik Austria, Arbeitskräfteerhebung 2011. 

Darüber hinaus führte dieser Branchenstrukturwandel aber auch zu auffälligen Verschiebungen in der 

Berufs- und Qualifikationsstruktur der Beschäftigten Wiens. Im Vergleich zu Österreich ist in Wien 

                                                      

31
) Überdies ist die Betriebsstruktur in Wien durch eine überdurchschnittlich hohe Anzahl an Großbetrieben mit mehr als 250 

Beschäftigten gekennzeichnet. Dieser steht aber auch eine überdurchschnittlich große Zahl an Kleinst- bzw. Einpersonen-

unternehmen gegenüber. Dies hat ebenfalls Auswirkungen auf die Arbeitsmarktsituation in Wien, da kleine Betriebe oftmals 

unsicherere und überdies auch schlechter bezahlte Arbeitsplätze anbieten als Großbetriebe. 
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dabei der Anteil der Beschäftigten mit Lehrabschlüssen – aufgrund der erheblich stärkeren Tertiärisie-

rung der Wirtschaftsstruktur – deutlich geringer als im übrigen Österreich, während der AkademikerIn-

nenanteil unter den Beschäftigten höher ist. Die Unterschiede im Anteil der Geringqualifizierten und 

der Hilfsarbeitskräfte an den Beschäftigten zwischen Wien und Österreich fallen hingegen eher gering 

aus. Hier liegt der Anteil an den Beschäftigten in Wien mittlerweile sogar etwas über dem Bundes-

durchschnitt. Der Anteilsverlust in der Lehre und der Anteilsgewinn der AkademikerInnen waren dabei 

in Wien in den letzten eineinhalb Jahrzehnten deutlich stärker ausgeprägt als im übrigen Österreich. 

Eher weniger stark ausgeprägt ist der Anteilsverlust bei den gering qualifizierten Beschäftigten mit 

maximal Pflichtschulabschluss.  

Der Strukturwandel der Beschäftigung nach Qualifikationen, wird durch zwei Prozesse getrieben. Ers-

tens verändert der Branchenstrukturwandel in Richtung der Branchen mit höherer Skill-Intensität auch 

die Beschäftigungsstruktur in Richtung höher qualifizierter Beschäftigung. Zweitens erhöht die zuneh-

mende funktionale Spezialisierung der Stadtwirtschaft auf stärker dispositive und generell skill-

intensive Unternehmensfunktionen die Bedeutung von qualifizierten Berufen innerhalb der Branchen. 

Dies erhöht ebenfalls die Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften. Eine Shift-Share Zerle-

gung der Anteilsunterschiede in der Bildungsstruktur zwischen Wien und dem Übrigen Österreich, 

zeigt dabei, dass gerade in jenen Qualifikationssegmenten, in denen die größten Unterschiede zwi-

schen Wien und Österreich bestehen (also bei LehrabsolventInnen, AkademikerInnen und Absolven-

tInnen der AHS), der letztere Effekt dominiert. Mehr als 70% der Abweichungen in der Beschäftigten-

struktur zwischen Wien und Österreich in diesen Bildungsgruppen ist auf Unterschiede in der Berufs-

struktur innerhalb der Branchen zurückzuführen. Auch im Zeitvergleich sind Verschiebungen der Be-

rufsstruktur innerhalb von Branchen die wichtigste Erklärung für die Verschiebung der Qualifikations-

struktur. Daher sind daher sowohl im Vergleich mit dem übrigen Österreich als auch im Zeitvergleich 

Änderungen (bzw. Unterschiede) in der Berufsstruktur innerhalb von Branchen wichtiger für das Ver-

ständnis der Verschiebungen und Eigenheiten der Wiener Bildungsstruktur als Änderungen (bzw. 

Unterschiede) im lokalen Branchenbesatz.
 32

 

 

 

3. SPEZIFIKA DER ARBEITSMARKTSITUATION 

WIENS 

3.1 Mismatch, Langzeitarbeitslosigkeit, Langzeitbeschäftigungslosigkeit 

und die Struktur der Arbeitslosigkeit und Beschäftigung 

Die Spezifika des Arbeitskräfteangebots und der –nachfrage Wiens und der erhebliche Strukturwandel 

äußern sich auch in den gesamtwirtschaftlichen Arbeitsmarktindikatoren. Vor allem in den letzten Jah-

ren zeigen sich hier zunehmende Diskrepanzen zwischen der Struktur der offenen Stellen (also der 

Arbeitskräftenachfrage) und der Struktur der Arbeitslosen. Diese führen, wie in Abbildung 4 gezeigt, 

unter anderem zu einem verstärkten gleichzeitigen Auftreten von offenen Stellen und Arbeitslosigkeit 

(also einer Verschiebung der Beveridge-Kurve nach rechts oben).
33

 Bei einer gegebenen Zahl an of-

                                                      

32
 Ein dritter Effekt, der daraus resultiert, dass bestimmte Berufsgruppen innerhalb einer Branche mit höher qualifizierten Perso-

nen besetzt werden, erweist sich hingegen als empirisch weitgehend irrelevant. 

33
 Die Beveridge Kurve stellt die jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote der offenen Stellen-Rate gegenüber. Je weiter diese 

Kurve recht oben liegt desto mehr Arbeitslosigkeit herrscht bei einer gegebenen Offenen Stellen-Rate und desto höher ist 
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fenen Stellen sind daher im Durchschnitt heute in Wien mehr Menschen arbeitslos als noch vor 10 

Jahren.  

Abbildung 4: Die Beveridge-Kurve in Wien und Österreich 

 

Q: AMS, HV, WIFO-Berechnungen. 

Dieser Anstieg der so genannten „Mismatch-Arbeitslosigkeit“ kann dabei mehrere Gründe haben. So 

können ArbeitgeberInnen und Arbeitssuchende in verschiedenen Regionen gelegen sein, sodass ein 

regionaler Mismatch entsteht oder es könnte für Arbeitslose unattraktiv sein, eine offene Stelle anzu-

nehmen, d.h. der gebotene und der erwartete Lohn für eine Arbeit fallen auseinander. Auch Informati-

onsdefizite können für ein mangelndes Matching verantwortlich sein, wofür im Wesentlichen Defizite 

im Vermittlungssystem verantwortlich gemacht werden können. Letztlich können die Qualifikationsan-

forderungen (sowohl in Bezug auf formale Ausbildungsvoraussetzungen, als auch auf andere gefor-

derte Persönlichkeitsmerkmale wie z.B. Berufserfahrung, körperliche Leistungsfähigkeit) der offenen 

Stellen und der Arbeitslosen auseinander fallen. 

Von diesen Erklärungsansätzen scheinen in Wien vor allem Mechanismen des qualifikationsspezifi-

schen Mismatch schlüssig. Nach Ergebnissen von Riesenfelder (2008) zu Angebot und Nachfrage am 

Arbeitsmarkt bestehen in Wien teilweise erhebliche Abweichungen zwischen den Qualifikations-, Be-

rufs- und Branchenprofilen von Arbeitsuchenden und offenen Stellen. So verzeichnet die Bundes-

hauptstadt bei stetig kleiner werdender Nachfrage einen hohen Stellenandrang im Pflichtschulbereich. 

Demgegenüber stellt sich die Situation im Facharbeitersegment (mittleres Qualifikationsniveau) ent-

spannter dar. Ein erheblicher Mismatch findet sich auch bei Hilfsberufen, Reinigungs- und Büroberu-

fen, sowie Fremdenverkehrs- und Verkehrsberufen. 
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Abbildung 5: Arbeitslosenquote nach demographischen Merkmalen in Wien und Österreich 

(2011) 

 

Q: Arbeitskräfteerhebung 2011: Anmerkung Arbeitslosenquote = Arbeitslosenquote in % des Arbeitskräfteangebotes am Woh-

nort. 

Neben diesem Mismatch zwischen Arbeitslosen und offenen Stellen besteht auch ein weiterer zwi-

schen dem Qualifikationsprofil der auf offene Stellen Vermittelten und den durch sie besetzten offenen 

Stellen. Laut Riesenfelder (2008) ergriffen in den Jahren 2004 bis 2006 zwei Drittel der erfolgreich 

vermittelten AkademikerInnen und noch mehr Personen mit AHS-Niveau, sowie mehr als die Hälfte 

der Arbeitsuchenden mit BHS-Ausbildung ein Stellenangebot, welches laut Stellenprofil unter dem 

Qualifikationsniveau der Arbeitsuchenden einzuordnen ist.
34

 Diese Tendenz zur überqualifizierten 

Beschäftigung erhöht den Druck auf ungelernte Fachkräfte am Arbeitsmarkt weiter, da sie dazu führt, 

dass ungelernte Fachkräfte selbst auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen durch 

Besserqualifizierte substituiert werden. 

  

                                                      

34
 Diese Untersuchung stellt allerdings nur auf vermittelte ab. Dies bedeutet eine Einschränkung, weil viele AkademikerInnen 

ihren Arbeitsplatz ohne Intervention des Arbeitsmarktservice finden. 
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Abbildung 6: Erwerbstätigenquote nach demographischen Merkmalen in Wien und Österreich 

(2011) 

 

Q: Statistik Austria, Arbeitskräfteerhebung 2011. – Anmerkung Arbeitslosenquote = Arbeitslose in % des Arbeitskräfteangebotes 

am Wohnort. 

Die Konsequenzen der geringen Nachfrage nach gewissen Berufen und Qualifikationen, aber auch 

des Qualifikationsmismatches auf dem Arbeitsmarkt spiegeln sich auf makro-ökonomischer Ebene 

auch in einer im Österreichvergleich deutlich anderen Struktur der Arbeitslosigkeit aber auch in zu-

nehmenden Schwierigkeiten Arbeitskräfte langfristig in Beschäftigung zu bringen. Hinsichtlich der 

Struktur der Arbeitslosigkeit sind dabei vor allem gering qualifizierte und jugendliche Arbeitskräfte 

besonders betroffen. So liegt die Arbeitslosenquote aller in Abbildung 5 dargestellten demographi-

schen Gruppen in Wien mittlerweile höher als in Österreich. Allerdings sind die Unterschiede insbe-

sondere für junge und niedrig qualifizierte in Wien wohnhafte Arbeitskräfte besonders hoch. Unter den 

15 bis 24-Jährigen lag die Arbeitslosenquote in Wien im Jahr 2011 bei 15,7% und bei den Pflicht-

schulabsolventInnen bei 16,8%. Etwas geringer sind hingegen die Unterschiede in den Erwerbstäti-

genquoten. Sie sind in Wien allerdings ebenfalls durchgängig etwas geringer als im österreichischen 

Durchschnitt, wobei sich hier bei den Männern sowie bei Lehr- und BMS-AbsolventInnen größere 

Unterschiede (von mehr als 5 Prozentpunkten zu Lasten Wiens) ergeben. 

Hinsichtlich der Dauer der Betroffenheit von Arbeitslosigkeit und Beschäftigung zeigen sich vor allem 

bei der Langzeitbeschäftigungslosigkeit Probleme. Während die Langzeitarbeitslosigkeit in Wien in 

den letzten Jahren sogar zurückgegangen ist und – nicht zuletzt aufgrund der konsequenten Erfas-

sung von Arbeitslosen in Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik – in Wien mit 547 Langzeitar-

beitslosen im Jahr 2012 sehr gering ist, lag die Zahl der Langzeitbeschäftigungslosen
35

) im Jahres-

durchschnitt 2012 bei 32.684 Personen oder 4,2% der Beschäftigen am Arbeitsort Wien. Damit war 

die Langzeitbeschäftigungslosigkeit in Wien anteilsmäßig auch deutlich höher als im österreichischen 

                                                      

35
) Personen werden als Langzeitbeschäftigungslose gezählt, wenn die Nettodauer der registrierten Arbeitslosigkeit, Lehrstel-

lensuche und Schulungsteilnahme 365 Tage überschreitet, wobei Unterbrechungen von weniger als 62 Tagen nicht berück-

sichtigt werden. Erst nach einer Unterbrechung von 62 Tagen oder mehr gilt die Beschäftigungslosigkeitsepisode als durch-

brochen.  
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Durchschnitt, wo nur 2,2% der Beschäftigten langzeitbeschäftigungslos waren. Männer sind dabei von 

Langzeitbeschäftigungslosigkeit stärker betroffen als Frauen. 

Übersicht 1: Entwicklung der Langzeitbeschäftigungslosigkeit in Wien und Österreich 2007 – 

2012 

 

Insgesamt Frauen Männer 

 

Wien Österreich Wien Österreich Wien Österreich 

2007 30.011 63.311 11.956 28.988 18.055 34.323 

2008 24.841 54.416 9.754 24.558 15.087 29.858 

2009 24.883 58.205 9.828 25.706 15.054 32.499 

2010 29.308 73.903 11.747 31.738 17.561 42.165 

2011 30.492 73.629 12.509 32.609 17.983 41.020 

2012 32.684 76.358 13.424 34.224 19.260 42.134 

 

In % der unselbständig Beschäftigten 

2007 3,9 1,9 3,1 1,9 4,6 1,9 

2008 3,2 1,6 2,6 1,6 3,9 1,6 

2009 3,3 1,7 2,6 1,6 3,9 1,8 

2010 3,8 2,2 3,1 2,0 4,6 2,4 

2011 3,9 2,2 3,3 2,0 4,6 2,3 

2012 4,2 2,2 3,5 2,1 4,8 2,3 

Q: BMWA-Sonderauswertung, HV, WIFO-Berechnungen. – Jahresdurchnittsbestände. 

 

3.2 Reaktion auf Änderungen im wirtschaftlichen Umfeld  

Aufgrund seiner strukturellen Besonderheiten reagiert der Wiener Arbeitsmarkt auch recht anders auf 

die kurz- und mittelfristigen Schwankungen der Wirtschaftslage. Während – relativ zu den meisten 

anderen Bundesländern – saisonale Schwankungen der Arbeitslosigkeit in Wien, aufgrund des gerin-

geren Besatzes an saisonalen Branchen und eines für den Städtetourismus üblichen Ganzjahrestou-

rismus, eine untergeordnete Rolle spielen, zeigt sich eine deutlich asymmetrische Betroffenheit von 

konjunkturellen Schwankungen. In den frühen Phasen eines konjunkturellen Abschwungs reagiert die 

Arbeitslosigkeit in Wien mit einiger Verzögerung gegenüber den anderen Bundesländern. In den da-

rauf folgenden Aufschwungphasen gelingt es in Wien – im Gegensatz zu den anderen österreichi-

schen Bundesländern – allerdings nicht die Arbeitslosigkeit wieder zu senken. Die Arbeitslosigkeit ist 

in Wien daher deutlich persistenter als in den anderen Bundesländern. Dies lässt sich wohl am besten 

durch die Reaktion der Arbeitslosenquote seit der Wirtschaftskrise 2009 verdeutlichen. Während die 

Arbeitslosenquote im eigentlichen Krisenjahr 2009 in Wien deutlich weniger (um 0,8 Prozentpunkte) 

stark anstieg als im übrigen Österreich (+1,3 Prozentpunkte) kam es im übrigen Österreich in den 

Folgejahren zu einem Rückgang der Arbeitslosenquote um 0,5 (2011) beziehungsweise 0,2 (2012) 

Prozentpunkte gegenüber 2009, während es in Wien die Arbeitslosenquote auch in den Folgejahren 

weiter anstieg (Abbildung 7). 
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Abbildung 7: Entwicklung der Arbeitslosenquote in Wien und Österreich 

Q: AMS, HV, WIFO-Berechnungen. 

Die Ursachen für diese hohe Persistenz der Arbeitslosigkeit sind laut eingehenderen Analysen (z.B. 

Huber, 2009) vor allem eine hohe Persistenz von Beschäftigungsverlusten bei gleichzeitig sehr dyna-

mischer Reaktion des Arbeitskräfteangebotes. In Wien ist demnach ein unerwarteter Beschäftigungs-

rückgang in einem Jahr im Vergleich zu den anderen österreichischen Bundesländern in den Folge-

jahren nur mehr sehr schwer wieder wettzumachen. Beschäftigungsverluste sind in der Stadt daher 

ebenfalls deutlich persistenter als im übrigen Österreich. Demgegenüber ist das Arbeitskräfteangebot 

aufgrund der Zuwanderung aber auch der engen Pendelverflechtungen mit dem Umland deutlich we-

niger persistent, da insbesondere PendlerInnen zwar unmittelbar nach einem Beschäftigungsverlust – 

aufgrund der Erfassung als Arbeitslose in anderen Bundesländern – rein statistisch aus dem Arbeits-

kräfteangebot aus Wien herausfallen, aber nach diesem Verlust doch relativ rasch wieder versuchen 

in Wien einen neuen Arbeitsplatz zu finden.  

Schlussendlich unterscheiden sich in Wien auch die so genannten Beschäftigungs- und Arbeitslosig-

keitsschwellen. Dies sind jene Wachstumsraten der Wertschöpfung, mit denen im Durchschnitt der 

Jahre die Wertschöpfung wachsen müsste, um ein Steigen der Beschäftigung (Beschäftigungsschwel-

le) beziehungsweise einen Rückgang der Arbeitslosigkeit (Arbeitslosigkeitsschwelle) zu ermöglichen. 

Laut Huber (2009) war in Wien demnach im Durchschnitt der letzten 20 Jahre aufgrund des hohen 

Produktivitätswachstums ein Wertschöpfungswachstum von 1,8% notwendig, um einen Beschäfti-

gungszuwachs zu generieren. Gleichzeitig liegt die Arbeitslosigkeitsschwelle höher als in allen ande-

ren Bundesländern. In Wien müsste nach den Erfahrungen der letzten 20 Jahre ein Wertschöpfungs-

wachstum von (nominell) 4,3% erreicht werden, um einen Rückgang der Arbeitslosigkeit zu bewir-

ken.
36

 Diese im Bundesländervergleich sehr hohe Arbeitslosigkeitsschwelle ist dabei ebenfalls auf die 

Offenheit des Arbeitsmarktes gegenüber PendlerInnen zurückzuführen. Diese führt dazu, dass viele 

                                                      

36
 Einschränkend ist hier festzuhalten, dass sich diese Beschäftigungs- und Arbeitslosigkeitsschwellen seit der Krise 2009, 

sowohl in Österreich als auch in Wien, deutlich verschoben haben dürften, da die Beschäftigung seither auch bei sehr viel 

niedrigeren Wachstumsraten gestiegen ist. 
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der im Aufschwung neu geschaffenen Arbeitsplätze Personen zu Gute kommen, die in anderen Bun-

desländern wohnen. 

 

3.3 Umschlagsdynamik 

Gleichzeitig Unterscheidet sich auch die Dynamik der Nettoströme am Arbeitsmarkt zwischen Wien 

und Österreich. Diese deutet auf eine zunehmende Instabilität der Beschäftigungsverhältnisse in Wien 

hin. Insbesondere kam es am Wiener Arbeitsmarkt gerade in den letzten Jahren zu einem deutlichen 

Anstieg der Zu- und Abgänge in die und aus der Arbeitslosigkeit. In den Jahren 1995 bis 2012 stieg 

der Zugang zur Arbeitslosigkeit pro Jahr von 1,3% des Arbeitskräfteangebotes auf 3,9%. Damit wan-

delt sich der Wiener Arbeitsmarkt, der aufgrund der geringeren Saisonalität traditioneller Weise durch 

eine unterdurchschnittliche Umschlagsdynamik gekennzeichnet war, zu einem Arbeitsmarkt mit einer 

überdurchschnittlichen Turbulenz. Der strukturelle Wandel, der auch zu einem höheren Umschlag an 

Unternehmen und Arbeitsplätzen geführt hat, bedingt somit auch einen höheren Umschlag auf Seiten 

der Arbeitskräfte. 

Diese Erhöhung ist dabei in Wien in allen Berufsgruppen stärker ausgeprägt als in Österreich. Beson-

ders stark war der Anstieg in der Dynamik – im Vergleich zum österreichischen Durchschnitt – in den 

Dienstleistungsberufen und in den Handels- und Verkehrsberufen. Innerhalb dieser Berufsgruppen 

waren vor allem Ein- und Verkäufer, Handelsvertreter, Reinigungsberufe und Berufe in Gastgewerbe 

(Hoteliers, Gastwirte und andere Hotel- und Gaststättenberufe) vom Anstieg in der Umschlagsdynamik 

betroffen (Huber, 2008). 

Übersicht 2: Zu und Abgänge aus und in die Arbeitslosigkeit in Wien und Österreich 1995 -

2012 

 Zugänge Abgänge 

 in % des Arbeitskräfteangebotes in % der Arbeitslosen 

 Wien Österreich Wien Österreich 

1995 1,29 1,69 19,12 27,04 

1996 1,32 1,67 18,59 25,47 

1997 1,36 1,74 17,22 25,83 

1998 1,38 1,75 16,60 26,16 

1999 1,55 1,83 21,73 30,32 

2000 1,66 1,81 26,50 34,34 

2001 1,85 2,01 26,11 34,48 

2002 1,88 2,01 23,76 32,04 

2003 2,01 2,06 23,36 32,16 

2004 2,09 2,09 24,99 32,97 

2005 2,29 2,18 27,17 33,65 

2006 2,36 2,18 30,44 37,42 

2007 2,39 2,11 33,75 39,32 

2008 2,44 2,13 36,92 41,03 

2009 2,72 2,34 36,91 36,79 

2010 2,80 2,32 37,92 38,85 

2011 2,74 2,23 35,13 37,95 

2012 2,88 2,25 35,68 36,56 
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Q: AMS, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WIFO-Berechnungen. 

Detaillierte Studien zur Heterogenität betrieblicher Wachstumsprozesse und dem Umschlag der Ar-

beitskräfte am Wiener Arbeitsmarkt (Huber – Mayerhofer, 2005; Huber et al., 2002) zeigen überdies, 

dass Wien auch ein Bundesland ist, in dem zum einen binnen eines Jahres besonders viele Arbeits-

plätze und Arbeitskräfte umgeschlagen werden. Dies bedeutet, dass in Wien innerhalb des selben 

Jahres sowohl viele Arbeitsplätze neu entstehen aber auch viele vernichtet werden und dementspre-

chend auch anteilsmäßig mehr Arbeitskräfte ein Beschäftigungsverhältnis aufnehmen aber auch be-

enden als im übrigen Österreich. Ein Teil der Erklärung hierfür ist der höhere Anteil an Dienstleis-

tungsarbeitsplätzen und die größere Zahl an kleinen Unternehmen. Wie zu erwarten haben sowohl in 

Österreich wie in Wien gerade Dienstleistungsunternehmen große Umschlagsraten sowohl bei Ar-

beitsplätzen als auch bei Arbeitskräften, auch fällt der Arbeitsplatzumschlag monoton mit der Be-

triebsgröße. 

Allerdings waren zumindest im Zeitraum 1995 bis 2002 viele der schrumpfenden Betriebe in Wien 

durch große Beschäftigungsveränderungen geprägt als im übrigen Österreich. Zwar leisteten Beschäf-

tigerbetriebe mit kleinen Beschäftigungsveränderungen sowohl bei Arbeitsplatzschaffung und -

vernichtung den größten Beitrag. Allerdings trugen Beschäftigerbetriebe mit Beschäftigungsrückgän-

gen von mehr als 250 Personen binnen eines Jahres im Zeitraum 1995 bis 2003 mehr als 18% zum 

gesamten Verlust an Arbeitsplätzen in schrumpfenden Betrieben bei, im übrigen Österreich waren 

dies nur 9,9%. Große und stark schrumpfende Beschäftigerbetriebe waren damit zumindest in diesem 

Zeitraum ein spezifisches Problem des Wiener Arbeitsmarktes.  

Darüber hinaus ist die Persistenz betrieblichen Wachstums (unter anderem aufgrund des hohen 

Dienstleistungsbesatzes, der großen Zahl an kleinen und neugegründeten Unternehmen und der gro-

ßen Zahl an Betriebsschließungen) in Wien deutlich geringer als im übrigen Österreich: Wenn in Wie-

ner Beschäftigerbetrieben in einem Jahr neue Arbeitsplätze geschaffen werden, geht ein größerer 

Anteil in den nächsten Jahren wieder verloren als in anderen Bundesländern. Wenn dagegen in einem 

Wiener Beschäftigerbetrieb in einem Jahr Arbeitsplätze vernichtet werden, werden in diesem Beschäf-

tigerbetrieb in den Folgejahren in vergleichsweise geringerem Ausmaß neue Arbeitsplätze geschaffen.  

 

 

4. ZUSAMMENFASSUNG UND DISKUSSION 

Die Bedingungen am Wiener Arbeitsmarkt sind demnach durch eine Vielzahl an Besonderheiten ge-

prägt. Insbesondere wirkten sich hier die wesentlichen sozialen Veränderungen des ausgehenden 20. 

und beginnenden 21. Jahrhunderts, vor allem aber die Tertiärisierung, Prekarisierung und Globalisie-

rung, aber auch die zunehmende Erwerbsbeteiligung der Frauen und auch geänderten Familienstruk-

turen früher und auch stärker auf die Arbeitsmarktentwicklung aus als in anderen Bundesländern. 

Dagegen schritt die Alterung der Bevölkerung – aufgrund einer anhaltend hohen Zuwanderung sowohl 

aus dem In- als auch aus dem Ausland – hier merklich langsamer voran. 

Diese unterschiedliche Entwicklung bedingt auch, dass sich die gegenwärtigen arbeitsmarktpolitischen 

Herausforderungen in Wien erheblich von jenen der übrigen Bundesländer unterscheiden. Der augen-

fälligste dieser Unterschiede ist dabei sicherlich das zunehmende Auseinanderklaffen der Qualifikati-

onsstruktur von Arbeitskräfteangebot und Arbeitskräftenachfrage, welches im Zusammenspiel mit 

mannigfachen Verdrängungsprozessen unter Arbeitskräften mit unterschiedlichem Qualifikationsni-

veau zu einer steigenden Mismatch-Arbeitslosigkeit aber auch zu hohen Arbeitslosenquoten der Ge-
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ringqualifizierten beiträgt. Dieser Mismatch stellt dabei offensichtliche Herausforderungen an das Wie-

ner Bildungssystem, wobei aufgrund des hohen Anteils an zuwandernden Arbeitskräften, neben dem 

Erstausbildungssystems
37

) hier vor allem auch das betriebliche und private Weiterbildungssystem 

gefordert sind.  

Allerdings stellen die strukturellen Besonderheiten des Wiener Arbeitsmarktes hier ebenfalls spezifi-

sche Aufgaben. Hinsichtlich der betrieblichen Weiterbildung ergeben sich diese aus der Tatsache, 

dass viele der Wiener Betriebe Klein- und Kleinstunternehmen sind. Diesen fehlen nach den Ergeb-

nissen der meisten Studien oftmals die organisatorischen und personellen Vorrausetzungen zur 

Durchführung von betrieblichen Weiterbildungen. Damit dürfte das Potential an Weiterbildungsaffinen 

Unternehmen in Wien geringer sein als in anderen Bundesländern.
38

) Darüber hinaus wirkt aber auch 

die hohe Arbeitsplatzdichte und der hohe Arbeitskräfteumschlag in Wien als ein Hemmnis für betriebli-

che Weiterbildung, da Betriebe in einem dichten Arbeitsmarkt mit hohem Umschlag verstärkt damit 

rechnen müssen, dass ihnen Arbeitskräfte, in deren Ausbildung sie investieren, abgeworben wer-

den.
39

) Auf Seite der privaten Weiterbildung bestehen diese Einschränkungen vor allem aufgrund der 

– wegen mangelnder Informationen aber auch oftmals schlechter Erfahrungen mit dem Bildungssys-

tem – geringen Weiterbildungsbeteiligung der gering Qualifizierten. Dementsprechend wichtig sind in 

Wien effiziente, trägerunabhängige Bildungsberatungsangebote und hochwertige Akkreditierungssys-

teme, in denen Mindeststandards zur Sicherung der Qualität der Weiterbildung gesetzt werden. Zu-

dem sind Weiterbildungsförderungsangebote, die auf die organisatorischen Barrieren bei Klein-

betrieben (und die Informationsdefizite bei Geringqualifizierten) Rücksicht nehmen, notwendig. 

Abgesehen von der offensichtlichen Gruppe der Geringqualifizierten lassen sich aus der vorangegan-

gen Betrachtung aber auch noch andere Zielgruppen ableiten, deren Wichtigkeit am Wiener Arbeits-

markt höher ist als im übrigen Österreich. Dies sind insbesondere die Gruppen der AlleinerzieherInnen 

(bzw. -verdienerInnen) und der prekär bzw. atypisch Beschäftigten, die sich überdies in vielen Berei-

chen überschneiden. Während gerade bei der ersteren Gruppe die Voraussetzungen Wiens – auf-

grund der höheren Dichte an Ganztageskinderbetreuungseinrichtung – zumindest hinsichtlich der 

Kinderbetreuung besser sind als in anderen Regionen, gilt es bei letzterer Gruppe vor allem ihre Hete-

rogenität zu berücksichtigen. Insbesondere atypische Beschäftigungsformen sind nämlich nach den 

Ergebnissen der meisten Studien nicht für alle davon betroffenen Personen ein unerwünschter Zu-

stand, sondern – zumindest der Intention nach – eher eine Durchgangsphase, die mit der Perspektive 

einer Änderung in Zukunft in Kauf genommen wird, oder in gewissen Lebensumständen eine Erwerbs-

tätigkeit ermöglichen. Aus sozial- und arbeitsmarktpolitischer Sicht problematisch werden diese Er-

werbsverhältnisse allerdings dort, wo es den von diesen Verhältnissen erfassten Personen nicht ge-

lingt eine andere Arbeitsform zu finden bzw. mit diesen Erwerbseinkommen langfristig ihren Lebens-

unterhalt zu finanzieren. Dementsprechend wichtig ist es daher hier am Wiener Arbeitsmarkt einer-

seits die steigende Zahl an atypisch Beschäftigten gleichberechtigt mit Standardbeschäftigten an be-

trieblichen Leistungen (wie Weiterbildung aber auch Sozialleistungen) teilhaben zu lassen und andrer-

seits durch ein entsprechendes Übergangsmanagement den Übergang zwischen alternativen Be-

schäftigungsformen zu erleichtern. 

Schlussendlich zeigen gerade die Analysen zu Mismatch und Umschlag, dass das Arbeitsmarktver-

mittlungssystem in Wien ebenfalls vor besonderen Herausforderungen steht. Abgesehen von der 

                                                      

37
) Unter den vielen möglichen Maßnahmen in diesem Bereich sind hier vor allem Maßnahmen zur Vermeidung eines frühzeiti-

gen Bildungsabbruches zu erwähnen, da gerade diese Gruppe in späteren Lebensphasen einen erhöhten arbeitsmarkt- und 

sozialpolitischen Interventionsbedarf hat (siehe Landauer, 2011 und 2011a, für eine Analyse und Handlungsempfehlungen). 

38
) Diese Erwartung kann auch durch empirische Ergebnisse gestützt werden. So gaben in einer repräsentativen Befragung im 

Jahr 2007 rund 46% der Wiener Beschäftigerbetriebe (zumeist Klein- und Kleinstbetriebe) an, über einen Zeitraum von 4 

Jahren keine Weiterbildung angeboten zu haben (Huber, 2008).  

39
) Siehe Brunello - Gambrotto (2007) für internationale Evidenz für diesen Effekt und Bauer et al. (2010) für eine Untersuchung 

zu Wien. 
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Notwendigkeit einer überregionalen Zusammenarbeit mit den Umlandregionen in allen Bereichen der 

Arbeitsmarktpolitik, besteht hier einerseits ein größerer Unterschied zwischen den am Arbeitsmarkt 

angebotenen und nachgefragten Qualifikationen als anderswo, andererseits bedeutet die Erhöhung 

des Umschlages eine steigende Zahl an Vermittlungsfällen. Die Entwicklung von Langzeitbeschäfti-

gungs- und -arbeitslosigkeit deutet hier darauf hin, dass die kurzfristige Vermittlung von Arbeitslosen 

auf offene Stellen und die Verhinderung von Langzeitarbeitslosigkeit ein geringeres Problem darstellt 

als die langfristige Integration von Arbeitskräften in Beschäftigung. Angesichts der substantiellen Un-

terschiede in der Qualifikation der Arbeitslosen und den Anforderungen der ArbeitgeberInnen wären 

zur Erreichung dieses Ziels wohl langfristige arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die etwa auf den 

Erwerb eines Bildungsabschlusses zielen, sinnvoller als kurzfristige Maßnahmen, die den Arbeitslosen 

Teil- oder Zusatzqualifikationen vermitteln. 
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MARTIN SCHÜRZ:
40

 

WIEN IST ANDERS? – EINKOMMENS- UND 

VERMÖGENSVERTEILUNG 

1. EINLEITUNG 

Im ersten Wiener Reichtumsbericht wurde die Vermögensverteilung in Wien beschrieben (siehe Fess-

ler et al. 2012c). Das wesentliche Ergebnis war, dass sich in Wien die Vermögensverteilung noch 

ungleicher darstellt als in Restösterreich. Der Ginikoeffizent der Nettovermögensverteilung liegt in 

Österreich bei 0,76 und in Wien bei 0,80.  

In diesem Beitrag wird der Stadt–Land Unterscheidung in der Ressourcenausstattung auf einer breite-

ren Basis nachgegangen. Wie unterscheiden sich die privaten Haushalte in Wien von jenen im Rest 

Österreich in Hinblick auf Vermögen, Verschuldung, Erbschaften, Einkommen und Ausgaben? Die 

Datenanalyse erfolgt deskriptiv und auf einer relativ aggregierten Ebene, da die Stichprobenanzahl 

relativ gering ist. 

Im Herbst 2012 hat die Österreichische Nationalbank Daten zur Nettovermögensverteilung in Öster-

reich veröffentlicht (siehe www.hfcs.at). Der Household Finance and Consumption Survey des Euro-

systems (HFCS) wurde harmonisiert in 15 Ländern des Euroraums von den jeweiligen Notenbanken 

durchgeführt. Der HFCS ist eine Erhebung zur finanziellen Situation und zum Konsum der Haushalte. 

In Österreich gab es vorher keine Erhebung auf Haushaltsebene, die Vermögen, Schulden, Einkom-

men und Ausgaben der Haushalte gemeinsam erfasst hätte. Die nun erstmals veröffentlichten detail-

lierten Daten ermöglichen daher ein erstes Bild zu den Finanzen privater Haushalte.  

Beim HFCS handelt es sich aber um eine freiwillige Haushaltserhebung. Dies bedeutet, dass der obe-

re Rand der Verteilung, die Reichen, und das Finanzvermögen - konzentriert bei den Reichen - nur 

unzureichend abgedeckt werden. Die Antwortverweigerungen bei jenen Vermögenskomponenten 

(Aktien, Anleihen, Unternehmensbeteiligungen), die meist gerade reiche Menschen haben, sind hoch. 

Dies führt zu beträchtlichen Unterfassungen. Bei einem Vergleich des aus der Stichprobe hochge-

rechneten Aggregats mit den Makrodaten gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung (GFR) zeigt 

sich folglich eine beachtliche Differenz (siehe Andreasch/Lindner 2013). Zwar erfassen die Finanz-

vermögenswerte in der GFR neben dem Vermögen der Haushalte im HFCS auch jenes von Personen 

in institutionalisierten Haushalten (Pflegeheime, Krankenhäuser, Gefängnisse, etc.) und auch jenes 

von selbständig Erwerbstätigen, und teilweise liegen andere Definitionen zu Grunde, trotzdem indiziert 

die Differenz, dass die Vermögenspositionen der Reichen in der HFCS Stichprobe untererfasst wur-

den. Zudem wurde im HFCS Austria 2010 auch kein oversampling (Spezialstichprobe der Vermögen-

den) vorgenommen. Schätzungen auf Basis der HFCS-Daten zur Vermögensverteilung bilden daher 

stets nur eine Untergrenze der tatsächlichen Ungleichverteilung (siehe auch Schürz 2012). Gini-

Koeffizienten und Top-Anteile der Reichen wären jedenfalls in Wirklichkeit höher. 

Vermögen erfüllt unterschiedliche Funktionen: 

                                                      

40
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(1) Einkommenserzielungsfunktion: Vermögen erbringt Einkommen in Form von Dividenden, Mieten, 

Pachten, Zinsen oder ausgeschütteten Gewinnen. 

(2) Nutzenfunktion: Sachvermögen kann für Produktions- und Konsumzwecke verwendet werden. 

(3) Sicherungsfunktion: Vermögen kann in Notfällen verwendet werden. 

(4) Weitergabefunktion: Vermögen kann vererbt und verschenkt werden. 

(5) Machtfunktion: Größere Vermögen verleihen gesellschaftlichen Status und politisch-ökonomische 

Macht. 

Welche Funktion dominiert, hängt insbesondere von der Höhe des Vermögens ab, d.h. die Funktionen 

von privatem Vermögen unterscheiden sich zwischen Arm und Reich. Reiche Menschen können auf 

Basis ihres Vermögens Macht ausüben, während arme Menschen ihre Ersparnisse für Notfälle ver-

wenden müssen. Vermögensungleichheit darf daher weder mit Einkommensungleichheit verwechselt 

werden, noch vorab mit Ungerechtigkeit gleichgesetzt werden, sondern muss in einem gesellschaftli-

chen Rahmen verortet werden, der auf die konkrete Lebensbedingungen achtet. Dies bedeutet für 

einen Vergleich von Wien und Restösterreich, dass Vorsicht bei Interpretationen geboten ist. 

Privates Vermögen muss nicht für alle Menschen ein wichtiges Thema sein. Solange ihr Einkommen 

hinreichend ist und wichtige soziale Rahmenbedingungen gegeben sind, ist Vermögen in seiner Be-

deutung nachgelagert. Ein funktionierender Wohlfahrtsstaat, ein effektives Gesundheitssystem, Voll-

beschäftigung und eine hinreichend bezahlte und sichere Arbeit sind die entscheidenden Eckpfeiler 

für soziale Sicherheit und bilden damit für die große Gruppe der Nicht-Reichen eine Art Substitut für 

Vermögen. Vermögen ist daher in gewisser Weise subsidiär und wird für viele Menschen erst wichtig, 

wenn diese drei Säulen nicht tragen. Gibt es keine sozialen Wohnbauten, so müssen einkommens-

schwache Menschen eher Immobilieneigentum erwerben (länger bei den Eltern wohnen) und Ver-

schuldung eingehen. Und existieren keine öffentlichen kostenfreien Schulen und Universitäten, so 

werden die notwendigen Ressourcen eine unüberwindbare Hürde für den Bildungsaufstieg einkom-

mensarmer Schichten darstellen. Bei Armen kann die notwendige Reserve nicht aus privater Vorsorge 

kommen, da ihr niedriges Einkommen die Sparfähigkeit begrenzt. Erst in der Mitte erfüllt das Sparen –  

meist nachgelagert in Form der Kreditrückzahlung für den Immobilienerwerb – eine effektive Vorsorge-

funktion. Und bei den Reichen passiert das Sparen gleichsam aus den nicht konsumierten Vermö-

genserträgen. 

Die Vermögensverteilung unterscheidet sich in vielerlei Hinsicht von der Einkommensverteilung (Da-

vies/Shorrocks 2000, Davies et. al. 2007, Davies 2009). Fast alle Menschen beziehen ein Einkommen, 

sie besitzen jedoch nicht notwendigerweise Vermögen. Die Vermögensverteilung ist statistisch schwe-

rer zu erfassen als die Einkommensverteilung, denn oft fehlen Daten aus administrativen Quellen wie 

zum Beispiel dem Steuerregister. Und die Vermögensungleichheit ist weit größer als jene der Ein-

kommensungleichheit. 

Auf Basis der Daten im HFCS werden im Folgenden, Informationen zu den materiellen Ressourcen 

(Vermögen und Einkommen) der Wiener Haushalte dargestellt. Die leitende Forschungsfrage lautet: 

unterscheiden sich die privaten Haushalte in Wien von jenen in Restösterreich in ihrer Ressourcen-

ausstattung? Die Beantwortung dieser Frage erlaubt, zu überlegen auf welcher Ebene Ungleichheits-

fragen überhaupt zu thematisieren sind, auf regionaler oder nationaler Ebene? Die einschränkende 

Vorbemerkung lautet aber, dass es sich beim HFCS Austria 2010 um Querschnittdaten handelt, die 

eine Momentaufnahme der Finanzen privater Haushalte ermöglichen, aber eine dynamische Betrach-

tung – Veränderung über die Zeit – nicht erlauben (siehe Andreasch et al. 2013). 
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2. VERMÖGENSZUSAMMENSETZUNG WIEN UND 

RESTÖSTERREICH 

In Restösterreich liegt der Median des Bruttovermögens bei rund 124.000 €, in Wien hingegen nur bei 

32.000€ (siehe Grafik 1). Die Unterschiede sind auf den ersten Blick beachtlich.

 

Das Finanzvermögen macht einen deutlich größeren Anteil am gesamten Bruttovermögen in Wien aus 

als in Restösterreich. Hingegen ist der Anteil der Vermögenswerte im Hauptwohnsitz in Restösterreich 

beträchtlich höher (46,6%) als in Wien (30,8%). Nach der Höhe des Vermögenswertes betrachtet, 

stellt selbstgenutzter Immobilienbesitz die wichtigste Anlageform dar. Privates Immobilienvermögen ist 

am Land viel wichtiger als in der Stadt.  

Tabelle 1 zeigt die durchschnittlichen Portfolios von drei Vermögensgruppen (Perzentile: 0-20, 21-80 

und 81-100). Die Haushalte in diesen Vermögensgruppen sind in Bezug auf ihr Vermögensvolumen 

und -zusammensetzung sehr heterogen. Vom typischen Wiener Haushalt zu sprechen wäre daher 

verfehlt. Bei den unteren 20% ist fast kein Vermögen vorhanden. Relativ betrachtet finden sich höhere 

Beträge beim Finanzvermögen als beim Sachvermögen. Beim Nettovermögen resultiert ein negativer 

Betrag. In der Mitte hingegen ist die Aufteilung zwischen Sach- und Finanzvermögen fast gleichwertig. 

Das Nettovermögen liegt bei fast 50.000 Euro. Bei den Top-20-Prozent hingegen dominieren die 

Sachvermögensbeträge, wobei es in erster Linie die Hauptwohnsitze im Eigentum sind. Das Netto-

vermögen erreicht im Durchschnitt 650.000 Euro.  

Demnach zeigt sich in der Gesellschaft unten eine quasi-vermögenslose Welt, am Land und insbe-

sondere in der Mitteeine Welt des Eigenheims und erst oben bei den Vermögenden gewinnt ein diver-

sifiziertes Portfolio an Bedeutung. Notwendigerweise erfüllt das Vermögen für diese drei Vermögens-

gruppen völlig unterschiedliche Ziele. 
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Grafik 1: Vermögen: Wien versus Restösterreich

Quelle: HFCS Austria 2010. OeNB.

Hauptwohnsitz
30,8%

Weiteres 
Finanz-

vermögen
13,3%

Girokonto/Spar
buch

17,7%

Weiteres 
Sachvermögen

38,3%

Wien

Anteil am Bruttovermögen

Median Bruttovermögen:

rund 32.000€



WIENER HERAUSFORDERUNGEN 

49 
ARBEITERKAMMER WIEN 

 

 

 

3. VERMÖGENSVERTEILUNG WIEN 

Privatvermögen ist konzentriert auf die obersten Perzentile. Doch gerade am rechten Ende der Vertei-

lung ist die Unsicherheit hinsichtlich der Genauigkeit der Ergebnisse der Erhebung hoch. Die Mehrheit 

der Haushalte in Wien hat fast kein Vermögen und das obere Drittel hat fast 92% vom gesamten Ver-

mögen. 

 

Generell liegt die Höhe des Nettovermögens in Wien, wenn Perzentile verglichen werden, deutlich 

unter jener des Nettovermögens in Restösterreich (siehe Grafik 2).  

Tabelle 1: Durchschnittliche Portfolios verschiedener Vermögensgruppen in Wien

0-20 21-80 81-100
Sachvermögen + 185 28.424 504.073

Finanzvermögen + 734 27.048 179.458

Bruttovermögen = 918 55.471 683.531

Verschuldung - 1.785 5.976 33.435
Nettovermögen = -867 49.495 650.095

Quelle: HFCS Austria 2010,  OeNB.

0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

600.000

700.000

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

Wien Restösterreich

Grafik 2: Perzentile der Nettovermögensverteilung: W ien vs. Restösterreich
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Quelle: HFCS Austria 2010, OeNB.
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Die Vermögensungleichheit in Wien wird vor allem durch die Ungleichheit bei der Sachvermögensver-

teilung getrieben (Ginikoeffizient von 0.84). Das Eigentum am Hauptwohnsitz bildet den zentralen 

Unterschied für die Vermögensausstattung in Wien gegenüber Restösterreich. Während in Restöster-

reich rund 56% der Haushalte ihren Hauptwohnsitz ihr Eigen nennen, sind es in Wien weniger als 

20%. Wiener Haushalte verfügen etwas häufiger über weiteres Immobilienvermögen außerhalb ihres 

Hauptwohnsitzes. Dies sind vergleichsweise häufiger Schrebergärten und Zweitwohnsitze. 

Die vorgefundenen Vermögensunterschiede zwischen Stadt und Land liegen zudem teils schlicht an 

der Untersuchungseinheit in der Vermögenserhebung. Der Fokus dieser Erhebung liegt nämlich auf 

Haushalten. Dies ist methodisch zwar sinnvoll, bei einem Vergleich aber problematisch, denn letztlich 

ginge es bei Wohlstandsvergleichen stets um Personen. Vergleicht man aber Haushalte, so dürfen 

jedenfalls nicht die Vermögen von Haushalten unterschiedlicher Haushaltsgrößen miteinander vergli-

chen werden (siehe Andreasch/Fessler/Schürz 2013).  

Welche Rolle Vermögen innerhalb des Haushalts (Intra-Haushaltsallokation) spielt, lässt sich auf Ba-

sis der HFCS-Daten nicht sagen. Vielfach wird Vermögen gemeinsam genutzt (etwa Immobilien oder 

Kraftfahrzeuge), aber andererseits gibt es insbesondere beim Finanzvermögen, nur Personen zure-

chenbare Vermögenskomponenten. Die interessante Frage nach Vermögensdifferenzen zwischen 

Männern und Frauen ist demnach nur schwer zu beantworten. Zu unterscheiden ist zwischen einem 

rechtlichen und einem nutzungsorientierten Eigentumsverständnis. 
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4. VERMÖGENSUNTERSCHIEDE UND 

HAUSHALTSSTRUKTUR 

Am Land leben in Haushalten manchmal mehrere Generationen zusammen. Solche Haushaltstypen 

weisen daher tendenziell auch mehr erwachsene Bezieher von Erwerbseinkommen auf. Dies führt 

dann zu einem höheren Haushaltseinkommen und einer höheren Haushaltsvermögenposition. Solche 

Unterschiede besagen demnach nur etwas über unterschiedliche Haushaltsstrukturen, aber nichts 

über ärmere oder reichere Bundesländer. 

In Wien gibt es deutlich mehr Single-Haushalte. Mehr als 80% der Haushalte in Wien bestehen aus 

Ein- oder Zweipersonen. Während in Restösterreich nur rund 35% der Haushalte aus einer Person 

bestehen, ist dies in Wien bei 51,2% der Haushalte der Fall. Korrigiert man um diesen höheren Anteil 

an kleinen Haushalten dann werden die Unterschiede zwischen Wien und dem Rest von Österreich 

beträchtlich geringer. Bis zu 50% der Differenz der Vermögenswerte zwischen Wien und Restöster-

reich können allein durch unterschiedliche Haushaltsgrößen erklärt werden.  

 

Doch was bedeutet die Dominanz von Singlehaushalten in städtischen Gebieten? Einerseits reflektiert 

sie das geringere Angebot an Miet- und Sozialwohnungen am Land, welches junge Menschen dazu 

zwingt, länger bei ihren Ursprungsfamilien zu wohnen. Andererseits spiegelt sich darin ein gesell-

schaftlicher Trend der Individualisierung. Die Anschaffungs- und Lebenshaltungskosten für Einperso-

nenhaushalte sind jedenfalls höher. Kleinere Wohnungen sind relativ betrachtet teurer. Durch höhere 

Mietkosten wird auch die private Vermögensbildung erschwert. Zudem können verschiedene gesell-

schaftliche und individuelle Entwicklungen zusammenlaufen. Der Zuzug vom Land in die Stadt (Studi-

um, Erwerbsarbeit,…), Veränderungen in der mittleren Lebensphase (Heirat, Kinder, Übersiedeln in 

Eigenheime an der Peripherie von Wien, …) und solche im Alter (Scheidungen, Todesfälle, Pflege-

notwendigkeiten) bereiten ein komplexes Feld von teils gegenläufigen Entwicklungen bei der Gruppe 

der Singlehaushalte auf. Mehrpersonenhaushalte zerfallen in Single-Haushalte und aus Single-

Haushalten entwickeln sich Mehrpersonenhaushalte. Haushaltszusammensetzungen ändern sich über 

die Zeit und dies macht das Konzept in einer Querschnittsbetrachtung problematisch. 

Tabelle 2: Haushaltsgröße Wien versus Restösterreich

Gesamtösterreich Wien Restösterreich

1 Person 38,7 51,2 34,9

2 Personen 34,7 29,8 36,2

3 Personen 11,3 8,1 12,2

4 Personen 8,9 6,5 9,6

5 und mehr Personen 6,5 4,4 7,2

Quelle: HFCS Austria 2010, OeNB.
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5. UNTERSCHIEDLICHE NOTWENDIGKEITEN VON 

VERMÖGENSKOMPONENTEN 

Tabelle 3 zeigt die unterschiedlichen Formen der Hauptwohnsitznutzung, gegliedert nach Eigentum, 

Miete und unentgeltlicher Nutzung. Es zeigt sich in Wien im Vergleich zu Restösterreich ein ausge-

prägter Unterschied innerhalb der Gruppe der Eigentümer und Mieter. Während die Anteile der Haus-

halte in Genossenschaftswohnungen in etwa gleich hoch sind, zeigt sich, dass jene Haushalte, die in 

Wien nicht im Eigentum stehen, relativ zu Restösterreich besonders häufig in den Kategorien Landes- 

oder Gemeindewohnung (rund 28% in Wien versus 7% in Restösterreich) oder Mietwohnung (rund 

33% in Wien versus 15% in Restösterreich) zu finden sind. 

 

Unterscheiden wir die Mieter und Eigentümer nach den drei Vermögensgruppen (siehe Tabelle 4), 

dann zeigt sich, dass bei den untersten 20% der Vermögensverteilung keine Eigentümer dabei sind 

und auch bei der großen Gruppe in der Mitte der Vermögensverteilung (von 21 - 80) nur 10% im Ei-

gentum wohnen. In diesen beiden Gruppen konzentrieren sich auch die Gemeindebaumieter.  

 

Für Wohlstandsvergleiche wären die privaten und öffentlichen Vermögenskomponenten zu gewichten. 

Ein wissenschaftlicher Konsens darüber, wird kaum zu erreichen sein, aber eine gesellschaftspoliti-

Tabelle 3:  Mieter und Eigentümer in Wien vs. Restösterreich

Wien Restösterreich

in %
Eigentum Vollständig 18,3 53,1

Teilweise 1,5 3,2

Miete Genossenschaftswohnung 15,8 15,7

Landes- oder Gemeindewohnung 27,9 7,0

Mietwohnung 32,9 14,5

Unentgeltlich 3,7 6,5

Quelle: HFCS Austria 2010,  OeNB.

Tabelle 4:  Mieter und Eigentümer in Wien nachVermögensgruppen

0-20 21-80 80-100

in %
Eigentum Vollständig 0,0 10,0 61,8

Teilweise 0,0 0,5 6,0

Miete Genossenschaftswohnung 7,1 19,7 12,7

Landes- oder Gemeindewohnung 45,2 30,0 3,9

Mietwohnung 40,3 36,8 13,3

Unentgeltlich 7,4 3,0 2,3

Quelle: HFCS Austria 2010,  OeNB.
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sche Diskussion darüber wäre nützlich zur Klärung von Präferenzen in einer Gesellschaft. Der soziale 

Wohnbau in Wien bildet ein starkes Substitut für den Mangel an Sachvermögen bei einkommens-

schwachen Gruppen. 

Über 80% der Eigentümer ihres Hauptwohnsitzes finden sich in Wien in der Vermögensgruppe der 

Top-20-Prozent. Umgekehrt wohnen mehr als 45% der Haushalte in der untersten Vermögensgruppe 

(0-20) in Gemeindewohnungen. Hingegen leben in den Top-20-Prozent über zwei Drittel der Haushal-

te im Eigentum. Die Mieteranteile sinken über die Vermögensgruppen beträchtlich. Eigentum ist eine 

Wohnvariante, die Haushalten mit niedrigem Vermögen in Wien verschlossen ist.  

Der niedrigen Eigentumsrate bei den Hauptwohnsitzen in Wien entspricht in Folge auch ein geringerer 

Anteil an Haushalten mit besicherter Verschuldung (siehe Tabelle 5). Zudem wird private Verschul-

dung traditionell bei Arbeitern, die häufiger in Wien als in Restösterreich vertreten sind, skeptisch be-

trachtet. Hier verbergen sich demnach auch klassenspezifische und kulturelle Komponenten. Die hö-

here Rate an unbesicherter Verschuldung bzw. das Überziehen des Kontos ist typisch für die in Wien 

häufiger anzutreffenden jungen Einpersonenhaushalte bzw. generell Haushalte am unteren Ende der 

Vermögensverteilung. 

Ob ein Kraftfahrzeug nur ein Gebrauchsgut darstellt oder eine Form von Vermögen, ist umstritten. 

Doch sicherlich unterscheiden sich seine Verwendungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten auch geo-

graphisch. In Wien mit einem gut ausgebauten öffentlichen Nahverkehrsnetz, wird ein Auto weniger 

notwendig sein als etwa im Waldviertel. Der PKW ist in Wien zwar die am weitesten verbreitete Sach-

vermögenskomponente. Mit einer Partizipationsrate von rund 54% ist das Eigentum an PKWs jedoch 

deutlich weniger verbreitet als in Restösterreich mit rund 81% (siehe Tabelle 5).  

 

Tabelle 5: Subkomponenten des Nettovermögens

Österreich Wien Restösterreich

Partizipation Partizipation Partizipation

in % in % in %
Realvermögen Kraftfahrzeuge 74,9 54,3 81,2

Hauptwohnsitz 47,7 19,8 56,2
Andere Wertgegenstände 23,6 39,9 18,6

Weiteres Immobilienvermögen 13,4 16,9 12,4

Unternehmensbeteiligungen (inkl. Landwirtschaften) 9,4 7,2 10,0
Finanzvermögen Girokonto 99,0 99,3 98,9

Sparkonten 87,1 83,9 88,1

Bausparvertrag 54,7 47,6 56,8

Lebensversicherungen 38,0 39,9 37,4

Geld, das andere dem Haushalt schulden 10,3 17,2 8,3

Fonds 10,0 11,1 9,6

Aktien 5,3 4,5 5,5

Anleihen 3,5 5,0 3,1
Anderes Finanzvermögen 2,3 2,3 2,2

Verschuldung Besicherte Verschuldung 18,4 7,8 21,6

Hauptwohnsitz 16,6 5,3 20,1

Andere Immobilien 2,4 2,8 2,2

Unbesicherte Verschuldung 21,4 27,4 19,5
Konto überzogen 13,6 20,1 11,7

Unbesicherter Kredit 11,1 13,1 10,4
Rückstand auf Kreditkarte 1,5 2,4 1,2

Quelle: HFCS-Austria 2010, OeNB.
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6. SPAREN UND AUSGABEN – ÄHNLICH IN WIEN 

UND RESTÖSTERREICH 

Die Sparzwecke der Menschen unterscheiden sich zwischen Wien und Restösterreich kaum. Erkenn-

bar ist, dass die wichtigste Zielsetzung beim Sparen der Notgroschen ist. Die Altersvorsorge rangiert 

erst an zweiter Stelle, knapp gefolgt von Sparen für den Urlaub. Danach ist eine Vielfalt an Zielen des 

Sparens erkennbar. Jedenfalls zeigt sich bei den Sparmotiven nicht die besonders Stellung des kredit-

finanzierten Eigenheims 

 

Als wichtigste Fragen zum Konsum werden jene nach dem Lebensmittelkonsum zu Hause und außer 

Haus verstanden. Dabei handelt es sich in hohem Maß um Substitute, die aber einen großen Grad an 

Heterogenität aufweisen. Gefragt wurde im HFCS Austria 2010 nach den Ausgaben für Lebensmittel, 

die zu Haus konsumiert wurden und nach den Restaurantbesuchen. Ergebnis ist, eine unterschiedli-

che Bedeutung der zwei Ausgabeformen. In Wien nehmen außer Haus konsumierte Lebensmittel 

durchschnittlich eine größere Rolle ein.  

 

Es sind demnach weder das Sparen noch die Ausgaben, welche die Vermögensunterschiede erklären 

(siehe Tabelle 6). Wir betrachten im Folgenden nur die Single-Haushalte in Wien und Restösterreich. 
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Quelle: HFCS Austria 2010. OeNB.

Tabelle 6: Jährliche Ausgaben für Konsumausgaben (Mittelwert)

Restösterreich Wien

Lebensmittel zuhause 4.640 4.320

Lebensmittel außer Haus 1.611 2.113

Lebensmittel insgesamt 6.251 6.432

Quelle: HFCS Austria 2010. OeNB.
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Die jüngste Single-Haushaltsgruppe setzt sich in der Universitätsstadt Wien stark aus Studenten zu-

sammen. Da Bildungshintergrund ein wichtiger Indikator für eigenen Bildungserfolg ist und Bildung 

eine Variable ist, die mit Vermögen gut korreliert, überrascht die höhere Vermögensausstattung der 

Jungen in Wien nicht (Fessler et al. 2012d). 

Die mittlere Altersgruppe der Single-Haushalte weist die größte Spreizung zwischen Wien und Restös-

terreich auf. Das Median-Bruttovermögen ist in Restösterreich mehr als doppelt so hoch wie in Wien. 

In dieser Lebensphase fallen unterschiedliche Erwerbsbiographien. In Wien finden sich weit mehr 

Akademiker unter den Single Haushalten. Akademiker starten später ins Berufsleben und ihre Vermö-

gensakkumulation fällt dann stärker aus (höhere Erwerbseinkommen). Im  Ruhestand sind es dann 

mehrheitlich (zu etwa 2/3) Frauen, welche die Gruppe der Single Haushalte ausmachen (Witwen, 

Scheidungen) und in dieser Altersphase haben die Wiener Haushalte vergleichsweise mehr an Ver-

mögen. Das Muster der Vermögenspositionen in Wien und Restösterreich kann demnach plausibel 

nachgezeichnet werden, eine tiefergehende Betrachtung wird erst nach einigen Wellen des HFCS 

möglich sein. 

 

 

7. ERBSCHAFTEN IN WIEN SELTENER UND 

NIEDRIGER - EINKOMMENSUNGLEICHHEIT IN 

WIEN HÖHER 

In einem engen Zusammenhang mit der höheren Eigentümerquote am Land steht die Bedeutung des 

Erbens. In Wien wird weniger geerbt und auch der Median der Erbschaftswerte ist deutlich geringer 

als in Restösterreich. 

 

Das Bruttohaushaltseinkommen setzt sich aus einer Vielzahl von Einkommenskomponenten zusam-

men (siehe Tabelle 9). Der konditionale Median liegt beim Einkommen aus Beschäftigung (selbststän-

dig und unselbstständig) in Restösterreich höher als in den Wien; bei den anderen Komponenten ist 

es umgekehrt. Unternehmensbeteiligungen werden nur von wenigen Haushalten gehalten, erreichen 

aber einen beachtlichen Anteil von 21,9% am Bruttohaushaltseinkommen. Die Angaben zu den Ein-

kommen aus Veranlagungen sind wenig informativ, da sie – wie oben angeführt - untererfasst wurden. 

Tabelle 7: Bruttovermögen der Single-Haushalte nach Alter

Land Wien

bis 25 Jahre 10.920 21.676

26-65 Jahre 154.483 74.939

66 und älter 98.842 134.837

Quelle: HFCS Austria 2010, OeNB

Tabelle 8: Erbschaften

Restösterreich Wien

Anteil der Haushalte mit Erbschaften 36,1% 32,9%

Median (konditional) 70.914 51.802

Quelle: HFCS Austria 2010. OeNB.
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Das Median Bruttohaushaltseinkommen ist in Wien um fast 10% niedriger als in Restösterreich. Die 

liegt nicht an geringeren Löhnen in der Bundeshauptstadt, sondern an den kleineren Haushaltsgrö-

ßen. Die Vermögenseinkommen zeigen die in der Einleitung besprochene Problematik der Unterer-

fassung. 

 

Sowohl die Top-Anteile am gesamten Einkommen sind in Wien größer als in Restösterreich, als auch 

der Ginikoeffizient liegt deutlich höher. 

 

 

8. SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Es zeigen sich zwar viele Ähnlichkeiten zwischen Wien und Restösterreich bei den Ressourcen priva-

ter Haushalte, beträchtliche Unterschiede ergeben sich aber beim Erben. 

Der starke Unterschied beim Medianvermögen und in der Portfoliozusammensetzung zwischen Rest-

österreich und Wien geht nur zu einem geringen Teil zurück auf Einkommensunterschiede und auch 

die Konsumausgaben erklären nur relativ geringe Unterschiede; zudem liefert das Sparverhalten kei-

nen Indikator zu Erklärung der Differenzen. Erhebliche Unterschiede bestehen beim Erben und in der 

Erbschaftshöhe. Kumuliert ergibt sich daher ein erheblicher Unterschied im Median des Nettovermö-

gens. 

Es gibt Unterschiede in der Zusammensetzung und in den Funktionen des Vermögens zwischen Wien 

und Restösterreich. Diese sind bei regionalen Vergleichen zu berücksichtigen. Auch die Struktur der 

Haushalte unterscheidet sich stark. So gibt es in Wien deutlich mehr Haushalte mit weniger Haus-

haltsmitgliedern. Insbesondere der Anteil an Einpersonenhaushalten ist höher als in Restösterreich. 

Die Vermögensausstattung dieser Single-Haushalte spiegelt aber eine Vielzahl an einander teils wi-

dersprechenden Entwicklungen wider. 

Tabelle 9: Einkommensunterschiede zwischen Restösterreich und Wien

Rest AT Wien Rest AT Wien

Brutto Haushaltseinkommen 100% 100% 33.028 30.375

Einkommen aus unselbstständiger Beschäftigung 62% 57% 31.474 30.902

Einkommen aus selbstständiger Beschäftigung 15% 23% 19.362 11.900

Einkommen aus Pensionen 44% 36% 19.387 21.005

Einkommen aus öffentlichen Sozieltransfers (inkl. Arbeitsloseneinkommen) 32% 36% 4.121 4.800

Einkommen aus Anlagen (sowohl Finanz als auch Vermietung und Verpachtung) 77% 66% 199 176

Einkommen aus Unternehmensbetiligungen  (nicht selbständig beschäftigt) 4% 4% 3.260 7.122

Einkommen aus anderen Quellen 7% 9% 3.372 5.000

Quelle: HFCS Austria 2010. OeNB.

Partizipation Median (konditional)

Tabelle 10: Einkommensungleichheit

Restösterreich Wien

Gini-Koeffizient 0,411 0,446

Anteil des Top-1% 7,5% 9,4%

Anteil des Top-5% 20,4% 23,8%

Anteil des Top-10% 30,9% 33,9%

Anteil der unteren Hälfte 22,5% 20,9%

Quelle: HFCS Austria 2010, OeNB
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Ein Ginikoeffizient von 0,86 für die Vermögensverteilung in Wien ist hoch. Und auch der Ginikoeffie-

zient von 0,44 für die Einkommensverteilung ist vergleichsweise beträchtlich. Zwar wird er durch insti-

tutionelle Spezifika (wie sozialer Wohnbau), kleinere Haushalte tangiert, doch nicht relativiert. Der 

soziale Wohnbau wirkt positiv primär auf einkommensschwächere Haushalte. In einer Wohlfahrtsbe-

trachtung steht er in keinem direkten Substitutionsverhältnis zu privatem Vermögen. Die beträchtliche 

Vermögenskonzentration in Wien ist im HFCS untererfasst.  
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MICHAEL MESCH:
41

 

DIE BERUFSSTRUKTUR DER BESCHÄFTIGUNG IN 

WIEN 2001-2012 

1. EINLEITUNG 

Zu jenen Indikatoren, welche über die Richtung des Strukturwandels und mithin die Veränderung der 

Wettbewerbsfähigkeit von hoch entwickelten und hochrangigen urbanen Zentren Aufschluss geben 

können, zählen der Wandel der Bildungs- und der Berufsstruktur der Beschäftigung. Verbesserungen 

der Bildungs- bzw. der Berufsstruktur der städtischen Beschäftigung zeigen fortschreitende Speziali-

sierung der urbanen Wirtschaft auf wissensintensive Dienstleistungs- und Fertigungsbereiche an. 

In diesem Beitrag soll anhand von Volkszählungs- und Mikrozensusdaten untersucht werden, in wel-

che Richtung sich die Berufsstruktur der Beschäftigung in Wien während des Zeitraums 2001-12 ver-

schob. Im Vordergrund steht dabei die Frage, ob – wie aufgrund von standorttheoretischen Überle-

gungen und internationalen Vergleichen zu erwarten ist – ein Berufsstrukturwandel zugunsten von 

hoch qualifizierten Angestelltenberufen erfolgte. Änderungen der berufsbezogenen Qualifikations-

struktur der Beschäftigung ergeben sich nicht nur aus dem Branchenstrukturwandel, sondern auch 

aus dem brancheninternen Berufsstrukturwandel. In diesem Zusammenhang soll geklärt werden, ob 

eine etwaige berufsstrukturelle Verschiebung in Richtung auf hoch qualifizierte Angestelltenberufe auf 

Branchenstruktureffekte und/oder brancheninterne Berufsstruktureffekte (qualifikationsbezogene Auf-

wertung von Sparten und Branchen) zurückgeht. 

 

 

2. SPEZIALISIERUNG UND 

WIRTSCHAFTSSTRUKTURELLER WANDEL IN 

HOCHRANGIGEN URBANEN ZENTREN 

Hoch entwickelte Volkswirtschaften, deren Unternehmen relativ nahe an der Technik- bzw. Effizienz-

grenze operieren, müssen auf innovationsorientierte Wachstumsstrategien setzen.
42

 Standorttheoreti-

sche Überlegungen lassen erwarten, dass sich hochrangige urbane Zentren mit Hauptstadtfunktion in 

diesen Ländern vor allem auf wissensintensive Marktdienstleistungen, auf öffentlich finanzierte Dienst-

                                                      

41
 : Michael Mesch ist Mitarbeiter der Abteilung Wirtschaftswissenschaft und Statistik der Arbeiterkammer Wien und geschäfts-

führender Redakteur der Quartalszeitschrift „WuG“ 

42
 Siehe dazu Bock-Schappelwein et al. (2012, 2013. Zu den empirischen Werten von Indikatoren, welche die Spezialisierung 

auf wissensintensive Wirtschaftszweige (Spitzentechnik-Industriezweige, Hochtechnik-Industriezweige, wissensintensive 

Dienstleistungen) messen, in den EU-Ländern siehe Schiersch, Gornig (2013). 
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leistungen (Gesundheits-, Bildungswesen, öffentliche Verwaltung) und auf hochrangige Funktionen 

(Hauptverwaltung etc.) im Bereich anderer Marktdienstleistungen spezialisieren. 

Neuere Ansätze der Standorttheorie
43

 wie die „Neue Wirtschaftsgeografie“ tragen der Tatsache Rech-

nung, dass die Standortentscheidungen von Unternehmen nicht unabhängig voneinander sind, son-

dern Wechselwirkungen zwischen ihnen bestehen. Die zu einem bestimmten Zeitpunkt gegebene 

räumliche Verteilung von Aktivitäten beeinflusst also die Standortbedingungen für neu hinzukommen-

de Betriebe.  

Bei den Agglomerationseffekten lassen sich (unternehmens-)interne Effekte (Skaleneffekte) und ex-

terne Effekte (Interdependenzen zwischen Betrieben) unterscheiden, bei letzteren Effekten wiederum 

Lokalisationseffekte (externe Effekte zwischen Betrieben einer Branche) und Urbanisationseffekte 

(externe Effekte zwischen Betrieben verschiedener Branchen). 

Zu den Lokalisationseffekten zählen beispielsweise technische Externalitäten innerhalb einer Branche: 

Sind Firmen räumlich konzentriert, so kann implizites Wissen über technische und organisatorische 

Innovationen von Firma zu Firma sickern (Wissens-Spillovers, innovative Milieus). Die Vorteile eines 

regional konzentrierten branchenspezifischen Arbeitsmarktes bestehen darin, dass Unternehmen 

leichter qualifizierte und angemessen spezialisierte Arbeitskräfte finden. 

Urbanisationseffekte sind beispielsweise die wechselseitigen Vorteile (Kosten- und Nachfrageeffekte), 

die sich aus der regionalen Konzentration von End- und Zwischengüterproduzenten ergeben. Diese 

Vorteile steigen mit der Größe des regionalen Marktes. 

Für wissensintensive, spezialisierte „gebundene“ Dienstleistungen (d. s. solche, die die gleichzeitige 

physische Anwesenheit von Produzenten und Konsumenten erfordern) sind ein großes Marktgebiet 

und interne Agglomerationsvorteile von entscheidender Bedeutung: Sie benötigen ein größeres 

Marktgebiet, um das Kaufkraftvolumen, welches für das Überleben ihrer Anbieter erforderlich ist (die 

„untere Grenze der Reichweite“) zu erreichen. Derartige gebundene Dienste werden daher vorwie-

gend in großen Zentren angeboten. Dort können die betreffenden Unternehmungen auch Skalener-

träge erzielen: Diese internen Ballungsvorteile kommen u. a. durch eine höhere Auslastung der Kapa-

zitäten zustande. 

Für wissensintensive „ungebundene Dienstleistungen“ erweisen sich die Verfügbarkeit und die Zu-

gangskosten zu den benötigten Inputs (v. a. hoch qualifizierte WissensbearbeiterInnen, Informationen 

und Wissen) sowie externe Agglomerationsvorteile (Lokalisations- und/oder Urbanisationseffekte) als 

bestimmend für die Standortwahl. Zu den hier relevanten Urbanisationseffekten gehören Kontaktvor-

teile, eine hohe Informations- und Wissensdichte (insbesondere in Bezug auf nicht kodifiziertes Wis-

sen), welche Wissens-Spillovers begünstigt, ein innovatives Milieu, die Größe des Absatzmarktes, die 

räumliche Nähe (Standortgemeinschaft) von anderen Unternehmungen aus diesen Branchen, von 

Unternehmenszentralen von Großfirmen aus der Sachgüterproduktion und dem tertiären Sektor, von 

öffentlichen Forschungseinrichtungen und Universitäten, ein großes und differenziertes Angebot an 

hoch qualifizierten Arbeitskräften, die hochwertige Infrastruktur im Verkehrs- und im Telekombereich, 

das reiche Angebot an Kultur- und Freizeiteinrichtungen. 

Daraus resultiert für komplexe und nicht standardisierbare Dienstleistungen dieses Typs eine erhebli-

che räumliche Konzentration. Nur größere Städte und deren Umfeld bieten die relevanten externen 

Agglomerationsvorteile (Verfügbarkeit von hoch qualifizierten Arbeitskräften, differenziertes Angebot 

von Wirtschafts- und anderen intermediären Diensten, Wissens-Spillovers, generell höhere Informati-

onsdichte). 

                                                      

43
 Siehe dazu Maier, Tödtling (2006) Kapitel 5, S. 95ff. 
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Empirische Daten zur Wirtschafts- und Beschäftigungsstruktur der europäischen Großstädte bestäti-

gen die theoretischen Erwartungen:
44

 Hoch entwickelte Großstädte sind auf Marktdienstleistungen und 

hier vor allem auf wissensintensive Dienste spezialisiert. Sofern diese hochrangigen urbanen Zentren 

Hauptstädte sind, bilden sie auch national dominierende Zentren öffentlich finanzierter Dienstleistun-

gen. 

Beides trifft auch auf Wien zu, wie einschlägige Studien über die Wiener Wirtschaftsstruktur in den 

letzten Jahren zeigen.
45

 Anhand der Lokalisationskoeffizienten der Erwerbstätigen 2008 belegen  

Mayerhofer et al. (2010, S. 100f) die Spezialisierung Wiens auf Marktdienste im Allgemeinen (LQ 

105,8; hoch entwickelte europäische Großstädte 107,9), im Besonderen auf wissensintensive Dienst-

leistungen wie Finanzdienste (LQ 108,5 bzw. 131,8) und Sonstige Marktdienstleistungen (darunter die 

Unternehmensbezogenen Dienste) (LQ 114,5 bzw. 114,1), aber auch auf den Fremdenverkehr (LQ 

108,1 bzw. 105,8) sowie Verkehr und Nachrichtenwesen (LQ 105,4 bzw. 100,9) und schließlich die 

Nicht-Marktdienste (Bildungs-, Gesundheits-, Sozialwesen, öffentliche Verwaltung etc.) (LQ 113,1 

bzw. 100,0).  

Wandel in der Beschäftigungsstruktur resultiert zum einen aus Verschiebungen zwischen Branchen 

(Branchenstruktureffekt), zum anderen aus Verschiebungen innerhalb der einzelnen Branchen (bran-

cheninterner Strukturwandel). Letztere ergeben sich aus Änderungen der Anteile von Industrie- bzw. 

Dienstleistungssparten (ÖNACE-Gruppen = Dreistellern) innerhalb von Branchen (ÖNACE-

Abteilungen = Zweistellern) sowie innerhalb der Sparten aus Anteilsänderungen von Unternehmun-

gen, z. B. durch Unternehmensgründungen bzw. -schließungen und durch unterschiedliches Unter-

nehmenswachstum. Ein adäquates Bild des Strukturwandels und folglich der Entwicklung der Wett-

bewerbsfähigkeit von Städten liefert daher nur eine gemeinsame Analyse des Strukturwandels zwi-

schen und innerhalb der Branchen.
46

 

Ursachen der weiter anhaltenden Verschiebungen in der Branchenstruktur der Beschäftigung urbaner 

Zentren zugunsten des tertiären Sektors können erstens branchenweise unterschiedliche Produktivi-

tätstrends sein, zweitens Veränderungen in der Zusammensetzung der Nachfrage der privaten Haus-

halte nach Sachgütern und Dienstleistungen, und zwar infolge von unterschiedlichen Einkom-

menselastizitäten der Nachfrage, von Geschmacksänderungen, von exogen induzierten Änderungen 

der relativen Preise, aber auch infolge von Änderungen in der Altersstruktur der Bevölkerung etc. Drit-

tens können tertiäre Branchen auch aufgrund von überproportionalem Wachstum der intermediären 

Nachfrage und der Endnachfrage (Investitionen, Exporte) von Seiten der Unternehmungen an Bedeu-

tung gewinnen. Viertens fördern die oben ausgeführten Besonderheiten der städtischen Standortbe-

dingungen die Tertiärisierung der Beschäftigung.
47

 

Die Studie von Mayerhofer et al. (2010, S. 101ff) zur Wettbewerbsfähigkeit Wiens fördert mehrere 

hoch relevante Ergebnisse bezüglich des Beschäftigungsstrukturwandels in Wien in den 1990er- und 

2000er-Jahren zutage: 

1.) verlief der Beschäftigungsstrukturwandel in Wien 1991-2008, gemessen am „Index of Compositio-

nal Structural Change“ (ISC), um fast die Hälfte rascher als im Durchschnitt der europäischen Groß-

städte. Angesichts des empirisch erwiesenen positiven Einflusses strukturellen Wandels auf Produkti-

                                                      

44
 Vgl. Mayerhofer, Fritz, Pennerstorfer (2010) 99ff. 

45
 Siehe Mayerhofer, Fritz, Pennerstorfer (2010); Mesch (2007a). 

46
 Vgl. Janger (2012) 628. 

47
 Zu den Ursachen der Tertiärisierung der Beschäftigung siehe: Baumol (2001); Kratena (2005); Mesch (2005a); Schettkat, 

Yocarini (2003). 
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vitätsentwicklung und Wirtschaftswachstum ist schon dieses Faktum allein grundsätzlich positiv zu 

bewerten.
48

 

Zweifellos war die erhebliche Beschleunigung des Beschäftigungsstrukturwandels in Wien während 

der 1990er-Jahre v. a. eine (indirekte) Folge der Ostöffnung ab 1989 und des österreichischen EU-

Beitritts 1995. Diese historischen Umbrüche wirkten als „Strukturpeitsche“, zwangen die Wiener Un-

ternehmen, die Modernisierungs- und Rationalisierungsanstrengungen wesentlich zu verstärken.
49

 

2.) wird anhand des Entropiemaßes gezeigt, dass sich die Wiener Branchenbeschäftigungsstruktur 

1991-2008 der durchschnittlichen Struktur europäischer Großstädte annäherte. Wien nahm also in 

besonderem Maße an der deutlichen Strukturkonvergenz im europäischen Städtesystem teil.  

3.) Gleichzeitig nahm der Branchenspezialisierungsgrad Wiens, gemessen am Hirschman-Herfindahl-

Index, nicht etwa ab, sondern zu. Aus den Ergebnissen 2 und 3 kann geschlossen werden, dass die 

Branchenspezialisierungstendenz in Wien verstärkt mit jenen anderer hoch entwickelter Großstädte im 

europäischen System gleichgerichtet ist.  

4.) Die branchenbezogene Spezialisierung erfolgte in Wien zwischen 1991 und 2008 v. a. in Richtung 

auf wissensintensive Marktdienste, genauer gesagt auf die überwiegend unternehmensbezogenen 

„Sonstigen Marktdienste“, und zugunsten des Fremdenverkehrs.  

5.) Mayerhofer et al. (2010) ordnen erstmals die Branchen gemäß ÖNACE-2008-Klassifikation nach 

ihrer Qualifikationsintensität, und zwar sowohl die Sachgüter- als auch die Dienstleistungsbranchen. 

Hinsichtlich der Entwicklung der unselbstständigen Beschäftigung zwischen 2000 und 2008 zeigt sich, 

dass im Wiener Dienstleistungssektor die Branchen mit mittlerer, angestelltenorientierter Qualifikation 

(+1,6% p. a.) und die Branchen mit hoher Qualifikation (+0,8% p. a.) die höchsten Zuwachsraten ver-

zeichneten und in der Sachgüterproduktion ausschließlich die Beschäftigung in Branchen mit hoher 

Qualifikation zunahm (+1,6% p. a.), während sie in allen anderen Sachgüterbranchen deutlich ab-

nahm. Diese Resultate belegen zum einen die Bedeutung des Strukturwandels zwischen Branchen für 

die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit Wiens und zum anderen die sektorunabhängig generelle 

Richtung des Beschäftigungsstrukturwandels in Wien, nämlich zugunsten von wissensintensiven Akti-

vitäten. 

Janger (2013) zeigt anhand der Indikatoren (1) strukturbereinigte F&E-Intensität des Unternehmens-

sektors und (2) Qualität der Exporte der Sachgüterbranchen die qualitäts- und wissensbezogene 

Branchenaufwertung (upgrading) in Österreich, d. h. die Verbesserung der Qualitäts- und Wissensin-

tensität der Produktion innerhalb der Branchen.  

Diese branchenbezogene Aufwertung resultiert aus der fortschreitenden Spezialisierung auf wissens-

intensive Sparten und/oder dem Aufstieg auf der Produktqualitätsleiter in den einzelnen Sparten. Bei-

des bedingt die Ausweitung von Innovations- und F&E-Aktivitäten, also die Verschiebung zu Berufen 

und Tätigkeiten mit höheren Qualifikationsanforderungen, d. h. verstärkten Bedarf an mittel und hoch 

qualifizierten Beschäftigten. 

Die angeführten empirischen Resultate belegen den Beitrag von Branchenstrukturwandel und bran-

cheninternem Strukturwandel zu den Verschiebungen der Beschäftigungsstruktur in Richtung auf wis-

sensintensive Aktivitäten und somit zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Wiener Wirt-

schaft.  

                                                      

48
 Vgl. Mayerhofer (2005). 

49
 Siehe dazu Mayerhofer (2006, 2007); Mayerhofer et al. (2007). 
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3. BERUFSSTRUKTURELLER WANDEL DER 

BESCHÄFTIGUNG IN WIEN – GENERELLE 

TENDENZEN 

Bezüglich der Qualifikationen der Erwerbstätigen bietet der Mikrozensus zwei wichtige Indikatoren, 

nämlich zum einen Daten über den höchsten formalen Ausbildungsabschluss (im Rahmen der schuli-

schen Ausbildung und im Rahmen der Berufsausbildung [Lehrabschluss, Meisterprüfung]) nach der 

internationalen Bildungsklassifikation ISCED-97 („International Standard Classification of Education“) 

und zum anderen Daten über den ausgeübten Beruf gemäß der internationalen Berufssystematik 

ISCO-08 („International Standard Classification of Occupations“), die das Element der Bildungsqualif i-

kation stark berücksichtigt (siehe dazu Kapitel 3.1). Während die Bildungsabschlüsse der Berufstäti-

gen lediglich das Potenzial des verfügbaren Humankapitals anzeigen, liefern Daten zur Berufsstruktur 

der Beschäftigung Hinweise auf das tatsächlich aktivierte Humankapital und das Ausmaß seiner Spe-

zialisierung. 

Hoch entwickelte Volkswirtschaften wie Österreich spezialisieren sich zunehmend auf wissensintensi-

ve Aktivitäten. In noch stärkerem Maße gilt das für hochrangige urbane Zentren in ebendiesen Län-

dern, so auch für Wien, wie in Kapitel 2 anhand einschlägiger Literatur gezeigt wurde. Zum Nachweis 

der fortschreitenden Spezialisierung auf wissensintensive Aktivitäten werden dort erstens Indikatoren 

des (Beschäftigungs-)Strukturwandels zwischen Branchen und zweitens Indikatoren für den Struktur-

wandel innerhalb von Branchen herangezogen. Weitere Indikatoren, welche über die Richtung des 

Strukturwandels und mithin die Veränderung der Wettbewerbsfähigkeit von hoch entwickelten und 

hochrangigen urbanen Zentren Aufschluss geben können, sind der Wandel der Bildungs- bzw. der 

Berufsstruktur der Beschäftigung. Mit anderen Worten: Verbesserungen der Bildungs- bzw. der Be-

rufsstruktur der städtischen Beschäftigung zeigen fortschreitende Spezialisierung der urbanen Wirt-

schaft auf wissensintensive Dienstleistungs- und Fertigungsbereiche an. In diesem Beitrag gilt das 

Augenmerk dem Indikator Berufsstrukturwandel der Beschäftigung. 

Änderungen der Struktur der berufsbezogenen Qualifikationen der Erwerbstätigen resultieren aus:
50

 

1.) dem Strukturwandel zwischen Branchen (ÖNACE-Abteilungen) (Branchenstruktureffekt); 

2.) dem Strukturwandel innerhalb der einzelnen Branchen. Dieser wiederum kann verschiedene Ursa-

chen haben: 

a) Verschiebungen zwischen Sparten (ÖNACE-Gruppen) innerhalb der einzelnen Branchen (Sparten-

struktureffekt); 

b) Veränderungen der Unternehmensstruktur innerhalb der einzelnen Sparten, durch Ein- bzw. Austritt 

von Unternehmen und/oder Verschiebungen zu schneller wachsenden Unternehmen (Unternehmens-

struktureffekt); 

c) Berufsstrukturverschiebungen in den einzelnen Unternehmen (Berufsstruktureffekt). Solche erge-

ben sich aus fortschreitender Arbeitsteilung und Spezialisierung, aus der Diffusion neuer Techniken, 

insbesondere der universellen Anwendung der modernen Informations- und Kommunikationstechni-

                                                      

50
 Vgl. dazu Bock-Schappelwein et al. (2012) 43ff. 
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ken (IKT) (qualifikationsverzerrter technischer Fortschritt
51

), damit verbundenen und zusätzlichen or-

ganisatorischen Anpassungen sowie überhaupt aus Prozess- und Produktinnovationen. 

d) Veränderungen der Tätigkeitsstruktur in einzelnen Berufen (Tätigkeitsstruktureffekt), ebenfalls aus 

den unter c) genannten Gründen. Die Tätigkeiten werden anspruchsvoller und komplexer hinsichtlich 

der Aufgabeninhalte und Qualifikationsanforderungen,
52

 ihre Struktur verschiebt sich in den hoch ent-

wickelten Ländern tendenziell zugunsten von analytischen Nichtroutinetätigkeiten, interaktiven Nicht-

routinetätigkeiten und manuellen Nichtroutinetätigkeiten sowie zulasten von kognitiven Routinetätig-

keiten und manuellen Routinetätigkeiten.
53

 

Die in Kapitel 2 angesprochene qualitäts- und wissensbezogene Aufwertung von Branchen und der 

Aufstieg von Unternehmen auf der Produktqualitätsleiter in den einzelnen Sparten spiegeln sich in den 

Effekten 2a) bis 2d) wider, denn derartiger brancheninterner Strukturwandel bedingt verstärkte Nach-

frage nach Personen mit höherer berufsbezogener Qualifikation. Während anhand der Veränderungen 

der branchenbezogenen Berufsstrukturen der Beschäftigung Aufschlüsse über die Richtung des 

Strukturwandels in den einzelnen Wirtschaftsklassen gewonnen werden können, erlauben die Mikro-

zensusdaten aus verschiedenen Gründen keine Aussagen über die Bedeutung der Effekte 2a) bis 2d) 

im Einzelnen. 

 

3.1 Berufe nach ÖISCO-08 

Seit 2011 kommt in Österreich die neue Systematik der Berufe ÖISCO-08 zur Anwendung.
54

 Die ÖIS-

CO-08 ist die nationale Version der „ISCO-08 International Standard Classification of Occupations“ der 

ILO. Sie löste die vorhergegangene Klassifikation ÖISCO-88 ab.  

Die ISCO-Berufssystematik, welche im Vergleich zu früheren Berufsklassifikationen (etwa der „Öster-

reichischen Berufssystematik“ ÖBS) verstärkt das Element der Bildungsqualifikation (höchster forma-

ler Bildungsabschluss) berücksichtigt, sieht auf der höchsten Aggregationsebene auch in der aktuellen 

Version ÖISCO-08 zehn „Berufshauptgruppen“ (Einsteller) vor. Die Erfassungsbereiche der einzelnen 

Berufshauptgruppen gemäß ÖISCO-08 sind jedoch in keinem Fall deckungsgleich mit den Erfas-

sungsbereichen der jeweiligen Vorläufer-Berufshauptgruppen aus ÖISCO-88.
55

 Die Anzahl der Unter-

gliederungen in den (unverändert) drei Hierarchieebenen darunter (Berufsgruppen, Berufsuntergrup-

pen, Berufsgattungen) wurde jeweils deutlich erhöht. Auf der zweiten Hierarchieebene beträgt die 

Anzahl der „Berufsgruppen“ nun 43 statt bisher 28: 

<1> „Führungskräfte“: Die bisher auf der Zweisteller-Ebene für den Bereich der Privatwirtschaft beste-

hende Unterscheidung zwischen „Geschäftsleitern und Geschäftsbereichsleitern in großen Unterneh-

men“ und „Leitern kleiner Unternehmen“ wurde beseitigt. Die neue Struktur besteht aus vier Berufs-

gruppen: <11> „Geschäftsführer, Vorstände, leitende Verwaltungsbedienstete und Angehörige ge-

setzgebender Körperschaften“, <12> „Führungskräfte im kaufmännischen Bereich“, <13> „Führungs-

kräfte in der Produktion und bei speziellen Dienstleistungen“, <14> „Führungskräfte in Hotels und Res-

taurants, im Handel und in der Erbringung sonstiger Dienstleistungen“. Im Gegensatz zu den Berufs-

hauptgruppen 2 bis 9 ist die Hauptgruppe 1 nicht einem bestimmten ausbildungsbezogenen Anforde-

rungsniveau zugeordnet. (Laut MZ-AKE hatten im Durchschnitt der Jahre 2011 und 2012 von den 

                                                      

51
 Siehe Violante (2008). 

52
 Vgl. Bock-Schappelwein (2013), Bock-Schappelwein et al. (2012), Baethge (2011). 

53
 Vgl. Spitz (2005). 

54
 Siehe dazu Statistik Austria (2011), Zeller (2010). 

55
 Zu den Beziehungen der Berufshauptgruppen aus ISCO-88 zu jenen aus ISCO-08 siehe im Einzelnen Zeller (2010), Über-

sicht 2, S. 1121. 
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Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) am Arbeitsort Wien in der Berufshauptgruppe <1> 

48% einen Universitäts- oder Fachhochschulabschluss, 18% eine BHS-Matura, 15% einen Lehrab-

schluss und jeweils 7% eine AHS-Matura bzw. einen BMS-Abschluss.) 

<2> „Akademische Berufe“: <21> „Naturwissenschaftler, Mathematiker und Ingenieure“, <22> „Aka-

demische und verwandte Gesundheitsberufe“, <23>„Lehrkräfte“, <24> „Betriebswirte und vergleichba-

re akademische Berufe“, <25> „Akademische und vergleichbare Fachkräfte in der Informations- und 

Kommunikationstechnologie“, <26> Juristen, Sozialwissenschaftler und Kulturberufe“. Für die Zuord-

nung eines Berufs zur Hauptgruppe 2 ist eine Qualifikation auf tertiärem Bildungsniveau erforderlich, 

und zwar ein Abschluss einer Universität, Hochschule, Fachhochschule oder Akademie. In der ISCO-

88 wurden KindergärtnerInnen und VolksschullehrerInnen je nach Ausbildung in Berufshauptgruppe 

<2> oder <3> klassifiziert. Sie werden nun einheitlich der Hauptgruppe <2> zugeordnet. 

<3> „Techniker und gleichrangige nichttechnische Berufe“: <31> „Ingenieurtechnische und vergleich-

bare Fachkräfte“, <32>„Assistenzberufe im Gesundheitswesen“, <33> „Nicht akademische betriebs-

wirtschaftliche und kaufmännische Fachkräfte und Verwaltungsfachkräfte“, <34> „Nicht akademische 

juristische, sozialpflegerische, kulturelle und verwandte Fachkräfte“, <35> „Informations- und Kommu-

nikationstechniker“. Der Hauptgruppe 3 werden Berufe mit folgenden Bildungsanforderungen zuge-

ordnet: Abschluss eines Kollegs, BHS-Matura, AHS-Matura oder Abschluss einer Akademie für medi-

zinisch-technische Dienste.  

Voraussetzung für die Einstufung eines Berufs in den Hauptgruppen <4> bis <8> ist ein BMS- oder 

Lehrabschluss. 

<4> „Bürokräfte und verwandte Berufe“: <41> „Allgemeine Büro- und Sekretariatskräfte“, <42> „Büro-

kräfte mit Kundenkontakt“, <43> „Bürokräfte im Finanz- und Rechnungswesen, in der Statistik und in 

der Materialwirtschaft“, <44> „Sonstige Bürokräfte und verwandte Berufe“. 

<5> „Dienstleistungsberufe und Verkäufer“: <51> „Berufe im Bereich personenbezogener Dienstleis-

tungen“, <52> „Verkaufskräfte“, <53> „Betreuungsberufe“, <54> „Schutzkräfte und Sicherheitsbe-

dienstete“. 

<6> „Fachkräfte in Land- und Forstwirtschaft und Fischerei“: <61> „Fachkräfte in der Landwirtschaft“, 

<62> „Fachkräfte in Forstwirtschaft, Fischerei und Jagd“, <63> „Landwirte, Fischer, Jäger und Samm-

ler für den Eigenbedarf“. 

<7> „Handwerks- und verwandte Berufe“: <71> „Bau- und Ausbaufachkräfte sowie verwandte Berufe, 

ausgenommen Elektriker“, <72> „Metallarbeiter, Mechaniker und verwandte Berufe“, <73> „Präzisi-

onshandwerker, Drucker und kunsthandwerkliche Berufe“, <74> „Elektriker und Elektroniker“, <75> 

„Berufe in der Nahrungsmittelverarbeitung, Holzverarbeitung und Bekleidungsherstellung und ver-

wandte handwerkliche Fachkräfte“. 

<8> „Bediener von Anlagen und Maschinen und Montageberufe“: <81> „Bediener stationärer Anlagen 

und Maschinen“, <82> „Montageberufe“, <83> „Fahrzeugführer und Bediener mobiler Anlagen“. 

<9> „Hilfsarbeitskräfte“: <91> „Reinigungspersonal und Hilfskräfte“, <92> „Hilfsarbeiter in der Land- 

und Forstwirtschaft und Fischerei“, <93> „Hilfsarbeiter im Bergbau, im Bau, bei der Herstellung von 

Waren und im Transportwesen“, <94> „Hilfskräfte in der Nahrungsmittelzubereitung“, <95> „Straßen-

händler und auf der Straße arbeitende Dienstleistungsberufe“, <96> „Abfallentsorgungsarbeiter und 

sonstige Hilfsarbeitskräfte“. Berufe der Hauptgruppe <9> erfordern keine über die Pflichtschule hin-

ausgehende formale oder arbeitsplatzspezifische Ausbildung. 

<0> „Angehörige der regulären Streitkräfte“: <01> „Offiziere in regulären Streitkräften“, <02> „Unterof-

fiziere in regulären Streitkräften“, <03> „Angehörige der regulären Streitkräfte in sonstigen Rängen“. 

Innerhalb dieser Berufshauptgruppe erfordert jede der drei Berufsgruppen ein anderes ausbildungs-
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bezogenes Anforderungsniveau gemäß ISCO, nämlich das vierte (Offiziere), das zweite (Unteroffizie-

re) bzw. das erste (sonstige Ränge). 

 

3.2 Datenquelle Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 

Einzige Quelle zu den ausgeübten Berufen der Erwerbstätigen ist nun die Mikrozensus-

Arbeitskräfteerhebung.
56

 Der Mikrozensus ist eine Haushaltsbefragung. Die Stichprobenbasis für den 

Mikrozensus ist das Zentrale Melderegister (ZMR), d. h. befragt und erfasst werden potenziell alle 

Personen, die in Österreich wohnhaft und gemeldet sind (Inländerkonzept), unabhängig davon, ob 

sich ihr Arbeitsort im Inland oder im Ausland befindet. Die Stichprobe umfasst pro Quartal jeweils rd. 

45.000 Personen. Da es sich bei der Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung um eine Stichprobenerhe-

bung handelt, sind die Ergebnisse mit Zufallsschwankungen behaftet. Werte mit weniger als hochge-

rechnet 6.000 Personen sind stark zufallsbehaftet, und Werte mit weniger als hochgerechnet 3.000 

Personen sind statistisch nicht interpretierbar.  

Nach dem ILO-Konzept gilt eine Person dann als erwerbstätig, wenn sie in der Referenzwoche zu-

mindest eine Stunde gearbeitet hat. Um jedoch Verzerrungen durch die Häufung von geringfügig Be-

schäftigten in bestimmten Dienstleistungsbranchen (Aufblähen der dortigen Kopfzahlen, Überzeichnen 

des betreffenden Arbeitsvolumens) zu korrigieren, werden in der vorliegenden Untersuchung wenn 

möglich die geringfügig Beschäftigten (definiert als Personen mit einer wöchentlichen Arbeitszeit unter 

12 Stunden) aus dem betrachteten Personenkreis ausgeschlossen. 

Personen in Elternkarenz mit aufrechtem Dienstverhältnis, deren Karenz nicht länger als 22 Monate 

dauert, sowie Lehrlinge zählen ebenfalls zu den Erwerbstätigen.  

Von der Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung nicht erfasst werden hingegen  

 Personen, die in Österreich arbeiten, aber nicht gebietsansässig sind (EinpendlerInnen aus dem 

Ausland); 

 Präsenz- und Zivildiener; 

 Erwerbstätige in Anstaltshaushalten; 

 Erwerbstätige unter 15 Jahren. 

Leiharbeitskräfte werden im Mikrozensus nicht generell in der ÖNACE-2008-Abteilung 78 „Vermittlung 

und Überlassung von Arbeitskräften“, sondern in jener Wirtschaftstätigkeit klassifiziert, in der sie tat-

sächlich arbeiten. 

Im Falle einer Mehrfachbeschäftigung geben die Auskunftserteilenden im Mikrozensus selbst an, wel-

ches Beschäftigungsverhältnis als die Haupterwerbstätigkeit angesehen werden soll. 

 

3.3 Wandel der Berufsstruktur der Beschäftigung 2001-12 

Die Grundgesamtheit dieser Untersuchung sind, wenn nicht Hinweise auf eine Abweichung erfolgen, 

die am Arbeitsort Wien tätigen Erwerbspersonen ohne die geringfügig Beschäftigten (definiert über 

eine Wochenarbeitszeit von 1 bis 11 Stunden). Erfasst werden somit die in Wien wohnansässigen und 

beschäftigten Berufstätigen sowie die aus den anderen Bundesländern zur Arbeit nach Wien einpen-

                                                      

56
 Zu den Ausführungen in diesem Abschnitt siehe v. a. Chalupa, Knittler (2013). Bis 2001 bildeten die Volkszählungen die 

wichtigste Datenquelle bezüglich der Berufe. 
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delnden Berufstätigen, nicht aber die in Wien wohnansässigen, aber außerhalb Wiens arbeitenden 

Berufstätigen.  

Im Hinblick auf ihren Erwerbsstatus besteht die obige Grundgesamtheit aus folgenden Personenkate-

gorien: 

 Erwerbstätige: 

 Selbstständig Erwerbstätige und Mithelfende: 

 Selbstständige. Selbstständige sind InhaberInnen von Betrieben bzw. Personen, die 

auf eigene Rechnung arbeiten. 

 Mithelfende Familienangehörige. Dies sind Personen, die ohne förmliches Arbeitsver-

hältnis im Betrieb eines Familienangehörigen mithelfen. 

 Unselbstständig Erwerbstätige (einschließlich KarenzgeldbezieherInnen, aber ohne Präsenz- 

und Zivildiener und ohne geringfügig Beschäftigte): 

 Angestellte, Vertragsbedienstete und BeamtInnen; 

 ArbeiterInnen;
57

 

 Lehrlinge; 

 Arbeitslose. 

Tabelle 1 zeigt die Zahl der Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) am Arbeitsort Wien im 

Jahr 2001 und im Durchschnitt der Jahre 2011 und 2012 nach ÖISCO-08-Berufshauptgruppen, die 

Anteile derselben an der Gesamtheit und die jeweiligen Anteilsänderungen im Beobachtungszeitraum 

(siehe dazu auch Abb. 1). Tabelle 2 präsentiert die entsprechenden Daten bezüglich der 42 ÖISCO-

08-Berufsgruppen. 

Tabelle 1: Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien nach ÖISCO-08-Berufshauptgruppen 2001 und 

2011/12 

 

Quellen: Volkszählung 2001 bzw. Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 2011 und 2012 (jeweils Durchschnittswerte der beiden 

Jahre); eigene Berechnungen aufgrund dieser Daten. Grundgesamtheit: Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien ohne geringfügig 

Beschäftigte (WAZ 1-11 Std.) Die berufsbezogenen Daten der VZ 2001 wurden im Nachhinein von ÖISCO-88 auf ÖISCO-08 

umgeschlüsselt. 

  

                                                      

57
 Die Zuordnung zu Arbeitern bzw. Angestellten sollte jeweils nach der kollektivvertraglichen Einstufung im Betrieb erfolgen, im 

öffentlichen Dienst je nach dienstrechtlicher Stellung (Beamte/r, Angestellte/r, Vertragsbedienstete/r). 

Anteilsänd.

Berufsgruppen VZ 2001 MZ ø 2011/12 VZ 2001 MZ ø 2011/12 (%-punkte)

(1) Führungskräfte 67,7 52,9 8,4 5,8 -2,6

(2) Akademische Berufe 119,6 212,3 14,8 23,3 8,5

(3) Techniker u. gleichrang. nichttechn. Berufe 179,5 189,0 22,2 20,7 -1,5

(4) Bürokräfte u. verwandte Berufe 115,0 110,7 14,2 12,2 -2,1

(5) Dienstleistungsberufe u. Verkäufer 120,4 153,7 14,9 16,9 2,0

(6) Fachkräfte in Land- u. Forstwirtschaft 5,0 3,5 0,6 0,4 -0,2

(7) Handwerks- u. verwandte Berufe 81,4 84,2 10,1 9,2 -0,8

(8) Bediener v. Anlagen u. Masch., Monteure 39,9 35,0 4,9 3,8 -1,1

(9) Hilfsarbeitskräfte 73,7 67,5 9,1 7,4 -1,7

(0) Angehörige d. regulären Streitkräfte 5,9 2,5 0,7 0,3 -0,5

Gesamt 808,2 911,1 100,0 100,0

Zahl d. Erwerbspers. (Tsd.) Anteil an Gesamt (%)
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Abbildung 1: Anteile der Berufshauptgruppen an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen (ohne 

geringf. Beschäftigte) am Arbeitsort Wien 2001 und 2011/12 

(innerer Ring: 2001; äußerer Ring: 2011/12) 

 

Quelle: Tabelle 1. 
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Tabelle 2: Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien nach ÖISCO-08-Berufsgruppen 2001 und 

2011/12 

 

Quellen: Volkszählung 2001 bzw. Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen 2011 und 2012 (jeweils Durchschnittswerte der beiden 

Jahre); eigene Berechnungen aufgrund dieser Daten. Grundgesamtheit: Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien ohne geringfügig 

Beschäftigte (WAZ 1-11 Std.) Die berufsbezogenen Daten der VZ 2001 wurden im Nachhinein von ÖISCO-88 auf ÖISCO-08 

umgeschlüsselt. 

1.) Die Tertiärisierung der Beschäftigung kann anhand von drei Merkmalen der Berufstätigen gemes-

sen werden: erstens anhand des Produktionsschwerpunkts des Betriebs, dem ein Berufstätiger ange-

hört, zweitens anhand der Berufszugehörigkeit und drittens anhand der tatsächlich ausgeübten Tätig-

keit. Da über die Tätigkeitsverteilung in Österreich keine Daten vorliegen, bleiben nur die ersten bei-

den Möglichkeiten der Messung. Der Anteil des Dienstleistungssektors (ÖNACE-2003-Abteilungen 

Anteilsänd.

Berufsgruppen VZ 2001 MZ ø 2011/12 VZ 2001 MZ ø 2011/12 (%-punkte)

(11) Gesch.führer, Vorstände, leit. Verw.bed. 5,4 5,1 0,7 0,6 -0,1

(12) Führungskräfte im kaufmänn. Bereich 24,6 25,0 3,0 2,7 -0,3

(13) Führungskräfte in d. Prod. u. bei spez. DL 23,8 14,9 3,0 1,6 -1,3

(14) Führ.kräfte im FV, Handel, sonst. DL 13,9 7,8 1,7 0,9 -0,9

(21) Naturwiss., Mathematiker u. Ingenieure 17,6 28,6 2,2 3,1 1,0

(22) Akad. u. verwandte Gesundheitsberufe 16,0 20,9 2,0 2,3 0,3

(23) Lehrkräfte 32,7 47,4 4,0 5,2 1,2

(24) Betriebswirte u. vergleichb. akad. Berufe 19,4 42,6 2,4 4,7 2,3

(25) Akad. u. vergleichb. Fachkr. in d. IKT 11,8 27,9 1,5 3,1 1,6

(26) Juristen, Sozialwiss., Kulturberufe 22,0 44,8 2,7 4,9 2,2

(31) Ingenieurtechn. u. vergleichb. Fachkräfte 42,8 36,9 5,3 4,1 -1,2

(32) Assistenzberufe im Gesundheitswesen 30,5 35,5 3,8 3,9 0,1

(33) Nichtakad. kaufm., Verwaltungsfachkr. 83,7 88,2 10,4 9,7 -0,7

(34) Nichtakad. jurist., sozialpfleg., kult. Fachkr. 15,3 14,2 1,9 1,6 -0,3

(35) Informations-, Kommunikationstechniker 7,2 14,1 0,9 1,5 0,7

(41) Allgemeine Büro- und Sekretariatskräfte 58,2 55,6 7,2 6,1 -1,1

(42) Bürokräfte mit Kundenkontakt 25,1 22,5 3,1 2,5 -0,6

(43) Bürokr. im Finanz-, Rechnungsw., Mat.wi. 24,2 25,1 3,0 2,7 -0,2

(44) Sonstige Bürokräfte u. verw. Berufe 7,6 7,6 0,9 0,8 -0,1

(51) Berufe im Bereich personenbez. DL 43,6 54,7 5,4 6,0 0,6

(52) Verkaufskräfte 54,9 63,8 6,8 7,0 0,2

(53) Betreuungsberufe 16,2 22,5 2,0 2,5 0,5

(54) Schutzkräfte u. Sicherheitsbedienstete 5,7 12,6 0,7 1,4 0,7

(61) Fachkräfte in d. Landwirtschaft 4,9 3,4 0,6 0,4 -0,2

(62) Fachkräfte in d. Forstwirtschaft 0,1 0,1 0,0 0,0 0,0

(71) Baufachkräfte sowie verwandte Berufe 26,2 36,0 3,2 3,9 0,7

(72) Metallarbeiter, Mechaniker, verw. Berufe 26,6 16,9 3,3 1,9 -1,4

(73) Präzisions-, Kunsthandwerker, Drucker 4,8 4,5 0,6 0,5 -0,1

(74) Elektriker u. Elektroniker 12,8 18,9 1,6 2,1 0,5

(75) Ber. d. Nahr.m.-, Holzverarb., Bekleid.her. 11,1 8,0 1,4 0,9 -0,5

(81) Bediener stationärer Anlagen u. Masch. 8,7 6,0 1,1 0,7 -0,4

(82) Montageberufe 3,1 2,3 0,4 0,2 -0,1

(83) Fahrzeugführer, Bediener mob. Anlagen 28,1 26,7 3,5 2,9 -0,5

(91) Reinigungspersonal u. Hilfskräfte 37,1 31,8 4,6 3,5 -1,1

(92) Hilfsarbeiter in d. Land- und Forstwirtsch. 0,3 0,3 0,0 0,0 0,0

(93) Hilfsarb. im Bau, Warenherst., Transport 21,6 18,8 2,7 2,1 -0,6

(94) Hilfskr. in d. Nahrungsmittelzubereitung 8,1 9,4 1,0 1,0 0,0

(95) Straßenhändler, verw. DLkräfte 0,3 0,2 0,0 0,0 0,0

(96) Abfallentsorg.arb., sonst. Hilfsarbeitskr. 6,4 7,0 0,8 0,8 0,0

(01) Offiziere in regulären Streitkräften 1,3 1,4 0,2 0,2 0,0

(02) Unteroffiziere in regulären Streitkräften 3,0 0,9 0,4 0,1 -0,3

(03) Angehörige d. Streitkräfte in so. Rängen 1,7 0,1 0,2 0,0 -0,2

Gesamt 808,2 911,1 100,0 100,0

Zahl d. Erwerbspers. (Tsd.) Anteil an Gesamt (%)
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<50-99>) an der Gesamtheit der Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) am Arbeitsort Wien 

erhöhte sich von 82,1% (2001) auf 82,9% (2009/10).
58

 

Zur empirischen Bestandsaufnahme der Tertiärisierung der Beschäftigung unter Bezugnahme auf das 

Merkmal des ausgeübten Berufs wurden alle Berufsgruppen laut ISCO-08-Systematik jeweils einer 

von drei Kategorien zugeordnet: den Land- und forstwirtschaftlichen Berufen, den Fertigungsberufen 

oder den Dienstleistungsberufen: 

 Land- und forstwirtschaftliche Berufe: Fachkräfte in der Land- und Forstwirtschaft <6>, Land- und 

forstwirtschaftliche Hilfsarbeiter <92>; 

  Fertigungsberufe: Handwerks- und verwandte Berufe <7>, Bediener stationärer Anlagen und Ma-

schinen <81>, Montageberufe <82>, Hilfsarbeiter im Bergbau, Baugewerbe, in der Warenherstel-

lung und im Transportwesen <93>, Hilfskräfte in der Nahrungsmittelzubereitung <94>; 

 Dienstleistungsberufe: Führungskräfte <1>, Akademische Berufe <2>, Techniker und gleichrangi-

ge nichttechnische Berufe <3>, Bürokräfte und verwandte Berufe <4>, Dienstleistungsberufe und 

Verkäufer <5>, Fahrzeugführer und Bediener mobiler Anlagen <83>, Reinigungspersonal und 

Hilfskräfte <91>, Straßenhändler und verwandte Dienstleistungskräfte <95>, Abfallentsorgungsar-

beiter, sonstige Hilfsarbeitskräfte <96>, Angehörige der regulären Streitkräfte <0>. 

Der Anteil der Erwerbspersonen in Dienstleistungsberufen an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen 

erhöhte sich in Wien in den 2000er-Jahren ausgehend von einem bereits sehr hohen Niveau weiter, 

nämlich von 84,1% (2001) auf 86,3% (2011/12). Das Ausmaß der berufsbezogenen Tertiärisierung 

der Beschäftigung geht somit nicht unerheblich über das Ausmaß der sektorbezogenen Tertiärisierung 

der Beschäftigung hinaus. Dies ist darauf zurückzuführen, dass nicht nur der weit überwiegende Teil 

der in Betrieben des tertiären Sektors tätigen Erwerbspersonen Dienstleistungsberufe ausübt, sondern 

auch rund die Hälfte der in Betrieben der Sachgüterproduktion tätigen Personen. Der Anteil der Ferti-

gungsberufe fiel im Beobachtungszeitraum von 15,2% auf 13,2%, eine Folge der anhaltenden Dein-

dustrialisierung der Beschäftigung Wiens und der fortgesetzten ‚inneren Tertiärisierung‘ der Beschäfti-

gung in den Betrieben, Sparten und Branchen der Sachgüterproduktion. 

2.) Die Berufsstruktur der Beschäftigung in Wien verschob sich während der 2000er-Jahre deutlich 

zugunsten der hoch qualifizierten Angestelltenberufe: Der Anteil der drei Hauptgruppen <1> Füh-

rungskräfte, <2> Akademische Berufe und <3> Technische und nichttechnische Fachkräfte an der 

Gesamtzahl der Erwerbspersonen stieg von 45,4% um 4,4 Prozentpunkte auf 49,8% (siehe Tabelle 

1). Bereits rund die Hälfte der am Arbeitsort Wien Beschäftigten ist somit den hoch qualifizierten Wis-

sensbearbeiterInnen in Berufen mit mindestens Maturaniveau zuzuordnen.  

Hervorzuheben ist, dass der Anteilszuwachs der hoch qualifizierten Angestelltenberufe zwischen 2001 

und 2011/12 ausschließlich auf die Dynamik der Beschäftigungsentwicklung im Bereich der am höchs-

ten qualifizierten Berufskategorie, nämlich der Akademischen Berufe, zurückgeht. Deren Anteil nahm 

von 14,8% um nicht weniger als 8,5 Prozentpunkte auf 23,3% zu.  

Dieser sehr starke Wandel der Berufsstruktur der Beschäftigung in Richtung auf die am höchsten qua-

lifizierten Angestelltenberufe ist als eindeutiger Beleg für den Strukturwandel der Wiener Wirtschaft 

zugunsten von wissens- und humankapitalintensiven Aktivitäten zu werten.  

Die Erwerbspersonenquote der Managementberufe verringerte sich während der Beobachtungsperio-

de um 2,6 Prozentpunkte. Im absoluten und relativen Rückgang der Zahl der Führungskräfte spiegelt 

sich vermutlich die Tendenz zu flacherer Hierarchie in den Betrieben wider.  

Die Zahl der Techniker und nichttechnischen Fachkräfte auf Maturaniveau erhöhte sich zwar, ihr Anteil 

ging aber um 1,5 Prozentpunkte zurück. In dieser Berufshauptgruppe stand Anteilsverlusten der Inge-
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 Berechnet auf der Grundlage der VZ 2001 und der Mikrozensur – Arbeitskräfteerhebungen 2009 und 2010 (Durchschnittswert 

der beiden Jahre). 
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nieurtechnischen Fachkräfte <31>, der Nichtakademischen kaufmännischen und Verwaltungsfachkräf-

te <33> und der Nichtakademischen juristischen, sozialpflegerischen und kulturellen Fachkräfte <34> 

ein Anteilsgewinn der Informations- und Kommunikationstechniker <35> gegenüber, während der 

Anteil der Assistenzberufe im Gesundheitswesen <32> an der Gesamtheit der Berufstätigen nahezu 

unverändert blieb (siehe Tabelle 2).  

Die anhaltende Zunahme der Beschäftigung von Technischen und nichttechnischen Fachkräften zeigt, 

dass zumindest im Aggregat keine Substitution von Angestellten in Fachkräfteberufen durch Ange-

stellte in Akademischen Berufen erfolgte. Ob in einzelnen Dienstleistungsbranchen derartige Verdrän-

gungsprozesse stattfanden, wird noch zu prüfen sein (siehe Kapitel 4). 

Innerhalb der Hauptgruppe der Akademischen Berufe verzeichneten alle sechs Berufsgruppen An-

teilszuwächse an der Gesamtheit der Erwerbspersonen, wobei die höchsten Quotenanstiege auf die 

Betriebswirte und vergleichbare akademische Berufe <24> sowie die Juristen, Sozialwissenschaftler 

und Kulturberufe <26> entfielen.  

Im Bereich der Managementberufe schließlich verloren drei von vier Berufsgruppen Beschäftigungs-

anteile. Lediglich der Anteil der obersten Kategorie, der Berufsgruppe der Geschäftsführer, Vorstände 

und leitenden Verwaltungsbediensteten <11>, blieb fast unverändert. 

3.) Der Anteil der Angestelltenberufe insgesamt (Berufshauptgruppen <1-5>) an der Gesamtheit der 

am Arbeitsort Wien tätigen Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) nahm auch in den 

2000er-Jahren weiter zu, nämlich von 74,5% um 4,4 Prozentpunkte auf 78,9%. Dieser Zuwachs geht 

ausschließlich auf die Beschäftigungsdynamik im Bereich der hoch qualifizierten Angestelltenberufe 

<1-3> zurück, deren Erwerbspersonenquote wie festgestellt um 4,4 Prozentpunkte stieg, während 

jene der mittel qualifizierten Angestelltenberufe (Hauptgruppen <4> und <5>) bei rund 29% verharrte.  

Im Bereich der mittel qualifizierten Angestelltenberufe wiederum, die einen Lehr- oder BMS-Abschluss 

voraussetzen, standen einander zwei Entwicklungstendenzen gegenüber, die einander hinsichtlich der 

Anteilsänderungen fast aufhoben. Zum einen verringerte sich die Zahl der Büroangestellten <4>, und 

ihr Beschäftigungsanteil fiel um 2 Prozentpunkte. Zum anderen stieg die Zahl der in Dienstleistungs-

berufen und im Verkauf tätigen Erwerbspersonen <5> deutlich, und ihre Berufstätigenquote erhöhte 

sich um 2 Prozentpunkte.  

Die meisten der Berufe der Hauptgruppe <5> weisen einen hohen Anteil an interaktiven Nichtroutine-

tätigkeiten auf. Baethge (2011, S. 450f) definiert interaktive Tätigkeiten als solche, „die unmittelbar 

bedürfnisbezogen auf ein konkretes Gegenüber gerichtet sind, dessen Wille die Richtschnur für das 

Arbeitshandeln abgibt“. Das Bedürfnis der KundInnen im Warenaustausch, der KlientInnen in der Be-

treuung, der PatientInnen im Pflegewesen usw. zu präzisieren und gemeinsam Wege zu seiner Be-

friedigung zu erarbeiten, macht den Kern interaktiver Dienstleistungsarbeit aus. Das Gegenüber ist 

nicht nur Adressat, sondern zugleich Mitproduzent der Tätigkeit.  

In der Hauptgruppe der Bürokräfte <4> verzeichneten alle vier Berufsgruppen Anteilsverluste, wobei 

jene der Allgemeinen Büro- und Sekretariatskräfte <41> mit Abstand am höchsten ausfielen (siehe 

Tabelle 2). Bezüglich der Hauptgruppe <5> sind für alle vier Berufsgruppen – Personenbezogene 

Dienstleistungsberufe <51>, Verkaufskräfte <52>, Betreuungsberufe <52>, Sicherheitsbedienstete 

<53> – Anteilsgewinne zu konstatieren. 

Alles in allem sind im Bereich der Angestelltenberufe somit drei Haupttendenzen auszumachen: ers-

tens der sehr ausgeprägte Strukturwandel zugunsten der Akademischen Berufe, also der am höchs-

ten qualifizierten WissensbearbeiterInnen, zweitens eine bedeutende Verschiebung zugunsten der 

mittel qualifizierten, überwiegend interaktiven Angestelltenberufe und drittens eine erhebliche Verlage-

rung zulasten der mittel qualifizierten Büroangestellten. 
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4.) Für die Polarisierungsthese, die besagt, dass sich die Beschäftigung in dienstleistungsorientierten 

Berufsgruppen tendenziell polarisiere, hohen Zuwächsen in Berufsfeldern mit hohen Qualifikationsan-

forderungen auch hohe Zuwächse in wenig anspruchsvollen Dienstleistungsberufen gegenüberstün-

den, findet sich in den Daten für Wien keine Evidenz. Wie aus Tabelle 1 zu entnehmen ist, verringerte 

sich der Erwerbspersonenanteil der Hilfsarbeitskräfte <9> zwischen 2001 und 2011/12 um 1,7 Pro-

zentpunkte. Und diese rückläufige Tendenz betraf in besonderem Maße Dienstleistungshilfskräfte: Der 

Anteil der quantitativ bei Weitem bedeutendsten Berufsgruppe der Dienstleistungshilfskräfte, nämlich 

jener der Reinigungs- und Hilfskräfte <91>, an der Gesamtheit der Berufstätigen am Arbeitsort Wien 

reduzierte sich um 1,1 Prozentpunkte (siehe Tabelle 2). 

5.) Wie Mayerhofer et al. (2010, S. 100) konstatieren, ist die Deindustrialisierung (Rückgang des Be-

schäftigungsanteils der Sachgüterproduktion) in Wien „schon weiter fortgeschritten … als selbst im 

hoch entwickelten Teilsample“ der europäischen Vergleichsstädte. Zwischen 1991 und 2008 verringer-

te sich der auf die Erwerbstätigen Bezug nehmende Lokalisationsquotient der Sachgütererzeugung 

(verarbeitende Industrie, produzierendes Gewerbe, Energie- und Wasserversorgung, Bergbau) um 

12,7 Prozentpunkte auf 66,7 (Vergleichswert der hoch entwickelten europäischen Großstädte: 82,0). 

Auch die Beschäftigung im Bauwesen ist nach noch überdurchschnittlichen Werten 1991 mittlerweile 

unter den Durchschnitt vergleichbarer Städte gefallen.  

Beide Fakten – Niveau und Entwicklungstendenz der Beschäftigung im Sachgüterbereich – spiegeln 

sich auch in der Berufsstruktur der Beschäftigung bzw. deren Veränderung wider: Der Erwerbsperso-

nenanteil der Handwerksberufe <7> und der Maschinenbediener <8> beträgt 2011/12 nur noch 

13,1%, und zwischen 2001 und 2011/12 sank dieser Anteil um 1,9 Prozentpunkte.  

Die Anteilsentwicklungen der einzelnen Berufsgruppen in den Hauptgruppen <7> und <8> verliefen 

nicht einheitlich: Während Baufachkräfte <71> sowie Elektriker und Elektroniker <74> jeweils Anteile 

gewannen, verloren alle anderen Gruppen, wobei die Metallarbeiter und Mechaniker <72> den mit 

Abstand höchsten Anteilsverlust erlitten.  

Fassen wir zusammen: Der Wandel der Berufsstruktur der Beschäftigung in Wien während der 

2000er-Jahre erfolgte sehr ausgeprägt zugunsten der am höchsten qualifizierten Wissensbearbeite-

rInnen (Akademische Berufe), in geringerem Maße auch zugunsten der mittel qualifizierten, überwie-

gend interaktiven Dienstleistungsberufe (Betreuungsberufe, personenbezogene Dienstleistungsberu-

fe, VerkäuferInnen, Sicherheitsbedienstete), und zulasten der mittel qualifizierten Büroangestellten, 

deren Routinetätigkeiten verstärkt der Automatisierung unterlagen, zulasten der mittel qualifizierten 

Fertigungsberufe und zulasten der Hilfskräfte.
59

 

Empirische Studien wie jene von Autor et al. (2003) und Spitz (2005) zeigen, dass sich in den hoch 

entwickelten Ländern seit den 1980er-Jahren der Anteil der Arbeitsinputs für analytische Nichtroutine-

tätigkeiten, für interaktive Nichtroutinetätigkeiten und für manuelle Nichtroutinetätigkeiten jeweils signi-

fikant erhöhte, während kognitive Routinetätigkeiten und manuelle Routinetätigkeiten jeweils deutlich 

an Bedeutung verloren.  

Diese Entwicklung zu komplexeren Tätigkeiten war überall zu finden: in allen Qualifikationsstufen, in 

allen Altersgruppen und auf der Ebene der einzelnen Berufe (Tätigkeitsstruktureffekt in einzelnen Be-

rufen). Die ausgeprägteste Tendenz in Richtung auf analytische und interaktive Nichtroutinetätigkeiten 

zulasten von kognitiven Routinetätigkeiten betraf die hoch qualifizierten Beschäftigten (Universitäts- 

und FachhochschulabsolventInnen).  

Interpretiert werden diese Ergebnisse im Sinne der nuancierten Version der Hypothese des qualifikati-

onsverzerrten technischen Fortschritts von Autor et al. (2003): Die empirischen Resultate bestätigen 
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die Rolle der neuen Universaltechnik, der modernen IKT, als Treiber dieser Veränderungen der Tätig-

keitsstruktur. Während die IKT-Produktionsmittel tendenziell Arbeitskräfte, welche v. a. kognitive und 

manuelle Routinetätigkeiten ausführen, substituieren, sind IKT-Produktionsmittel und mittel und hoch 

qualifizierte Arbeitskräfte, die in erster Linie analytische und/oder interaktive Nichtroutinetätigkeiten 

ausführen, komplementär.  

Im Großen und Ganzen entsprechen die für Wien festgestellten Veränderungen der Berufsstruktur der 

Beschäftigung während der 2000er-Jahre in den Haupttendenzen den obigen Ergebnissen: sehr star-

ker Anteilszuwachs der Arbeitskräfte in Akademischen Berufen, deren Profile in hohem Maße aus 

analytischen Nichtroutinetätigkeiten bestehen; erheblicher Anteilszuwachs von mittel qualifizierten 

Arbeitskräften in Dienstleistungsberufen, deren Profile vor allem interaktive und manuelle Nichtroutine-

tätigkeiten enthalten (Betreuungsberufe, personenbezogene Dienstleistungsberufe, VerkäuferInnen 

usw.); deutliche Anteilsverluste jeweils von Beschäftigten in Angestelltenberufen mit hohem Anteil 

kognitiver Routinetätigkeiten (Bürokräfte), von mittel sowie gering qualifizierten Beschäftigten in Ferti-

gungsberufen und von gering qualifizierten Beschäftigten in Dienstleistungshilfsberufen mit jeweils 

hohen Anteilen manueller Routinetätigkeiten.  

Ob diese Veränderungen in der Wiener Berufsstruktur der Beschäftigung auf Branchenstruktureffekte 

und/oder brancheninternen Strukturwandel zurückgehen, wird noch zu klären sein. Daten zu den Tä-

tigkeitsstrukturen liegen, wie bereits erwähnt, für Österreich leider nicht vor.  

6.) Wie unterscheiden sich die Entwicklungstendenzen der Berufsstruktur der Beschäftigung in Wien 

während der 2000er-Jahre von jenen in den 1990er-Jahren?
60

 

 Die Strukturverschiebung zu den hoch qualifizierten Angestelltenberufen <1-3> verlangsamte sich 

in den 2000er-Jahren deutlich gegenüber der Vordekade. Während der Anteil der Akademischen 

Berufe zwischen 2001 und 2011/12 etwa doppelt so stark stieg wie in den 1990er-Jahren, verloren 

sowohl die Führungskräfte als auch die Technischen und nichttechnischen Fachkräfte Beschäfti-

gungsanteile – ganz im Gegensatz zu den 1990er-Jahren, als sich der Anteil der beiden Haupt-

gruppen jeweils um rd. 2,5 Prozentpunkte erhöhte.  

 Im Unterschied zu den 2000er-Jahren, als der Anteil der mittel qualifizierten Angestelltenberufe 

<4-5> weitgehend unverändert blieb, weil der Anteilsrückgang im Bereich der Büroangestellten 

durch den Anteilszuwachs im Bereich der Dienstleistungs- und Verkaufsberufe ausgeglichen wur-

de, war der entsprechende Anteil in den 1990er-Jahren um fast 2 Prozentpunkte gefallen. Die 

Hauptgruppe <5> der überwiegend interaktiven Dienstleistungsberufe hatte in diesem Jahrzehnt 

einen leichten Anteilsverlust erfahren. 

 Aus den bisher dargelegten Diskrepanzen ergibt sich, dass die Gesamttendenz in Richtung auf 

die Angestelltenberufe <1-5> in den 1990er-Jahren noch ausgeprägter (rd. 7 Prozentpunkte An-

teilszuwachs) war als in der Folgedekade (+4,4 Prozentpunkte). 

 Der Anteil der Hilfskräfte an der Gesamtheit der Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) 

war in den 1990er-Jahren leicht gefallen, während in den 2000er-Jahren der entsprechende An-

teilsverlust rd. 2 Prozentpunkte betrug.  

 Die Anteilseinbuße der Handwerksberufe und Maschinenbediener <7-8> fiel zwischen 1991 und 

2001 (-6,6 Prozentpunkte) mehr als dreimal so stark aus wie in den 2000er-Jahren. 
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4. BRANCHENSTRUKTURWANDEL ALS URSACHE 

BERUFSSTRUKTURELLER VERSCHIEBUNGEN 

In den folgenden beiden Kapiteln soll untersucht werden, ob Branchenstruktureffekte und/oder bran-

cheninterner Berufsstrukturwandel zu den festgestellten Verschiebungen der Berufsstruktur der Be-

schäftigung am Arbeitsort Wien in Richtung auf hoch qualifizierte Angestelltenberufe, d. h. wissensin-

tensive Aktivitäten, beigetragen haben. 

Das zur Klärung derartiger Fragestellungen üblicherweise herangezogene Verfahren der Komponen-

tenzerlegung kann aufgrund mangelhafter Datenbasis nicht zur Anwendung gelangen. Wegen des 

zweifachen Klassifikationsbruches (Bruch in der Berufssystematik zwischen ÖISCO-88 und ÖISCO-

08, Bruch in der Branchensystematik zwischen ÖNACE 1995 bzw. 2003 und ÖNACE 2008
61

) ist es in 

Bezug auf Wien nicht möglich, für Beginn und Ende des Beobachtungszeitraums miteinander konsis-

tente Kreuzklassifikationen der Beschäftigung nach Berufen und Wirtschaftsklassen zu erstellen. Die-

se kurze Studie muss sich folglich darauf beschränken, einfachere Indikatoren herauszuarbeiten, wel-

che zwar nicht über das Ausmaß von Branchenstruktur- bzw. Berufsstruktureffekten Aufschluss ge-

ben, aber die Richtung beider anzeigen. 

In Bezug auf die Richtung der Branchenstruktureffekte wird dabei folgendermaßen vorgegangen: 

1.) Die tertiären Wirtschaftsklassen Österreichs (47 ÖNACE-2008-Abteilungen) werden nach ihrer 

Wissens- und Humankapitalintensität sortiert, und zwar anhand von zwei Maßzahlen: a) nach dem 

Anteil der ÖISCO-08-Berufshauptgruppen <1-3> (Führungskräfte, Akademische Berufe, Technische 

und nichttechnische Fachkräfte) an der jeweiligen Gesamtheit der Erwerbspersonen (ohne geringfügig 

Beschäftigte) und b) nach dem Anteil der Personen mit zumindest Maturaabschluss (höchster formaler 

Ausbildungsabschluss AHS-Matura, BHS-Matura, Kolleg-, Akademie-, Fachhochschul- oder Universi-

tätsdiplom).
62

 

2.) Aus dem resultierenden Streudiagramm werden mittels Clusteranalyse tertiäre Branchengruppen 

gebildet, die jeweils nach ihrer Wissens- und Humankapitalintensität, gemessen anhand der zwei obi-

gen Kennzahlen, möglichst ähnlich sind.  

3.) Diese auf der Grundlage von österreichischen Daten erstellte Gruppierung der tertiären Branchen 

nach der Wissensintensität wird im nächsten Schritt für die Analyse der Richtung der Beschäftigungs-

entwicklung im Wiener Dienstleistungssektor zwischen 2001 und 2010-12 herangezogen. Gewannen 

tertiäre Branchengruppen hoher Wissens- und Humankapitalintensität in signifikantem Maße Beschäf-

tigungsanteile, während gering wissensintensive Dienstleistungsbranchengruppen Anteilseinbußen 

verzeichneten, so wäre dies als Beleg für einen positiven Beitrag von Branchenstruktureffekten zum 

Wandel der Berufsstruktur der Beschäftigung in Richtung auf hoch qualifizierte Angestelltenberufe zu 

werten. 

  

                                                      

61
 Zu den Klassifikationsunterschieden zwischen ÖNACE 2003 und ÖNACE 2008 siehe Karner, Rainer (2009). 

62
 Zu den Branchentypologien des WIFO siehe Mayerhofer, Palme (2001); Peneder (2007, 2010); Janger (2012, 2013). 
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Tabelle 3: Anteil der ÖISCO-08-Berufshauptgruppen <1-3> und der MaturantInnen an der jewei-

ligen Gesamtheit der Erwerbspersonen der tertiären ÖNACE-2008-Abteilungen in Österreich 

2010-12 (in %) 

 

Quellen: Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen 2010 bis 2012 (jeweils Durchschnittswerte der drei Jahre); eigene Berechnun-

gen auf dieser Grundlage. Grundgesamtheit: Erwerbspersonen ohne geringfügig Beschäftigte (WAZ 1-11 Std.). 

ISCO 1-3 Matura

(90) Kreative, künstlerische DL 80,0 68,7

(85) Erziehung und Unterricht 83,0 75,9

(75) Veterinärwesen 75,0 76,2

(72) Forschung und Entwicklung 89,2 84,1

(70) Unternehmensberatung 76,9 71,4

(63) Informationsdienstleistungen 81,5 64,7

(62) DL der Informationstechnik 89,0 72,7

(60) Rundfunkveranstalter 87,9 71,0

(74) Sonst. freiberufl., wiss., techn. DL 73,8 58,9

(73) Werbung und Marktforschung 76,8 65,5

(71) Technische Büros, Labors 73,6 61,5

(69) Rechts-, Steuerberatung, Wirtschaftsprüf. 71,8 64,4

(59) Filmbranche; Tonstudios, Musikverlage 67,5 66,7

(51) Luftfahrt 45,6 77,3

(94) Int.vertretungen, Vereine, relig. Vereinig. 56,5 58,9

(91) Bibliotheken, Archive, Museen 57,1 61,7

(86) Gesundheitswesen 64,9 42,0

(68) Grundstücks- und Wohnungswesen 56,6 43,1

(66) Börsen, Makler, Fondsmanagement 70,1 41,4

(65) Versicherungen, Pensionskassen 60,1 50,0

(64) Finanzdienstleistungen 46,1 64,3

(61) Telekommunikation 62,7 49,2

(58) Verlagswesen 60,9 52,6

(93) Unterhaltung, Sport, Erholung 52,3 34,0

(88) Sozialwesen (ohne Heime) 50,1 44,5

(84) Öff. Verwaltung, Verteidigung, SV 45,6 34,1

(82) Sonst. wirtsch. DL f. Unternehmen 35,1 42,0

(79) Reisebüros, Reiseveranstalter 27,2 54,2

(78) Arbeitskräftevermittlung, -überlassung 43,9 29,0

(77) Vermietung von beweglichen Sachen 34,4 39,7

(95) Reparatur von  Gebrauchsgütern 38,2 19,2

(92) Spiel-, Wett- und Lotteriewesen 30,3 35,1

(87) Heime (ohne Erholungsheime) 38,0 22,6

(80) Wach-, Sicherheitsdienste, Detekteien 25,2 24,9

(52) Lagerei, sonst. DL f. Verkehr 31,4 24,6

(37) Abwasserentsorgung 34,0 22,0

(46) Großhandel 39,8 27,7

(97) Private Haushalte mit Hauspersonal 2,2 25,8

(96) Sonst. Persönliche DL 9,3 7,3

(81) Gebäudebetreuung 5,1 14,0

(56) Gastronomie 18,9 17,7

(55) Beherbergung 17,5 22,8

(53) Postdienste 11,6 16,8

(49+50)  Landverkehr; Schifffahrt 17,3 13,8

(47) Einzelhandel 23,0 19,2

(38+39) Abfallwirtschaft, Rückgewinnung etc. 23,8 19,6

(45) Kfz-Handel, -Reparatur 21,9 12,0
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Tabelle 3 zeigt die 47 (konsolidierten
63

) tertiären Wirtschaftsklassen (ÖNACE-2008-Abteilungen) Ös-

terreichs mit den jeweiligen Anteilen hoch qualifizierter Angestelltenberufe (ÖISCO-08-

Berufshauptgruppen <1-3> Führungskräfte, Akademische Berufe, Technische und nichttechnische 

Fachkräfte) bzw. der MaturantInnen (höchster formaler Bildungsabschluss gemäß ISCED-97 <3A> 

AHS-Matura, <4> BHS-Matura, <5B> Akademie, Kolleg oder <5A, 6> Fachhochschule, Universität) an 

der Gesamtheit der Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) im Durchschnitt der Jahre 2010-

12. Datenquellen sind die Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen der betreffenden drei Jahre.  

Eine kompetente Leistung in den Berufen der Hauptgruppe <2> setzt einen Universitäts- oder Fach-

hochschulabschluss voraus, in den Berufen der Hauptgruppe <3> eine Matura, und in den Berufen 

der Hauptgruppe <1> erfordert sie Fähigkeiten des dritten oder vierten ISCO-Anforderungsniveaus.
64

 

Obwohl fast alle Berufe der Hauptgruppen <1-3> somit auf Maturaniveau oder darüber liegen, wei-

chen die beiden branchenbezogenen Kennzahlen der Wissens- und Humankapitalintensität in vielen 

Fällen z. T. erheblich voneinander ab. In 34 von 47 tertiären Wirtschaftsklassen liegt der Anteil der 

hoch qualifizierten Angestelltenberufe über dem jeweiligen MaturantInnenanteil. Dies bedeutet, dass 

in diesen Wirtschaftsklassen mehr oder weniger große Teile der hoch qualifizierten Beschäftigten 

einen Beruf über ihrem formalen Bildungsniveau ausüben. Im Bereich der Informationsdienstleistun-

gen <63> bspw. beträgt der MaturantInnenanteil 64,7%, der Anteil der Erwerbspersonen in hoch quali-

fizierten Angestelltenberufen jedoch 81,5%. In 13 Dienstleistungsbranchen wiederum übertrifft der 

MaturantInnenanteil jenen der Berufshauptgruppen <1-3> jeweils – ein Anzeichen dafür, dass Teile 

der Gruppe der hoch qualifizierten Beschäftigten unter ihrem Ausbildungsniveau eingesetzt werden. 

So beläuft sich in der ÖNACE-Abteilung <79> Reisebüros und Reiseveranstalter der MaturantInnen-

anteil auf 54,2%, aber nur die Hälfte davon sind in diesem Bildungsniveau entsprechenden Berufen 

tätig (Anteil von ÖISCO-08 <1-3> 27,2%). 

Zieht man den berufsbezogenen Indikator der Wissensintensität heran, so ergibt sich eine nicht uner-

heblich von der bildungsbezogenen Branchenrangordnung (gemäß MaturantInnenanteil) abweichende 

Hierarchie der tertiären Wirtschaftsklassen. Die Bewertung der Wissens- und Humankapitalintensität 

der Dienstleistungsbranchen mittels beider Kennzahlen bringt zweifellos ein vollständigeres Bild der 

einzelnen Wirtschaftsklassen zutage.  

Abbildung 2 beinhaltet das Streudiagramm der 47 (konsolidierten) österreichischen Dienstleistungs-

branchen (ÖNACE-2008-Abteilungen) nach dem jeweiligen Erwerbspersonenanteil der ÖISCO-08-

Berufshauptgruppen <1-3> (horizontale Achse) und jenem der MaturantInnen (vertikale Achse). Mit-

tels Clusteranalyse wurden die tertiären Wirtschaftsklassen nach ihrer Wissens- und Humankapitalin-

tensität gruppiert. Die hier verwendete einfache Clusteranalyse erfolgte mit dem Programm „NeuroXL 

Clusterizer“, das auf einer MS-Excel-Oberfläche aufsetzt. Unter allen ausgeführten Varianten wurde 

letztlich jene ausgewählt, die sechs Cluster bildet. Diese Variante kommt der Idealvorstellung mög-

lichst kompakter Punktewolken am nächsten. 

In Tabelle 2 sind die Dienstleistungsbranchen bereits in die sechs angesprochenen Gruppen geglie-

dert: von der Kategorie 1 der Wirtschaftsklassen mit sehr hoher Qualifikation der Beschäftigten (sehr 

hoher Anteil der hoch qualifizierten Angestelltenberufe und sehr hoher MaturantInnenanteil) bis zur 

Kategorie 6 der Wirtschaftsklassen mit niedriger Qualifikation der Beschäftigten (niedriger Anteil der 

ÖISCO-08-Hauptgruppen <1-3> und niedriger Anteil von Personen mit mindestens Maturaabschluss). 

                                                      

63
 Die ÖNACE-2008-Abteilungen <49> Landverkehr und <50> Schifffahrt bzw. <38> Abfallwirtschaft, Rückgewinnung und <39> 

Beseitigung von Umweltverschmutzungen wurden wegen der sehr geringen Größe der jeweils letzteren zusammengefasst.  

64
 Siehe dazu im Einzelnen Statistik Austria (2011). 
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Abbildung 2: Streudiagramm der 47 tertiären ÖNACE-2008-Abteilungen in Österreich 2010-12 

nach dem Anteil der ÖISCO-08-Berufshauptgruppen <1-3> und jenem der MaturantInnen an der 

jeweiligen Gesamtheit der Erwerbspersonen 

 

Datenquelle: siehe Tabelle 3. 

Die folgende branchenbezogene Analyse der Beschäftigungsentwicklung in Wien zwischen 2001 und 

2010-12 beschränkt sich auf den Dienstleistungssektor der Stadtwirtschaft, auf den rd. 83% der Er-

werbspersonen entfallen.
65

 

Wie entwickelten sich die Beschäftigtenanteile der sechs tertiären Branchengruppen in Wien zwischen 

2001 und 2010-12? Zur Beantwortung dieser Frage werden die einschlägigen Daten aus der Volks-

zählung 2001 und aus den Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen der Jahre 2010 bis 2012 herange-

                                                      

65
 Da in der Sachgüterproduktion neben Ingenieuren, Informationstechnikern usw. mit akademischem Abschluss oder HTL-

Matura mittel qualifizierte FacharbeiterInnen in Fertigungsberufen mit stärker berufsspezifischer Ausbildung (Lehre, Fach-

schule) für die Erhaltung bzw. Weiterentwicklung der branchen- bzw. spartenspezifischen Wissensbasis, inkrementelle In-

novationen und den Aufstieg auf der jeweiligen Produktqualitätsleiter große Bedeutung zukommt, müsste für eine adäquate 

Einschätzung der Wissens- und Humankapitalintensität der Branchen andere Indikatoren als im Dienstleistungssektor an-

gewendet werden. 
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zogen. Grundgesamtheit ist jeweils die Gesamtheit der Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien ohne 

geringfügig Beschäftigte. 

Die Gesamttendenz ist eindeutig: Während die vier tertiären Branchengruppen mit sehr hoher bis 

mittlerer Qualifikation der Beschäftigten jeweils Anteile an der Gesamtheit der Erwerbspersonen am 

Arbeitsort Wien gewannen, verloren die beiden Branchengruppen mit mittelniedriger bzw. niedriger 

Qualifikation der Arbeitskräfte jeweils deutlich an Gewicht. (Der Anteil aller 49 tertiären ÖNACE-2008-

Abteilungen bzw. 47 konsolidierten Dienstleistungsbranchen blieb zwischen 2001 (82,7%) und 2010-

12 (82,3%) weitgehend unverändert.) In Wien fand somit in den 2000er-Jahren eine signifikante Ver-

schiebung der Branchenstruktur der Beschäftigung in Richtung auf wissens- und humankapitalintensi-

ve Dienstleistungsaktivitäten statt. Diese Branchenstruktureffekte trugen positiv zum festgestellten 

Wandel der Berufsstruktur der Beschäftigung zugunsten von hoch qualifizierten Angestelltenberufen 

bei. 
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Tabelle 4: Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) in den tertiären Branchen am Ar-

beitsort Wien 2001 und 2010-12 

 

Quellen: VZ 2001; Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen 2010-12 (jeweils Durchschnittswerte der drei Jahre); eigene Berech-

nungen auf dieser Grundlage. Grundgesamtheit jeweils: Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien ohne geringfügig Beschäftigte: 

VZ: Lebensunterhaltskonzept; MZ: Erwerbspersonen ohne jene mit einer WAZ < 12 Std. 

Veränd.

ÖNACE-2008-Abteilungen
VZ 2001

MZ 2010-

12
VZ 2001

MZ 2010-

12

2001-

2010-12

(90) Kreative, künstlerische DL 9,1 12,1 1,1 1,3 0,2

(85) Erziehung und Unterricht 52,7 67,3 6,5 7,4 0,9

(75) Veterinärwesen 0,2 0,4 0,0 0,0 0,0

(72) Forschung und Entwicklung 4,1 6,1 0,5 0,7 0,2

(70) Unternehmensberatung 7,8 11,3 1,0 1,2 0,3

(63) Informationsdienstleistungen 4,0 4,6 0,5 0,5 0,0

(62) DL der Informationstechnik 18,3 23,8 2,3 2,6 0,3

(60) Rundfunkveranstalter 3,9 5,0 0,5 0,5 0,1

Kategorie 1 100,2 130,5 12,4 14,3 1,9

(74) Sonst. freiberufl., wiss., techn. DL 4,1 6,3 0,5 0,7 0,2

(73) Werbung und Marktforschung 7,9 10,2 1,0 1,1 0,1

(71) Technische Büros, Labors 15,1 15,7 1,9 1,7 -0,1

(69) Rechts-, Steuerberatung, Wirtschaftsprüf. 16,8 21,9 2,1 2,4 0,3

(59) Filmbranche; Tonstudios, Musikverlage 3,2 3,0 0,4 0,3 -0,1

(51) Luftfahrt 1,4 1,4 0,2 0,2 0,0

Kategorie 2 48,5 58,5 6,0 6,4 0,4

(94) Int.vertretungen, Vereine, relig. Vereinig. 12,9 13,8 1,6 1,5 -0,1

(91) Bibliotheken, Archive, Museen 3,2 4,4 0,4 0,5 0,1

(86) Gesundheitswesen 54,3 68,4 6,7 7,5 0,8

(68) Grundstücks- und Wohnungswesen 13,8 15,8 1,7 1,7 0,0

(66) Börsen, Makler, Fondsmanagement 4,2 8,8 0,5 1,0 0,4

(65) Versicherungen, Pensionskassen 11,3 9,7 1,4 1,1 -0,3

(64) Finanzdienstleistungen 28,5 37,0 3,5 4,1 0,5

(61) Telekommunikation 14,5 12,6 1,8 1,4 -0,4

(58) Verlagswesen 5,5 6,0 0,7 0,7 0,0

Kategorie 3 148,3 176,5 18,4 19,4 1,0

(93) Unterhaltung, Sport, Erholung 4,0 5,5 0,5 0,6 0,1

(88) Sozialwesen (ohne Heime) 13,0 12,8 1,6 1,4 -0,2

(84) Öff. Verwaltung, Verteidigung, SV 64,5 74,7 8,0 8,2 0,2

(82) Sonst. wirtsch. DL f. Unternehmen 2,8 4,0 0,3 0,4 0,1

(79) Reisebüros, Reiseveranstalter 3,7 5,6 0,5 0,6 0,2

(78) Arbeitskräftevermittlung, -überlassung 2,8 4,4 0,3 0,5 0,1

(77) Vermietung von beweglichen Sachen 2,7 2,0 0,3 0,2 -0,1

Kategorie 4 93,5 109,1 11,6 12,0 0,4

(95) Reparatur von  Gebrauchsgütern 0,9 1,5 0,1 0,2 0,0

(92) Spiel-, Wett- und Lotteriewesen 2,2 2,6 0,3 0,3 0,0

(87) Heime (ohne Erholungsheime) 7,6 12,0 0,9 1,3 0,4

(80) Wach-, Sicherheitsdienste, Detekteien 3,9 5,4 0,5 0,6 0,1

(52) Lagerei, sonst. DL f. Verkehr 7,7 11,8 1,0 1,3 0,3

(37) Abwasserentsorgung 0,2 0,3 0,0 0,0 0,0

(46) Großhandel 58,2 40,8 7,2 4,5 -2,7

Kategorie 5 80,8 74,4 10,0 8,2 -1,8 

(97) Private Haushalte mit Hauspersonal 0,8 1,8 0,1 0,2 0,1

(96) Sonst. Persönliche DL 10,5 9,3 1,3 1,0 -0,3

(81) Gebäudebetreuung 23,5 25,9 2,9 2,8 -0,1

(56) Gastronomie 29,4 37,3 3,6 4,1 0,5

(55) Beherbergung 8,7 11,8 1,1 1,3 0,2

(53) Postdienste 9,1 7,4 1,1 0,8 -0,3

(49+50) Landverkehr; Schifffahrt 29,9 25,2 3,7 2,8 -0,9

(47) Einzelhandel 65,1 69,1 8,1 7,6 -0,5

(38+39) Abfallwirtschaft; Rückgewinnung 3,3 1,3 0,4 0,1 -0,3

(45) Kfz-Handel, -Reparatur 17,0 11,9 2,1 1,3 -0,8

Kategorie 6 197,4 201,0 24,4 22,1 -2,4 

Gesamt 808,2 911,1 100,0 100,0
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Mit Abstand am deutlichsten erhöhte sich der Beschäftigtenanteil der tertiären Branchengruppe mit 

sehr hoher Qualifikation der Arbeitskräfte, nämlich von 12,4% um 1,9 Prozentpunkte auf 14,3% (siehe 

Tabelle 4). 

Die bedeutendsten Beiträge zum Anteilszuwachs der Dienstleistungsbranchen mit sehr hoher bis mit-

telhoher Qualifikation der Beschäftigten leisteten das Bildungs- und das Gesundheitswesen (+0,9 %-

pkte. bzw. +0,8 %-pkte.) sowie die Finanzdienstleistungen. Deutliche Anteilszuwächse an der Ge-

samtheit der Erwerbspersonen verzeichneten unter den besonders humankapitalintensiven tertiären 

Branchen zudem die Unternehmensberatung, die Dienstleistungen der Informationstechnik, die Wirt-

schaftsklasse Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung sowie die Wirtschaftsklasse Börsen, 

Makler, Fondsmanagement. Erhebliche Anteilsverluste hinzunehmen hatten unter den wissensintensi-

ven Dienstleistungsbranchen lediglich die Telekommunikation und das Versicherungswesen. 

Die höchsten Beiträge zum Anteilsrückgang der beiden tertiären Branchengruppen mit mittelniedriger 

bzw. niedriger Qualifikation der Arbeitskräfte entfielen auf den Großhandel (-2,7 %-pkte.), den Land-

verkehr (-0,9 %-pkte.), die Wirtschaftsklasse Kfz-Handel und -Reparatur (-0,8 %-pkte.) sowie den 

Einzelhandel. Auch der Erwerbspersonenanteil der Postdienste und des Bereichs Abfallwirtschaft und 

Rückgewinnung fiel jeweils deutlich. Starke Anteilsgewinne unter den wenig wissens- und humankapi-

talintensiven Dienstleistungsbranchen verzeichneten die Gastronomie und das Heimwesen. 

 

 

5. BRANCHENINTERNER STRUKTURWANDEL ALS 

URSACHE BERUFSSTRUKTURELLEN WANDELS 

Wenden wir uns schließlich der Frage zu, ob neben dem Strukturwandel zwischen Branchen auch die 

brancheninternen Verschiebungen in der Berufsstruktur der Beschäftigung zu dem festgestellten 

Strukturwandel zugunsten der sehr hoch qualifizierten WissensbearbeiterInnen und der mittel qualifi-

zierten, überwiegend interaktiven Dienstleistungsberufe beigetragen haben. 

Der qualifikationsbezogene Beschäftigungsstrukturwandel innerhalb der einzelnen Branchen resultiert 

- wie bereits konstatiert - aus Verschiebungen zwischen Sparten, aus Veränderungen der Unterneh-

mensstruktur in den einzelnen Sparten, aus technik-, organisations- und marktbedingten Berufsstruk-

turverschiebungen in den einzelnen Unternehmen sowie aus Veränderungen der Tätigkeitsstrukturen 

in den einzelnen Berufen.  

Wegen des erwähnten zweifachen Klassifikationsbruchs (bei ÖISCO und ÖNACE) liegen in Bezug auf 

Wien keine miteinander konsistenten Kreuzklassifikationen der Beschäftigung nach Berufen und Wirt-

schaftsklassen für Beginn und Ende des Beobachtungszeitraums vor. Die größtmögliche Abdeckung 

des Beobachtungszeitraums ist zu erzielen, wenn man hinsichtlich der Berufssystematik die ÖISCO-

88-Gliederung und hinsichtlich der Branchensystematik die ÖNACE-2003-Klassifikation heranzieht. 

Einschlägige Daten aus der Volkszählung 2001 und den Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen der 

Jahre 2009 und 2010 erlauben einen Vergleich der branchenbezogenen Berufsstrukturen der Be-

schäftigung (Erwerbspersonen ohne geringfügig Beschäftigte) am Arbeitsort Wien des Jahres 2001 

mit den entsprechenden Durchschnittswerten der Jahre 2009/10 (siehe Tabellen 5 und 6). Diese Da-

ten über die Veränderungen der branchenbezogenen Berufsstrukturen der Beschäftigung geben, wie 

bereits festgestellt, Aufschlüsse über die Richtung des Berufsstrukturwandels in den einzelnen tertiä-
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ren Wirtschaftsklassen, ermöglichen aber keine Aussagen über die Bedeutung der oben angeführten 

Einzelkomponenten des brancheninternen Beschäftigungsstrukturwandels. 
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Tabelle 5: Veränderungen der Berufsstrukturen der Beschäftigung in den tertiären Wirtschaftsklassen am Arbeitsort Wien 2001-2009/10: Anteile der 

Berufssegmente an der jeweiligen Gesamtzahl der Erwerbspersonen (in %) 

 

Quellen: VZ 2001; Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen 2009 und 2010 (jeweils Durchschnittswerte der beiden Jahre); eigene Berechnungen aufgrund dieser Daten. 

Grundgesamtheit: Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien ohne geringfügig Beschäftigte (WAZ <12 Std.). 

  

Berufssegment

Wirtschaftsk lassen (konsolidierte Ä 01-10 Ä 01-10 Ä 01-10 Ä 01-10

ÖNACE-2003-Abteilungen) 2001 2009/10 %-pkte. 2001 2009/10 %-pkte. 2001 2009/10 %-pkte. 2001 2009/10 %-pkte.

Kfz-Handel u. -Repar., Tankst. <50>  27,2 30,3 3,1 21,2 21,7 0,5 48,4 51,9 3,6 40,5 45,0 4,5

Großhandel <51>  63,5 61,0 -2,5 21,8 24,4 2,6 85,3 85,3 0,1 7,4 6,2 -1,2

Einzelhandel, Reparatur <52>  39,2 40,9 1,8 45,8 46,7 0,9 84,9 87,6 2,7 7,6 5,9 -1,7

Beherberg.- u. Gaststättenwesen 22,0 18,6 -3,4 54,0 63,2 9,2 76,0 81,8 5,8 4,6 2,5 -2,1

Verkehrswesen <60-62> 19,4 20,8 1,5 18,1 18,7 0,6 37,5 39,6 2,0 55,2 55,0 -0,2

Lagerung, Spedition, Reisebüros 46,5 40,1 -6,4 31,9 28,6 -3,3 78,4 68,6 -9,7 10,3 19,8 9,5

Nachrichtenübermittlung <64>  43,9 51,8 7,9 37,0 30,3 -6,6 80,9 82,2 1,3 10,0 8,1 -1,8

Versicherungswesen <66>  65,2 79,1 13,9 30,7 15,9 -14,8 96,0 95,0 -0,9 1,5 3,8 2,4

Bankwesen <65, 67> 46,0 44,7 -1,2 49,4 52,8 3,4 95,4 97,5 2,2 1,4 0,2 -1,2

Realitätenwesen, Vermietung <70-71> 35,9 45,9 10,1 15,7 18,8 3,2 51,6 64,8 13,2 6,2 4,6 -1,6

Datenverarbeitung <72>  82,6 87,5 4,8 12,6 10,3 -2,3 95,3 97,8 2,6 2,3 1,2 -1,1

Forschung u. Entwicklung <73>  74,7 94,8 20,1 17,7 5,2 -12,4 92,3 100,0 7,7 3,4 0,0 -3,4

Unternehmensbez. Dienstl. <74>  52,6 59,5 6,9 20,5 19,7 -0,8 73,1 79,2 6,1 6,8 3,9 -2,9

Öffentl. Verwaltung, Sozialvers. <75>  40,9 40,5 -0,4 43,9 44,1 0,2 84,8 84,6 -0,2 3,1 3,6 0,5

Unterrichtswesen <80>  74,6 79,6 5,1 17,4 16,4 -1,0 92,0 96,0 4,1 1,6 0,5 -1,1

Gesundheits- u. Sozialwesen <85>  52,0 52,6 0,6 33,3 36,7 3,4 85,3 89,2 4,0 3,1 2,9 -0,2

Entsorgung <90>  14,8 19,4 4,6 12,1 11,0 -1,1 26,9 30,4 3,4 17,2 22,5 5,3

Interessenvertretungen, Vereine <91>  51,1 48,5 -2,6 38,7 40,2 1,5 89,8 88,7 -1,1 2,3 4,6 2,3

Kultur, Sport u. Unterhaltung <92>  64,9 69,3 4,4 20,4 15,5 -4,9 85,3 84,7 -0,5 5,4 5,0 -0,5

Wäscherei, Körperpfl., Bäder <93>  18,5 10,1 -8,4 59,2 69,5 10,3 77,7 79,6 1,9 14,2 13,2 -1,0

Haushaltsdienste <95>  3,3 2,2 -1,1 19,0 28,1 9,1 22,3 30,3 8,0 4,9 0,0 -4,9

   Dienstleistungen <50-95> 48,2 51,0 2,8 31,3 32,5 1,2 79,5 83,5 4,0 8,6 6,6 -1,9

Gesamt 45,7 48,3 2,6 28,0 29,2 1,3 73,7 77,5 3,8 14,2 12,5 -1,7

Hoch qual. Angest.ber. Mittel qual. Angest.ber. Angestelltenberufe Fertigungsberufe mittl. Qualif.
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Tabelle 6: Veränderungen der Berufsstrukturen der Beschäftigung in den tertiären Wirtschaftsklassen am Arbeitsort Wien 2001-2009/10: Anteile der 

Angestellten-Berufshauptgruppen an der jeweiligen Gesamtzahl der Erwerbspersonen (in %) 

 

Quellen: VZ 2001; Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebungen 2009 und 2010 (jeweils Durchschnittswerte der beiden Jahre); eigene Berechnungen aufgrund dieser Daten. 

Grundgesamtheit: Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien ohne geringfügig Beschäftigte (WAZ <12 Std.). 

 

Angestellten-Berufshauptgruppen

Wirtschaftsk lassen (konsolidierte Ä 01-10 Ä 01-10 Ä 01-10 Ä 01-10 Ä 01-10

ÖNACE-2003-Abteilungen) 2001 2009/10 %-pkte. 2001 2009/10 %-pkte. 2001 2009/10 %-pkte. 2001 2009/10 %-pkte. 2001 2009/10 %-pkte.

Kfz-Handel u. -Repar., Tankst. <50>  11,7 11,0 -0,7 1,0 1,4 0,4 14,5 17,9 3,4 11,7 11,0 -0,7 9,5 10,7 1,2

Großhandel <51>  20,1 16,4 -3,7 5,0 7,0 2,0 38,4 37,6 -0,8 16,2 15,6 -0,6 5,6 8,8 3,2

Einzelhandel, Reparatur <52>  16,2 12,7 -3,5 2,7 4,2 1,5 20,2 24,0 3,8 10,5 9,0 -1,6 35,2 37,7 2,5

Beherberg.- u. Gaststättenwesen 15,5 13,9 -1,5 0,8 1,0 0,3 5,7 3,6 -2,1 7,7 7,6 -0,1 46,4 55,6 9,2

Verkehrswesen <60-62> 7,1 10,3 3,1 1,4 1,8 0,4 10,8 8,7 -2,1 14,7 10,9 -3,8 3,5 7,8 4,4

Lagerung, Spedition, Reisebüros 10,1 11,4 1,3 2,2 3,9 1,8 34,2 24,7 -9,5 28,4 24,3 -4,1 3,5 4,2 0,7

Nachrichtenübermittlung <64>  11,6 11,5 -0,1 6,9 9,0 2,1 25,5 31,3 5,8 35,9 29,0 -6,9 1,1 1,4 0,3

Versicherungswesen <66>  8,5 2,8 -5,7 10,7 14,5 3,8 46,1 61,8 15,8 29,8 15,9 -13,8 1,0 0,0 -1,0

Bankwesen <65, 67> 8,9 7,8 -1,1 7,1 11,6 4,5 29,9 25,3 -4,6 47,8 52,7 4,9 1,6 0,1 -1,5

Realitätenwesen, Vermietung <70-71> 8,0 8,4 0,4 3,4 6,0 2,5 24,4 31,5 7,1 13,2 18,1 4,9 2,5 0,8 -1,7

Datenverarbeitung <72>  15,9 15,3 -0,6 29,2 34,5 5,4 37,5 37,6 0,1 10,7 10,3 -0,3 1,9 0,0 -1,9

Forschung u. Entwicklung <73>  10,4 5,0 -5,4 35,7 50,4 14,6 28,5 39,4 10,9 12,5 5,2 -7,2 5,2 0,0 -5,2

Unternehmensbez. Dienstl. <74>  9,2 6,9 -2,3 17,1 27,3 10,2 26,3 25,4 -1,0 17,1 15,0 -2,1 3,4 4,7 1,3

Öffentl. Verwaltung, Sozialvers. <75>  5,2 2,6 -2,6 12,5 14,2 1,7 23,2 23,7 0,5 29,2 28,7 -0,5 14,7 15,4 0,7

Unterrichtswesen <80>  3,3 3,2 -0,1 50,9 57,6 6,6 20,3 18,8 -1,5 6,8 8,7 1,9 10,5 7,7 -2,8

Gesundheits- u. Sozialwesen <85>  1,9 1,4 -0,4 16,9 18,5 1,7 33,3 32,6 -0,7 7,8 8,0 0,2 25,5 28,6 3,2

Entsorgung <90>  5,7 10,8 5,1 1,6 1,4 -0,2 7,5 7,1 -0,4 10,9 11,0 0,1 1,3 0,0 -1,3

Interessenvertretungen, Vereine <91>  11,3 6,0 -5,3 17,9 18,8 0,9 21,8 23,7 1,8 31,9 33,7 1,8 6,8 6,4 -0,4

Kultur, Sport u. Unterhaltung <92>  7,8 9,1 1,3 34,1 40,4 6,3 23,0 19,8 -3,2 13,9 10,9 -3,1 6,5 4,6 -1,9

Wäscherei, Körperpfl., Bäder <93>  8,7 1,4 -7,3 0,8 1,0 0,3 9,0 7,6 -1,4 5,2 5,8 0,5 54,0 63,7 9,7

Haushaltsdienste <95>  1,5 2,2 0,7 0,1 0,0 -0,1 1,6 0,0 -1,6 1,1 0,0 -1,1 17,9 28,1 10,2

   Dienstleistungen <50-95> 9,7 7,8 -1,9 13,8 18,6 4,9 24,8 24,6 -0,2 17,0 16,4 -0,6 14,3 16,1 1,8

Gesamt 9,9 8,0 -2,0 12,2 16,8 4,6 23,6 23,5 -0,1 15,8 15,6 -0,2 12,2 13,6 1,4

Führungskräfte Akademische Berufe Fachkräfte Büroangestellte Pers.bez. DLberufe



 
 

Tabelle 5 zeigt die Anteile der hoch qualifizierten Angestelltenberufe (ÖISCO-88-

Berufshauptgruppen <1-3> Führungskräfte, Akademische Berufe, Technische und nichttechnische 

Fachkräfte), der mittel qualifizierten Angestelltenberufe (Berufshauptgruppen <4+5> Büroangestell-

te, Personenbezogene Dienstleistungsberufe und Verkaufskräfte), der Angestelltenberufe insgesamt 

(Hauptgruppen <1-5>) und der mittel qualifizierten Fertigungsberufe (ÖISCO-88-

Berufshauptgruppen <7+8> Handwerksberufe; Anlage-, Maschinen-, Fahrzeugbediener, Montierer) 

an der jeweiligen Gesamtheit der Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) in den einzelnen 

(konsolidierten
66

) tertiären Wirtschaftsklassen am Arbeitsort Wien 2001 und 2009/10. 

In 13 von 21 tertiären Wirtschaftsklassen stieg der Beschäftigungsanteil der hoch qualifizierten An-

gestelltenberufe. Sehr starke relative Zuwächse (> 10 %-pkte.) sind für Forschung und Entwicklung, 

Versicherungswesen und Realitätenwesen zu vermerken. Unter den fünf beschäftigungsstärksten 

Branchen verzeichneten die Unternehmensbezogenen Dienste und das Unterrichtswesen einen 

starken Anstieg (5-10 %-pkte.), Einzelhandel und Gesundheitswesen einen leichten Zuwachs (< 5 

%-pkte.), und in der Öffentlichen Verwaltung stagnierte die Quote der hoch qualifizierten Angestell-

tenberufe. Ein starker Rückgang dieses Anteils erfolgte lediglich in zwei tertiären Wirtschaftsklassen, 

nämlich den wenig wissensintensiven und sehr heterogenen Klassen „Lagerung, Spedition, Reise-

büros“ und „Wäscherei, Körperpflege, Reinigung“. 

In der großen Mehrzahl der tertiären Wirtschaftsklassen erfolgte in den 2000er-Jahren innerhalb des 

Segments der hoch qualifizierten Angestelltenberufe eine erhebliche Umschichtung zulasten der 

Führungskräfte und der Technischen und nichttechnischen Fachkräfte sowie zugunsten der Akade-

mischen Berufe (siehe Tabelle 6): Der Beschäftigungsanteil der Führungskräfte verringerte sich in 

15 von 21 Dienstleistungsbranchen, jener der Fachkräfte in 12 tertiären Wirtschaftsklassen. Hinge-

gen stieg der Anteil der Erwerbspersonen in Akademischen Berufen in 19 von 21 tertiären Wirt-

schaftsklassen am Arbeitsort Wien, und in den beiden übrigen erfuhr er fast keine Änderung. Somit 

ist erwiesen, dass auch der brancheninterne Berufsstrukturwandel zur Verschiebung der Berufs-

struktur der Beschäftigung in Richtung auf die Akademischen Berufe beitrug. 

Sehr starke relative Zuwächse (> 10 %-pkte.) erfolgten in den beiden hoch wissens- und humanka-

pitalintensiven Wirtschaftsklassen Forschung und Entwicklung sowie Unternehmensbezogene 

Dienstleistungen. 

Aus den Anteilsverlusten der Fachkräfte in zwölf Dienstleistungsbranchen bei gleichzeitigen Anteils-

gewinnen der Akademische Berufe ausübenden Erwerbspersonen darf nicht auf Verdrängungsef-

fekte zwischen beiden Beschäftigtengruppen geschlossen werden. In fast allen tertiären Wirt-

schaftsklassen Wiens stieg zwischen 2001 und 2009/10 die Zahl der Technischen und nichttechni-

schen Fachkräfte. Ausnahmen bildeten der Großhandel, das Verkehrswesen und der Fremdenver-

kehr. Im Großhandel erfolgte keine Substitution von Fachkräften durch Beschäftigte in Akademi-

schen Berufen, denn einer deutlichen Abnahme der Zahl der Fachkräfte (-6.200) stand eine weitge-

hende Stagnation im Beschäftigtensegment der Akademischen Berufe gegenüber. Ähnliches gilt für 

das Versicherungswesen: Während sich die Zahl der Fachkräfte um mehr als ein Drittel (-1.300) 

reduzierte, blieb die Zahl der Erwerbspersonen in Akademischen Berufen fast unverändert. Nur für 

den Fremdenverkehr können geringe Verdrängungseffekte zwischen Beschäftigten in Akademi-

schen Berufen und Fachkräften nicht ausgeschlossen werden: Dort sank die Zahl der Technischen 

und nichttechnischen Fachkräfte von 2.200 auf 1.800, während sich jene der Akademische Berufe 

ausübenden Erwerbspersonen von 300 auf 500 erhöhte.  

                                                      

66
 Zusammengezogen wurden erstens die ÖNACE-2003-Abteilungen <60> Landverkehr, Transport in Rohrfernleitungen, 

<61> Schifffahrt und <62> Flugverkehr, zweitens die Abteilungen <65> Kreditwesen und <67> „Mit dem Kreditwesen ver-

bundene Tätigkeiten“ sowie drittens die Abteilungen <70> Realitätenwesen und <71> Vermietung beweglicher Sachen. 
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Zu jenen Dienstleistungsbranchen, in denen zwischen 2001 und 2009/10 die Zahl der Erwerbsper-

sonen (ohne geringfügig Beschäftigte) am Arbeitsort Wien deutlich zurückging, zählten neben dem 

Großhandel und dem Verkehrswesen die Nachrichtenübermittlung, das Versicherungswesen sowie 

Kfz-Handel und -Reparatur. Auch in den letzten drei Wirtschaftsklassen erfolgte keine Substitution 

von Fachkräften und Beschäftigte in Akademischen Berufen: Im Bereich Kfz-Handel und -Reparatur 

blieb sowohl die Zahl der Fachkräfte als auch jene der Akademische Berufe ausübenden Erwerbs-

personen unverändert. Und in der Versicherungsbranche und der Nachrichtenübermittlung erhöhte 

sich die Zahl der Fachkräfte jeweils.  

Der Beschäftigungsanteil der mittel qualifizierten Angestelltenberufe nahm, wie aus Tabelle 5 zu 

entnehmen ist, in 11 tertiären Wirtschaftsklassen zu, in einer blieb er fast konstant, und in 9 verrin-

gerte er sich. Diese Anteilsänderung resultierte in vielen Fällen aus gegenläufigen Tendenzen: In 10 

Dienstleistungsbranchen erhöhte sich jeweils der Beschäftigungsanteil der Personenbezogenen 

Dienstleistungsberufe und Verkaufskräfte und reduzierte sich jener der Büroangestellten. Insgesamt 

stieg der Beschäftigungsanteil der Personenbezogenen Dienstleistungsberufe, deren Tätigkeitsprofi-

le von interaktiven Tätigkeiten dominiert werden, in 12 von 21 tertiären Branchen, und jener der 

Büroangestellten, deren Tätigkeitsprofile hohe Anteile von kognitiven Routinetätigkeiten aufweisen, 

die der Standardisierung und Automatisierung eher zugänglich sind, ging in 14 von 21 tertiären Wirt-

schaftsklassen zurück. Sowohl der Rückgang der Erwerbspersonenzahl in der Versicherungsbran-

che als auch jener in der Nachrichtenübermittlung ist überwiegend auf die Rationalisierung im Be-

reich der Büroangestellten zurückzuführen. 

Der brancheninterne Strukturwandel trug, das zeigen die obigen Ergebnisse, auch zur im Kapitel 3 

konstatierten Verschiebung der Wiener Beschäftigungsstruktur zugunsten der interaktiven Angestell-

tenberufe mittlerer Qualifikation bei.  

In der beschäftigungsstärksten Wirtschaftsklasse des Wiener Dienstleistungssektors, den Unter-

nehmensbezogenen Dienstleistungen, stieg die Zahl der Erwerbspersonen in den 2000er-Jahren 

sehr stark, nämlich von 75.300 2001 auf 98.900 2009/10. Die Unternehmensbezogenen Dienstleis-

tungen <74> sind eine überaus heterogene Wirtschaftsklasse. Sie schließt zum einen wissensinten-

sive Dienste wie Rechts- und Unternehmensberatung, Wirtschaftsprüfung, Marktforschung, Techni-

sche Büros, naturwissenschaftliche Untersuchung, Design u. a. ein, welche sich durch einen hohen 

Anteil an besonders qualifizierten Berufstätigen auszeichnen, zum anderen aber auch Dienstleis-

tungssparten mit überwiegend gering qualifizierten Arbeitskräften (Reinigung, Bewachung etc.). Der 

Beschäftigungsanteil der Akademischen Berufe erhöhte sich von 17,1% um 10,2 %-pkte. auf 27,3% 

(Tabelle 6). Gleichzeitig reduzierte sich der Anteil der Technischen und nichttechnischen Fachkräfte 

von 26,3% um 1 %-pkt. auf 25,4%, obwohl die Zahl der Fachkräfte von 19.800 auf 25.100 zunahm. 

Die Zahl der Führungskräfte verharrte bei rd. 7.000, ihr Anteil an der Branchengesamtheit fiel aber 

von 9,2% um 2,3 %-pkte. auf 6,9%. Die Zahl der Erwerbspersonen in Personenbezogenen Dienst-

leistungsberufen und im Verkauf verdoppelte sich fast von 2.500 auf 4.700, ihr Anteil stieg von 3,4% 

um 1,3 %-pkte. auf 4,7%. Selbst die Zahl der Büroangestellten erhöhte sich in den Unternehmens-

bezogenen Dienstleistungen, nämlich von 12.900 auf 14.900. In diesem besonders dynamischen 

Bereich der produktionsbezogenen Dienstleistungen nahm also die Beschäftigung abgesehen von 

den Führungskräften in allen Segmenten der Angestelltenberufe zu. Der Beschäftigungsanteil der 

Angestelltenberufe insgesamt stieg von 73,1% um 6,1 %-pkte. auf 79,2% (siehe Tabelle 5). 

Die Unternehmensbezogenen Dienstleistungen zählten zu jenen 15 Wirtschaftsklassen des Wiener 

tertiären Sektors, in denen sich der Anteil der Angestelltenberufe an der jeweiligen Gesamtheit der 

Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) zwischen 2001 und 2009/10 erhöhte. In zwei 

Wirtschaftsklassen blieb dieser Anteil fast unverändert, und in vier Branchen nahm er ab.  
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Das aus den Handwerksberufen <7> und den Maschinen-, Anlagen-, Fahrzeugbedienern und Mon-

teuren <8> bestehende Segment der „Fertigungsberufe mittlerer Qualifikation“ nimmt in nur zwei 

Wiener Dienstleistungsbranchen die dominante Position in der Beschäftigung ein, nämlich im Ver-

kehrswesen und in Kfz-Handel und -Reparatur (vgl. Tabelle 5). In Letzterer stieg der Beschäfti-

gungsanteil der Fertigungsberufe sogar, und in Ersterer blieb er konstant. Auch in zwei weiteren 

tertiären Wirtschaftsklassen mit relativ großer Bedeutung von mittel qualifizierten Fertigungsberufen 

erhöhte sich deren Anteil jeweils, und zwar im Bereich von Lagerung und Spedition <63> sowie in 

der Entsorgung <90>. In der Mehrzahl der Wiener Dienstleistungsbranchen, nämlich in 13, nahm 

allerdings der Beschäftigungsanteil des Segments der mittel qualifizierten Fertigungsberufe jeweils 

ab, in 2 änderte er sich kaum, in 6 stieg er. 

Auch zum anteilsmäßigen Rückgang der Beschäftigung von Hilfskräften im Wiener Dienstleistungs-

sektor trugen brancheninterne Berufsstruktureffekte bei: In 15 von 21 Wirtschaftsklassen fiel ihr An-

teil, in 2 blieb er weitgehend unverändert, und in 4 nahm er zu. In drei tertiären Wirtschaftsklassen 

entfallen auf die Hilfskräfte hohe Beschäftigungsanteile: in den beiden kleinen Branchen Entsorgung 

und Haushaltsdienste sowie in Realitätenwesen und Vermietung <70-71>. 

 

 

6. ZUSAMMENFASSUNG: 

BERUFSSTRUKTURWANDEL ALS INDIKATOR 

FÜR DIE RICHTUNG DER 

URBANWIRTSCHAFTLICHEN SPEZIALISIERUNG 

Die Berufsstruktur der Beschäftigung in Wien verschob sich zwischen 2001 und 2012 deutlich zu-

gunsten der hoch qualifizierten Angestelltenberufe. Bereits rund die Hälfte der Erwerbspersonen am 

Arbeitsort Wien ist den Angestelltenberufen mit mindestens Maturaniveau (Führungskräfte, Akade-

mische Berufe, Technische und nichttechnische Fachkräfte) zuzuordnen. Getragen wurde die Be-

schäftigungsdynamik in diesem Berufssegment vorwiegend von der Entwicklung im Bereich der 

Akademischen Berufe: Die betreffende Erwerbspersonenzahl verdoppelte sich während des Be-

obachtungszeitraums nahezu, und ihr Anteil stieg von 15% auf 23%. Dieser sehr starke Wandel der 

Berufsstruktur der Beschäftigung in Richtung auf die am höchsten qualifizierten Angestelltenberufe 

ist als eindeutiger Beleg für den Strukturwandel der Wiener Wirtschaft zugunsten von wissens- und 

humankapitalintensiven Aktivitäten zu werten. Auch die Zahl der Technischen und nichttechnischen 

Fachkräfte nahm weiterhin zu, nämlich um rd. 10.000. Die starke Dynamik der Nachfrage nach hoch 

qualifizierten Angestellten in Akademischen Berufen ist also nicht die Folge von Verdrängungseffek-

ten gegenüber den Fachkräften, denn auch auf Branchenebene lassen sich so gut wie keine Hin-

weise auf derartige Substitutionseffekte finden. 

Neben dem sehr ausgeprägten Strukturwandel zugunsten der Akademischen Berufe sind im Be-

reich der Angestelltenberufe zwei weitere Haupttendenzen auszumachen: eine Verschiebung zu-

gunsten der mittel qualifizierten, überwiegend interaktiven Angestelltenberufe und eine Verlagerung 

zulasten der mittel qualifizierten Büroangestellten, deren kognitive Routinetätigkeiten verstärkt der 

Standardisierung und Automatisierung unterlagen. 
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Entsprechend der in Wien schon sehr weit fortgeschrittenen Deindustrialisierung verringerten sich 

auch der Beschäftigungsanteil der mittel qualifizierten Fertigungsberufe und jener der Hilfskräfte, 

wobei sich die Zahl der Ersteren kaum änderte, jene der Letzteren aber signifikant fiel.  

Änderungen der berufsbezogenen Qualifikationsstruktur der Beschäftigung ergeben sich zum einen 

aus dem Strukturwandel zwischen Branchen, zum anderen aus dem brancheninternen Berufsstruk-

turwandel. 

Die Analyse des Branchenstrukturwandels innerhalb des Wiener Dienstleistungssektors, auf den rd. 

83% der Erwerbspersonen entfallen, bringt eine eindeutige Gesamttendenz zutage: Während die 

vier tertiären Branchengruppen mit sehr hoher bis mittlerer Qualifikation der Beschäftigten jeweils 

Anteile an der Gesamtheit der Erwerbspersonen am Arbeitsort Wien gewannen, verloren die beiden 

Branchengruppen mit mittelniedriger bzw. niedriger Qualifikation der Arbeitskräfte jeweils deutlich an 

Gewicht. In Wien fand somit in den 2000er-Jahren eine signifikante Verschiebung der Branchen-

struktur der Beschäftigung in Richtung auf wissens- und humankapitalintensive Marktdienstleistun-

gen statt und auf ebensolche öffentliche Dienstleistungen (Bildungswesen, Gesundheitswesen etc.), 

welche für die Bewältigung der wirtschaftlichen, sozialen und demografischen Herausforderungen 

von entscheidender Bedeutung sind. Diese Branchenstruktureffekte trugen positiv zum festgestell-

ten Wandel der Berufsstruktur der Beschäftigung zugunsten von hoch qualifizierten Angestelltenbe-

rufen bei. 

Der Anteil der Erwerbspersonen in Akademischen Berufen stieg am Arbeitsort Wien in 19 von 21 

tertiären Wirtschaftsklassen, und in den beiden übrigen erfuhr er fast keine Änderung. Somit ist er-

wiesen, dass sich auch der brancheninterne Berufsstrukturwandel zugunsten der Verschiebung der 

Berufsstruktur der Beschäftigung in Richtung auf die am höchsten qualifizierten Angestelltenberufe 

auswirkte. Gleiches gilt bezüglich des Anteilszuwachses der interaktiven Angestelltenberufe mittlerer 

Qualifikation. 
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PETER MOSER:
67

 

URBAN KNOWLEDGE – PRODUKTION VON 

STADTWISSEN AM BEISPIEL DER 

WOHNUNGSBEDARFSPROGNOSE FÜR WIEN 2011-

2025 

Wer heute – Mitte 2013 - an den einschlägigen Stellen im Internet über die „Wohnungsbedarfsprog-

nose für Wien 2011-2025“ etwas erfahren möchte, erhält als Antwort: „Kein Suchergebnis“. Das ist 

kein Zufall. Es ist auch nicht auf eine Schwäche der verwendeten Suchmaschinen zurückzuführen. 

Im Gegenteil, die Nicht-Veröffentlichung ist kommunalpolitisch verordnet und wird von der Kommu-

naladministration folgsam exekutiert. Die mit der Prognosenarbeit von der Stadt beauftragten For-

schungsteams sind – gemäß den generellen Richtlinien für Auftragnehmer - vertraglich so lange zur 

Geheimhaltung verpflichtet, bis die Stadt das Produkt, den Bericht, „freigibt“. Im vorliegenden Fall 

waren die beiden Forschungsinstitute besonders eindringlich ersucht worden, keine Analyseergeb-

nisse und schon gar keine Zahlen „nach außen“ weiterzugeben. Das geschieht auch mit diesem 

Text nicht. 

Dass mit öffentlichen Geldern finanzierte, sozialwissenschaftliche Stadt- und Wohnforschungsarbei-

ten der Öffentlichkeit vorenthalten werden, ist eine weit in die Vergangenheit reichende, leider zu 

wenig angeprangerte Praxis. Das Nicht-, bzw. das selektive Publizieren ist nur ein Teilaspekt einer 

noch zu schreibenden Geschichte, die die unterschiedlichen Machtpositionen von Auftraggeber und 

-nehmer und deren Beziehung vor, während und nach einem Forschungsprojekt zu thematisieren 

hätte. Die Selektion der Projektbeteiligten, die Vergabepraktiken, die Verteilung und die Bedingun-

gen der inhaltlichen Verantwortlichkeit, die Formen der Qualitätssicherung und vieles andere mehr 

sind einige der Aspekte, die einzubeziehen wären. Zu dieser Geschichte würde auch die Frage ge-

hören, welcher Wissensbedarf überhaupt befriedigt werden soll und welche Kriterien für bzw. gegen 

eine öffentliche Projektbeauftragung maßgeblich waren und sind. Das Meta-Thema könnte also 

heißen „Die Produktion von Stadtwissen“. Das Projekt „ Wohnungsbedarfsprognose für Wien 2011 - 

2025“ wird als aktuelles Fallbeispiel für die Generierung kommunalpolitisch relevanten Wissens über 

die Entwicklung der Stadt betrachtet. 
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1. DER WOHNUNGSBEDARF ALS POLITIKUM 

Das Wort Wohnungsbedarfsprognose lässt auf den ersten Blick nicht den Schluss zu, als würde es 

sich bei diesem sozialwissenschaftlichen Produkt um eine politisch gewichtige Angelegenheit han-

deln. Hinter der simplen Kernfrage, wie viele Wohnungen die Stadt wohl brauchen wird, bleiben 

politisch und ökonomisch relevante Impulse aber nicht lange verborgen: Es geht um die Dotierung 

des Wohnbauförderungsbudgets bzw., falls erforderlich, um andere Formen der Wohnbaufinanzie-

rung, es geht um Budgets für die Wohnbaulandbeschaffung, um das knappe und immer teurer wer-

dende Gut „Boden“, um wirtschafts- und beschäftigungspolitische Maßnahmen und die städtische 

Wertschöpfung, die mit der Bau- und Sanierungstätigkeit verknüpft sind; es geht darüber hinaus 

auch um Mietrechtsregelungen, die die Mobilität im Wohnungsbestand betreffen. Die Arbeit an der 

Prognose reduziert sich nicht auf das Ermitteln eines Neubauerfordernisses. Sie impliziert die inten-

sive Beschäftigung mit allen Aspekten der Wohnungsversorgungspolitik der Stadt. Wer plausibel 

argumentiert sagen will, wie viele Wohnungen die Stadt brauchen wird, muss auch ebenso glaubhaft 

sagen können, wie viele Wohnungen es in der Stadt schon gibt, wie viele davon bewohnt werden, 

wie viele verloren gehen, wie viele Haushalte umziehen usw. usf. Wenn man auf diese Fragen keine 

plausiblen Antworten hat, wenn es zu dieser komplexen Thematik kein Wissen in der Stadt gibt, 

dann haben Lobbyisten aller Art ein leicht zu beschallendes Terrain vor sich.  

„In den kommenden 25 Jahren brauchen wir in Österreich um zehn Prozent mehr Wohnungen - das 

sind 800.000 Einheiten (…) 300.000 davon (entfallen) auf Wien. In der Bundeshauptstadt (gibt) es 

aber nur knapp 90.000 Einheiten Baulandreserven.  ", (…) 

„Würde man in Wien auf bestehende Gebäude zwei Stöcke draufsetzen, hätte man Platz für 

100.000 Wohnungen“, 

sagte der Obmann der Fachgruppe Immobilien- und Vermögenstreuhänder in der Wirtschaftskam-

mer Österreich, Michael Pisecky, und machte diesen „Aufstockungsvorschlag“ im Herbst 2012 bei 

einer Studienpräsentation der Baustoff- und Immobilienwirtschaft.
68

 Demnach ergibt sich ein jährli-

ches Neubauerfordernis von 12.000 Wohneinheiten für Wien. Sechs Monate früher ließ sich der 

Bedarf auf jährlich 10.000 Wohnungen beziffern, folgt man demselben Mann – er ist auch Ge-

schäftsführer der s-Real-Immobilien –, und seiner Verlautbarung im Immobilien-Monitor: 

„In den nächsten 20 Jahren braucht die österreichische Bundeshauptstadt 200.000 neue Wohnein-

heiten. (…) 

Der Flächenmangel ist nur ein Punkt: Fehlende Fördermittel sind weiterhin daran beteiligt, dass 

derzeit der Bedarf an Neubauten nicht gedeckt wird. In der Theorie entstehen in Wien pro Jahr 

8.500 bis 10.000 neue Wohnungen, tatsächlich werden aber nur 6.000 bis 6.500 der Bauvorhaben 

realisiert. Von diesen wiederum unterliegen drei Viertel einer Förderung. Somit fehlen jährlich 2.000 

bis 3.000 Wohnungen, wodurch die Wohnungsknappheit in Wien weiter ansteigt.“ 
69

 

Aber nicht nur der leichtfertige Umgang mit Neubaubedarfszahlen oder behaupteten Fertigstel-

lungsmengen ist charakteristisch für die Medienarbeit der einschlägigen Interessensgruppen. Sie 

wissen auch, dass das Neubauerfordernis von Gebäudeabbrüchen und von der Zuwanderung nach 

Wien abhängig ist: 
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„Pro Jahr werden ca. 160 Gebäude aus der Gründerzeit abgerissen. (…) 

Jedes Jahr verschwinden etwa 170 Häuser dieser Art, etwa ein Prozent des Gesamtbestandes in 

Wien. Wenn dieser Trend so weitergeht, wird das Zinshaus ein immer knapper werdendes Gut im 

Wiener Immobilienmarkt.“ 

Für das Publizieren solcher Zahlen spielt es offenbar keine Rolle, dass es seit 2003 in Wien keine 

Dokumentation der Wohnungsabbrüche mehr gibt, dass also niemand wirklich weiß, wie groß der 

durch Gebäudeabbrüche jährlich entstehende Wohnungsverlust ist. Auch die Stadt Wien weiß und 

wusste es schon bei der Arbeit an der Wohnungsbedarfsprognose 2008-2020 nicht. In der von der 

Stadt online-gestellten Information über diese 2008er-Prognose erfährt man, dass die Wohnungs-

verluste nun doch nicht so hoch angenommen werden wie in der auf der 2005er Bevölkerungsprog-

nose der ÖROK aufbauenden Vorläufer-Wohnungsbedarfsprognose:  

Die Analyse des Wohnungsabganges (durch Abbruch, Umnutzung oder Zusammenlegung von 

Kleinwohnungen) führte im Vergleich zur früheren Wohnungsbedarfsprognose zu einem reduzierten 

Ersatzbedarf. Eine genauere Analyse des Abgangs zwischen 1991 und 2001 zeigte, dass die frühe-

re Prognose den bereits vollzogenen Abgang bei Gründerzeitwohnungen deutlich überschätzte. 

Dafür unterschätzte sie den Abgang bei Zwischenkriegsbauten und den jüngeren Bauten. 

Vermutlich hat in den ältesten Beständen bereits eine Sättigung beim Abgang stattgefunden (Rück-

gang beim Abbruch von Gründerzeithäusern und der Zusammenlegung von Kleinwohnungen). Die 

Sättigung beim Abgang in den Zwischenkriegsbauten steht bevor (Gemeindebauten sind weitge-

hend "durchsaniert"). Der künftig zu erwartende Gesamtabgang wird daher nun auf 2.500 bis 3.000 

Wohnungen pro Jahr reduziert (bisher: 3.722 pro Jahr bis 2011, danach 3.610 pro Jahr). 
70

 

Die in der Pressemeldung erwähnte „genauere Analyse des Wohnungsabganges zwischen 1991 

und 2001“ ersetzt freilich nicht die fehlende Empirie des Abganges für die Periode bis 2007. Aus der 

Logik der Zusammenhänge der Wohnungsmarktkomponenten musste aber ein geringerer Verlust im 

Altbestand angenommen werden, weil die zusätzlichen Menschen ja irgendwo wohnten: Wegen der 

tatsächlich erhobenen, starken Zunahme der Hauptwohnsitze und gleichzeitiger geringerer Bautä-

tigkeit im geförderten Wohnbau war für Wien keine Wohnungsnot zu konstatieren. Es war also na-

heliegend, die Annahmen über die Bestandsreserven (Senkung der Wohnungsabgänge) und die 

Haushaltsbildungszahlen einem geringeren Neubaubedarf entsprechend zu „adaptieren“ Die amtli-

che Stadtforschung informiert daher über folgende „Haupttendenzen“, die bei der im „Szenario zwei 

angenommenen Bremsung der Haushaltsbildung berücksichtigt (werden)“: 
71

 

 Bei wachsendem Nachfrageüberhang bleiben junge Erwachsene länger im elterlichen Haushalt. 

 Die Bildung neuer Haushalte im Zuge der Trennung von Paaren wird erschwert. Aus dem Aus-

land kommende Zuwanderinnen und Zuwanderer ziehen eher zu bestehenden Haushalten der 

jeweiligen ethnischen Gruppe zu (anstatt neue Single- oder Paarhaushalte zu gründen). 

 Junge Zuwanderinnen und Zuwanderer aus dem Inland bilden eher Wohngemeinschaften, an-

statt neue Singlehaushalte zu gründen.  

Diese Formulierungen verschleiern, dass es sich hier nicht um wissenschaftliche Evidenzen sondern 

nur um Hypothesen handelt, die man sicherlich ernst nehmen kann und soll. Als Thesen sind sie 

jedoch für Wien ebenso wenig empirisch belegt wie die bis 2007 angenommenen Wohnungsabbrü-

che. Beim Rekurrieren auf die Leistungsfähigkeit des Wiener Wohnungsbestands konzediert die 
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Stadt in ihrer amtlichen Mitteilung wenigstens, dass Bestandsreserven nicht unendlich ausge-

schöpft, also für den Wohnsitzzuwachs sorgen können: 

Der Spielraum für weitere Nachfragedeckung durch Mobilisierung von Wohnungsreserven ist aus 

diesem Grund und wegen der starken Reservemobilisierung zwischen 2001 und 2007 ziemlich ein-

geschränkt. 
72

 

Vier Jahre nach dieser amtlichen Mitteilung wäre es angebracht gewesen, dass sich die amtliche 

Stadtforschung dieser Botschaft wieder erinnert und bedenkt, dass man nicht ewig mit den Dunkel-

ziffern der Bestandsnutzungsformen jonglieren darf, ohne dass dies als „Beschönigung“ – in welche 

Richtung auch immer – erkannt würde. Zu Beginn der Arbeiten an der Wohnungsbedarfsprognose 

2011-2025 gab die externe Expertin Eva Bauer, die wohnwirtschaftliche Referentin des Verbands 

der Gemeinnützigen Bauvereinigungen, auf die Frage, „wie viele von den im Jahre 2001 unbewohn-

ten 80.000 Wohnungen denn nun noch verfügbar seien“, eine Antwort, die unter anderem auch da-

rauf hinweist, dass die Bestandsreserven irgendwann aufgebraucht sein würden: 

„Als tatsächliche Reserve habe ich damals (bei der Arbeit an der Wohnungsbedarfsprognose 2008) 

im Jahr 2001 rund 12.000 Wohnungen beziffert. Und davon ist aber mittlerweile ein guter Teil „ver-

braucht“ worden, weil seither die Zahl der Hauptwohnsitze stärker gestiegen ist, als Wohnungen 

gebaut worden sind. Außerdem werden in Wien jährlich auch etwa 2.000 bis 3.000 Wohnungen 

abgerissen. Das mit der Verfügbarkeit ist nicht so einfach zu beantworten. Das können beispielswei-

se auch Wohnungen in Häusern sein, die gerade umgebaut werden oder leer gelassen werden, weil 

in zwei bis drei Jahren ein Umbau vorgesehen ist. (…) Und da wird dann einige Jahre nicht vermie-

tet.“ 
73

 

Das mehr oder weniger „beliebige“ Variieren von Schätzwerten für Komponenten des Wohnungsbe-

darfs wird eher früher als später durchschaubar und die dahinter liegenden jeweiligen Intentionen 

werden erkennbar. Außerdem können auch Experten mit anderen als den wohnungspolitischen 

Absichten der Stadt, das nötige know-how vorausgesetzt,  solche „Modifikationen“ vornehmen: 

„Die Stadt Wien hat kürzlich eine Wohnungsbedarfsprognose fertig gestellt.
74

 Dort geht man von 

einem Bedarf von rund 9.000 Wohnungen pro Jahr aus. Bei unseren Berechnungen kommen wir 

(IIBW) auf eine höhere Zahl, etwa 11.000 bis 12.000 Wohnungen pro Jahr. Leider haben wir für 

Wien eine sehr schlechte Datenbasis über die Errichtungszahlen.“ 
75

 

Es ist in besonderem Maße dieses im obigen Zitat angesprochene Datenmanko, das die grundsätz-

lich sehr wichtige Erarbeitung von Szenarien der Wohnungsentwicklung dadurch in ihr Gegenteil 

verkehrt, indem – überspitzt ausgedrückt – fehlende empirische Daten durch Schätzwerte ersetzt 

werden und die Szenarienentwicklung zu einer Matrixrechnung mit beliebig vielen Freiheitsgraden je 

nach opportunem Resultat mutiert. 
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2. DER FORSCHUNGSAUFTRAG 

Wie viele Wohnungen braucht die Stadt? Bis zum Beginn der 1990er Jahre wurde diese Frage, ver-

einfacht ausgedrückt, folgendermaßen bearbeitet: Der Wohnungsbedarf ergab sich aus der Diffe-

renz zwischen der zum Zeitpunkt des Prognosehorizonts erwarteten Haushaltszahl und der bis da-

hin erzielbaren Wohnbauleistung, die in Fortsetzung des bisherigen Neubautrends und einem „er-

wünschten“ Wert für die Größe der Wohnung (Wohnräume oder Nutzfläche pro Person) errechnet 

wurde. So entstand meist ein Fehlbestand, der angesichts langer Warteschlangen von Wohnungs-

suchenden bedrohlich wirkte. Diese Bedrohung würde – so die scheinbar zwingende Logik - ver-

schwinden, wenn man die quantitative Bauleistung noch weiter steigerte. Frühere, gleich große 

Fehlbestände und Wohnungssuchendenzahlen hatten jedoch keineswegs jenes Bedrohungspoten-

zial für die Wohnungsversorgung. Dieser Umstand hätte längst deutlich machen können, dass diese 

Art der Bedarfsprognose die widersprüchlichsten Interpretationen erlaubte, und zwar je nach politi-

scher und/oder ökonomischer Interessenslage.
76

 

Etwa ab der Mitte der 1990er Jahre wurde begonnen, das Prognostizieren in zweierlei Hinsicht, 

nämlich qualitativ und quantitativ, zu ändern: Zum einen wurde versucht, die normative Bedarfsset-

zung durch Kenntnisse über die tatsächlich realisierte Wohnungsnachfrage treffsicherer zu machen. 

Erste Ansätze eines Wohnungsmarktmonitorings wurden – initiiert durch die außeruniversitäre 

Stadtforschung – realisiert. Die zweite substanzielle Änderung konterkarierte diesen in Gang ge-

brachten Qualitätsschub nur wenige Jahre später: Der gerade begonnene Aufbau einer Datenbank 

wurde finanziell nicht mehr weiter unterstützt; gleichzeitig wurden die bisher in 10 Jahresintervallen 

durchgeführten Großzählungen im Jahre 2001 (bundesweit) zum bislang letzten Mal durch-geführt. 

Am stadtpolitischen Stellenwert von Wohnungsbedarfsprognosen
77

 hat sich in dieser Zeit dennoch 

nichts geändert: Nach wie vor wird den jeweils publizierten Zahlen über den Neubaubedarf und dem 

damit eng verknüpften finanziellen Förderungs- und Grundstücksbedarf hohe politische Brisanz 

beigemessen: Große Mengen nicht genutzter Wohnungen sind für die Kommunalpolitik gleicherma-

ßen bedrohlich wie zu geringe jährliche Neubauleistungen. In beiden Fällen wird die Wohnungsver-

sorgungspolitik für solche „Fehlleistungen“ verantwortlich gemacht. Stehen viele Wohnungen leer, 

dann lauten die Vorwürfe: Falsche Bodenallokation, Verschleuderung von öffentlichen Förderungs-

geldern, Finanzierung von Überproduktion, ungezügelte Mietenpolitik. Werden zu wenige Wohnun-

gen gebaut, dann wird mit Wohnungsnot, Überbelag und Mietenexplosion politisch gedroht. 

 

2.1 Aufgabenstellung 

Eine Neudurchrechnung der Vorläuferprognose aus dem Jahre 2009 (2007) schien der Stadt vor 

allem aus zwei Gründen notwendig geworden zu sein: 

 ein unerwartet starkes und in den früheren Prognosen unterschätztes Bevölkerungswachstum, 
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 Siehe dazu CZASNY, Karl „Zur gesellschaftspolitischen Funktion von Prognosen des Wohnungsbedarfs“  

in STADTRAUMZEIT Nr. 2/1995, S.12ff. 
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  „…prognostische Analysen bilden die Voraussetzung für die in der Zukunft wirksam werdenden Maßnahmen von Politik 

und Verwaltung im Bereich der Wohnversorgung“, zit. aus WAGNER-PINTER, M. et al, Berichtssystem Wohnen „Prog-

nose 98 – Wohnversorgung in Wien“, Vorwort; Wien 1997. 
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 Zunahme von Berichten und Meldungen in den Medien über den Wiener Wohnungsmarkt, mit 

denen die Wiener Wohnungspolitik unter Druck gesetzt wurde (Wohnkostensteigerung, „Mieten-

explosion“, Wohnungsknappheit, endlose Wartelisten von Wohnungssuchenden, explodierende 

Grundstückspreise, fehlende Wohnbauförderungsmittel, Kritik am Mietrechtsgesetz u.a.m.). 

So wie die Vorläuferprognose beinhaltete auch der Aktualisierungsauftrag (Prognosehorizont 2011-

2025) die beiden folgenden Aufgabenstellungen: 

1. Darstellung der Entwicklung des Wohnungsbestands und seiner Nutzung seit 2001, 

2. Erstellung von Prognoseszenarien. 

In einem dritten Teil wurde darüber hinaus verlangt, 

3. Auswirkungen von Wohnungsmarktänderungen auf die Haushaltsbildung in Wien empirisch zu 

belegen. 

Mit dieser zusätzlichen Forschungsaufgabe sollte das Augenmerk auf die Anpassungsfähigkeit der 

Wiener Haushalte an sich ändernde Wohnungsmarktverhältnisse  gerichtet werden: Was geschieht, 

bzw. geschah bisher, wenn eine „bedarfsgerechte“ Wohnungsversorgung wegen anhaltender 

Marktanspannung (Nachfrageüberhang) nicht mehr erreicht wurde? Angesichts schrumpfender, 

bzw. mittel- bis kurzfristig nicht verfügbarer Wohnbauförderungsmittel, die das wichtigste woh-

nungspolitische Steuerungsinstrument sind, wird die Frage nach den Folgen einer Verschlechterung 

der Wohnsituation besonders brisant. Dem medialen Getöse der Immobilien- und der Bauwirtschaft 

musste die Stadt „fundiert“ entgegentreten: Die Darstellung des gegenwärtigen Wohnungsbestands 

in Wien, insbesondere der Kapazitäten seiner Teilbereiche, wurde zur zentralen Aufgabe des Pro-

jekts. Ein wissenschaftlich produziertes Bild der Wohnungswirklichkeit und eine darauf aufbauende 

Abschätzung der zukünftigen Leistungsfähigkeit des Wohnungsbestands sollten eine argumentative 

Basis für die kommunale Wohnungspolitik sein, mit der gegen diverse Behauptungen oder Bedro-

hungsszenarien von Lobbyisten jeglicher Art auftreten zu können. Die Realisierung eines solchen 

Anspruchs, der sich auch in der Erwartungshaltung der Auftraggeberseite widerspiegelte, setzt 

Rahmenbedingungen voraus, von denen einige wesentliche jedoch nicht gegeben waren. 

 

2.2 Rahmenbedingungen 

Schon bei der Erstellung der Prognose 2007 war die Datenproblematik in hohem Maße virulent ge-

worden. Sie war nicht nur den damaligen Projektmitarbeitern und -expertinnen bekannt, sondern 

auch der Auftraggeberseite, nämlich den mit der Projektbetreuung befassten Sachbearbeitern der 

Stadt: Der Mangel empirischer Evidenz der quantitativen Veränderungen im Wohnungsbestand, wie 

etwa der jährlichen Wohnungstür- und -abgänge, oder des Wandels der Nutzung der Wohnungen, 

war schon 2007 beklagt worden. Die Tatsache, dass die Stadt Wien seit 2001, dem Jahr der letzten 

amtlichen Großzählung, mit der Umstellung auf die Registerzählung säumig war und auch die Bau- 

und Wohnbauförderungsstatistiken nur mehr lückenhaft oder gar nicht weiterführte, hatte schon 

damals die Plausibilität der Aussagen über die Bestandsentwicklung stark beeinträchtigt. Bei Auf-

tragserteilung für die Prognose 2011-2025 hatte sich an dem Faktum, dass Wien seit nunmehr zehn 

Jahren die für die Wohnversorgungspolitik wichtigsten Zählungen nicht mehr durchführt, nichts ge-

ändert. Trotz dieses der Auftraggeberseite bekannten Fehlens von für die Szenarien grundlegenden 

Statistiken wurde die Projektarbeit zur Aktualisierung der Wohnungsbedarfsprognose ausgeschrie-

ben und der Auftrag auch vergeben. 
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Den Auftrag nehmenden Forschungsinstitutionen war die Datenproblematik auch nicht gänzlich 

unbekannt, weshalb man angeboten hatte, jene Bestandsveränderungen, die vom Mangel an statis-

tischer Evidenz am stärksten betroffen waren, möglichst plausibel mittels „alternativer“ Indikatoren 

lösen zu wollen. Dies bedeutete, dass die empirische Basis der als Indikatoren herangezogenen 

Variablen qualitativ besser sein sollte und dass man sich über die theoretische Plausibilität der Indi-

katoren einigen oder zumindest verständigen musste. Beiden Anforderungen wurde im Laufe der 

Projektarbeit nur sehr beschränkt entsprochen, wie im Folgenden noch gezeigt werden wird. 

 

2.3 Durchführungsstruktur 

Das Stadtforschungsreferat der Magistratsabteilung 18 (MA 18) und das Referat Wohnbauforschung 

der MA 50 der Stadt Wien beauftragten gemeinsam im Jahre 2011 aus einer Reihe von Anbietern 

das ÖIR (Österreichisches Institut für Raumplanung) mit der Erstellung der Wohnungsbedarfsprog-

nose. Das ÖIR hatte für diesen Forschungsauftrag eine Projektgemeinschaft mit dem SRZ (Stadt- 

und Regionalwissenschaftliches Zentrum) gebildet, das schon mit früheren Prognoseprojekten be-

auftragt worden war.
78

 Auf der „doppelköpfigen“ Auftraggeberseite, die ebenfalls mit wissenschaftli-

chem Fachpersonal ausgestattet war, übernahm das Stadtforschungsreferat der MA 18 von Anfang 

an die Leitungsfunktion sowie eine Reihe von Aufgaben im Bereich der Datenbereitstellung. Zwei 

externe Fachleute waren von der Stadt zusätzlich eingeladen worden, in einer „Lenkungsgruppe“ 

mitzuwirken, die ansonsten nur aus Mitarbeitern der beiden beauftragenden Magistratsabteilungen 

bestand. Diese beiden Externen sollen - „ehrenamtlich“ und unhonoriert - Teil- und Endergebnisse 

der Arbeit begutachten und kommentieren. Dafür waren in größeren Zeitabständen Lenkungsgrup-

penkonferenzen vorgesehen. Für die Kommunikation über Zwischenergebnisse und Arbeitsfort-

schritte waren darüber hinaus Projektbesprechungen zwischen den Auftragnehmern und der Leitung 

des Stadtforschungsreferats der MA 18 nach Bedarf eingerichtet. 

 

 

3. WISSEN – WAS UND WIE 

3.1 Know-that 

Sowohl die Szenarienberechnungen – das ist die Prognose im engeren Sinne - als auch die Darstel-

lung von Wohnungsmarkteffekten auf die Haushaltsbildung sind in höchstem Maße davon abhängig, 

wie plausibel die empirische Evidenz über die Entwicklung und den status quo des Wiener Woh-

nungsbestands erbracht werden kann. Das Kernkriterium für diese Plausibilität sind das Vorhanden-

sein und die Qualität von quantitativen Daten über den Bestand zu einheitlichen Messzeitpunkten. 

Vereinfacht ausgedrückt, hängt die Plausibilität primär vom Wissen darüber ab, 

 wie viele Wohnungen es in Wien in gleichbleibenden Jahresabständen jeweils gab, 

 wie viele Wohnungen auf welche Art und Weise jeweils neu hinzukommen bzw. verloren gehen, 
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 Der Autor dieses Beitrages war wissenschaftlicher Mitarbeiter des SRZ. Die im Zuge der Projektarbeit gemachten Erfah-

rungen sind die empirische Basis der hier ausgeführten kritischen Betrachtungen. 
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 wie viele Wohnungen von welchen Haushalten (Personenanzahl) in welcher Form (als Haupt- 

oder Nebenwohnsitz) bewohnt werden. 

Diese statistischen Kenntnisse sind als Mindesterfordernisse, als minimales „know-that“ zu bezeich-

nen. Je nach dem angestrebten oder beauftragten Detaillierungsgrad wären darüber hinaus noch 

eine Reihe anderer empirischer Evidenzen erforderlich, wie beispielsweise Wohnungszahlen diffe-

renziert nach Baualter, Gebäudetyp, Finanzierungsform, Nutzungsberechtigung, Stadtteil oder ande-

ren Kriterien. Die Statistiken wären die Voraussetzung für die Abbildung der Entwicklung von Woh-

nungsteilbeständen und -märkten und dem Wandel der Bewohnerschaft (Alters- und Sozialstruktur 

der Haushaltsmitglieder, Wohndauer etc.) in den jeweiligen Bestandssegmenten. 

Über dieses bundesweite, nicht nur auf die Stadt Wien bezogene statistische Erfordernis war man 

sich schon seit vielen Jahren relativ klar. Doch schon mit dem Beginn der Vorbereitungen für die 

Registerzählung verzögerten die Fragen nach den Verantwortlichkeiten und den zutreffenden ge-

setzlichen Regelungen sowie nach der Bezahlung der notwendigen Erhebungen den Umstellungs-

prozess.
79

 Nach dem Jahre 2000 und insbesondere seit der Privatisierung des Statistischen Zent-

ralamtes und seiner Umwandlung in die „Statistik Austria“ häuften sich die Auseinandersetzungen 

zwischen dem Bund (Republik Österreich) und den Ländern und der Statistik Austria: Sowohl über 

technische Details als auch über die Kosten des Umbaus in das Registerzählwesen gab es jahre-

lang kaum Fortschritte und daher auch nur sehr partielle, uneinheitliche statistische Produkte. Bis 

heute (2013) findet man in den Bundesländer- und Gesamtösterreichtabellen grundlegende Bau- 

und Wohnungsstatistiken mit dem Vermerk „Ohne Wien“. Es übersteigt die Thematik dieses Beitra-

ges, die Ursachen und Gründe für diesen in über einem Jahrzehnt gewachsenen Zustand im Detail 

zu recherchieren, zu analysieren und die Verantwortlichkeiten für diese Misere aufzuzeigen. Man 

kann jedoch auch ohne sehr tief eindringende investigative Aktivitäten konstatieren, dass die Wien 

spezifischen Datenmängel in einem sehr großen Ausmaß vom Land bzw. der Stadt Wien selbst 

verschuldet sind: Das Bundesgesetz über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz) 

wurde 2004 erstmals verlautbart. Der Magistrat der Stadt Wien, im Besonderen die MA 37 (Baupoli-

zei) hat sich jedoch nicht an der vollinhaltlichen Erfüllung dieses Gesetzesauftrages beteiligt, hat die 

gesetzlich vorgeschriebenen Meldungen über die Baumaßnahmen an die Statistik Austria nicht ge-

macht, sondern hat statt dessen in der zweiten Hälfte der 2000er Jahre ein eigenes „Gebäuderegis-

ter Wien“ (GRW) zu führen begonnen, in dem nur ein Bruchteil der im Bundes-GWR vorgesehenen 

Daten erfasst sind. Diese Daten waren für die von der MA 18 für die Rekonstruktion der Wohnungs-

bestandsentwicklung seit 2001 völlig unzulänglich.
80

  

Bei den großen Städten und Gemeinden ist – verständlicherweise – der Bedarf an solchen grundle-

genden Daten besonders groß. So überrascht es auch nicht, dass der Städtebund mit der Umstel-

lung des Zählungswesens sehr unzufrieden war und diese Kritik auch öffentlich kundtat: 

Mangelnde Befüllungsdisziplin, fehlende Kommunikation, mangelhafte Schnittstellen, fehlerhafte 

Einspielung von Daten in bereits korrigierte Datensätze, all diese Argumente waren in der Vergan-

genheit von den verschiedenen betroffenen Stellen zu hören, warum das Adress-GWR-online nicht 

diese Datenqualität hat, die man sich wünschte. Da die Registerzählung, die die klassische „Volks-

zählung“ ersetzen soll, aber bereits im Jahr 2010 durchgeführt wird, sah der Österreichische Städte-

bund dringenden Handlungsbedarf: Sollte bis dahin die Datenqualität des Adress-GWR-online nicht 

deutlich angehoben werden, müssten die Städte und Gemeinden zusätzlich zur Registerzählung 
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 Siehe z.B.: RAINER, Norbert (2004), Statistik Austria, 105. Fachausschusssitzung für Statistik, 23. und 24. Juni 2004 zit.: 

„Gründe für die Verschiebung sind unter anderem, dass die Diskussion über Attribute der Verordnung des Adressregis-

ters noch nicht abgeschlossen ist, dass die Verordnungen über Adressmerkmale und den Kostenersatz noch offen sind“. 

80
 Quelle: Arbeitspapier der MA 18 über „Datenquellen der Wohnungsbedarfsprognose 2011“, Wien 2011. 
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Erhebungen vor Ort durchführen, um fehlende Daten zu erheben und nachzuführen. Sollte dieser 

Mehraufwand nicht vom Bund getragen werden, können die fehlenden Daten auf Grund der dafür 

nicht vorhandenen Ressourcen von den Städten und Gemeinden auch nicht erhoben werden.
81

 

Betrachtet man die Rahmenbedingungen für die Durchführung der Wohnungsbedarfsprognose 

2011-2025 nach Kriterien einer (idealtypischen) wissensbasierten Beratung für die Wohnungsver-

sorgungspolitik, dann ist das eklatante Defizit in der Kategorie „know-that“ als größtes strukturelles 

Manko zu nennen. Von der Auftragsannahme bis zu den letzten „Korrekturen“ des Ergebnisberichts 

war die Forschungsarbeit, deren vorrangige Aufgabe die Rekonstruktion des Wiener Wohnungsbe-

stands war, vom Umgang mit diesem fundamentalen Mangel dominiert. Es wäre lange vor der Auf-

tragserteilung notwendig gewesen, der Beseitigung dieses Mangels amtsintern Priorität einzuräu-

men. Dies ist jedoch weder 2007 noch 2009 und auch 2011 nicht geschehen.
82

 

Auch die im Jahre 2008 von der Stadt Wien in Auftrag gegebene „Sozialwissenschaftliche Grundla-

genforschung“ ist eher ein Beleg für einen weiteren „hausgemachten“ Beitrag zur Datenmisere: Ob-

wohl die Mängel schon aus den Arbeiten an der Wohnungsbedarfsprognose 2007/08 bekannt wa-

ren, wurde die Chance, zumindest einen Teil des Datendefizits abzubauen, nicht wahrgenommen. 

Im Gegenteil: Die Erhebungsqualität wurde im Vergleich zu den Vorläufererhebungen
83

 sogar noch 

schlechter: Fast alle wohnungspolitisch relevanten Eckdaten wurden nur mehr in der Hälfte der 

Stichprobenhaushalte erhoben. Grundlegende Fragen zur Haushaltsstruktur wurden entweder gänz-

lich weggelassen oder derart formuliert, dass die Antworten sehr divergente Rückschlüsse auf die 

Haushaltstypen erlaubten.
84

 Damit war auch die Möglichkeit nicht mehr gegeben, den Wandel der 

Bewohnerstruktur anhand brauchbarer Stichproben hinreichend differenziert wenigstens zu drei 

Zeitpunkten abzubilden. Eine Folge dieser Planungs- und Gestaltungsfehler war, dass aus der „So-

zialwissenschaftlichen Grundlagenforschung 2008“ (und den früheren, ähnlich aufgebauten Vorläu-

fererhebungen) kein einziges Auswertungsresultat für die Arbeit an der Wohnungsbedarfsprognose 

verwendbar war. 

Das dreigliedrige Projektteam (Auftraggeber, -nehmer und externe Expertinnen) stand etwa ein hal-

bes Jahr nach Arbeitsbeginn vor einem für alle evident gemachten Datendefizit, das in seinen we-

sentlichen Grundzügen durch nachstehende Versäumnisse in der Erhebungspraxis und der statisti-

schen Zusammenführung entstanden ist: 

 Seit 2003 werden in Wien die durch Abbrüche, Zu- und Umbauten (Zusammenlegungen) verlo-

ren gehenden bzw. hinzukommenden Wohnungen nicht mehr statistisch zusammengefasst. 

 Auch Wohnungsverluste, die dadurch entstehen, dass Wohnungen dauerhaft zu anderen Zwe-

cken als zum Wohnen verwendet werden (z.B. Umnutzung in Arztpraxen, Anwalts-, Notariats-

kanzleien, und sonstige Dienstleistungsbetriebe) werden nicht mehr erfasst, obwohl es dafür 

Handhabungen gibt (Erteilung von Benützungsbewilligungen). 
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 Quelle: Österreichische Gemeindezeitung (2009), Aus dem Städtebund : Adress-GWR-online: Schulterschluss der be-

troffenen Stellen,  

82
 Dass die Datenmisere ein gravierendes Problem darstelle, wurde auch schon 2005 vom Leiter der MA 18 in einem Ge-

spräch anlässlich seiner Amtsleitungsübernahme konstatiert. 

83
 Die „Sozialwissenschaftliche Grundlagenforschung 2008“ ist nach 1995 und 2003 die dritte Folge einer umfangreichen 

Primärerhebung in rund 8.000 Wiener Haushalten, die das „Leben in Wien“ mit den Methoden der mündlichen Befragung 

(ursprünglich face-to-face-, später nur mehr CAT-Interviews) abzubilden versuchte. Die Spielregeln, nach denen die Er-

hebungsthemen einbezogen und ihr Umfang und Differenzierungsgrad sich im Befragungsleitfaden niederschlagen, sind 

für außenstehende Sozialwissenschafter schwer nachvollziehbar. 
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 Der Autor hatte die entsprechende Kritik im Jahre 2009 vorgetragen. Sie wurde von der Stadt jedoch nicht mehr berück-

sichtigt, weil die Befragungen schon im Gange waren. Das Referat Stadtforschung der MA 18 erklärte dazu, dass es sich 

damals bei der „Mehr-Themen-Omnibus-Befragung“ nicht durchsetzen habe können. 
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 Bis etwa 2003 konnte man für Wien spezifische Informationen auf die Bundesländer-Baustatistik 

der Statistik Austria zurückgreifen, um das Ausmaß der jährlichen Wohnungsneubauleistung, 

differenziert nach Bauträgertypen, zu erhalten. Für die Jahre danach gibt es keine umfassende 

Zählung, wie viele Wohnungen in Wien insgesamt errichtet wurden, weil die Stadt keine Daten 

an das bei der Statistik Austria eingerichtete Gebäude- und Wohnungsregister (GWR) lieferte.
85

  

 Die Wiener Wohnbauförderungsstatistik (im Kompetenzbereich der MA 50 bzw. der MA 25) führt 

zwar die Zusicherungsfälle (Gebäude), zählt aber nur ab einer gewissen Größenordnung (ca. 

25) die Wohnungen, die im Zusicherungsfall beinhaltet sind. Weil darüber hinaus die Förde-

rungszusicherung zahlenmäßig nicht ident mit der Errichtung, bzw. mit der Fertigstellung ist und 

außerdem die Bauzeiten unterschiedlich lange sind, lässt sich auch aus dieser unvollständig ge-

führten Statistik die genaue Anzahl der jährlich mit Förderungsmitteln errichteten Wohnungen 

nicht ablesen. 

 Da die gesamte Wohnungsneubautätigkeit ab 2003 in Wien statistisch nicht erfasst ist und der 

Teil der gefördert finanzierten Neubauwohnungen unvollständig und ungenau dokumentiert ist, 

gibt es auch kein als Differential aus Gesamt- und gefördert errichteter Menge ermittelbares Er-

gebnis für die jährliche frei finanzierte Wohnungsneubauleistung. 

 Seit 2001 gibt es auch keine umfassende Zählung von Wohnungen nach ihrer Wohnsitzform. Im 

Zentralen Melderegister (ZMR) werden die Personenmeldungen, differenziert nach Haupt- und 

Nebenwohnsitz, registriert, aber nicht die entsprechend differenzierten „Haushalte“ bzw. „Be-

wohnerschaften“. Lediglich sogenannte Hauptwohnsitzwohnungen standen als registriertes Zäh-

lergebnis zur Verfügung; sie sind definiert über den Adresscode als Wohnungen, in denen min-

destens eine Person ihren Hauptwohnsitz gemeldet hat. Ob und in welchem Ausmaß solche 

HWS-Wohnungen zusätzlich auch von Personen als Nebenwohnsitz(e) genutzt werden, war 

nicht zu ermitteln. 

Nachdem dieser status quo des „know-that“, also das volle Ausmaß der Datenmängel und –

unsicherheiten allen Projektbeteiligten offensichtlich gemacht worden war, sahen sich in erster Linie 

die beauftragten Forschungsinstitutionen vor folgende Handlungsoptionen gestellt: 

(a) Stopp der Arbeiten an der Rekonstruktion der Bestandsentwicklung, statt dessen Dokumen-

tation der Datenunsicherheiten, Empfehlung an die politisch zuständigen Ressorts (Stadträte der 

Geschäftsgruppen), kurz- und langfristig wirksame Schritte zur Mängelbeseitigung zu beschließen. 

4. Fortsetzung der Arbeit an der Rekonstruktion der Bestandsentwicklung, jedoch Transparentma-

chung aller Freiheitsgrade, aller Annahmen und aller Schätzwerte, die fehlende Zählresultate substi-

tuieren. Das Produkt hätte nach dieser Option (b) eine Vielzahl von argumentativ nachvollziehbaren 

Versionen, wie sich im Laufe der letzten 12 Jahre die Wohnsituation in Wien verändert haben könn-

te. Auf jeder der Versionen könnten darüber hinaus – je nach Annahmen über die Entwicklung der 

demografischen Komponente (Bevölkerungs- und Haushaltswachstum) – Szenarien zum Neubau-

bedarf und der Versorgung im Bestand gerechnet werden. 

5. Fortsetzung der Arbeit durch zwangsweise Einigung auf eine einzige Variante der Bestandsent-

wicklung. Auf dieser werden Prognoseszenarien aufgesetzt (wie bei Option b) 
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 Siehe STATISTIK AUSTRIA „Gebäude- und Wohnungsregister“ Das GWR enthält Adressdaten zu Grundstücken, Ge-

bäuden und Nutzungseinheiten sowie Strukturdaten von Gebäuden, Wohnungen und sonstigen Nutzungseinheiten. Die 

Erstbefüllungsdaten stammten aus verschiedenen administrativen Datenquellen und früheren statistischen Erhebungen. 

Darauf aufbauend erfolgt die laufende Aktualisierung durch (…) die Erfassung von Baumaßnahmen. Meldepflichtig sind 

die Gemeinden und die Bezirkshauptmannschaften, letztere soweit bei diesen in Wahrnehmung der ihnen übertragenen 

Aufgaben der örtlichen Baupolizei Daten anfallen. (Derzeit existieren im Burgenland, in Niederösterreich, in Salzburg und 

in der Steiermark diesbezügliche Verordnungen.) http://www.statistik.at/web_de, Stand 15. 02. 2013. 
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6. Zurücklegen der Auftragsarbeiten, weil die Fortsetzung ohne Änderung der Rahmenbedingungen 

wissenschaftlich nicht mehr zu vertreten wäre. 

Option (b) fand seitens der Auftragnehmerinstitute mit zunehmendem Arbeitsfortschritt eine gewisse 

Präferenz. Weil diese Option jedoch implizierte, dass die Autorenschaft für die jeweiligen Bestands-

entwicklungsvarianten (Interpretationen von Indikatoren, Annahmen über Schätzwerte, etc.) auch im 

Projektbericht offen gelegt würde, stieß sie auf kategorische Ablehnung der städtischen Projektlei-

tung (Referat Stadtforschung). 

Option (d) – Zurücklegung des Auftrags – wurde nach einigen Überlegungen (finanzieller Verlust, 

nachhaltige Störung des Verhältnisses zur Stadt als Foschungsauftraggeberin, Klagsdrohung auf 

Vertragsbruch etc.) von den Auftrag nehmenden Instituten ausgeschlossen. 

Option (a) war in den Augen der Auftraggeberseite eine Nichterfüllung der angebotenen Leistung 

und hätte für die Auftragnehmerseite die gleichen oder zumindest sehr ähnlichen Folgen wie die 

Option (d). 

Option (c) wurde schließlich realisiert. Sie entsprach vermutlich am besten der Erwartungshaltung 

der politischen Ressortführungen, bzw. was die administrativen Referatsleitungen dafür hielten: Es 

muss ein mit den Insignien der empirischen Sozialforschung versehenes Produkt geliefert werden, 

das die gegenwärtige und die kurz- bis mittelfristige Wiener Wohnungsversorgungspolitik mit Argu-

menten bedient, die schwer und wenn, dann nur sehr aufwändig widerlegbar sind. Die wichtigsten, 

weil für die politische Verwertung relevantesten, Bestandteile dieses Produkts waren demnach: 

 die Nennung eines quantifizierten Neubaubedarfs (innerhalb der Bandbreite von zwei Szenari-

en), 

 quantitativ untermauerte Befunde über die Leistungsfähigkeit des Wiener Wohnungsbestands. 

Diesbezügliche Aussagen sollten möglichst plausibel, vorzugsweise sogar eindeutig sein. Das Ex-

plizieren von Wahrscheinlichkeiten würde der Verwertbarkeit des Produkts schaden, es würde nur 

Zweifel provozieren, würde die angestrebte argumentative Wirksamkeit gegen wohnungspolitische 

Bedrohungsszenarien schmälern und der politischen Opposition kostenfrei „Munition“ liefern. 

Für die Lösung der Aufgabe nach den Vorgaben dieser Option (c) wäre freilich ein anderes Modell 

der Wissensproduktion denkbar gewesen. Gerade weil es einem seit April 2013 in Wien stadtweit 

propagierten Werbeslogan
86

 folgt, soll es hier nicht unerwähnt bleiben: Der außerordentlich hohe 

Mangel an empirischer Evidenz, die auf viele Gruppen und Akteure der Gesellschaft verteilten, 

fragmentierten Kenntnisse und die breit gestreuten politisch-ökonomischen Interessen sind nahezu 

prototypische Voraussetzungen für eine nach dem Muster einer „Urban Knowledge Arena“ einzu-

richtende „WohnWissenArena“. Alle diese Kräfte, die Kenntnis- und Wissensträger wären in so einer 

Wissensarena organisiert zu versammeln, um Beiträge zu liefern zur Frage „Wie viele Wohnungen 

braucht(e) die Stadt?“ 
87

 Inhaltliche Ansätze für so ein „Arena-Modell“ fanden sich schon im setting, 

das alle im dreiteiligen Projektteam arbeitenden Kräfte zusammengefasst hatte. Um das aktuell vor-

rangige Ziel der Option (c) zu erreichen, wären die enge Durchführungsstruktur (siehe Kap. 2.3) und 

das implementierte Prozedere im Sinne eines „Arena-Modells“ in einigen wichtigen Punkten zu er-

weitern und zu modifizieren gewesen, insbesondere durch die: 

 Ausdehnung der Erhebungsmethoden, 

                                                      

86
 Siehe Stadt WIEN (2013): „Wien hat 1,7 Millionen Gehirne. Nutzen wir sie. Smart City Wien“ wien.at Nr. 4/2013, S.1. 

87
 Diese Frage steht hier pars pro toto. In einer diesbezüglichen „Wohnwissensarena“ wäre selbstverständlich der gesamte 

Themenkomplex zu behandeln, der in der Projektaufgabe formuliert ist. 
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 Einbindung weiterer Kenntnis- und Wissensträger, 

 Suspendierung des Auftraggeber-Auftragnehmer-Machtverhältnisses bei inhaltlichen Fragestel-

lungen. 

Ohne auf diesen unter den gegebenen Verhältnissen naiv (oder idealistisch) anmutenden Vorschlag 

hier im Detail einzugehen, wäre ihm doch zu konzedieren, dass er ein Exempel für die „mode 2“-

Wissensproduktion darstellen hätte können. Zentrales Paradigma dieser Form der Wissensprodukti-

on ist das Erreichen von „social robustness“. Die Protagonistinnen und Protagonisten
88

 dieser Quali-

tät von „Wissen“ sprechen freilich nicht von einem Konsens, der durch das vorherrschende Macht-

gefälle zwischen Auftraggeber und –nehmer erzwungen wird. Sie plädieren vielmehr für den offenen 

Diskurs aller Wissensträger – nicht exklusiv auf die „scientific community“ beschränkt -, sondern in 

einer „Urban Knowledge Arena“, bzw. im gegenständlichen Fall in einer „WohnWissenArena“, die 

sich selbst auch eine Art „Arbeitsverfassung“, ein Regelwerk für die Integration von Wissen geben 

müsste. Im „Idealfall“ wäre das in einer solchen „WohnWissenArena“ generierte Produkt in hohem 

Maße konsensual, „sozial robust“, politisch tragfähig – und man bräuchte es nicht verstecken.
89

 

Nach so einem Modell der Wissensgenerierung  wurde in Wien schon in den Jahren 2006/2007 der 

Wiener FTI-Strategieentwicklungsprozess „WienDenktZukunft“ ausgelegt. Das war zwar ein unver-

gleichlich umfangreicherer Themenkomplex, für den ein entsprechend mehrgleisiges und mehrstufi-

ges Verfahren der Beitragssammlung gerechtfertigt war. Man könnte argumentieren, dass ein sol-

ches Modell der Wissensbeschaffung im Falle der Wohnungsbedarfsprognose 2011-2025 unange-

messen und zu aufwändig sei, zumal es, betrachtet man nur die unmittelbare politische Verwertbar-

keit, lediglich um zwei Zahlen – den Neubaubedarf und die Wohnungsbestandsreserven – ginge. 

Diese Argumentation geht jedoch am Kern des Vergleichs vorbei: Es sind nicht die relativen stadtpo-

litischen Gewichte der Themen (Standortpolitik für die FTI-Einrichtungen versus Wohnungsbedarf) 

sondern die strukturelle Ähnlichkeit der Ausgangssituationen (siehe oben), die eine Wissensarena 

als zielführende Form der Wissensgenerierung nahelegen. 

 

3.2 Know-how 

Ohne das minimale „know-that“ nützt das beste Wissen über die Zusammenhänge der verschiede-

nen Komponenten und Faktoren der Wohnungsversorgung wenig bis gar nichts. Dieses „know-how“ 

konnte und kann nur über Jahre und Jahrzehnte durch hypothesen- und theoriegeleitete Analysen 

der erhobenen Quantitäten entstehen und wird auch in Zukunft nur in der kontinuierlichen analyti-

schen Auseinandersetzung mit dem zu erhebenden statistischen Datenmaterial überprüft und wei-

terentwickelt werden können. Umgekehrt kann fehlendes „know-how“ über vorerst unerklärliche 

Phänomene der Wohnungsversorgung in der Stadt dazu führen, dass zusätzliche Zählungen 

und/oder Erhebungsmethoden für notwendig erachtet und der jeweils aktuelle status quo des „know-

that“ erweitert werden. 

„Know-that“ und „know-how“ bedingen einander. Nur in ihrem Zusammenspiel entsteht Wissen, im 

gegenständlichen Fall „Wohnwissen“ als Teil eines umfassenderen „Stadtwissens“. Im Projekt Woh-

nungsbedarfsprognose waren know-how-Träger und -Trägerinnen in allen drei Gruppen des Projekt-

                                                      

88
 Siehe u.a. NOWOTNY Helga, SCOTT Peter, GIBBONS Michael „Re-Thinking Science. Knowledge and the Public in an 

Age of Uncertainty“, Cambridge 2004. 

89
 Für eine ausführliche kritische Betrachtung dieser Wissensproduktion siehe MOSER, Peter (2013): „Integrating Urban 

Knowledge“ in ANDERSEN, H-T. und ATKINSON, R. (Hrsg.).“Production and Use of Urban Knowledge – European Ex-

periences“, Verlag Springer, Dordrecht, Heidelberg, New York, London 2013, S. 17ff. 
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teams vorhanden: auf der Seite der Auftrag gebenden Referate des Magistrats der Stadt Wien, auf 

der Seite der Auftrag nehmenden Forschungsinstitute und in der Lenkungsgruppe. Der Großteil der 

für die Projektaufgaben erforderlichen know-how-Bereiche war durch Fachleute personell abge-

deckt, die durch die entsprechende Ausbildung und durch meist langjährige wissenschaftliche Ex-

pertise qualifiziert waren. In einigen wohnwirtschaftlichen und demographischen Teilfragen waren 

jedoch auch know-how-Defizite erkennbar, wie z.B. bei manchen Wechselwirkungen von Woh-

nungsteilmärkten, bei Sickertheorien für Umzugsketten, bei Interdependenzen von gefördert und frei 

finanzierter Neubautätigkeit, bei Zusammenhängen von Einkommensentwicklung und Wohnkosten-

belastung, bei Motiven der Haushaltsbildung, oder auch bei Fragen zum Meldeverhalten der Wohn-

bevölkerung. Durch ergänzende Studien wurde versucht, die meisten dieser know-how-Lücken zu 

schließen. Die für diese Fragestellungen angestrebte Theorienentwicklung kam jedoch nur selten 

über die Formulierung von Arbeitshypothesen hinaus, weil auch hier die benötigten empirischen 

Befunde und Evidenzen fehlen. Dies hatte zur Folge, dass auch im know-how-Bereich – bedingt 

durch das Beharren auf der Ausführung des Projektauftrags im Sinne der oben erwähnten Option (c) 

– der Konsens in zahlreichen Fällen durch Zwang
90

 anstatt durch Erweiterung des wissenschaftli-

chen Diskurses hergestellt wurde. 

 

 

4. DIE PRODUKTION 

Die in den beiden vorangehenden Kapiteln beschriebenen Defizite in den statistischen Evidenzen 

und in einigen Theoriefeldern mussten unter den dargelegten Rahmenbedingungen (Handlungsopti-

on (c)) beseitigt oder als Erhebungs- und Untersuchungsbedarf deklariert werden, falls dadurch die 

Erreichung der Projektziele nicht substanziell beeinträchtigt würde. Die Darstellung der Datenprob-

lematik und die Versuche, auf anderen als den im Projektplan angebotenen Wegen, die sich als 

nicht zielführend erwiesen hatten, brauchbare Quellen und Analysegrundlagen zu erschließen, hat-

ten einen vorher nicht in dem Maße kalkulierbaren Arbeitszeitaufwand verursacht. Dieser For-

schungsaufwand hatte Erkenntnisse zutage gefördert, die nicht zur unmittelbar angestrebten politi-

schen Verwertung des Produkts beitrugen. Derartige Erkenntnisse liegen zwar in der „Natur“ von 

Forschungsarbeiten, was jedoch nicht von allen Beteiligten so gesehen wird: Die Auftrag gebende 

Seite betrachtete solche Sachverhalte als Nicht-Erfüllung von ursprünglich angebotenen Dienstleis-

tungen, die in der Eigenverantwortung der Auftrag nehmenden Institute läge und daher auch nicht 

finanziell abgegolten werden müsse.
91

 

Im Folgenden wird an der Bearbeitung von drei Hauptaufgaben aufgezeigt, welche Auswirkungen 

die dargestellten Produktionsverhältnisse auf das Rollenverhalten der Beteiligten und auf die Quali-

tät des Produktes haben. 

                                                      

90
 Dies betraf u.a. die auf Veränderungen von Haushaltsstrukturdaten aufbauende Interpretation, die vom amtlichen Stadt-

forschungsreferat angezweifelt wurden. Diese Zweifel wurden zwar vom Berichtsautor akzeptiert, jedoch als nicht so hin-

reichend argumentiert befunden, dass die eigene Auswertung deshalb zu korrigieren gewesen wäre. Das Angebot des 

Berichtsautors, die amtliche Interpretation als Alternative neben die eigene zu stellen, wurde abgelehnt. Stattdessen wur-

de unter dem Titel „Konsolidierung der Interpretation“ der Versuch unternommen, die amtliche Interpretation (ohne ent-

sprechende Kennzeichnung) als einzige im Bericht erscheinende zu erzwingen. 

91
 Im Arbeitskonferenzprotokoll des Autors wird die Auftrag gebende Projektleitung zitiert: „Es liegt im Ermessen und im 

eigenen Risiko der Forschungsinstitute, Arbeiten auszuführen, die letztlich nichts zum angestrebten Ergebnis beitragen.“ 
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4.1 Quantitative Bestandsveränderungen 2001 bis 2011 

Da über die meisten Komponenten der Wohnungsbestandsentwicklung nach 2001 keine Zählergeb-

nisse, bzw. nur Fragmente statistischer Evidenz existieren, war man genötigt, sich wenigstens über 

einen Teil der Schätzwerte zu einigen. Aus der Analyse der Stromzählerdaten zum Jahr 2011, die 

im anschließenden Kapitel 4.2 etwas näher erläutert wird, wurde eine Gesamtwohnungsanzahl für 

2011 abgeleitet, die jener für das Jahr 2001 gegenübergestellt wurde. Wie der dabei errechnete 

Wohnungszuwachs von rund 70.000 Einheiten im Laufe dieser zehn Jahre zustande gekommen ist, 

darüber musste diskutiert werden, weil es über die Ursachen des Wohnungsabgangs (Gebäudeab-

brüche, Zusammenlegungen, dauerhafte Umnutzungen) und über die „Quellen“ des Wohnungszu-

gangs (Umbauten, Anbauten Neubauten, dauerhafte Umnutzungen), wie schon vorne erwähnt, kei-

ne oder nur unzulängliche Erhebungsergebnisse gibt. 

Der zweite Konsens (nach der Einigung über den Gesamtwohnungsbestand 2011) wurde über die 

Komponente „Fertigstellungen“ erzielt: Die Schätzwerte der gesamten jährlichen Wohnungsneubau-

leistung in Wien seit 2003 wurden von allen Projektbeteiligten akzeptiert und „festgeschrieben“.
92

 In 

Verbindung mit der Datenzeitreihe der Hauptwohnsitze aus dem Zentralen Melderegister wurden 

durch diese Festlegung den Schätzwerten der anderen Komponenten Bandbreiten bzw. Grenzen 

aufgezwungen. Das bedeutet, dass die angenommene Zahl des jährlich durch Abbrüche verursach-

ten Wohnungsabgangs nicht immer konstant gehalten werden kann, wenn z.B. die Hauptwohnsitz-

wohnungen und die Fertigstellungen stark gegenläufige Entwicklungen „aufweisen“.
 93

 

Die jährlichen Bestandsveränderungen in diesem ersten 2000er Jahrzehnt basieren daher auf 

 einem Konsens über die geschätzten jährlichen Wohnungsneubauten, 

 einem Konsens über den Gesamtwohnungsbestand 2011 und auf den  

 Hauptwohnsitzmeldungen (Jahresdurchschnitt) im ZMR. 

Über die Schätzwerte für die anderen Zugangs- und Abgangskomponenten gab es vergleichsweise 

„weiche“ Einigungen, die das Gesamtvolumen über das Jahrzehnt, aber nicht für jedes einzelne 

Jahr betrafen. Für die Jahresschritte wurde nur der jeweilige Wohnungszuwachs, also der Saldo aus 

den Zu- und Abgangskomponenten, entsprechend den beiden vereinbarten Zeitreihen (jährliche 

Fertigstellungen und HWS-Wohnungen) so nachmodelliert, dass die angenommenen Gesamtvolu-

mina stimmten. Jede Änderung eines Schätzwertes dieser beiden Eckdaten hätte eine Revision der 

gesamten Modellrechnung zur Folge gehabt. Unter den Auftragsbedingungen und der deklarierten 

Unveränderbarkeit des Projektbudgets wurden daher derartige Konsensänderungen, die die Model-

lierung der Bestandsentwicklung betrafen, nicht mehr vorgenommen. 
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 Die Schätzwerte wurden von den gbv übernommen, die diese Werte schon in eigenen Berechnungen verwendet hatten. 

93
 Wenn z.B. die Hauptwohnsitze zahlenmäßig von einem Jahr zum nächsten mehr zunehmen als die Zahl der im selben 

Zeitraum neu errichteten Wohnungen, dann erklärt sich das aus a) einem Wohnungszugang durch Umwandlung von Ge-

schäfts- in Wohnräume, in denen neue Hauptwohnsitze errichtet wurden, b) aus Hauptwohnsitzgründungen in vorher lee-

ren oder Nebenwohnsitzwohnungen, c) aus Ummeldungen von Neben- in Hauptwohnsitze. Die Gründe (b) und (c) impli-

zieren keine Veränderung des Gesamtbestands an Wohnungen, sondern nur eine Veränderung der Nutzungsform der 

Wohnungen. Der Grund (a) bewirkt hingegen einen Wohnungszuwachs (so wie der Neubau). Schließt man die Gründe 

(b) und (c) hypothetisch aus und ändert ebenso hypothetisch nichts am Anteil der Nebenwohnsitz- und der Leerwohnun-

gen am Gesamtbestand, dann folgt daraus zwangsläufig, dass der Wohnungsverlust in dieser Periode nicht so groß an-

genommen werden darf, dass der rechnerische Gesamtbestand die Zahl der bewohnten Wohnungen unterschreitet. Das 

klingt einerseits sehr trivial, zeigt jedoch andererseits, wie leicht Bestandsveränderungen durch Annahmenänderungen 

„modelliert“ werden können. 
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4.2 Wandel der Wohnungsnutzung 2001 bis 2011 

Unter „Wohnungsnutzung“ sind hier Antworten auf folgende grundsätzliche Fragen zu verstehen:  

ob eine Wohnung überhaupt bewohnt ist oder leer steht, 

ob sie, falls sie bewohnt ist, als Haupt- oder nur als Nebenwohnsitz dient,  

ob sie, falls sie nicht bewohnt ist, überhaupt für eine Bewohnung zur Verfügung steht, also „auf dem 

Markt“ zur Wohnnutzung angeboten wird. 

Darüber hinaus gehende Fragen, wie z.B. jene nach der Anzahl der Personen, die die Wohnung 

nutzen, oder etwa nach dem Verhältnis zwischen Haushalts- und Wohnungsgröße, werden im an-

schließenden Kapitel 4.3 thematisiert. 

Aussagen zur grundsätzlichen Wohnungsnutzung betreffen die Kernfrage nach der Leistungsfähig-

keit des Wohnungsbestands, nach den Kapazitäten seiner Reserven, nach der prinzipiellen Mög-

lichkeit des Wohnungswechsels (Mobilitätsreserve) und letztlich auch nach dem Ausmaß des mittel- 

und langfristigen Wohnungsleerstands. Je nachdem, wie diese Fragen zur Nutzung der verschiede-

nen Segmente des Wohnungsbestands beantwortet werden, haben diese Antworten – gemeinsam 

mit den Aussagen über die zukünftige Entwicklung der Haushalte – einen eminent wichtigen Stel-

lenwert für die Prognose des Neubauerfordernisses und die damit zusammenhängende Dotierung 

von Landeswohnbauförderungsmitteln. 

Wenn man, beispielsweise, sagen würde – nachweislich belegt oder nur behauptet, gut begründet 

geschätzt oder nur konsensual angenommen -, dass es noch für etliche Jahre leere, ungenutzte 

Wohnungen im Bestand gebe, die den Bedarf der zusätzlich zu erwartenden Haushalte decken 

könnten, wenn man sie nur „mobilisierte“, „auf den Markt brächte“ und leistbar machte, dann wäre 

eine Steigerung der Wohnungsneubautätigkeit – insbesondere der mit öffentlichen Förderungen 

zusätzlich finanzierten – politisch schwierig zu argumentieren. Dies ist ein konstruiertes Beispiel, es 

gab jedoch in der gar nicht so weit zurückliegenden Vergangenheit eine Situation, an der die ge-

wichtige Bedeutung von Aussagen über die Versorgungskapazität des Wohnungsbestands recht 

anschaulich erkennbar gemacht werden konnte: Das mit dem „Berichtswesen Wohnen“ von der 

Stadt Wien beauftragte Stadtforschungsinstitut der „Synthesis“ publizierte für das Jahr 1997 eine 

Anzahl von Wohnungswechslerhaushalten im Wohnungsbestand, die fast doppelt so groß war wie 

die vom SRZ und anderen Forschungsbetrieben ermittelte. Es kam darüber zu einem für österrei-

chische Verhältnisse nahezu einmaligen Diskurs zwischen den beiden Forschungsbetrieben, der in 

dem kleinen, nur in der stadtforscherischen „community“ bekannten Bulletin des SRZ ausgetragen 

wurde.
94

 Die Massenprintmedien (Kurier, Die Presse, u.a.) waren zwar informiert, zogen aber nach 

anfänglichen Zusagen ihre Bereitschaft, darüber zu berichten, wieder zurück. 

Viel bedauerlicher als die Nichtexistenz eines öffentlichen Forums für den wissenschaftlichen Disput 

war die Tatsache, dass die Stadt Wien selbst, das Büro des damaligen (1998) Wohnbaustadtrats, 

an einer Diskussion über die beiden weit auseinander klaffenden Befunde zur Leistungsfähigkeit des 

Wohnungsbestands gar nicht interessiert war. Die hohe Wohnungswechslerzahl (der „Synthesis“) 

bescheinigte dem Wiener Wohnungsbestand indirekt nicht nur eine große Mobilitätsreserve, welche 

Umzüge überhaupt erst ermöglicht, sondern implizit auch eine große Menge aktivierbarer, noch 

ungenutzter Reserven für künftige wohnungssuchende Haushalte. Damit wurde die Möglichkeit der 

Umschichtung von Wohnbauförderungsmitteln vom Neubau in die Sanierung und in die Wohnbeihil-

fe sozialwissenschaftlich unterstützt. Schon bald darauf wurde im Wiener Landtag die „Allgemeine 
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 EIZINGER, C. & WAGNER-PINTER, M. (1998) „Der Wohnungsmarkt in Wien“, in STADTRAUMZEIT Nr. 1/1998, S.8ff. 
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Wohnbeihilfe“ als drittes Hauptstück des WWFSG 
95

 beschlossen, das 2001 in Kraft trat und die 

Möglichkeit des Wohnbeihilfebezugs auf den gesamten Wohnungsbestand ausdehnte.
96

 Unter den 

damals (2002) geltenden Anspruchsberechtigungsregeln wurden rund 58.000 Haushalte als wahr-

scheinlichstes Empfängerpotenzial für diese neue Wohnbeihilfe errechnet.
97

 Das musste budgetiert 

werden, was nicht durch Zuschüsse aus dem allgemeinen Landeshaushalt sondern durch Um-

schichtung von Zusicherungen innerhalb der Wohnbauförderung zu bewerkstelligen war. In der Tat 

ist Ende der 1990er Jahre eine drastische Reduktion von Förderzusicherungen für den Wohnungs-

neubau festzustellen: Nach den Jahren 1999 und 2000 wurde in den beiden Folgejahren die Zahl 

der Neubaufertigstellungen (gefördert und frei finanzierte) nahezu halbiert. Dieser Rückgang ist zwar 

zweifellos nur zu einem kleinen Teil auf die Einführung der neuen allgemeine Wohnbeihilfe zurück-

zuführen. Dennoch hat die nicht weiter diskutierte, jedoch kritikwürdige, sozialwissenschaftlich ar-

gumentierte „Leistungsfähigkeit“ des Wohnungsbestands in den letzten 1990er Jahren zur politi-

schen Legitimierung der Reduktion der Neubauförderung und zur Fortsetzung des „Schweinezyklus 

in der Wohnungspolitik“ beigetragen: 

„Witzigerweise kommen die Stimmen derer, denen seinerzeit (zu Beginn der Wohnbauoffensive Anfang der 

1990er Jahre, Anm. Moser) die Ausweitung des Wohnungsangebotes gar nicht groß genug sein konnte, 

und jener, die jetzt (gegen Ende der Wohnbauoffensive, Anm. Moser) nach einer Reduktion der Fördermittel 

rufen, oft aus denselben Lagern. (…) aus ökonomischer Sicht ist (dieser Populismus) nichts anderes 

als der Motor für eine Art von wohnungspolitischem Schweinezyklus, bei dem die sowohl für die 

Bauwirtschaft als auch das Wohnungswesen so wichtige Kontinuität unter die Räder kommt.“ 
98

 

Die Instrumentalisierung sozialwissenschaftlicher Produkte im Dienste politischer Intentionen ist 

bekanntlich nichts Neues. Die völlig unterentwickelte oder auch behinderte öffentliche Debatte über 

divergente Studienergebnisse macht die (einseitige) Instrumentalisierung noch leichter: Auch im 

Falle der Wohnungsbedarfsprognose 2011-2025 war die Stadt, bzw. waren die Auftrag gebenden 

Magistratsabteilungen überhaupt nicht an einer Präsentation der Vielfalt möglicher Analyseergeb-

nisse interessiert. In Bezug auf die Wohnungsnutzungsdaten befand sich das Projektteam nun in 

einer prekären Lage: 

 Trotz der Vergabe von Adresscodes je Personenmeldung (angeblich wohnungsspezifisch) ist es 

nicht gelungen, zu einem Stichtag die Anzahl reiner HWS-, reiner NWS- und gemischter 

HW/NWS-Wohnungen zu ermitteln. Verwertbar waren nur jährliche Zahlen von Hauptwohn-

sitzwohnungen (in denen aber auch Personen nur nebenwohnsitzlich gemeldet sein konnten). 

Zu NWS-Wohnungen gab es keine statistische Evidenz. 

 Um annähernd die Nutzungsform der Nicht-Hauptwohnsitzwohnungen zu ermitteln, wurden 

die zu einem einzigen Messungsjahr (2011) verfügbaren Daten der Stromzähler herangezogen. 

In Kombination mit den im Jahresablauf gemessenen Stromverbrauchsmengen und im kleinräumi-

gen Abgleich mit den gezählten Hauptwohnsitzwohnungen konnte ein Wohnungsgesamtbestand 

ermittelt werden. Aus der Differenzmenge (Wohnungen insgesamt minus HWS-Wohnungen) konn-

ten nur noch die ganzjährig leeren (unbewohnten) Wohnungen als jene herausgefiltert werden, de-

nen zwar ein Stromzähler zuordenbar aber kein Stromverbrauch nachweisbar war. Darüber konnte 
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man sich im Projektteam einigen, dass eine solche Wohnung ganzjährig leer steht, also wahrschein-

lich nicht als Teil der Mobilitätsreserve zur Verfügung steht, für die man eine durchschnittliche Leer-

standsdauer von nur etwa 3 bis 4 Monaten (bis zu ihrer Wiederbenutzung nach einem Auszug) an-

setzte. Wie man ganzjährige Leerstehungen interpretieren sollte (Sanierungsfälle, Ausschusswoh-

nungen, Hortungen, o.a.m.), ob sie demnach überhaupt je wieder „auf den Markt“ kommen würde, 

darüber konnte inhaltlich keine Übereinstimmung im Projektteam hergestellt werden. Auch (Nicht-

HWS-)Wohnungen, deren Stromzähler unterdurchschnittliche Verbrauchswerte aufweisen, können 

Teilmengen verschiedener Nutzungsformen zugeordnet werden, weil dieser geringe Stromver-

brauch unterschiedliche, nicht eindeutig angebbare Ursachen haben kann: 

 Wohnung wurde erst kurz vor Jahresende bezogen 

 Wohnung schon Monate vor Jahresende verlassen und nicht wieder bezogen 

 Wohnung wird zwar ganzjährig, aber nur sporadisch genutzt 

 Wohnung ist ein Hauptwohnsitz und liegt in einem für ganzjähriges Wohnen gewidmetem Klein-

gartengebiet, wird aber in den Wintermonaten nicht bewohnt 

 Wohnung hatte wegen eines Auszugs und späteren Neueinzugs im selben Jahr eine Nutzungs-

pause, also einen kurzfristigen Leerstand (Mobilitätsreserve) 

 Wohnung hatte im Laufe des Jahres mehrere Nutzerwechsel („Transitwohnung“) 

Niedrige Jahresstromverbrauchsmengen lassen also keine eindeutigen Schlüsse auf die Form der 

Wohnungsnutzung und in weiterer Folge auch nicht auf die Verfügbarkeit dieser Wohnungen hin-

sichtlich ihres Beitrags zur Wohnungsversorgung zu. Wie akribisch und auf kleinräumiger Basis 

auch immer man sich bemüht, die „fraglichen“ Wohnungen nach ihrer potenziellen „Marktpräsenz“ 

zu etikettieren, die Mühe kann das Zählen nicht ersetzen.
99

 Darüber hinaus war noch prinzipiell zu 

unterstellen, dass die zu interpretierenden Daten von Stromzählern stammen, die während des gan-

zen Messintervalls (das ist das Jahr 2011) am Wohnungsstandort existierten. Wie viele Stromzähler 

es gibt, an denen nicht nur eine einzelne, sondern mehrere Wohneinheiten hängen – z.B. in kleinen 

Wohnheimen – und bis zu welchem Ausmaß es sich hierbei um Haupt- oder Nebenwohnsitzmel-

dungen handelt, war auch nicht überprüfbar und konnte nur durch Einigung auf eine Mengenan-

nahme „quantifiziert“ werden. Da die Stromzählerdaten nur für ein einziges Messungsjahr zur Verfü-

gung standen, war es auch nicht möglich zu überprüfen, ob die angestellte Gegenrechnung mit dem 

Wohnungsbestand 2001 hinreichend korrekt ist. Mit Stromzählerdaten für dieses letzte Jahr der 

Volks-, Gebäude- und Wohnungszählung hätte man wenigstens eine solche Kontrollrechnung an-

stellen können. 

Angesichts der aufgezeigten Unwägbarkeiten und der großen Zahl von Freiheitsgraden für die An-

gabe von Schätzwerten, ist unschwer zu erkennen, dass die Produktion von „Wissen“ in höchstem 

Maße fragil ist und ein akzeptabler Grad von „Robustheit“ eine umso breitere Vielfalt an Kenntnis-

inputs und entsprechenden Diskurs verlangen würde anstelle eines aufoktroyierten Konsenses.. 

Einige in diversen Arbeitskonferenzen getroffene Übereinkünfte überdauerten nicht die gesamte 

Projektlaufzeit, nicht alle Änderungen waren gleichermaßen folgenreich, manche betrafen nur klei-

nere, wenig bedeutsame Untermengen. 

Ein gravierender Konsensbruch hatte jedoch die vorher gemeinsam getragene Darstellung der Be-

standsnutzungsentwicklung massiv gefährdet. Er betraf die Annahmen über die Entwicklung der 
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Leerstehungen und der Nebenwohnsitzbildung, deren Änderung von der Projektleitung erst kurz vor 

Projektabschluss verlangt wurde. Jüngste Rückgänge von Nebenwohnsitzmeldungen von Personen 

(nicht Haushalten!) sollten auf Wunsch des Stadtforschungsreferats von allen Projektbeteiligten als 

Argument dafür akzeptiert werden, dass die vorher einhellig akzeptierte langfristige Dynamik der 

Nebenwohnsitzwohnungen nicht fortgeschrieben werden dürfte. Der wichtigste Effekt dieser vom 

Stadtforschungsreferat angeregten Änderung wäre, dass ein abgeschwächtes, oder „am besten“ gar 

kein Wachstum der Nebenwohnsitzwohnungen keinen Verbrauch von Bestandsreserven zur Folge 

hätte und auch keinen Neubaubedarf mehr begründen würde. In weiter Folge würde das bedeuten, 

dass die Bestandsreserven entgegen allen bisher dazu gefundenen Analyseergebnissen und Ein-

schätzungen für einen signifikant längeren Zeitraum als wohnversorgungspolitische Komponente 

kalkuliert werden könnten. 

Unter anderen als den Procederebedingungen der vorne beschriebenen Option (c) wäre die von der 

amtlichen Stadtforschung vorgeschlagene Annahmenänderung konflikt- und problemlos in eine wis-

senschaftliche Diskussion – mit offenem Ausgang - integrierbar gewesen. Unter dem Konsens-

zwang und der Verweigerung der Auftraggeberseite, eigene zwar durchaus diskussionswürdige aber 

nicht konsensfähige Beiträge auch selbst zu verantworten, kommt es jedoch zu beträchtlichen, sehr 

fragwürdigen Verwerfungen der professionellen Rollen der Projektbeteiligten: 

 Schon 2008 hatte die amtliche Stadtforschung öffentlich darüber informiert, dass die Bestands-

reserven in den 2000er Jahren stark reduziert worden seien.
100

  

 Die beauftragten Projektmitarbeiterinnen und -mitarbeiter nehmen die vorher konsensuale Ein-

schätzung der Bestandsreserven zurück und zwingen sich zur Formulierung „Unter der Annah-

me, dass die Nebenwohnsitzgründungen …“. Eine argumentative Begründung für diese An-

nahme wird weggelassen, ebenso jeglicher Hinweis auf die „Urheberschaft“ der neuen Annah-

me. 

 Von den externen, in die Lenkungsgruppe eingeladenen Experten werden zwar Zweifel an der 

aufoktroyierten Annahme geäußert, mit einer Änderung der statistischen Referenzgrößen für 

das Jahr 2001 kommt man jedoch der von der amtlichen Stadtforschung erwünschten „Null-

Dynamik“ der Nebenwohnsitze in den 2000er Jahren entgegen.
101

 

In allen drei Gruppen der Projektbeteiligten gibt es ausreichendes know-how über die Zusammen-

hänge, das Wechselspiel der Komponenten der Wohnungsversorgung und die Abhängigkeit der 

Freiheitsgrade für Schätzwerte von der Verfügbarkeit und Plausibilität empirischer Evidenz. Diese im 

Prinzip für die Wissensproduktion positiv zu schätzende Kompetenz wird durch den Konsenszwang 

im Sinne der Verhinderung politisch unerwünschter Forschungsergebnisse in ihr Gegenteil verkehrt. 

 

4.3 Wohnungsmarkt und Haushaltsgründung 

Nach der traditionellen Methodik der Wohnungsbedarfsprognosen konstituieren überbelegte Woh-

nungen einen Bedarf. Dieser hängt davon ab, was bzw. wie die Gesellschaft einen „Überbelag“, 

bzw. eine wünschenswerte Standardbelegung für Wohnungen definiert. Stehen die dafür erforderli-

chen Daten – wie viele Personen welchen Alters und in welchen Haushaltsbeziehungsverhältnissen 

wohnen in wie großen Wohnungen? – in einigermaßen konsistenten Zeitreihen (mit einigermaßen 
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gleicher Erhebungsmethode) zur Verfügung, dann lässt sich aus der Gegenüberstellung der Ist-

Struktur mit der normativ gesetzten Soll-Struktur vergleichsweise leicht ein Bedarf errechnen, ein 

Fehlbestand auf Grund qualitativer Fehlbelegung. Würde die Wohnungsneubautätigkeit sich an die-

sem so ermittelten Bedarf orientieren, dann wäre das Problem dennoch keineswegs gelöst, weil 

vielleicht 

 viele kleine Haushalte in Wohnungen mit mehr Wohnräumen oder mehr Wohnfläche umziehen 

wollen, als es der gesetzte Standard vorsieht; 

 viele große Haushalte sich einen Umzug in eine „standardmäßig adäquat große“ Wohnung nicht 

leisten können, 

 etliche große bzw. wachsende Haushalte die Mehrgenerationenphase mit ihrer Wohnflächen-

knappheit als vorübergehend akzeptiert oder so eine Überbelagsdauer sich länger zumutet als 

es ein gesetzter Standard vorsieht, 

 etliche wieder klein gewordene, geschrumpfte Haushalte lieber in der nun standardmäßig „un-

terbelegten“ Wohnung bleiben, weil der Wechsel in eine der Haushaltsgröße „angemessen gro-

ße“ Wohnung fast immer mit einer Steigerung der laufenden Wohnkosten verbunden ist, 

 viele Kinder länger in Ausbildungsphasen sind und daher auch länger im elterlichen Haushalt 

verbleiben. 

Damit sind einerseits die Problematik der Normsetzung und auch die dafür benötigten empirischen 

Befunde angesprochen; andererseits zeigen die exemplarisch angeführten Thesen über Haushalts-

gründungen, dass die dafür relevanten Faktoren Erhebungs- und Analysearbeiten erforderlich ma-

chen, die jenen für die traditionelle Wohnungsbedarfsberechnung benötigten Forschungsaufwand 

weit übersteigen. Weder für die traditionelle Methode noch für eine Vorgehensweise, die die Woh-

nungsnachfrageentwicklung bei der Prognose der Wohnungsversorgung berücksichtigen sollte, 

konnten hinreichend empirische Befunde ausfindig gemacht werden. Die Aufgabe, mittels eines 

über mehrere Jahrzehnte reichenden Rückblicks zu zeigen, ob und wie Wohnungsmarktanspan-

nungen die Gründung von Bewohnerhaushalten beeinflussen würden, war unter den Bedingungen 

des Projektauftrages nicht zu erfüllen. Mehr als Thesengerüste und Interpretationsvarianten von 

schwachen Anzeichen des Wandels von Bewohnerstrukturen, die letztlich die Notwendigkeit, bzw. 

das bisherige Versäumnis von Forschungsarbeiten noch deutlicher machten, wäre seriöserweise 

nicht lieferbar gewesen. 

Das in diesem Themenkomplex vorfindliche theoretische und empirische Defizit war noch gravie-

render als jenes in den schon beschriebenen anderen Arbeitsbereichen (Rekonstruktion der Ent-

wicklungen des Bestands und der Wohnungsnutzungen). Umso dringlicher wäre ein breiter, auch im 

Bericht nachvollziehbarer Diskurs gewesen. Das Aufzeigen der Vielfalt der möglichen Zusammen-

hänge wäre der Sache, einen Beitrag zur Wissensgenerierung zu liefern, dienlicher gewesen – das 

war aber offensichtlich nicht die Sache, die eingefordert war: Die Konsensverpflichtung und die Eli-

minierung von Zweifeln standen in noch krasserem Gegensatz zu den wissenschaftlichen For-

schungserfordernissen. Die amtliche Stadtforschung verlangte sogar, dass die äußerst vorsichtig 

formulierten Analyseresultate als quantifizierte Faktoren in die Szenarienberechnung einfließen soll-

ten. Die kurzfristige politische (mediale) Verwertbarkeit drängte die Grundregeln empirischer Sozial-

forschung in diesem Teil der Arbeit nahezu vollständig aus dem Bewusstsein. 
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5. RESÜMEE – KEIN SCHLUSS 

Der Entzug der empirisch fundierten Grundlagen bei gleichzeitigem Bedeutungszuwachs und Be-

drohungspotenzial der Prognosen hat weitreichende Folgen: Wo nichts gewusst wird, muss alles 

geglaubt werden. Die Politik instrumentalisiert die (noch vorhandene) Reputation der Wissens-

produzenten in der Gesellschaft, entzieht ihnen jedoch gleichzeitig das sozialwissenschaftliche Fun-

dament. Forschungsarbeit wird durch Expertenmeinung und Expertinnenannahmen ersetzt. Eine 

Widerlegung oder Untermauerung ist mangels empirischer Erhebungsarbeit nicht oder nur marginal 

möglich. Der Zweifel, der offene, transparente Diskurs, der nachvollziehbare Disput als kreativer 

Faktor der Generierung von Stadtwissen wird einer fragwürdigen Auftragsgefälligkeit geopfert. Das 

politisch-administrative Fachpersonal der öffentlichen Hand hat in dieser Situation leichtes Spiel, 

Loyalität zu demonstrieren und das politisch erwünschte „wissenschaftliche“ Expertenresultat durch-

zusetzen, letztlich auch unter Androhung der Nicht-Bezahlung der Arbeitsleistung der beauftragten 

Forscherinnen und Forscher. 

Das Modell der wissensbasierten oder zumindest wissensunterstützten Politik wird in dieser Ent-

wicklung einerseits noch opportunistisch genutzt, jedoch andererseits substanziell ausgehöhlt und 

tendenziell entsorgt. Dagegen aufzutreten, wird anscheinend immer wieder nötig sein. 
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ANDREAS WEIGL:
102

 

DIE „GASTARBEITER“-WANDERUNG NACH WIEN – 

VERSUCH EINES RESÜMEES 

1. EINE ÄRA GEHT ZU ENDE 

Mit dem EU-Beitritt Kroatiens am 1. Juli 2013 wurde erstmals ein Staat in die Europäische Union 

aufgenommen, der in der österreichischen Migrationsgeschichte als Herkunftsland von „Gastarbei-

tern“
103

 eine, wenn auch bescheidene Rolle gespielt hat. Insofern ist die unaufgeregte Reaktion der 

österreichischen Öffentlichkeit auf diesen Erweiterungsschritt der Europäischen Union einigermaßen 

bemerkenswert. Nun kann man die grundsätzlich freundliche Kommentierung des Beitritts Kroatiens 

auch als antiserbischen Reflex verstehen. Dagegen spricht aber, dass auch die rezente Aufhebung 

der Visum-Pflicht für serbische und montenegrinische Staatsbürger zu keinen merklichen Verände-

rungen des wienspezifischen Wanderungsgeschehens geführt hat. Dieses wird bekanntlich seit 

einigen Jahren durch den Zuzug aus einigen EU-Ländern wie Deutschland, Rumänien und zuletzt 

auch Ungarn und nur mehr im geringeren Maß durch Zuwanderung aus ehemaligen jugoslawischen 

Teilrepubliken geprägt. Selbst die Zuwanderung aus der Türkei, die seit geraumer Zeit praktisch nur 

noch aus einer begrenzten Anzahl von Familienzusammenführungen besteht, ist dadurch in der 

Wahrnehmung merklich in den Hintergrund getreten. Dazu mag auch das türkische „Wirtschafts-

wunder“ beigetragen haben, welches die Motivation türkischer Arbeitsmigrantinnen und –migranten 

nach Österreich zuzuwandern bis zu einem gewissen Grad bremst, obwohl außerhalb der Zentral-

räume in der Türkei nach wie vor eine erhebliche, verdeckte Arbeitslosigkeit besteht.
104

 

Es mehren sich also Anzeichen, dass das österreichische Migrationsgeschehen im Allgemeinen und 

das Wiener im Besonderen einem tiefgreifenden strukturellen Wandel durchläuft – nicht nur was die 

Herkunftsgebiete der Migrantinnen und Migranten anlangt. Denn auch das Qualifikationsprofil vieler 

Zuwanderer der Gegenwart und nicht zuletzt die Organisationsform der Wanderung  haben mit der 

ursprünglichen  Anwerbung und Kontingentierung nichts mehr gemein. Grund genug für eine vor-

sichtige Bilanz jener Arbeitsmigration aus Südosteuropa und der Türkei die als Gastarbeiterwelle im 

kollektiven Gedächtnis verankert ist, eine Bilanz die freilich keinen endgültigen Schlussstrich ziehen 

kann sondern die langfristigen, bis in die  Zukunft reichenden Wirkungen dieser Phase der Wiener 

Wanderungsgeschichte im Auge behalten sollte. Zunächst gilt es aber eine Begriffsbestimmung zu 
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treffen, denn unter Gastarbeiterwanderung werden zum Teil recht unterschiedlich weit gefasste Mig-

rationsbewegungen in der einschlägigen Literatur subsumiert. Eine besonders enge Definition be-

schränkt die Gastarbeiterwanderung auf den von etwa Mitte der 1960er Jahre bis zum ersten Öl-

preisschock 1973 stattgefundenen Wanderungsschub der durch ein zunächst stark reglementiertes 

Wanderungsregime geprägt war und dessen Basis bilaterale Verträge zwischen Österreich und der 

Türkei bzw. Jugoslawien bildeten. Es gibt allerdings gute Gründe diese Gastarbeiterwanderung nicht 

1973 enden lassen zu wollen, sondern auch die darauf folgende Phase des Familiennachzugs bei 

gleichzeitigem Beschäftigtenabbau und schließlich auch die Phase der Aktivierung von Migrations-

netzen mit Jugoslawien und der Türkei im Zuge der „Migrationskrise“ der Jahre 1989 bis 1993 die-

sem Wanderungstyp zuzurechnen. Nach dieser hier in der Folge weiter verwendeten Periodisierung 

endete die Gastarbeiterwanderung erst mit dem Ausbruch des jugoslawischen Bürgerkriegs. Selbst 

danach kam es jedoch noch einige Jahre zu einem Zustrom von Arbeitsmigratinnen und –migranten 

aus Ex-Jugoslawien der zumindest teilweise weder als Flüchtlingsmigration noch als Familienzu-

sammenführung zu werten ist. Der in den Blick genommene Zeitraum umfasst also, was den Zeit-

punkt der Zuwanderung anlangt, etwa die Periode von Mitte der 1960er bis Mitte der 1990er Jahre. 

Welches demographische Gewicht haben nun diese Migrantengruppen in der Gegenwart? Ein sehr 

verlässlicher Indikator dafür ist das Geburtsland der Wohnbevölkerung wie es im Rahmen der Re-

gisterzählung von 2011 und der Volkszählung von 2001 erhoben wurde. Demnach waren im Okto-

ber 2011 rund 9% der Wohnbevölkerung Wiens in Ex-Jugoslawien (mit Ausnahme Sloweniens) und 

rund 4% in der Türkei geboren (Statistik Austria, Statcube, Registerzählung 2011). Darunter sind 

natürlich zum Teil auch in den letzten beiden Jahrzehnten Zugewanderte inkludiert. Aus einem Ver-

gleich der Ergebnisse der Volkszählung von 2001 und der Registerzählung von 2011 kann aller-

dings auf das Gewicht der rezenten Wanderungsbewegungen geschlossen werden. Demnach hat 

sich die Zahl der in Ex-Jugolawien Geborenen im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts um etwa 

30.000, die der in der Türkei Geborenen um rund 20.000 erhöht. Das entsprach allerdings nur mehr 

weniger als einem Drittel des gesamten Zuwachses der im Ausland geborenen Wohnbevölkerung in 

diesem Jahrzehnt. 

Tabelle 1: Wiener Wohnbevölkerung nach Geburtsland 2001 und 2011 

 

31.10.2011 15.05.2001 2001-2011 

Geburtsland Staatsbürgerschaft Gesamt Gesamt Zuwachs 

 

Österreich  in % Ausländisch in % abs. in % abs. in % abs. 

Österreich  1.138.687 84,9 51.121 13,7 1.189.808 69,4 1.183.834 76,4 5.974 

Ausland 1) 203.168 15,1 321.251 86,3 524.419 30,6 366.289 23,6 158.130 

(ehem.) Jugoslawien 2) 55.865 4,2 97.316 26,1 153.181 8,9 124.812 8,1 28.369 

Türkei  30.886 2,3 35.457 9,5 66.343 3,9 47.321 3,1 19.022 

Zusammen 1.341.855 100,0 372.372 100,0 1.714.227 100,0 1.550.123 100,0 164.104 

1) Einschließlich unbekannt. 2) Ohne Slowenien. 

 Quelle: Statistik Austria; eigene Berechnungen 

      Neben diesen Großzählungsergebnissen liegen über das Einreisejahr für einen weiter zurück rei-

chenden Zeitraum für ganz Österreich Ergebnisse einer Zusatzerhebung zur Arbeitskräfteerhebung 

2008 vor, die angesichts des großen Gewichts der Zuwanderung nach Wien innerhalb der österrei-

chischen Zuwanderung durchaus auch für Wien aussagekräftig sind. Nach dieser Erhebung kam es 

bei der dauerhaften Zuwanderung von Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien zu den größten 
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Veränderungen. Von den in Serbien Geborenen stammten 2008 rund 60% aus der Phase der Gast-

arbeiterwanderung, unter den von der Flüchtlingswelle infolge des jugoslawischen Bürgerkriegs 

besonders betroffenen Bosniern etwa ein Drittel. Unter den in der Türkei Geborenen waren rund die 

Hälfte bis 1990 zugewandert. Während jedoch die Zuwanderung aus Serbien ab den 1990er Jahren 

sich sehr deutlich abschwächte, um in der ersten Hälfte der 2000er-Jahre wieder etwas anzustei-

gen, verlief der Rückgang bei den Türkinnen und Türken kontinuierlicher (Statistik Austria 2009). 

Auf Wien bezogen ergab eine im Jahr 2011 durchgeführte Befragung von rund 1000 AK-Mitgliedern 

im Rahmen einer Studie über die Beschäftigungssituation von Personen mit Migrationshintergrund 

einen Anteil von rund 25-30% vor 1990 zugewanderter Migranten ex-jugoslawischer und türkischer 

Herkunft. Etwa die Hälfte der ex-jugoslawischen und türkischen Frauen die im Rahmen dieser Stu-

die befragt wurden war erst in den 1990er Jahren zugewandert (Riesenfelder/Schelepa/Wetzel 

2011).  Der Grund für den kontinuierlicheren Verlauf der türkischen Zuwanderung liegt in der in den 

letzten beiden Jahrzehnten überragenden Bedeutung von Familienzusammenführungen für die Zu-

wanderung von Türkinnen und Türken der bei keiner anderen Migrantengruppe im gleichen Ausmaß 

gegeben ist. Erst die Inkraftsetzung der restriktiven Zuwanderungsbestimmungen ab 2006 sorgte 

auch bei dieser Gruppe für eine gewisse Zäsur. 

Während also gerade in den letzten beiden Jahrzehnten das demographische Gewicht der Gastar-

beiter unter der Bevölkerung ausländischer Herkunft (im Ausland Geborene und in Österreich gebo-

rene ausländische Staatsbürger) auf Grund des Auslaufens des eigentlichen Migrationsprozesses 

abgenommen hat, ist jenes der „zweiten und dritten Generation“ im Steigen. Das hat nicht nur mit 

dem Ende der Gastarbeiterwanderung zu tun, sondern ist nicht zuletzt auf die höhere Fertilität von 

Frauen türkischer Herkunft, eingeschränkt auch jene ex-jugoslawischer Herkunft, zurückzuführen. 

Zuletzt lag der Anteil der Lebendgeborenen in Wien mit Migrationshintergrund bei 83%. D.h. vier von 

fünf Neugeborenen hatten zumindest einen Elternteil der im Ausland geboren wurde. Im Jahr 2012 

kamen auf 1000 Frauen im Alter von 15 bis 44 Jahren ohne Migrationshintergrund 46 Lebendgebo-

rene. Bei Frauen mit türkischem Migrationshintergrund waren es jedoch 92, bei jenen mit bosnischer 

Herkunft 76 und mit serbischer 68 und kroatischer 63. Das entspricht in etwa durchschnittlichen 

Kinderzahlen zwischen 1,2 (Frauen ohne Migrationshintergrund) und 2,4 (Frauen mit türkischem 

Migrationshintergrund). Insofern ist das zu erwartende künftige demographische Gewicht der zwei-

ten und dritten Generation ganz erheblich. Derzeit überwiegt jedoch noch bei weitem die erste Ge-

neration. Nach der erwähnten AK-Studie liegt ihr Anteil unter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

wohl noch um und teilweise sogar über 80%.  

Die gegenwärtige Wiener Gastarbeiterpopulation zerfällt demnach in drei Gruppen: die erste, die 

zweite (dritte) Generation und die Gruppe der „Nachzügler“, die durch Familienzusammenführung 

oder vereinzelt auch noch als Arbeitsmigranten seit etwa Mitte der 1990er Jahre in den letzten zwei 

Jahrzehnten aus Nachfolgestaaten Jugoslawiens oder aus der Türkei zugewandert sind. Diese drei 

Gruppen stellen die Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik vor teilweise recht unterschiedliche 

Herausforderungen. 
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2. DIE WIRKUNGEN DER 

GASTARBEITERWANDERUNG AUF DEN 

WIENER ARBEITSMARKT 

Voraussetzung für die Arbeitsmigration aus dem euromediterranen Raum war bekanntlich die sehr 

unterschiedliche nationale Faktorausstattung in den entwickelten Industrieländern Westeuropas 

einerseits und u.a. Jugoslawiens und der Türkei andererseits. Die bilateralen Anwerbeabkommen 

zwischen Ziel- und Herkunftsländern versprachen eine „win-win“-Situation. Von der als vorüberge-

hend angedachten Beschäftigung von Arbeitskräften im Norden versprachen sich die Entschei-

dungsträger in den Herkunftsländern Know-how, Devisen und – das wird vielfach übersehen – eine 

Entlastung des heimischen Arbeitsmarktes. In den Zielländern waren billige Arbeitskräfte gesucht, 

die vor allem bereit waren Tätigkeiten im sekundären Segment des Arbeitsmarktes zu übernehmen 

für die das inländische Arbeitskräfteangebot zunehmend ausdünnte. Auch sorgte der zunehmende 

Wohlstand der „Wirtschaftswunder“-Jahre für eine stark sinkende Bereitschaft inländischer Arbeit-

nehmer solche Jobs überhaupt anzunehmen. 

Am Wiener Arbeitsmarkt machte sich seit Beginn der 1960er Jahre ein immer stärker fühlbarer Ar-

beitskräftemangel bemerkbar. Die Wirkung der Liberalisierung des Arbeitsmarktes für Nachkriegs-

flüchtlinge und Vertriebene war verpufft, die Ungarnflüchtlinge zum größeren Teil in die BRD oder 

Übersee weitergewandert. Eine Ausweitung der Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte behin-

derten die sehr restriktiven Regelungen der Ausländerbeschäftigung in Österreich. In einem innen-

politischen „Kuhhandel“, dem sogenannten „Raab-Olah-Abkommen“, einigten sich schließlich Ar-

beitgeber- und Arbeitnehmervertreter auf ein Kontingentverfahren nach dem Muster des Schweizer 

Saisoniermodels, welches die vereinfachte Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte im Weg bilatera-

ler Verträge ermöglichen sollte. Weil die Beschäftigung der „Gäste“ nach dem Rotationsmodell an-

gedacht war und die Wirtschaft boomte hielt sich der gewerkschaftliche Widerstand in Grenzen. Das 

angedachte Modell funktionierte jedoch vorerst nicht nach Wunsch. Eine Änderung trat erst nach 

Abschluss der Abkommen mit der Türkei 1964 und Jugoslawien 1966 ein, aber selbst diese schie-

nen durch die konjunkturelle Delle obsolet. Die Anwerbestelle der Wirtschaftskammer in Istanbul 

wurde sogar 1967 für einige Zeit geschlossen.
105

 Erst danach kam es zu einem raschen Zustrom vor 

allem jugoslawischer, nach und nach auch türkischer Arbeiter. Die Zahl der Jugoslawen stieg in 

Wien von etwa 19.000 im Jahr 1968 auf 75.000 1973 rasant an (Meißl 2006, 684). Von den 1969 bis 

1973 aus Jugoslawien Zugewanderten kam mehr als die Hälfte aus Serbien, etwa 10-15% aus Bos-

nien, Kroatien und der Vojvodina (Lichtenberger 1984, 170). 

Die aus organisatorischen Gründen entstandene Zeitverzögerung beim Anlaufen der Gastarbeiter-

wanderung ist für die Beurteilung ihrer ökonomischen Wirkung insofern von Bedeutung, als in der 

Wiener Wirtschaft bei anhaltend hohen realen Wachstumsraten zwischen 3 und 5% ab Mitte der 

1960er Jahre ein rasanter Deindustrialisierungsprozess einsetzte der besonders Branchen mit ge-

ringerer Produktivität traf, während Branchen mit stark produktivitätsorientierten Wachstum ihren 

Beschäftigtenstand noch weitgehend hielten. Nach und nach wandelte sich die durch den Wieder-

aufbauboom und das „Wirtschaftswunder“ konservierte „Industriestadt“ Wien – einem internationalen 

Trend folgend – zur Dienstleistungsmetropole. Es kam vielfach zu Betriebsverlagerungen in das 
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Umland und zu Schließungen (Weigl 2011, 10 f.). Dieser Prozess war bereits voll im Gange als die 

erste größere Gastarbeiterwelle einsetzte. Der den Strukturwandel hemmende Einfluss der Gastar-

beiterwanderung auf den Wiener Wirtschaftsstandort kam daher nur eingeschränkt zum Tragen, am 

stärksten noch in der traditionell überdimensionierten Wiener Bauwirtschaft. In anderen Industrie-

zweigen, in denen Gastarbeiter verstärkt tätig waren, hielt sich der strukturkonservierende Effekt 

offensichtlich in Grenzen, zumindest was den Produktionssektor anlangt. Gleichzeitig erlaubte die 

Arbeitsmigration aus Jugoslawien und der Türkei eine Prolongierung der seit 1953 bestehenden 

Hochkonjunktur in dem sie temporär die „Arbeitskräftebarriere“ verzögerte, die Nachfrageauswei-

tung auf Grund der hohen Sparneigung der Gastarbeiter und der geringen öffentlichen Mittel die für 

sie aufgewendet wurden dämpfte und das günstige Investitionsklima perpetuierte (Butschek 1992, 

202). Arbeitsmarktpolitische Alternativen bestanden zu diesem Zeitpunkt kaum. Eine sprunghafte 

Anhebung der weiblichen Erwerbsquoten – angesichts des gesellschaftspolitischen Klimas und des 

damaligen Baby-Booms eine kurzfristig ohnehin nicht sehr realistische Option – hätte keine wirkliche 

Alternative dargestellt, da es sich um kaum überschneidende Segmente des Wiener Arbeitsmarktes 

handelte. Zudem waren die Erwerbsquoten der Wienerinnen für damalige österreichische Standards 

ohnehin hoch. Die Tatsache, dass die „Landflucht“ der 1950er Jahre bis etwa Mitte 1970er Jahre 

kaum vermindert anhielt verweist zudem darauf, dass Gastarbeiter Jobs annahmen, die von heimi-

schen Migrantinnen und Migranten nur mehr sehr eingeschränkt nachgefragt und als akzeptabel 

empfunden wurden (Aufhauser 1995, 239). 

Für jugoslawische und türkische Zuwanderergruppen galt eine klare Dominanz der Migration aus 

rückständigen ländlichen Gebieten nach Wien. So rekrutierten sich die türkischen Zuwanderer fast 

ausschließlich aus ruralen Regionen der Türkei. Die jugoslawischen Gastarbeiter kamen zu Beginn 

der 1970er Jahre fast zu zwei Drittel aus ländlichen Zonen. Dies erklärt ihre erheblichen Bildungsde-

fizite. 

Das mit Abstand niedrigste Bildungsniveau wiesen Migranten mit dem Geburtsland Türkei auf. Die-

ses Faktum war für die „strukturelle Integration“ (Hartmut Esser) der ersten Generation höchst be-

deutsam, denn nicht nur waren die Rahmenbedingungen des Aufenthalts vorerst auf enge zeitliche 

Befristung ausgelegt, sondern die Bildungsferne der Migranten aus dem Heimatland wurde in das 

Zielland mitgenommen und konnte dort schon allein auf Grund des Erwachsenenalters der Gastar-

beiter kaum aufgebrochen werden – ganz abgesehen davon, dass es dazu in den frühen 1970er 

Jahren auch noch weitgehend an Initiativen seitens österreichischer Institutionen mangelte. Dadurch 

konnte sich der Prozess der Unterschichtung voll entfalten. Gastarbeiter nahmen ökonomische und 

gesellschaftliche Positionen ein die zuvor von einer einheimischen Unterschicht besetzt waren. Die-

se rückte dadurch auf, betrachtete die neu Zugewanderten dennoch skeptisch und als Konkurrenz. 

Das lag an der komplexen Verschachtelung verschiedener miteinander vernetzter Unterschich-

tungsphänomene wie Siegfried Pflegerl schon 1977 in einer einschlägigen Studie gezeigt hat. Wohl 

hielt sich tatsächliche Konkurrenzierung am Arbeitsmarkt in bescheidenen Grenzen, was angesichts 

des Kontingentverfahrens und des Inländerprimats kaum verwundert. Berücksichtigt man jedoch 

neben der ökonomischen auch kulturelle und soziale Schichtungsphänomene bestanden doch er-

hebliche „Reibungspunkte“. Trennlinien zwischen „Aufsteigern“ unter den Arbeitsmigrantinnen und –

migranten und sozial und ökonomisch schwachen einheimischen Gruppen wurden überschritten, 

was zu zunehmenden sozialen Spannungen und mehr oder minder offener Xenophobie auf der 

einen und Distanzierung und Isolation auf der anderen Seite führte.  

Nach dem von Pflegerl erarbeiteten Schichtmodell stellte sich der durch die Gastarbeiterwanderung 

ausgelöste Umschichtungsprozess wie folgt dar: 

Die Gesellschaft wird in diesem Modell durch die Ebenen Politik-Recht-Ethik, Religion-Kultur-

Technologie-Wissenschaft-Kunst,  Sprache-Kommunikation-Medien und Wirtschaft strukturiert. Wei-
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ters wird von einer groben Schichtung der österreichischen/Wiener Gesellschaft in sechs Schichten 

ausgegangen (in Anlehnung an Haller 2008, 290), wobei die 6. Schicht die oberste und die 1. 

Schicht die unterste Schicht bildete. Die Schichten bilden Untersysteme in den Ebenen und sind mit 

diesen verbunden. Durch die Gastarbeiterwanderung haben sich in der österreichischen und Wiener 

Gesellschaft unter den beiden untersten heimischen Schichten, die selbst von den darüber befindli-

chen Schichten einem starken Abgrenzungs- und Entwertungsdruck ausgesetzt waren, neue Un-

terschichten bestimmter Migrantengruppen (etwa mit "türkischem oder jugoslawischen Migrations-

hintergrund" und überwiegend muslimischem "Kulturhintergrund") gebildet. 

 

Zwischen den "heimischen" Unterschichten und den darunter positionierten neuen Unterschichten 

der Migranten (0. Schichte) bestand von Anfang an ein realer Ressourcenkonflikt, wenngleich 

sich dieser nicht unbedingt in der Konkurrenz um bestimmte Arbeitsplätze sondern vermittelt 

etwa im Besetzen öffentlicher Räume oder im Bildungszugang äußerte. Daher wurden die neu-

en Migrantengruppen von der Bevölkerung dieser beiden Schichten und ihren Vertretungen seit 

ihrem Eintritt in die Gesellschaft in hohem Maße abwertend, ablehnend und ausgrenzend behandelt 

(Vgl. dazu John, Lichtblau 1990; Gürses/Kogoj/Mattl 2004). Umgekehrt mussten die neuen Migran-
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tengruppen gerade in diese beiden "heimischen" Schichten" sozial "integriert" und aufgenommen 

werden: was immer man dabei unter "Integration" verstanden haben wollte und will. 

Gab es also Ende der 1960er Jahre zur nun merklich anschwellenden Arbeitsmigration aus Jugo-

slawien und der Türkei kaum Alternativen kam es, von der Wirtschaftspolitik – vorerst noch wenig 

registriert – zu einer nachhaltigen Veränderung ihres organisatorischen Settings. Die neuen Arbeits-

kräfte kamen nun in der Regel als Touristen in das Land, was die Kettenmigration abseits institutio-

neller Anwerbung begünstigte. Dieser Verselbständigungsprozess hatte zwei weitreichende Konse-

quenzen: 

1. Er öffnete die Tür für eine Welle von Familienzusammenführungen die bereits zu Beginn der 

1970er Jahre einsetzte. 

2. Er durchlöcherte das System der Kontingentierungen und damit das ursprünglich 

angedachte strikte System von „Anwerbung nach Bedarf, Zeitvertrag und Rückkehr“.  

Mit der Wirtschaftskrise Mitte der 1970er Jahre schien der Höhepunkt der Gastarbeiterzuwanderung 

vorerst erreicht. Vor allem jugoslawische Gastarbeiter kehrten nun im nicht unerheblichen Maß in 

ihre Heimat zurück. Waren Mitte der 1970er Jahre noch rund 60.000 Jugoslawen in Wien beschäf-

tigt, sank ihre Zahl bis Mitte der 1980er Jahre auf etwa 40.000, die der türkischen Arbeitnehmer 

blieb allerdings konstant (Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien 1980, 1985).  Der „Abbau“ im Zei-

chen des Inländerschutzes funktionierte jedoch nicht so wie es sich die Sozialpartner vorgestellt 

hatten. Die Zeit nach dem ersten Ölpreisschock entwickelte sich zur „Hochblüte des Familiennach-

zugs“. 1974 lebten beispielsweise 42% der Gastarbeiter in Wien allein, 1981 nur noch 22%. Im Jahr 

1974 betrug der Anteil der Vollfamilien 25%, 1981 42%. Insgesamt nahm der Ausländeranteil an der 

Bevölkerung daher auch in einer wirtschaftlich stagnativen Phase nicht ab. Um 1985 lebten etwa 

60.000 Jugoslawen und 25.000 Türken in Wien. 

In der zweiten Hälfte der 1980er Jahren begannen sich die Rahmenbedingungen der wienbezoge-

nen Arbeitsmigration zunächst langsam, dann dramatisch erneut zu ändern. Hatte zuvor die Ar-

beitsmarktregulierung den Zustrom gebremst veränderte sich durch den Fall des Eisernen Vorhangs 

die Lage in einer Weise auf die Österreich fremdenrechtlich als traditionelles Asylland kaum vorbe-

reitet war. Zudem entstand, ähnlich wie zu Beginn der 1970er Jahre, eine neue Hochkonjunktur die 

maßgeblich aus der deutschen Wiedervereinigung zu erklären ist und von der überproportional ost-

österreichische Betriebe profitierten. Zwischen 1989 und 1991 kam es daher kurzfristig zum nahezu 

ungehinderten Zuzug nach Wien, der durch die einsetzende Flüchtlingswelle aus dem jugoslawi-

schen Raum noch verstärkt wurde. Die Zahl der ausländischen Beschäftigten schnellte in wenigen 

Jahren sprunghaft nach oben, bis zum Ausbruch des jugoslawischen Bürgerkriegs 1991 auf 54.000 

Jugoslawen und 21.000 Türken (Statistisches Jahrbuch 1991). Die Zuwächse entfielen nun auf die 

beiden Gruppen der Gastarbeiterwanderung zu gleichen Teilen auf Jugoslawen und Türken – ein 

wesentlicher Unterschied zur ersten Phase der Gastarbeiterwanderung.  

Was die Migrationsmotive der Gastarbeiter anlangt, charakterisierte diese zweite Welle der Gastar-

beiterwanderung eine Verschiebung die sich zum Teil aus der anhaltenden sich, verschärfenden 

Krise der Planwirtschaften in Ostmittel- und Südosteuropa erklärt. Nach Untersuchungen unter Wie-

ner Gastarbeitern waren unter den später Zugewanderten 29% vor dem Auslandsaufenthalt arbeits-

los. Die wichtigste Veränderung der Wanderungsmotive betraf jedoch die Zunahme nichterwerbs-

motivierter Wanderungen. Seit Beginn der 1980er Jahre überstieg unter den Wiener Gastarbeitern 

die familienbedingte Zuwanderung bereits die erwerbsmotivierte. Von den im Zeitraum 1989-1991 

nach Wien zuwandernden ausländischen Staatsbürgern hatten 56% bereits länger in der Stadt an-

sässige Verwandte (Weigl 2009). Der Familiennachzug verteilte sich freilich recht ungleichgewichtig. 

Nach der erwähnten Befragung Erwerbstätiger mit Migrationshintergrund aus dem Jahr 2011 waren 
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80% der türkischen Frauen, jedoch nur rund 40% der Ex-Jugoslawinnen aus familiären Gründen 

nach Wien gekommen. 

Mit dem Ende der „Migrationskrise“ endete auch die Gastarbeiterwanderung. Was blieb war ein 

Nachhang an Familienzusammenführungen der bis in die Gegenwart reicht. Ab 1993 gingen die 

Zuwächse stark zurück, da die Neuzuwanderung aus den klassischen Gastarbeiterländern nur mehr 

im Rahmen beschränkter Familiennachzugsquoten möglich war. Nach dem Versuch, die Zunahme 

ausländischer Beschäftigter in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zu beschränken, kam es um die 

Jahrtausendwende zu einem neuerlichen deutlichen Anstieg. Nun hatten bereits zahlreiche Migran-

tinnen und Migranten der ersten Generation die österreichische Staatsbürgerschaft erlangt. Der EU-

Beitritt verpflichtete Österreich sich EU-Standards hinsichtlich der Gewährung von Beschäftigungs-

bewilligungen an Familienangehörige von Drittausländern und an länger im Land befindliche Aus-

länder anzugleichen, was allerdings sehr hinhaltend umgesetzt wurde. 

Die Nachzügler der Gastarbeiterwanderung waren und sind ebenso wie ihre Vorgänger mit dem 

Problem eines ungesicherten Aufenthaltsstatus konfrontiert. Österreichweit hatte nur jede und jeder 

zweite Zuwanderer aus der Türkei im Jahr 2008 eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis, nur 60% der 

Zuwanderer aus dem ehemaligen Jugoslawien. Selbst bei in Österreich geborenen Migrantinnen 

und Migranten mit ausländischer Staatsbürgerschaft lagen die entsprechenden Anteile bei lediglich 

78%. bzw. 72,5% (Statistik Austria 2009). Dieser Umstand verschärfte einen Verdrängungswettbe-

werb zwischen den früher und später nach Österreich gelangten Migrantinnen und Migranten in dem 

freilich nicht nur ex-jugoslawische und türkische sondern auch andere Arbeitskräfte aus „Drittstaa-

ten“ involviert sind. Dieser Verdrängungswettbewerb, der seit den 1990er Jahren voll im Gang ist, 

wird durch das Problem steigender Altersarbeitslosigkeit, von der ja auch Arbeitnehmer ohne Migra-

tionshintergrund betroffen sind, erheblich verschärft. Arbeitnehmer mit ex-jugoslawischer Staatsbür-

gerschaft waren davon allerdings wesentlich weniger betroffen als türkische (Biffl 2002, 546, 549). 

Dank der bis etwa Mitte der 1990er Jahre liberalen Einbürgerungspraxis in Wien erwies sich für die 

erste Generation nicht der Aufenthaltsstatus sondern zunehmend Altersarbeitslosigkeit als Haupt-

problem. Dies nicht zuletzt weil die erste Generation zu 80-90% als Hilfsarbeiter oder angelernte 

Arbeiter im sekundären Segment des Arbeitsmarktes tätig waren. Nach der Befragung aus 2011 

waren 64% der männlichen Arbeitnehmer mit türkischen Migrationshintergrund seit 2000 von Ar-

beitslosigkeit betroffen, 55% der türkischen Frauen, rund 45% der ex-jugoslawischen Arbeitnehmer, 

jedoch nur 12% der Nicht-Migranten (Riesenfelder/Schelepa/Wetzel 2011, 11). Das österreichische 

und Wiener Sozialsystem erwies sich allerdings als einigermaßen robust, um die schlimmsten Wir-

kungen von Langzeitarbeitslosigkeit zu mildern. 

Bei einer Gesamtbetrachtung der Wirkungen der Gastarbeiterwanderung auf den Arbeitsmarkt ist zu 

bedenken, dass auch ohne diese Form der Arbeitsmigration angesichts des beschleunigten Struk-

turwandels des Wiener Produktionssektors von der fordistischen Massenproduktion zu den postfor-

distischen „economies of scope“ und nicht zuletzt dem anhaltenden Tertiärisierungsprozess mit ei-

nem gewissen Anteil von „Modernisierungsverlieren“ zu rechnen gewesen wäre und das diese unter 

älteren, schlecht qualifizierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ja sehr wohl auch Personen 

inländischer Herkunft betroffen hat und betrifft. Insofern sorgte die von der Arbeitsmigration aus 

Jugoslawien und der Türkei bewirkte „Unterschichtung“ wohl teilweise für eine Entlastung älterer 

inländischer auf Kosten ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder solcher ausländi-

scher Herkunft. Die damit verbundenen mittelfristigen sozialen Probleme bleiben dabei freilich unbe-

rücksichtigt und sind auch nur bedingt berechenbar. Was jedenfalls nicht oder nur in ganz geringem 

Ausmaß stattfand, war direkte Konkurrenz zwischen beiden Gruppen. Da Personen ausländischer 

Herkunft überproportional in strukturschwachen Branchen tätig waren, war auch die Langzeitarbeits-
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losigkeit unter den Gastarbeitern höher, während das Verteilungsmuster ältere inländischer Lang-

zeitarbeitslose ein durchaus heterogeneres Bild zeigt.   

 

 

3. NACH DER „GASTARBEIT“ 

Auch wenn schon nach wenigen Jahren der Gastarbeiterwanderung manchen klar geworden war, 

dass die Arbeitsmigrantinnen und –migranten „gekommen waren um zu bleiben“, stand naturgemäß 

die Altersversorgung der Zuwanderer nicht auf der sozial- und gesundheitspolitischen Agenda. Be-

kanntlich gehörten die Migrantinnen und Migranten durchwegs den jüngeren Altersstufen bis zu 

einem Alter von 30 bis 35 Jahren an. Zudem waren sowohl im Bewusstsein der autochthonen Be-

völkerung als auch der Personen jugoslawischer oder türkischer Herkunft der Verbleib als befristet 

gedacht. Somit stand ein Aufenthalt in Österreich im Pensionsalter vorerst gar nicht zur Debatte. 

Ab den 1990er Jahren veränderte sich die Situation allmählich. Wohl kehrte tatsächlich ein Teil der 

Arbeitsmigranten im höheren Alter in ihre Heimat zurück, ein Teil jedoch blieb aus familiären Grün-

den oder aber auch weil die Lebensbedingungen in der alten Heimat eine Rückkehr nicht als wün-

schenswert erscheinen ließen und auch die sozialen Kontakte abgerissen waren, in Wien. Auch 

längere Phasen von Altersarbeitslosigkeit erschwerten Rückwanderungspläne, da sie das Erreichen 

des angestrebten Sparziels in manchen Fällen verunmöglichten und die für eine Rückkehr häufig 

erforderlichen Investitionen in Form von Immobilienerwerb verhinderten. Nicht zuletzt stellte das 

hohe sozialstaatliche Niveau Österreichs natürlich auch ein wichtiges Motiv des Verbleibs dar. 

Auf Grund der zunächst kaum wahrgenommenen sozialpolitischen Bedeutung älterer Personen 

unter der Bevölkerung mit Migrationshintergrund hat sich die soziologische Altersforschung erst ab 

den späten 1990er Jahren mit den spezifischen Problemen alter Gastarbeiter beschäftigt und die 

Zahl einschlägiger Studien ist nach wie vor sehr überschaubar. Die Aussage des Soziologen Chris-

toph Reinprecht, dass im Projekt der Arbeitsmigration das Alter eine Art „Leerstelle“ ist, erhält so 

eine doppelte Bedeutung. Sie trifft nicht nur auf das Lebensgefühl mancher Migranten, sondern 

auch mit Bezug auf die Forschungslage zu. Dennoch lassen sich aus den bisher vorliegenden Stu-

dienergebnissen einige Spezifika sozialer Probleme alter Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter able-

sen, die erhebliche sozialpolitische Relevanz besitzen. 

Wie nicht anders zu erwarten, führte das Erreichen des Pensionsalters zu einer nochmaligen Über-

prüfung der Migrationsentscheidung. Einschlägige Befragungen im Rahmen der in Wien Ende der 

1990er Jahre durchgeführten Studie „Senior Plus“ haben ergeben, dass knapp jeder/e zweite Be-

fragte der ursprünglich dauerhaft bleiben wollte diese Entscheidung auch im Alter beibehielt, ein 

Drittel zurückkehren wollte, während der Rest unschlüssig war. Als „konsequent bleibeorientiert“ 

waren allerdings nur 16% der Befragten zu bezeichnen, als „konsequent rückkehrorientiert“ sogar 

nur 8% (Reinprecht 2006: 51). Für die Mehrheit älterer Gastarbeiter und Gastarbeiterinnen kenn-

zeichneten den Übergang in die Pension also multiple Unsicherheiten. Ungeachtet der geäußerten 

Pläne stellte die Rückkehr in das das Heimatland für Viele jedoch keine realistische Perspektive dar, 

wie beispielsweise eine Studie auf Basis einer Sekundäranalyse der ifes-Befragung „Leben in Wien 

II“ in Verbindung mit qualitativen Interviews mit älteren Migrantinnen aus dem ex-jugoslawischen 

Raum gezeigt hat. Auch für Formen des Pendelns fehlte es häufig an den ökonomischen Mitteln 

(Reinprecht 2007, 218 f.).  
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Nach dem Soziologen Reinprecht zogen jene, die sich entschieden hatten, langfristig zu bleiben, 

eher eine positive Bilanz. Insgesamt bewerteten im Rahmen der Senior Plus Studie 79% der befrag-

ten Migranten die Entscheidung nach Österreich zu kommen als richtig. Jedoch nur 27% erreichten 

die meisten der ursprünglichen Ziele, immerhin 26% hatten eher wenige bis keine Ziele erreicht. 

Immerhin 84% hatten das Gefühl den Lebensstandard verbessert zu haben, 72% unterstützten die 

Familie im Herkunftsland. 

Diese Ergebnisse aus Befragungen können allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass die öko-

nomische Situation der autochthonen älteren Bevölkerung im Durchschnitt ungleich besser als jene 

der Migrantinnen und Migranten war und ist. Schon allein die institutionellen Rahmenbedingungen 

der Gastarbeit erzwangen eine Tätigkeit in prekären Arbeitsverhältnissen. Das bedeutete für die 

Erwerbsverläufe hohe Volatilität, Unsicherheit und hohes Langzeit- und Altersarbeitslosigkeitsrisiko. 

Zudem sorgte die häufig überdurchschnittliche physische Beanspruchung unter Hilfsarbeiterinnen 

und -arbeitern ohnehin für eine ausgeprägtere gesundheitliche Gefährdung, die gerade in den Jah-

ren vor Pensionsantritt besonders häufig eine Weiterführung der bisherigen Berufstätigkeit er-

schwerte. Entsprechend gering waren und sind die Pensionsansprüche. Nach der Studie Senior 

Plus erhielten 38% der befragten Migrantinnen und Migranten, aber nur 12% der Autochthonen eine 

vorzeitige Alterspension wegen verminderter Arbeitsfähigkeit (Reinprecht 2006, 61). Eine Studie aus 

2003/04 erbrachte einen Anteil von 80% der Arbeitsmigranten die über keine normale Arbeitspensi-

on verfügten (Reinprecht 2007, 214). Die Armutsgefährdung bei den Ex-Jugoslawen war nach einer 

Untersuchung aus dem Jahr 2006 dreimal, bei Türken achtmal so hoch als bei den älteren Einhei-

mischen (Unterwurzacher 2006: 96). Die Befragung „Leben in Wien II“ ergab einen Anteil von 60% 

der über 50Jährigen aus der Türkei und 37% aus Ex-Jugoslawien, die ihr Haushaltseinkommen als 

zu niedrig empfanden. Immerhin 18% bzw. 15% konnten sich bei Bedarf keine neue Kleidung leis-

ten, 14% bzw. 11% die Rezeptgebühr nicht bezahlen (Reinprecht/Unterwurzacher 2006). Aus der 

ökonomischen resultierten und resultieren weitere Unsicherheiten. So fühlten sich 46% der über 

50jährigen ArbeitsmigrantInnen psychosozial belastet, im Unterschied zu 26% der autochthonen 

Vergleichsgruppe. Besonders hoch ist das Belastungsgefühl bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern mit häufigen Phasen der Arbeitslosigkeit (Reinprecht 2006, 58). 

Die aus der Heimat mitgenommenen Familientraditionen führen bei älteren Zuwanderern zu einer 

starken Bindung an die Kinder. Eine höhere Anzahl von Kindern wird mit Lebensqualität im Alter in 

enge Verbindung gesetzt, während gesundheitsspezifische Faktoren erst danach gereiht werden. 

Unter den Einheimischen spielt hingegen auch der soziale Status im Alter für das Wohlbefinden eine 

wichtige Rolle (Reinprecht 2006, 85 f.). Zudem sind hedonistische Ziele unter den Autochthonen 

präsenter. Darin spiegelt sich natürlich auch die ökonomische Ungleichheit im Vergleich beider Teil-

populationen. 

Entgegen anders lautenden Vermutungen unterscheiden sich die Lebenserwartungen von Einheimi-

schen und Migrantinnen und Migranten nicht gravierend. Bei in Österreich geborenen österreichi-

schen Staatsangehörigen lag im Jahr 2011 die Lebenserwartung bei der Geburt bei 78,0 Jahren für 

Männer und 83,4 Jahren für Frauen. Bei Personen ausländischer Herkunft war die Lebenserwartung 

mit 78,9 Jahren für Männer geringfügig höher, für Frauen mit 83,3 Jahren etwa gleich hoch. Die 

Lebenserwartung bei Männern türkischer Herkunft lag mit 79,4 Jahren über dem Vergleichswert 

österreichischer Männer. Bei Frauen türkischer Herkunft fiel die Differenz zu den österreichischen 

Frauen mit 2,2 Jahren noch etwas größer aus. Die Sterblichkeit von Personen ausländischer Her-

kunft ist derzeit bis etwa zum 55. Lebensjahr deutlich niedriger als bei der einheimischen Bevölke-

rung. Erst in der Altersstufe ab 65 Jahren sind die Sterberaten der Frauen ausländischer Herkunft 

etwas höher. Das Problem einer „ageing society“ mit dem die autochthone Bevölkerung in Wien seit 

den 1960er und 1970er Jahren konfrontiert war, macht sich daher langsam auch unter den Migran-

ten bemerkbar, wenn auch in absoluten Zahlen laut Registerzählung von 2011 erst rund 15.000 in 
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Ex-Jugoslawien geborene Personen der Wiener Wohnbevölkerung 65 Jahre und älter sind und le-

diglich etwa 3.000 in der Türkei Geborene. Das entsprach 10% der Ex-Jugoslawischen und 5% der 

türkischen Geburtsbevölkerung. Die demographischen Prognosen weisen aber auf eine stetig stei-

gende Zahl von Personen dieser Altersgruppen unter den Gastarbeitern hin.  

Eine sozial- und gesundheitspolitisch zunehmend Bedeutung gewinnende Aufgabe ist die interkultu-

reller Altenpflege, ein Thema dem bisher relativ wenig Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Das 

kommt nicht von ungefähr. Zum einen ist es, zumindest was die Migrantengruppe der Gastarbeiter 

anlangt, ein temporäres Problem. Bei der zweiten und dritten bereits in Österreich aufgewachsenen 

Generation ist mit jedenfalls wesentlich geringeren diesbezüglichen Herausforderungen zu rechnen, 

da sprachliche Probleme kein großes Kriterium darstellen. Zum anderen beschränkte sich die Not-

wendigkeit eines migrantengerechten Umgangs in den letzten Jahrzehnten primär auf den Akutbe-

reich in Spitälern, noch kaum auf die dauerhafte Anstaltsbetreuung oder die Pflege zu Hause, denn 

türkische und zum Teil auch ex-jugoslawische Migranten stützen sich im höheren Alter bei Krank-

heit, Pflege und Alltagsbewältigung fast ausschließlich auf Ehepartner und Familie. Das führt zum 

Teil zu einer enormen Belastung für die Angehörigen und verstärkt die Bindung an die Herkunftskul-

tur. Die Abhängigkeit von der Familie wird von den Betroffenen jedoch durchaus häufig als bedrü-

ckend empfunden, aber Alternativen kaum wahrgenommen. Nach der Studie „Integrationsservice 

von und für ältere MigrantInnen“ aus dem Jahr 2005 nahmen nur 6% der Befragten einen sozialen 

Dienst in Anspruch. Das hat nicht nur mit der Mentalität zu tun sondern hat auch sprachliche Grün-

de. Der Bedarf an muttersprachlichen Informations-, Beratungs- und Betreuungsangeboten ist ganz 

erheblich. Nach der Studie würden 47% im Bedarfsfall muttersprachliche Beratung, Betreuung 

und/oder Pflege benötigen, 73% sehen die Bereitstellung muttersprachlicher Beratungsstellen als 

wichtig an, 68% muttersprachliches Informationsmaterial (Reinprecht 2007, 219 f.). 

In der Literatur finden sich zahlreiche Hinweise darauf, dass für die Akzeptanz von sozialen Diens-

ten und Versorgungsangeboten herkunftsbedingte Einflussfaktoren eine große Rolle spielen. So 

bilden stationäre Einrichtungen für Migrantinnen und Migranten aus der Türkei in weit geringerem 

Ausmaß eine Option wie für die anderer Migrantengruppen. Auch die Analyse der Wohnbedürfnisse 

bestätigt das. Das liegt nicht unbedingt an der Akzeptanz von Einrichtungen der Altenpflege an sich. 

Als entscheidender Punkt erweist sich vielmehr, inwieweit eine Wohn- und Pflegeeinrichtung auch 

den kulturellen Bedürfnissen der Älteren entgegen kommt. Die Ablehnung österreichischer Alten-

heime ist bei älteren Menschen türkischer Herkunft, wie eine Befragung zeigt, besonders groß auch 

und nicht zuletzt durch das Fehlen kultursensibler Angebote begründet. Die Körperpflege, das Es-

sen und die Sprache erweisen sich als besonders kritische Punkte. Aber selbst unter dieser Gruppe 

besteht nur eine Minderheit darauf, im Alter in der Familie gepflegt zu werden und lehnt jede Art von 

Altenheim ab. Der Wunsch nach muslimischen/türkischen Altenheimen ist nicht zuletzt darum so 

ausgeprägt, weil diese Form der Gemeinschaft Sicherheit vermittelt (Altintop 2010). 

 

 

4. DIE ZWEITE (UND DRITTE) GENERATION 

Die Kinder der in der ersten Phase der Gastarbeiterwanderung Zugezogenen kamen in den 1970er 

und 1980er Jahren nach Wien oder wurden zum Teil schon in Wien geboren. Viele von ihnen litten 

unter einem doppelten Handicap. Zum einen kamen sie aus bildungsfernen Familien denen das 

Verständnis und auch die Kenntnisse fehlten, um ihren Bildungsweg in der neuen Umwelt adäquat 
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zu unterstützen. Zum anderen trafen sie auf ein Bildungssystem, welches auf nichtdeutschsprachige 

Schülerinnen und Schüler – sieht man einmal von westlichen Eliten ab – weitgehend unvorbereitet 

war. Der Nachzug von Kindern und das Versagen des Bildungssystems beim Umgang mit den spe-

zifischen Problemen der in Österreich geborenen zweiten Migrantengeneration haben vor allem in 

den 1980er und 1990er Jahren dafür gesorgt, dass der Anteil der Pflichtschulabgänger in Wien im 

Vergleich zum übrigen Österreich kaum abnahm. Mit eine Rolle spielte auch die Verstärkung von 

Segregation die zu sehr hoher Konzentration von Kindern jugoslawischer und türkischer Eltern in 

einzelnen Schulen und Stadtteilen beitrug. Daher war der Bildungsstand der zweiten Generation im 

Durchschnitt selbst nach der Jahrtausendwende nicht wesentlich höher als jener der ersten (Biffl 

2007, 18). 
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Migrantinnen und Migranten der ersten Generation hatten bei ihrer Ankunft eine Persönlichkeit, die 

schon in der Heimat geschwächt, durch soziale Not und Armut labilisiert und durch bestimmte ihren 

Unterschichtbedingungen entsprechende sprachliche, kulturelle, religiöse, wirtschaftliche und politi-

sche Elemente und Mängel geprägt sind.
106

 Die Übernahme der sprachlichen, kulturellen, wirtschaft-

lichen und politischen Elemente der untersten Schichten der Aufnahmegesellschaft
107

, wurde durch 

das ausgrenzende und ablehnende Verhalten (neuerdings Anti-Muslimismus und Anti-Türkismus als 

Spezialformen) der genannten Schichten enorm erschwert (Vgl. dazu Bunzl/Hafez 2009). Grafisch 

lässt sich deren Situation so darstellen (Pflegerl 2013): 

 

Für einen nicht unerheblichen Teil der zweiten und dritten Generation stellt sich daher ebenso ein 

massives Identitätsproblem, wenn auch in einer komplexeren Form. 

                                                      

106
 In der folgenden Grafik als „lila“-Zone bezeichnet. 

107
 In der folgenden Grafik als „orange“-Zone bezeichnet. 
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Das Leben der zweiten Generation wird von den Betroffenen daher selbst, wie auch in Studien häu-

fig und treffend als hybrides „Zwischenleben“, als Leben in zwei Welten erlebt und beschrieben (Mit-

terauer 2002). Durch das Umfeld in der Schule, während der Berufsausbildung und bei der Freizeit-

gestaltung entsteht eine Distanz zu familiär tradierten Wertesystemen. „Beide Wertesysteme üben 

einen Druck aus, sich anzupassen. Anpassung an die eine Seite führt aber unweigerlich zu mehr 

Entfremdung auf der anderen Seite. Mehr Integration in Österreich bedeutet also mehr Diskrepanz 

zu den Eltern. Diese „Lose-Lose“-Situation führt bei den Jugendlichen zu einem inneren Konflikt" 

(Hilde Weiss). Allerdings bietet das „Zwischenleben“ auch Chancen. Die Kenntnis zweier Kulturen, 

die Notwendigkeit sich keinem der beiden Wertesysteme vollständig zu unterwerfen, erhöht die Fle-

xibilität, die Adaptionsfähigkeit in beruflichen und privaten Wechsellagen. 

Die Persönlichkeitsprofile der zweiten und dritten Generation der Migranten-Gruppen sind durch 

Module beider Sozialsysteme bestimmt (Bindestrich-Identität, Mehrfachidentität, Doppelidentität, 

Hybridität), wobei allerdings nur selten ein ausgewogenes Gleichgewicht der beiden Bezugssyste-

me möglich ist. Seit „9/11“ haben zusätzlich religiös unterlegte, aggressive Ausgrenzungsmecha-

nismen bei Teilgruppen zu einer Verstärkung muslimischer Herkunftssysteme geführt, die nun-

mehr von der Mehrheitsgesellschaft als Integrations-Unwilligkeit und befremdliche Flucht in Paral-

lelwelten angeprangert werden.  

Sozialen Netzwerken kommt in dieser Situation große Bedeutung zu. Soziale Netzwerke bilden ei-

nen zentralen Aspekt sozialer Integration. Kontakte gelten als wichtige Ressource, als „soziales 

Kapital“ (Pierre Bourdieu). Ausschließlich innerethnische Beziehungen vertiefen zwar insgesamt 

soziale Ungleichheit, doch können sie andererseits psychisch aber auch ökonomisch in bestimmten 

kritischen Situationen äußerst hilfreich sein. Angehörige der zweiten Generation sind daher häufig 
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auf innerethnische Unterstützungen angewiesen. Im Besonderen gilt das etwa bei der Lehrstellen-

suche (Rosenberger/Sauer 2009). 

Die Gründe für die Dominanz innerethnischer Beziehungen sind vielfältig. Von den Diskriminierun-

gen erweist sich die durch Segregation geförderte Isolation bei Ex-jugoslawischen Jugendlichen, 

kaum jedoch diskriminierende Erfahrungen in der Schule, Nachbarschaft oder Öffentlichkeit als 

wichtiger Einflussfaktor (Weiss/Strodl 2007, 109 f.). Bei muslimischen Jugendlichen stehen hinge-

gen religiös und kulturell bedingte Abweichungen von den Konsum- und Freizeitgewohnheiten der 

Autochthonen im Vordergrund. Die Kontaktabwehr verstärkt sich mit zunehmenden Alter bei jenem 

Teil der Jugendlichen, die aus einem stark religiös-ethisch orientierten Elternhaus stammen. Inner-

familiäre Spannungen treten in Familien mit Migrationshintergrund signifikant häufiger auf als unter 

jenen der autochthonen Bevölkerung. Diese Spannungen resultieren aber nicht nur aus Verboten 

interethnischer Kontakte sondern auch aus dem von den Eltern ausgeübten Aufstiegsdruck und 

einer von erster und zweiten Generation getragenen zwiespältigen Haltung zur Mehrheitsgesell-

schaft (Weiss/Strodl 2007, 97 f.). 

Von den Jugendlichen der zweiten Generation fühlen sich rund 40% sehr oder eher traditionell er-

zogen. Dabei bestehen aber signifikante Unterschiede nach dem Herkunftsland der Eltern. 58% der 

Jugendlichen türkischer Herkunft findet die Erziehung traditionell, jedoch nur rund 30% der Jugend-

lichen anderer Migrantengruppen (Gapp 2007, 152). Verstärkend wirkt bei beiden großen Her-

kunftsgruppen wenn die Rückkehrorientierung der Eltern besonders ausgeprägt ist. Diese bildet eine 

wichtige Ursache für die Entwicklung einer zwiespältigen sozialen Identität der Jugendlichen. Bei 

einer Mehrheit der türkischstämmigen Jugendlichen tritt aber noch hinzu, dass sie die traditionellen 

Werthaltungen ihrer Eltern auch internalisiert haben. Mit zunehmendem Alter nehmen die daraus 

resultierenden Spannungen allerdings ab (Gapp 2007, 147 f.). 

Eine Folgewirkung einer solchen Erziehung ist die Tradierung von Geschlechterrollen aus der Her-

kunftsgesellschaft der Eltern – allerdings in einer brüchigen, widersprüchlichen Form. So wird von 

Schülerinnen mit Migrationshintergrund einerseits zunehmend das „halbe/halbe“-Modell im Haushalt 

eingefordert, jedoch gleichzeitig das „male breadwinner“-Modell bevorzugt und eine längere Karenz-

zeit im Fall der Geburt eines Kindes angestrebt (Rosenberger/Sauer 2009). Das drei bis fünf Jahre 

niedrigere Durchschnittsalter bei der Erstgeburt bei ex-jugoslawischen und türkischen Migrantinnen 

deutet darauf hin, dass in der Realität biografische Opportunitätskosten nach wie vor niedriger be-

wertet werden als bei Gleichaltrigen ohne Migrationshintergrund. Das hat allerdings auch mit den 

nach wie vor bescheidenen Maturanten- und Akademikerquoten zu tun. 

Eine entscheidende Veränderung ist in den Generationenbeziehungen insofern zu beobachten, als 

sich die Aufstiegsorientierung der Elterngeneration erheblich verstärkt zu haben scheint, was von 

den Jugendlichen auch als besondere Belastung empfunden wird. Dazu treten eigene Bildungsziele. 

Wie eine allerdings nicht repräsentative Panel-Befragung unter 92 Jugendlichen der zweiten Gene-

ration im Zeitraum 2007/2009 gezeigt hat, sind die angestrebten Bildungsabschlüsse durchaus am-

bitioniert. Dieser Befund erklärt sich nicht nur aus der unterschiedlichen Sozialisationsbiografie der 

ersten und zweiten Generation – ländliches (Ex-)Jugoslawien, Türkei versus großstädtisches Wien – 

sondern nicht zuletzt aus den höheren, manchmal überhöhten Aufstiegserwartungen, die von der 

ersten an die zweiten Generation herangetragen werden. Nach der erwähnten Paneluntersuchung 

brachen etwa der Hälfte der befragten Schülerinnen und Schüler ihre Bildungskarriere ab. Das be-

traf sowohl Schülerinnen und Schüler der Kooperativen Mittelschule als auch der Handelsakademie. 

Matura und Studium blieben für diese Gruppe letztlich unrealistische Bildungsziele. Da lag nicht an 

der fehlenden Wertschätzung von Bildung durch die Eltern, wohl aber an den beschränkten Mög-

lichkeiten der Eltern, konkrete Hilfe für den Lernerfolg geben zu können. Zu betonen ist allerdings, 

dass die in dieser Studie befragten Jugendlichen nicht zu den „Problemkindern“ aus dem migranti-
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schen Milieu zählen, die Ergebnisse also einen gewissen Bias aufweisen (Rosenberger/Sauer 

2009). 

Das wird indirekt durch die mehrfach erwähnte Befragung von AK-Mitgliedern mit Migrationshinter-

grund bestätigt. Nach den Ergebnissen dieser Studie waren von den Befragten der ersten Generati-

on 64% in Hilfs- oder angelernten Tätigkeiten beschäftigt, von den Befragten der zweiten Generation 

47%. Ein weiteres Drittel der zweiten Generation war der Facharbeiterschicht zuzuordnen (Riesen-

felder/Schelepa/Wetzel 2011, 14). Der Aufstieg der zweiten Generation verläuft demnach einiger-

maßen schaumgebremst. Das scheint nicht nur an den mangelnden Unterstützungsmöglichkeiten 

der Eltern zu liegen. In Summe ist die ethnische Bindung der zweiten Generation zwar bedeutend 

schwächer als jene der ersten Generation und die Integrationsbereitschaft hoch, nicht jedoch die 

Bereitschaft zur Assimilation. Das äußert sich etwa in der Ablehnung interethnischer Heiraten. Die 

Abgrenzungskräfte der Mehrheitsgesellschaft, insbesondere der beiden angrenzenden Schichten 

der autochtonen Fach- und Hilfsarbeiter sind ein weiteres Hindernis des Aufstiegs. 

 

 

5. FAZIT 

Die kurzfristigen positiven Wirkungen der Gastarbeiterwanderung für den Wirtschaftsstandort Wien 

sind offenkundig. Zum einen gelang es dank dieser Wanderungsbewegung das hohe 

Wachstumsniveau der Wirtschaftswunderjahre so entscheidend zu verlängern, dass die Folgen der 

folgenden Rezession sich in bescheidenen Grenzen hielten, zum anderen erlaubte die 

Zuwanderungswelle von 1989-1991 die volle Ausnützung der deutschen 

Wiedervereinigungskonjunktur mit dem regionalökonomischen Effekt einer erheblichen 

innerösterreichischen Wachstumsverlagerung in die Ostregion. Arbeitsmarktpolitische Alternativen 

bestanden in beiden Fällen kaum oder wären jedenfalls kurzfristig kaum umsetzbar gewesen. Die 

mittelfristigen Folgen sind unzweifelhaft ambivalent zu beurteilen und vielschichtig. Während die 

Versorgung älterer und alter Angehörige der ersten Generation mit Bezug auf kultursensible 

Betreuungsangebote zukünftig mit überschaubarem Aufwand verbessert werden kann und auf ein 

entwickeltes Sozial- und Gesundheitssystem aufbaut, erweisen sich die Probleme im 

Bildungsbereich als hartnäckiger. Bei allen Versäumnissen die in diesem Bereich in der 

Vergangenheit passiert sind, ist darauf hinzuweisen, dass auch bei der autochthonen Bevölkerung 

bis in die Gegenwart der Bildungsstand der Eltern ein entscheidendes Diskriminierungskriterium 

darstellt. Die Bildungsferne der ersten Generation wird offensichtlich nur bedingt durch den 

gestiegenen Leistungsdruck der Eltern kompensiert. Das Wachsen ethnischer Ökonomien kann 

allerdings manche diesbezüglichen Defizite bis zu einem gewissen Grad abschwächen. Vor allem 

unter Angehörigen der zweiten Generation mit türkischem Migrationshintergrund sind nicht nur bei 

der relativ kleinen Schicht der Re-Ethnisierten, sondern bei einer Mehrheit erhebliche Defizite im 

Bereich des sozialen und kulturellen Kapitals (Pierre Bourdieu) festzustellen. Da die 

Mehrheitsgesellschaft als säkularisiert zu bezeichnen ist, wird sich dieser Mangel letztlich nur durch 

einen Säkularisierungsprozess in der türkisch-muslimischen Migrantengruppe vermindern lassen, 

für den es erst vorsichtige Anzeichen gibt. Nach einer rezenten ifes-Befragung unter 1000 Muslimen 

nimmt der Anteil der sich selbst als religiös bezeichnenden von 73% der Männer und 87% der 

Frauen der ersten Generation auf 57% bzw. 62% ab, ist aber vergleichsweise noch immer fast 

doppelt so hoch als unter Nicht-Muslimen (Die Presse, 23.4.2013). 
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Zu beachten ist allerdings, dass es sich gesellschaftspolitisch oft nur vordergründig um einen 

religiösen Konflikt zwischen „Einheimischen“ und Migrantengruppen handelt der in seinem Kern ein 

Konflikt einer individualisierten und selbstbestimmten Lebensweise versus einer Lebensweise, die 

sehr viel stärker auf Familie und kollektiven Traditionen basiert, ist. Dieser Umstand wurde bei der 

Behandlung der spezifischen Probleme alter muslimischer türkischer Gastarbeiter besonders 

deutlich. 

Für die traditionell muslimisch geprägte Bevölkerung der ersten und zweiten Generation ist es daher 

wichtig möglichst eine große Palette zielgruppengerechte Hilfestellungen anzubieten. Gleichzeitig ist 

es erforderlich, in aller Offenheit festzuhalten, dass gewisse Rahmenbedingungen in Österreich 

unverrückbar sind. Dies sind vor allem die Grundwerte einer rechtsstaatlichen und demokratischen 

Rechtsordnung und insbesondere die Grund- und Menschenrechte, die Rolle von Mann und Frau, 

der Zugang zu Bildung und Meinungsfreiheit. Bei diesen Überlegungen ist auch die 

Wechselseitigkeit von Integrationsprozessen in Betracht zu ziehen. 

Soziodynamisch ist allerdings festzuhalten, dass die 40 Jahre Gastarbeitertradition Spuren 

hinterlassen haben, die sich nicht von heute auf morgen verwischen lassen.  

Jede Art von "Integrations"-Politik ist daher auch in Zukunft gut beraten davon auszugehen, dass es 

sich vor allem um ein politisches und soziales Schicht-Problem handelt, bei dem es das Verhältnis 

zwischen den neuen Migranten-Unterschichten und den beiden darüber befindlichen "heimischen" 

Unterschichten zu entspannen gilt. 
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Tabelle 2: Wiener Wohnbevölkerung nach Bezirken und Geburtsland 

2012 1) 

 

       Bezirk Österreich Nicht-Österreich Ex-Jugoslawien 2) Türkei Gesamt Anteil "Gastarbeiter" 

1 11.061 5.207 685 114 16.268 4,9 

2 60.868 35.998 9.648 3.986 96.866 14,1 

3 57.021 28.487 6.828 2.338 85.508 10,7 

4 20.224 10.765 1.871 583 30.989 7,9 

5 32.168 20.903 5.989 2.395 53.071 15,8 

6 20.203 9.914 1.968 640 30.117 8,7 

7 20.555 9.754 2.117 606 30.309 9,0 

8 16.484 7.446 1.283 357 23.930 6,9 

9 26.578 13.390 2.789 636 39.968 8,6 

10 116.001 66.594 22.294 12.921 182.595 19,3 

11 64.404 27.870 8.842 4.882 92.274 14,9 

12 58.293 31.323 10.230 4.694 89.616 16,7 

13 40.320 10.511 1.771 449 50.831 4,4 

14 63.093 23.155 7.397 2.239 86.248 11,2 

15 41.384 32.143 11.923 4.308 73.527 22,1 

16 60.890 36.675 13.911 5.907 97.565 20,3 

17 35.006 18.483 6.721 1.836 53.489 16,0 

18 33.876 14.286 3.265 849 48.162 8,5 

19 50.226 18.666 2.996 1.180 68.892 6,1 

20 50.407 33.570 10.338 6.215 83.977 19,7 

21 111.718 34.798 8.873 4.148 146.516 8,9 

22 127.682 37.583 7.725 3.374 165.265 6,7 

23 76.023 19.240 5.046 2.038 95.263 7,4 

Wien 1.194.485 546.761 154.510 66.695 1.741.246 12,7 

       1) Stand 31.12.2012. - 2) Ohne Slowenien. 

   Quelle: Statistik Austria, POPREG, Berechnung Magistrat der Stadt Wien, MA 23 - Wirtschaft, Arbeit und 

Statistik 
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KURT PUCHINGER:
108

 

DIE AGGLOMERATION WIEN: ENTWICKLUNG, 

CHANCEN UND RISIKEN 

1. DAS MANAGEMENT EINER STÄDTISCHEN 

AGGLOMERATION IST EINE GROßE 

POLITISCHE UND WENIGER EINE 

PLANERISCHE HERAUSFORDERUNG 

„Eine Agglomeration ist nach Definition der Vereinten Nationen (UNO) von 1998 eine Kernstadt 

samt ihrem suburbanen Umland oder dem zumindest dicht besiedelten Umlandgebiet, das außer-

halb der Stadtgrenzen liegt, aber direkt an sie angrenzt. Die Agglomeration entspricht also der 

„Stadt“ im rein geographischen Sinne, ohne Berücksichtigung von administrativen Grenzen.“ 

(Wikipedia) 

In der Wiener Situation handelt es sich bei diesen unberücksichtigten Grenzen nicht nur um Verwal-

tungsgrenzen, sondern insbesondere auch um politische Grenzen dreier Bundesländer, die bislang 

für die Entwicklung einer expliziten und gemeinsamen Standortpolitik in Richtung auf die Etablierung 

einer Wiener Metropolenregion  nicht sehr hilfreich waren. Eigentlich handelt es sich objektiv bei der 

Entwicklung des Standorts Wien nicht nur um ein Thema dreier Bundesländer, sondern um ein ös-

terreichisches Thema, weil dieser Standort eben die einzige Metropole des Landes ist und noch 

dazu in einer einzigartigen Lage zur Nachbarhauptstadt Bratislava und in einer einzigartigen Lage 

innerhalb Zentraleuropas und der Donauregion. Obwohl diese Chancen die letzten hundert Jahre 

seit dem Anfang vom Ende der Monarchie politisch nicht wahrgenommen wurden, heißt das nicht, 

dass sie nicht nach wie vor bestehen und politisch wahrgenommen werden könnten. Die Stadt Wien 

war sich ihrer Verantwortung für die Entwicklung einer solchen Metropolenregion immer bewusst, 

hat zahllose regionalpolitische Maßnahmen und Projekte initiiert und unterstützt, aber der nachhalti-

ge Erfolg ist ihr bislang versagt geblieben. In der offenen Diskussion um den neuen Stadtentwick-

lungsplan versuchte nunmehr die Wiener SPÖ einen neuerlichen Vorstoß in diese Richtung: 

„Der neue STEP muss Aussagen treffen, wie die Entwicklung der gesamten Agglomeration Wien 

(also der Stadt und ihres Umlandes) mit ihren schon heute 2,5 Millionen EinwohnerInnen erfolgen 

soll. Das ist ein Prozess, der nicht nur in Abstimmung mit Niederösterreich und dem Burgenland 

(etwa in der Planungsgemeinschaft Ost), sondern auch mit den umgebenden Städten und Gemein-

den erfolgen muss. Hier müssen neue stadtregionale Strukturen und Instrumente entwickelt werden 
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und gemeinsam (durch eine Gebietsreform, durch einen neuen Finanzausgleich, vielleicht bis hin zu 

einem Regionalparlament) Perspektiven für Betriebe, für die Verkehrsinfrastruktur oder für die Be-

siedelung erarbeitet werden. Gelingt das nicht, dann könnten die politisch-administrativen Grenzen 

die künftige Entwicklung Wiens einschränken und Wien im internationalen Städtewettbewerb verlie-

ren.“ 

Möge dieser Initiative Erfolg beschieden sein, markiert doch die Umsetzung ihrer Inhalte den Unter-

schied zwischen optimaler und suboptimaler Chancenauswertung. Die Chancen und auch die Risi-

ken am Standort bleiben nicht immer gleich, sie verändern sich insbesondere beeinflusst von der 

Wirkung längerfristiger europäischer und globaler Trends. Diese Trends und auch ihre Wirkungen im 

Interesse eines politischen Zielsystems zu beeinflussen ist die zentrale Aufgabe einer regionalen 

Entwicklungspolitik. 

 

 

2. DIE WESENTLICHEN AM STANDORT WIEN 

WIRKSAM WERDENDEN TRENDS 

Interessant sind vor allem diejenigen Trends, also diejenigen „großen Veränderungsprozesse“,  die 

ihre Wurzeln in der globalen Ökonomie haben. Vor dem Hintergrund der „Globalisierung“ und immer 

stärkeren Vernetzung einiger Teile der globalen Gesellschaften bei gleichzeitigem sozial bedingtem 

Ausschluss von großen anderen Teilen dieser Gesellschaften denke ich, dass es wert ist, bezüglich 

des Metropolenstandorts Wien, drei Themen im Auge zu behalten: 

 

2.1 Europäische Integration und ihre Gefährdung durch wieder 

auflebende, oft radikale Nationalismen 

Die gesamte stadtwirtschaftlich positive Entwicklung des Standorts Wien in den letzten mehr als 10 

Jahren war ganz eng mit dem europäischen Projekt verknüpft und mit den verbesserten Chancen, 

die sich aus der Osterweiterung der Union und der Entwicklung der europäischen Beziehungen zu 

den Balkanländern ergeben haben. Die traditionellen Beziehungen der Stadt Wien in diesen Raum 

haben dadurch einen neuen Auftrieb erhalten und den vielfältigen wirtschaftlichen Aktivitäten stark 

geholfen. Dieses Umfeld hat einen wesentlichen Einfluss darauf gehabt, dass Wien seine sozialen 

Standards und Qualitäten nicht nur halten, sondern auch ausbauen und festigen konnte. Wien als 

Stadt mit der höchsten Lebensqualität hat die dafür notwendigen Ressourcen und Handlungsspiel-

räume zu einem wesentlichen Teil diesen Umfeldbedingungen zu verdanken. 

 In der letzten Dekade wuchs die Wiener  Wirtschaft durchschnittlich fast doppelt so stark wie die 

Wirtschaft Österreichs. Der Träger des Wachstums ist vor allem die Dienstleistungsbranche, die ca. 83 

Prozent zur Bruttowertschöpfung der Stadt Wien beiträgt und in der ca. 82 Prozent der Wiener Beschäf-

tigten Arbeit finden (Statistik Austria 2010). Die bedeutendsten, in der Stadt vertretenen Branchen  sind 

der Handel, mit einem Anteil von knapp 20 Prozent an allen Beschäftigten, gefolgt vom Verkehr (13,5 

Prozent) und dem verarbeitenden Gewerbe (9,8 Prozent). 
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Die jüngsten Entwicklungen in der Region, die durchaus schleppende Akzeptanz europäischer Wer-

te in Rumänien und Bulgarien z.B. und der Sonderfall Ungarn wiederholen in beunruhigender Weise 

eine Wende zum Nationalismus, die von etlichen, auch wichtigen europäischen Staaten, allen voran 

Deutschland und in dessen Sog fast natürlich auch Österreich, insbesondere von seiner Finanzmi-

nisterin, vorgelebt wurde und wird. Die Ratsentscheidungen sind immer weniger nach vorne gerich-

tete europäische Entscheidungen und ermöglichen dadurch Regierungen wie in Ungarn neuerlich 

abstruse Blut- und Bodenphantasien als politische Orientierung zu propagieren und vor diesem Hin-

tergrund gleichzeitig wesentliche Errungenschaften des Binnenmarktes außer Kraft zu setzen, wie 

z.B. in Form des Anlegeverbots im Zentrum Budapest für Passagierschiffe unter nicht-ungarischer 

Flagge. Das Beispiel mag eine Kleinigkeit betreffen, steht aber für den Beginn einer Reihe pragmati-

scher Maßnahmen, die sich mittelfristig absolut negativ auf den Standort Österreich und Wien aus-

wirken können. Wien wird unter  diesen sich wandelnden  Vorzeichen  mehr  denn  je  auf politische 

Freunde  und  wirtschaftliche  Netzwerke  angewiesen sein, um sich wirkungsvoll positionieren zu können. 

Die bestehende Vielfalt an institutionellen  Verflechtungen der Stadt Wien in den mittel- und osteuropäi-

schen Raum und deren zunehmende Verknüpfung mit wirtschaftlichen Interessen bieten diesbezüglich 

eine gute Grundlage. 

In diesem Zusammenhang kommt der Donauraumstrategie, als regionalpolitischem Programm eine 

besondere Bedeutung zu, insbesondere weil sich hier für die Stadt Wien ein (völlig untypisches) 

langfristiges, europapolitisches Handlungsfeld ergeben hat. Die Stadt Wien könnte hier eine politi-

sche Führungsrolle übernehmen, eine Rolle, die gute Chancen hat in der Region auch anerkannt 

und akzeptiert zu werden. Wien als „heimliche Hauptstadt“ der Donauregion ließe sich auch gut mit 

der Wiener Bevölkerung kommunizieren. 

 

2.2 Bevölkerungswachstum, Demographie und der wachsende 

Widerspruch zwischen der funktionellen Region und den 

administrativen Grenzen 

Das Bevölkerungswachstum in der Wiener Agglomeration ist als stabiler Trend anzuerkennen, so-

lange sich auch das Europäische Umfeld von der Tendenz her gut entwickelt. Mit diesem Wachstum 

verstärkt sich jedenfalls der Sachverhalt einer „funktionellen Stadtregion“ deren gesellschaftliche 

Integration aber deutlich durch politisch-administrative Grenzen behindert wird. 

Aktuelle Definitionen und Abgrenzungen von Stadtregionen basieren im Wesentlichen einerseits auf 

raumstrukturellen Merkmalen, wie beispielsweise der Bevölkerungs- und Bebauungsdichte und an-

dererseits auf der Intensität und dem Ausmaß der Beziehungen und Verflechtungen zwischen Kern-

städten, den Subzentren und deren Umland (Pendlerströme, Versorgungs- und Freizeitwege). So 

ergibt sich die räumliche Abgrenzung einerseits durch Zusammenfassung eines möglichst homogen 

strukturierten Gebietes und andererseits durch die Einzugsbereiche der Städte bezogen auf die 

Arbeitskräfte und Konsumpendlerverflechtungen. (KDZ, Stadtregionen in Österreich, ff) 

Nachfolgende Abbildung zeigt die räumliche Ausdehnung der durch die Statistik Austria festgelegten 

Stadtregionen.  
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Abgrenzung der Stadtregionen 2001 durch die Statistik Austria 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: STATISTIK AUSTRIA: Großzählung 2001, erstellt am: 15.06.2010, 

http://www.statistik.at/web_de/klassifikationen/regionale_gliederungen/stadtregionen/index.html, [5.07.20129] 

In einer aktuellen Studie der Planungsgemeinschaft Ost (2012) wird die Metropolregion Wien als 

„Stadtregion+“ noch etwas weiter gefasst. Entsprechend der starken Pendlerverflechtungen und 

funktionalen Beziehungen mit der Kernstadt werden auch das gesamte Nordburgenland mit der 

Stadtregion Eisenstadt sowie die Stadt Wiener Neustadt und einige weitere Gemeinden in den Be-

zirken Baden und Tulln in den Planungsraum mit einbezogen. Insgesamt umfasst die Stadtregion+ 

neben 268 niederösterreichischen und burgenländischen Gemeinden die 23 Wiener Gemeindebe-

zirke und zählte im Jahr 2010 2,6 Mio. EinwohnerInnen. 

„Die komplexen Herausforderungen zur Steuerung der Entwicklung von Stadtregionen können durch 

die derzeitigen Strukturen und bestehenden Instrumente nicht bewältigt werden. Die integrative Be-

rücksichtigung der unterschiedlichen stadtregionalen AkteurInnen und Raumansprüche sowie die 

Überwindung von Verwaltungsgrenzen (z.B.: Ländergrenze Wien-Niederösterreich) und -ebenen 

(Bund, Länder, Städte und Gemeinden) erfordert die Entwicklung und den Einsatz neuer Strukturen 

zur Koordination und Steuerung. Stadtregionale Governance ist daher mehr als Kooperation: „Stadt-

regionale Governance bezeichnet Steuerungskonzepte, die verstärkt auf Kooperation und Verhand-

lung ausgerichtet sind, und in welchen es vor allem um eine zielgerichtete Kombination unterschied-

licher Steuerungsinstrumente (direkte, indirekte) sowie verschiedener Steuerungsmechanismen 

(Hierarchie, Netzwerke, Markt) geht.“ (KDZ,ebenda) 

Die strategische Frage, die mit keiner Definition von Agglomeration zu beantworten ist, aber einer 

dringenden Antwort bedarf, ist diejenige nach der politischen Legitimation und finanztechnisch-

administrativen Absicherung einer künftigen Agglomerationspolitik. Geschieht das über ein neues 

Regionalparlament, eine Gebietsreform einen neuen Finanzausgleich, oder was auch immer? Si-

cher ist dass die derzeitige Situation mit punktuellen sektoralen Übereinkommen zwischen den Bun-

desländern weder die Probleme lösen, noch die Chancen der Agglomeration in Richtung auf die 

Entwicklung einer echten, europäischen Metropolregion nutzen kann. 
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2.3 Der Markt entdeckt die Umwelt und die altersgerechte 

Lebensqualität für sich und sägt weiter an der Daseinsvorsorge 

Der Markt hat lange gebraucht bis er das Thema Umwelt entdeckt hat, insbesondere das der städti-

schen Umwelt. Die Konzerne der Energietechnologie waren es, die das „Smart City“ Thema so rich-

tig in Schwung gebracht haben, insbesondere die Fa Siemens mir ihrem „Smart Grid“ - Konzept. 

Das Umweltthema wird vermutlich eines der profitabelsten in den nächsten Jahrzehnten werden mit 

dem Bedarf an hohen Summen für Forschung und Entwicklung.  

Das Umweltthema hat eine sehr bedeutende Schnittstelle zum Thema der Daseinsvorsorge und zur 

Aufrechterhaltung von öffentlichen (kommunalen) Dienstleistungen im Interesse der Qualität und der 

sozialen Gerechtigkeit. Der Trend will von der „sozialen Frage“ nichts wissen, der Trend ist „grün“, 

weil die Umwelt schließlich „alle“ betrifft, und profitabel. Diesen Trend wird man nicht aufhalten kön-

nen, „grün“ ist aber nicht per se sozial. „Smart“ scheint als Trendwort längerfristig der „Nachhaltig-

keit“ den Rang abzulaufen. „Smart“ - als Begriff selbst unverständlich (elegant?) – scheint in sich die 

Orientierung der Wissensgesellschaft („Lissabon Ziele“) mit der Nachhaltigkeit zu verbinden und ist 

jedenfalls generationsübergreifend und verpflichtet nicht eine Generation an die nächste zu denken. 

Auch Senioren können smart sein und in energietechnisch intelligent gesteuerten Wohnungen le-

ben. „Elegant“, das ist der Begriff des privaten Sektors um wieder alle ins Boot zu holen und selbst 

diese kleine soziale Komponente, die in der Nachhaltigkeit noch verborgen war, nachhaltig ver-

schwinden zu lassen. Formulierte nicht kürzlich jemand öffentlich, man sollte doch den bettelnden 

Personen wenigstens ihre Würde lassen, etwa ihre Eleganz? 

Ich bin mir relativ sicher, dass „smart“ das Umweltthema vereinnahmen und ebenso versuchen wird 

die Herausforderungen der Wissensgesellschaft incl. der Humanwissenschaften in den Hintergrund 

zu drängen mit dem Ziel die öffentliche Daseinsvorsorge (Wasser, Abwasser, Müll, Verkehr, Ge-

sundheit, Kinderbetreuung etc.) als völlig „un-smart“, weil dem Markt entzogen, erscheinen zu las-

sen. 

Politisch wird angesichts dieses Trends zu klären sein, in welchem Ausmaß es die Öffentliche Hand 

für sozial verträglich erachtet sich an den Pilot-und Entwicklungskosten ( E-Mobility, Steuerungs-

systeme, Objekttechnologie, Haustechnik etc.) dieses smarten Trends zu beteiligen und unabhängig 

davon ist die soziale Frage sowohl europäisch als auch lokal zu stellen. 

Europa, Agglomeration und eine Smarte Umwelt scheinen die Überschriften zu sein unter denen 

sich die großen Veränderungen mit Einfluss auf den Standort Wien abzeichnen. Politische Strate-

gien sollten diese Einflüsse einkalkulieren und womöglich beim Nachdenken über Entwicklungsper-

spektiven diese zu ihrem Vorteil nutzen. 
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3. DIE LANGE PERSPEKTIVE FÜR DIE 

METROPOLREGION WIEN  

3.1 Standort in Europa, der Donauregion und CENTROPE 

Der Standort Wien ist nach internationalen und auch seitens der ÖROK anerkannten fachlichen 

Kriterien die einzige Metropolenregion in Österreich mit allen Prosperitätsmerkmalen, die eine sol-

che Region kennzeichnet. Tatsächlich ist sie das aber nur auf dem Papier, weil sie politisch-

administrativ empfindlich zersplittert ist und ihre Entwicklung nicht von einem einheitlichen politi-

schen Willen vorangetrieben wird. Durch diese internen Widersprüche und divergierenden Interes-

sen können die Stärken der Region nicht genutzt werden, solange diese inneren Widersprüche als 

bremsende Faktoren wirksam sind kann die Metropolenregion Wien ihre Position, die ihr theoretisch 

in Europa und im Donauraum zukommen könnte, nicht realisieren. Alle Erfahrungen und insbeson-

dere diejenigen aus dem CENTROPE Prozess belegen diese Einschätzung.  

Die wohl schwierigste mittelfristige politische Herausforderung besteht darin, diesen Zustand zu 

überwinden und Schritt für Schritt eine robuste und demokratisch legitimierte Governance – Struktur 

für diese Region aufzubauen. Die Chance der Europäischen Union liegt nach wie vor in der Über-

windung von nationalistischen Engstirnigkeiten, die Chance der Metropolenregion Wien in der 

Überwindung von bundesländerspezifischen Engstirnigkeiten sowie der diesbezüglichen regionalpo-

litischen Abstinenz des Bundes. Etliche Konzepte für einen solchen Weg liegen in den Schubladen 

einschlägiger Fachinstitute (KDZ, ÖIR, EUFW etc.). Entschließt man sich nicht diese „heiße Kartof-

fel“ anzufassen, läuft man Gefahr in der mittel- und osteuropäischen Städtekonkurrenz wirklich hin-

ten zu bleiben. Dass Bratislava bereits ein höheres BIP/Kopf hat als Wien sollte doch zu denken 

geben. Derzeit steht die Stadt Wien noch sehr gut da, insbesondere was sämtliche wesentlichen 

Prosperitätsmerkmale betrifft, die, wie bisher auch in Zukunft Beachtung verdienen. 

 

3.2 Wissensbasierte Entwicklung (Lissabon Strategie) 

In einer Vergleichsstudie Europäischer Metropolen des Österreichischen Instituts für Internationale 

Politik (oiip), im Auftrag der MA 27 wird festgestellt, dass sich die Vergleichsstädte in den ehemali-

gen kommunistischen Staaten als „Business Cities“ darstellen und dadurch ihre Vorteile bei Löhnen, 

Steuern und einer allgemeinen, wohlwollenden Einstellung gegenüber ausländischen Investoren 

vermarkten, im Gegensatz dazu aber der Trend bei München, Zürich und Barcelona immer mehr in 

die Richtung geht, sich als „Knowledge Cities“ zu vermarkten. Zürich bekennt sich dazu, dass ohne 

den Wissensstandort auch der Wirtschaftsstandort nicht möglich ist. Auch München lebt von der 

Dichte und Mischung der verschiedenen Branchen und Wissensstandorte. Ein Faktor, der laut Clus-

ter Theorie zu einer gegenseitigen Befruchtung und innovationsfördernden Dynamik führt. Jene 

Städte, die sich als Wissensstädte positioniert haben bekennen sich auch zum Prinzip der „offenen 

Stadt“. Einer Stadt, die sich auch zu Migration und Vielfältigkeit der Kulturen und Ethnien, sowie 

auch Lebensweisen bekennt. Damit folgen sie den Theorien von Richard Florida, der die drei „T’s“; 

Technologie, Toleranz und Talent als Voraussetzung für das Kommen oder Bleiben der „Creative 

Class“ sieht. Im Vergleich zu den übrigen Städten hat die Zukunftspositionierung Wiens eine starke 

regionale Orientierung. Wien sieht sich als Kultur- und Wissenszentrum einer Region. Die 
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Stadt will sich durch diese Positionierung als das Zentrum einer Wachstumsregion auch 

gegenüber den Metropolen im westlichen Europa behaupten. Um Wien als „Knowledge City“ der 

Region zu fördern und zu festigen, wäre es wichtig die Rahmenbedingungen für das Kommen und 

Bleiben der „Creative Class“ durch die Förderung des „Open City“ Konzeptes vorzubereiten. 

Dabei gilt es weiterhin, auch in die mittelfristige Zukunft die Inhalte der Wiener  Strategie für For-

schung, Technologie und Innovation (FTI) zu verfolgen und umzusetzen und sich nicht auf das 

„Smart City“ – Thema reduzieren zu lassen. 

Hauptziel der Strategie ist die Stärkung der Stadt Wien als Wissensstandort und es wurden bis 2015 

folgende, von der Tendenz her nach wie vor gültigen, Ziele formuliert: 

eine städtische Forschungsquote von vier Prozent, 22.000 Beschäftigte in Forschung und Entwick-

lung, 800 forschende Unternehmen, eine Akademikerquote von 20 Prozent, die Teilnahme von 200 

kleinen und mittleren Unternehmen Wiens am 7. Forschungsrahmenprogramm der EU sowie die 

Verdoppelung des Frauenanteils in der betrieblichen Forschung. 

Ein besonderes Merkmal der Wiener FTI-Politik ist die gezielte Clusterförderung. In den letzten zehn 

Jahren wurden mehrere thematisch ausgerichtete Forschungsförderungsfonds gegründet, welche 

zur Herausbildung international wahrgenommener Schwerpunkte beigetragen haben. Die räumliche 

Konzentration in Form von Wissensstandorten wird in der Wiener FTI-Strategie sowohl als vorteil-

haft für die Sichtbarkeit nach außen als auch für die Schaffung eines fruchtbaren wissenschaftlichen 

Austausches nach innen beschrieben.  

Bestehende Standorte wie das Biotech Zentrum Muthgasse (Life Sciences), das Vienna Biocenter 

(Life Sciences), das Media-Quarter Marx (Creative Industries), das Tech-Gate (Information- und 

Kommunikationstechnologie) oder das Umfeld der TU-Wien (u.a. Mathematik, Physik) sollen 

weiter unterstützt werden. Darüber hinaus ist die Entwicklung einer begrenzten Anzahl neuer Stand-

orte durch Stadtplanung und Wirtschaftsförderung geplant, wie z.B. in der Seestadt. 

 

3.3 Siedlung in der Agglomeration 

Die Siedlungsentwicklung ist unmittelbar mit der Thematik der Bevölkerungsentwicklung als treiben-

der Komponente verbunden. Die Prognosen für das Wiener Stadtgebiet zeigen relativ stabil in Rich-

tung der 2,0 Mio Einwohner - Marke. Die Frage ob es real und politisch bewältigbar ist, bei Wahrung 

sämtlicher Qualitätsparameter (Soziale Infrastruktur, Freiraum, Leistbarer Wohnraum, Einhaltung 

der Schadstoffwertgrenzen u.ä) den Bedarf einer solchen Anzahl von Personen, sowie den Flä-

chenbedarf von dazu komplementären Arbeitsplätzen innerhalb der Stadtgrenzen abzudecken, ist 

nach wie vor nicht beantwortet (Nach einer Daumenregel braucht man für weitere 250.000 Einwoh-

ner noch 4 bis 5 mal die Fläche der Seestadt Aspern, 800 – 1000 ha neues Siedlungsgebiet, was 

ohne starken Eingriff in die derzeit landwirtschaftlichen Flächen nicht möglich sein wird, was wiede-

rum die Frage aufwirft: landwirtschaftliche Produktion in Wien? In Simmering im Nahbereich der U3? 

Da es sich dabei um überwiegend private Flächen handelt, muss man sicher versuchen über 50% 

mehr an Flächen planerisch nachzudenken). Im Gegensatz dazu wissen wir, dass in der Agglomera-

tion (NÖ und Bglnd) Baulandreserven vorhanden sind, die weitaus höher sind als diese künftige 

Nachfrage, was wiederum das Thema der Metropolenregion berührt. 

Heikel wird die Sache richtig dann, wenn die Knappheit an gewidmetem Bauland in Wien die Preis-

spirale am Grundstücksmarkt nach oben in Gang setzt und der geförderte Wohnbau auf der Strecke 

bleibt. An dieser Stelle kommen sämtliche Überlegungen ins Spiel, die geeignet sind die Grund-
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stückssicherung für den geförderten Wohnbau zu erleichtern (besondere Widmung mit Vorkaufs-

rechten, Einrichtung eines zentralen Liegenschaftsmanagements auf höchster Verwaltungsebene, 

Bodenbevorratung als Investition beurteilen und nicht nach Kostenkategorien u.ä.). 

Dazu kommt das Thema der Finanzierung der Sozialen Infrastruktur, insbesondere des Pflicht-

schulwesens und des Öffentlichen Verkehrs. Was die Reduktion der Kosten im Schulbau anbelangt, 

gibt es eine Reihe systematischer Überlegungen 50% der Kosten einzusparen, oder mit dem glei-

chen Geld doppelt so viele Schulklassen zu bauen, sowie bereits angewandte fachliche Methoden 

um den zeitlichen Verlauf des tatsächlichen Bedarfs optimal abschätzen zu können. Die Versorgung 

von neuen Wohngebieten mit entsprechenden Pflichtschulangeboten ist selbstverständlich; nicht 

selbstverständlich ist, dass jede neue Pflichtschule über ihre Funktionalität hinaus ein architektoni-

sches Ereignis sein muss. Mit organisatorischen Maßnahmen (Eigenplanung, Wettbewerb für eine 

Standardschule u.ä.), Auswahl von „Standardgrundstücken“, Errichtung mit mehr als 2 Geschossen, 

Modulbauweise, Optimierung bei Baumaterialien und Beschaffungsvorgängen kann das Ziel einer 

Investitionskostensenkung pro Schüler von bis zu 50% erreicht werden. 

Was die Einnahmenentwicklung anbelangt ist der Vorschlag Anliegerleistungen in einem bestimm-

ten Zyklus wiederholt einzuheben sicher der brauchbarste, der bislang gemacht wurde und total 

gerechtfertigt durch die öffentlichen Verbesserungs- und Erhaltungsmaßnahmen im Bestand. 

 

 

4. POLITISCHE 

ENTSCHEIDUNGSERFORDERNISSE MIT 

LANGFRISTIGER WIRKUNG 

4.1 Infrastruktur und Siedlungsentwicklung 

4.1.1 ÖV Netzentwicklung zugunsten Straßenbahntangentialen und 

Parallelführungen 

Bezüglich des Öffentlichen Verkehrssystems sind m.E. die radialen Relationen ausreichend gut 

bedient, vielleicht mit einer Ausnahme, dem Sektor der „U5“ Richtung Nordwesten. Die U2-Süd soll-

te auf keiner Ebene mehr als Projekt weiterverfolgt werden. Im U-Bahnbereich sehe ich nur noch 

zwei vernünftige Investition und das ist die U1-Süd – Gabel nach Rothneusiedl und eine eventuelle 

Verlängerung der U3 Richtung Kaiser Ebersdorf.  Viel wichtiger als jede neue U-Bahn sind tangenti-

ale Straßenbahnverbindungen sowohl im Süden als auch Südosten („Verlängerung der Linie 18 bis 

zur U2“) und ein Nachdenken darüber, ob man die U6 nicht durch eine Wiederaufnahme der paralle-

len Straßenbahnlinien deutlich entlasten könnte, zu Kosten, die in keiner Relation zu dem von den 

Wiener Linien immer wieder ins Spiel gebrachten „U-Bahn-Kreuz“ mit dem Knoten beim Rathaus 

stehen. Überhaupt sollte man diese Phobie gegen Parallelführungen bei den Wiener Linie aufgeben, 

und diese Sache in Relation zu neuen U-Bahntrassen neu kalkulieren. Ideal wäre natürlich, wenn es 

gelänge die Bundes-U-Bahnmittel unter dem Titel „Bundeshauptstadt“ oder „Metropolenregion Wien“ 

auf den Ausbau des Straßenbahnsystems umzulenken. Das Argument, dass die Tangentialen oh-



         WIENER HERAUSFORDERUNGEN 

143 
ARBEITERKAMMER WIEN 

nehin von der ÖBB-Schnellbahn bedient werden, zählt nur auf einem Plan, weil die Frequenz von 

tw. 20 min kein innerstädtisches Angebot darstellt. 

Im planerisch-methodischen Bereich ist im derzeit aktuellen STEP 05  eine ganz wesentliche Orien-

tierung festgehalten, die nichts an ihrer Gültigkeit verloren hat: Planung in funktionellen Einheiten. 

Mit dieser Orientierung hat der STEP 05 eine erste, fachlich lang ersehnte, Abgrenzung gegenüber 

der Planungsgeografie in administrativ definierten Einheiten (z.B. Bezirksgrenzen) vollzogen. „Men-

schen leben und arbeiten nicht im Vergleich“, sagt unser Bürgermeister, noch in unmittelbarer Rela-

tion zu Bezirksgrenzen. Der Lebensmittelpunkt hat eine Adresse, die Netzwerke in denen sich die 

Menschen bewegen, sind von administrativen Grenzen im Wesentlichen unabhängig. Deshalb ist 

die in den „Zielgebieten“ angewandte Methode diejenige, die auch bei der Bewältigung zukünftiger 

Probleme helfen wird. 

 

4.1.2 NO-Umfahrung: eine wesentliche Wachstumsinfrastruktur 

Die verkehrlichen Nachweise des Bedarfs einer NO-Umfahrung liegen seit langem vor. Im Zusam-

menhang mit der Wachstumsperspektive der Region gewinnen aber die dadurch bewirkten Verbes-

serungen der standörtlichen Erreichbarkeitsfaktoren für die Entwicklung von Betriebsflächen zu-

nehmend an Bedeutung. 0,3 Mio mehr an Bevölkerung bedeutet auch einen zusätzlichen Bedarf an 

rd. 150.000 neuen Arbeitsplätzen. Der NO- Umfahrung mit ihren sowohl nach Wien als auch nach 

NÖ wirksamen Anschlussstellen sowie der verbesserten Erreichbarkeiten von linksseits der Donau 

liegenden Standorten vom Westen, sowie der verbesserten Erreichbarkeit von Wiener Hafen und 

Flughafen kommt, wenn das Wachstumsscenario hält, eine nahezu unverzichtbare Bedeutung zu. 

Wird im NO Wiens keine Vorsorge für die Neuansiedlung von Arbeitsplätzen getroffen, so ist die 

Wirkung einer extremen Steigerung der die Donau querenden Pendler mit allen negativen Effekten 

vorprogrammiert. 

 

4.1.3 Konzentration auf die Stadterweiterungsgebiete: Seestadt Aspern, Bahnhof 

Wien, Nordbahnhof, Nordwestbahnhof, Aspanggründe  und Rothneusiedl 

Die genannten Stadterweiterungsgebiete sind, mit Ausnahme von Rothneusiedl, in unterschiedli-

chem Reifegrad bereits in den Umsetzungsprozess gebracht worden und die Anbindung an den 

Öffentlichen Verkehr sind im Wesentlichen gelöst. Die Seestadt ist für Wien ein entscheidender 

Standort, nicht nur weil er derzeit der größte in Entwicklung ist, sondern weil dort das größte Poten-

tial für einen gesamtstädtisch wirksamen Entwicklungsimpuls gegeben ist. Die Vision für die See-

stadt ist vielversprechend: 

„Im 22. Gemeindebezirk im Nordosten Wiens entsteht Aspern Die Seestadt Wiens - die Stadt des 

21. Jahrhunderts. Was sie einzigartig macht, ist ihre vielfältige Nutzung. Die Seestadt wird ein Ort 

sein, der alles hat, was modernes Wirtschafts-, Arbeits- und Privatleben ausmacht. Ein fünf Hektar 

großer See liegt im Zentrum und gibt dem neuen Quartier seinen Namen. Großzügige öffentliche 

Räume und die Nähe zum Nationalpark Donau-Auen einerseits sowie hochwertige Infrastruktur und 

nachhaltige Urbanität andererseits schaffen eine neue Qualität des Wohnens und Arbeitens. In fünf-

zehn Minuten ist man künftig am Flughafen Wien Schwechat und in einer halben Stunde in der City 

oder in Bratislava. Innerhalb der Seestadt erfahren FußgängerInnen, RadfahrerInnen und der öffent-

liche Verkehr eine Aufwertung. Ein hoher Anteil der Grundfläche ist dem öffentlichen Raum vorbe-

halten, für Plätze, Grün- und Erholungsflächen.  
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Das Areal wird in zwei Etappen bis 2027 zur intelligenten Stadt. Aspern Die Seestadt Wiens wächst 

in Zusammenarbeit mit der Wiener Bevölkerung heran.“ 

Die Herausbildung eines Images als der smarte Stadtteil von Wien hat sicherlich gewisse Stärken, 

nur wenn das dann letztlich in einer technologisch „aufgemotzten“ Gartenstadt endet, ohne dass 

auch die vermarktbaren, hochbaulichen Signale an die Investorenseite ausgesendet werden, dann 

wurde eine große Chance vergeben. „Smart City“ hat das Image des experimentellen und dadurch 

auch kostenintensiven bzw. risikoreichen Realisierens an sich und bedarf unbedingt auch anderer 

Optionen, die die Möglichkeit eines sicheren Investments signalisieren. Wir können am Beispiel der 

Donauplatte und des neuen Hochhausturmes sehen, was bei solider Standortnutzung selbst in Zei-

ten großen Kriesengeredes möglich ist, zu verwirklichen. 

Rothneusiedl ist ebenso ein Schlüsselstandort, dessen Entwicklung aber bislang aufgrund von hart-

näckigen Eigentümerinteressen nicht vom Fleck gebracht werden konnte; ich bin überzeugt, dass 

sich ein zweiter Versuch, mit mehr Phantasie und v.a. Hartnäckigkeit seitens der Öffentlichen Hand 

jedenfalls lohnt, weil hier, wie in der Seestadt grundsätzlich ausgezeichnete Bedingungen für die 

Entwicklung von Wohn- und Büronutzung bestehen. 

 

4.1.4 Signalwirkung im Sportstättenbereich durch Verwirklichung des Viola Parks 

und Rapid-Stadions 

Wien hat im Bereich von Sportstätten mit Sicherheit einen gewissen Nachholbedarf, sowohl was die 

Sanierung als auch den Neubau anbelangt. Sportstätten, das sind Einrichtungen der sozialen Infra-

struktur, ein Angebot an breite Bevölkerungskreise und Vereine. Trotzdem ist nicht gesagt, dass 

alles nur aus öffentlichen Mitteln finanziert werden muss und dass es nicht gelingen könnte, private 

Firmen, die ebenfalls Interesse an der Volksgesundheit haben, in die eine oder andere Finanzierung 

einzubinden. Die beiden zugkräftigsten Sportstätten in einer der zugkräftigsten Sportarten haben mit 

Sicherheit Potentiale einer Signalwirkung in sich. Ist man im Falle der Wiener Austria auch internati-

onal herzeigbar, bereits professionell aufgestellt, so scheint es, dass bei den Strukturen von Rapid 

noch viel Spielraum nach oben gegeben ist. Meine Erfahrung sagt, dass der Neubau eines Stadions 

im Wesentlichen ein Development-projekt ist, das, wenn es erfolgreich sein soll, den Regeln des 

Developments folgen sollte, die etwas anders sind als diejenigen, die erforderlich sind, um einen 

Fußballverein in Gang zu halten.  

 

4.2 Flächenmanagement und Flächenvorsorge sind entscheidend für 

planerische Handlungsspielräume 

4.2.1 Maßnahmen zur Sicherung von Grundstücken für den geförderten 

Wohnbau 

Obwohl neuer Wohnraum in Wien benötigt wird, scheint in den bestehenden Stadtteilen eine „Ver-

dichtung“ vielerorts nicht mehr möglich. Allenfalls durch Dachgeschossausbau oder eine bessere 

Nutzung von schlecht oder ungenutzten Gebäuden, Erdgeschoß-, Gewerbe- oder Verkehrsflächen. 

Sie sollen dem sozialen Wohnbau zugeführt werden, denn das sichert leistbares Wohnen. Das 

könnte durch die Einführung einer Widmungskategorie „Sozialer Wohnbau“ etwa für aufgelassene 

innerstädtische Bahn- und Kasernenareale erreicht werden. Nur durch eine Begrenzung der Grund-

kosten sind öffentliche Hand und gemeinnützige Bauträger in der Lage, entsprechende Flächen 
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auch in guten Lagen zu erwerben. Grundstücke sind eine elementare Komponente für Stadterweite-

rung. Wien vertritt den Standpunkt, dass Flächen, die als geeignet und erforderlich für die Stadter-

weiterung erkannt werden, dieser auch zur Verfügung stehen müssen. Grundeigentümerinnen und 

Grundeigentümer sind daher einzuladen sich an der Realisierung von Entwicklungsprojekten zu 

beteiligen. Andernfalls ist die Stadt bereit die Flächen zu einem angemessenen Preis zu überneh-

men und der Entwicklung zuzuführen. Es soll künftig jedoch nicht möglich sein, dass Grundeigentü-

merinnen und Grundeigentümer eine geordnete und effiziente Stadtentwicklung über Gebühr verzö-

gern. Mit einer solch klaren Haltung und entsprechenden Instrumenten und Verfahren soll vermie-

den werden, dass Eingriffe in die Natur, Landwirtschaft etc. größer als notwendig ausfallen und nicht 

nachhaltige Strukturen („Fleckerlteppich“) entstehen. 

 

4.2.2 Betriebsflächen sinnvoll erhalten und den öffentlichen Raum aufwerten 

Im Betriebsflächenkonzept wurden gemeinsam mit der WKW Aussagen darüber formuliert, welche 

der gewidmeten Betriebsflächen (für produzierende Betriebe) als solche gesichert und den gegen-

wärtigen Qualitätsanforderungen angepasst werden sollen und welche einem Änderungsprozess 

der dominanten Nutzung unterzogen werden können. Die bisherigen Erfahrungen und auch die Re-

aktion des Marktes hat gezeigt, dass eine Revision dieses Konzeptes Sinn macht und dass künftig 

nur solche Betriebsflächen im bebauten Stadtgebiet erhalten und entwickelt werden sollen nach 

denen plausibel eine potentielle Nachfrage nachgewiesen werden kann. Grundsätzlich wäre aber 

anzuerkennen, dass die Nachfrage nach solchen Standorten bereits seit Jahrzehnten in Europa 

drastisch zurückgeht und die auch künftig marktfähige Standorte sämtlich über einen relativ direkten 

Autobahnanschluss verfügen. 

Wiens Stellung als Wirtschaftsdrehscheibe zwischen Ost und West muss weiter ausgebaut werden, 

die wirtschaftliche Dynamik, die Weltoffenheit und Modernität unserer Stadt mit sozialer Verantwor-

tung und Verteilungsgerechtigkeit verbunden bleiben. Wiens Nummer-1-Position in Österreich bei 

Betriebsneugründungen und Betriebsansiedlungen aus dem Ausland muss gefestigt werden. Über 

allen diesen Zielen steht aber das eine große: in der Wirtschaftspolitik sollte wieder die Politik die 

Führungsrolle gegenüber einer rein profitorientierten Wirtschaft zurückgewinnen. Die Wirtschafts-

struktur Wiens soll vornehmlich durch unternehmerische und nicht durch spekulative Erwerbsprinzi-

pien gekennzeichnet sein. 

Bildung, Aus- und Weiterbildung, Forschung und Entwicklung werden der Schlüssel für ein dynami-

sches Wachstum der Beschäftigung sein. Soll Wien als führende zentraleuropäische Forschungs-

stadt weiterentwickelt werden, mit einem offenem, liberalem, kreativem und intellektuellem Klima, 

eine Forschungs- und Technologiestandort mit hohem Innovationspotential, so braucht es auch ein 

Gesamtkonzept für den Universitätsstandort Wien. Da innovative Wissensproduktion auch durch 

räumliche Nähe und Vernetzung verschiedener Wissensbereiche miteinander entsteht, stellt die 

Verlagerung einzelner Standorte ins Umland keine sinnvolle Option dar. 

 



WIENER HERAUSFORDERUNGEN 

146 
  ARBEITERKAMMER WIEN 

4.3 Regionale Steuerungs- und Verwaltungsstrukturen 

4.3.1 Neustrukturierung der PGO (Planungsgemeinschaft Ost) zu einem 

Instrument der Metropolenpolitik 

Die PGO ist ein bewährtes raumplanungspolitisches Instrument der Bundesländer Wien, Niederös-

terreich und Burgenland. Für die Entwicklung und politische Steuerung einer Metropolenregion Wien 

(„stadtregion +“) liegt ihr Nachteil darin, dass nur die Länderebene repräsentiert ist und nicht auch 

die Gemeindeebene. Dadurch ist eine Strukturierung und politische Legitimierung  von Planungs- 

und Entscheidungsprozessen („Multilevel Governance“) in geografisch kleineren Einheiten als der 

Bundesländereinheit nicht möglich. Die PGO kann – und dazu gibt es einige fachliche Expertisen, 

u.a. vom KDZ – mittelfristig sehr wohl zu einem Organisationsinstrument für eine Metropolenregion 

Wien weiterentwickelt werden. Vor dem Hintergrund der Wachstumsperspektiven der gesamten 

Region wird der Bedarf nach einem solchen Instrument immer dringlicher. 

 

4.3.2 Übernahme einer Führungsrolle in der Donauraumstrategie, Ausrichtung 

der Jahreskonferenz 2014 

Die Donauraumstrategie ist eines der wesentlichsten regionalpolitischen Vorhaben der EU mit ei-

nem hohen strategischen Wert für die Union. Wien ist seit Beginn an mit großem Engagement dabei 

und könnte nunmehr in der Phase der Umsetzung, die im Sinne der Strategie „Europe 2020“ jeden-

falls mindestens die nächsten 8 Jahre umfassen wird, seine Position zum Nutzen des Standorts der 

Metropolenregion Wien ausbauen und festigen. Derzeit hat dieses regionalpolitische Konzept, außer 

auf Beamtenebene (Kommissar, Kommission, National Contact Points und Priority Area Coordina-

tors) keine Führungsstruktur und Wien könnte schrittweise die politische Führung übernehmen, als 

eine in der gesamten Region anerkannte Stadt. Unmittelbares Ziel ist die 3. Jahreskonferenz 2014 

in Wien auszurichten und die Zeit für den Aufbau einer politischen Führungsposition zu nutzen. 

Die Implementierung der zweiten Makro-Regionalen Strategie der Europäischen Union, der Do-

nauraumstrategie, hat vor rund eineinhalb Jahren begonnen und ist, wie wir bei der 1. Jahreskonfe-

renz im November 2012 in Regensburg sehen konnten, sehr gut unterwegs. Für mich besteht über-

haupt kein Zweifel an der Tatsache, dass die Donauregion und damit die Metropolregion Wien eine 

zentrale Rolle in der wirtschaftlichen Dynamik Europas spielt und zukünftig verstärkt spielen wird.  

Ein wesentlicher und stabiler Grund dafür ist die Brückenfunktion der Region zur Türkei, zur 

Schwarzmeer-Region, zum Südkaukasus  und zu Zentralasien. In dieser Region verfügt auch die 

Stadt Wien über besonders stabile und freundschaftliche Beziehungen zu einer Reihe von Partner-

städten, die seit dem Beginn der Umsetzungsphase der Donauraumstrategie einen erneuten Auf-

schwung erfahren haben. Und gerade die Dichte an Städten und urbanen Räumen in  der Region 

sind ein weiterer zentraler Grund für die hervorragenden Entwicklungschancen des Donauraums. 

Die Hauptstadtregionen des Donauraums, deren wirtschaftliche Performance weit über dem natio-

nalen Durchschnitt liegt, sind die Wachstumskatalysatoren für  die Nationalstaaten,  für die gesamte 

Donauregion, auch über die EU-Grenzen hinweg.  

Die Donaustrategie kann sich zu einem europäischen, politischen Rahmen entwickeln, in dem die 

Donauregion die Rolle einer Schlüsselregion spielt und selbst weit mehr externe und interne Kräfte 

in der Lage ist zu mobilisieren, als dies jemals durch externe Förderungen möglich ist. 
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Die Donauraumstrategie ist insofern ein geniales politisches Konzept, weil sie eine wesentliche Ba-

sis nationaler Streitigkeiten – die Frage der Finanzierung – von vornherein ausgeschlossen hat. 

Dieses Konzept hat sich schon in der Konsultationsphase, in der die Stadt Wien, gemeinsam mit 

den anderen Bundesländern eine sehr aktive Rolle gespielt hat, bewährt, weil tatsächlich über Inhal-

te und Ziele diskutiert wurde und ein Handlungsrahmen (ein Aktionsplan) zustande gebracht wurde, 

der ausschließlich darauf gerichtet ist in der Donauregion gemeinsame Politiken zu entwickeln, die 

letztlich dazu führen sollen, die Prosperität und die Lebensqualität in der ganzen Region nachhaltig 

zu steigern und zu verbessern. 

Ein entscheidender Erfolgsfaktor für die Entwicklung der Region und für die Verbesserung der Le-

bensbedingungen der Menschen in der Region ist die Stabilisierung der Verwaltung, sowohl dienst-

rechtlich als auch sozial. Die öffentliche Verwaltung ist das Instrument zur Umsetzung politischer 

Beschlüsse und die entscheidende Schnittstelle zwischen Politik und Zivilgesellschaft. Nur auf der 

Basis einer stabilen und vor allem motivierten Verwaltung kann das Vertrauen der Bevölkerung und 

der Investoren gewonnen und die Verwaltung zu einem echten Dienstleister an der Gesellschaft 

weiter entwickelt werden.  

In diesem Themenfeld hat die Stadt Wien große Verantwortung übernommen. Gemeinsam mit Slo-

wenien wird von Wien aus der Schwerpunktbereich 10: „Verbesserung der institutionellen Kapazitä-

ten und Intensivierung der Kooperationen“ des Aktionsplans der Strategie koordiniert. 

Zur „Good Governance“ gehört heute auch die Einbeziehung der Zivilgesellschaft in  Entscheidungs-

findungsprozesse. Eine der Aufgaben des  Schwerpunktbereich 10 ist es daher, eine „Plattform Zi-

vilgesellschaft“  aufzubauen, mit der die relevanten Dachverbände der Länder der Donauregion an 

der Umsetzung der EU-Strategie für den Donauraum beteiligt  werden sollen und für die Do-

nauraumstrategie  als Schnittstelle und Informationsdrehscheibe  zwischen Verwaltung, Politik und 

Bevölkerung dienen soll. 

 

 

5. AUSBLICK 

Die politischen Veränderungen in Europa haben Wien in eine hervorragende Position gebracht. Aus 

einer Randlage in der Nähe des Eisernen Vorhangs wurde eine europäische Zentrallage mit Nähe 

zu den stark wachsenden Märkten Osteuropas. Die gesamte Agglomeration (Metropolregion) 

wächst und die Stadtplanung muss auf die daraus resultierenden sozialen, technischen und ökologi-

schen Anforderungen reagieren, sowie vorausschauend die Rahmenbedingungen schaffen für ein 

Leben, das wir heute noch nicht kennen, von Menschen, die heute noch nicht geboren sind.  

Siedlung ist das Gefäß, das Konglomerat aus gebauter Kubatur, gestaltetem Freiraum und Land-

schaft innerhalb dessen sich Leben am städtischen Standort realisiert. Siedlung ist die über Jahr-

hunderte hinweg immer weiter gebaute physische Struktur, welche die Umsetzung urbanen Lebens 

ermöglicht und auch weiter ermöglichen soll. Siedlung ist in der Regel das passive Element in der 

Entwicklung einer urbanen Gesellschaft, die Gesellschaft selbst mit sämtlichen Bedürfnissen und 

Verhaltensweisen das aktive Element. Es ist nicht Ziel der Siedlungsentwicklung, gesellschaftliche 

oder individuelle Entwicklung zu determinieren, sondern deren Entfaltung in Vielfalt und auch Wider-

sprüchlichkeit zu ermöglichen. Die Gestaltung des urbanen Lebens obliegt der Gesellschaft selbst 

und ihrer politischen Repräsentanz. 
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Was und wie es gebaut wird, unterliegt den herrschenden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, 

den privaten Eigentumsregeln, den Regeln des Marktes, den Regeln der Arbeitswelt und dem Spiel-

raum der Politik, diese Regeln zu modifizieren. Gesellschaftliche Widersprüche, wie z.B. der zwi-

schen arm und reich, sind mit baulich-konstruktiven Maßnahmen nicht zu lösen. Wir wollen aber 

weiterhin das Nötige für das gute Leben in der Stadt beitragen. Unsere Entscheidungen sind maß-

geblich dafür, wie städtischer Raum morgen genutzt werden kann.  

In dem Maß, in dem sich die Gesellschaft entwickelt und absehbar weiter entwickeln wird, gilt es – 

anknüpfend an das Vorhandene – die richtigen Rahmenbedingungen für den Weiterbau der Stadt zu 

setzen. Die Rahmenbedingungen sowie die vor- und nachlaufenden Entscheidungsprozesse wer-

den auch künftig die Einhaltung der bedarfs- und sozialorientierten Qualitätsstandards der Sied-

lungsentwicklung gewährleisten. Der Einsatz öffentlicher Mittel – sowohl investiver als auch der För-

dermittel – wird wie bisher von der Gewährleistung dieser Standards durch die umsetzenden Ent-

wicklungs- und Bauträgerfirmen abhängig gemacht.  

Eine wesentliche Herausforderung liegt darin, die Anwendung dieser Qualitätsstandards in der ge-

samten funktionellen Stadtregion zu gewährleisten und diesbezüglich die Wirkung der Landesgren-

ze als eine Grenze zwischen zwei Welten nachhaltig zu reduzieren. 

Die Qualität der Stadt definiert sich auch an der Qualität ihrer öffentlichen Infrastruktur. Der konse-

quente Antiprivatisierungskurs der Stadt Wien in allen Bereichen der Daseinsvorsorge hat einen 

ganz wesentlichen Anteil am guten Funktionieren der Infrastruktur und damit am positiven Ab-

schneiden der Stadt in allen internationalen Standortrankings. 

Die wachsende Dynamik der Bevölkerungsentwicklung in der Stadt und in der Agglomeration kom-

biniert mit Lerneifer und sozialer Verantwortung ist eine solide Basis für die künftige wirtschaftliche 

Prosperität, die weit über Landes- und Bundesgrenzen hinaus wirksam wird. 

Der private Investitionssektor erkennt zunehmend den Wert eines klugen und verantwortungsbe-

wussten Stadtmanagements zur Bewältigung sämtlicher Herausforderungen, die sich aus einer um-

weltbewussten Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung der Lebensqualität am Standort ergeben. 

Je mehr das spekulative Finanzkapital in kaum nachlassender Aktivität versucht, kleine Widersprü-

che zwischen Ländern oder Hierarchien dafür zu nutzen, um sich ein noch größeres Stück vom Ku-

chen der öffentlichen Finanzen zu sichern, desto dringlicher wird eine Kooperation der Gebietskör-

perschaften in der Metropolregion, desto dringlicher werden gemeinsame Konzepte und deren Um-

setzung zur nachhaltigen Absicherung all jener öffentlichen Investitionen, die für die Daseinsvorsor-

ge unabdingbar sind. 

Die Bewältigung der Herausforderungen, die durch zunehmend komplexe Siedlungs- und Lebens-

strukturen entstehen, bedarf einer Politik der Metropolregionsentwicklung, die durch Kooperation 

und Effizienzsteigerung, ohne Qualitätsverlust die erforderlichen Einsparungen gleichsam als Abfall-

produkt zustande bringt und damit gleichzeitig die Gestaltungsspielräume der Politik erhöht, die 

„falschen Kosten“ für die Wirtschaft reduziert und in der Lage ist nachhaltige Impulse für Wachstum 

und Prosperität auszusenden. 

Stadterweiterung ist ein Projekt, das nur gemeinsam mit den verschiedenen Akteuren im Markt be-

wältigt werden kann: Grundeigentümer, Wohnbauträger und private Investitionen in Arbeitsplätze. 

Ziel ist es, diese Akteure zu gemeinsamem Handeln zu motivieren und an der Kostentragung der 

allgemein notwendigen Infrastruktur zu beteiligen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen müssen so 

gesetzt werden, dass sowohl die stadtwirtschaftliche als auch die privatwirtschaftliche Rentabilität 

gewährleistet bleiben. Das bedeutet, standortadäquate Nutzungsintensitäten zuzulassen. Nur 

dadurch und durch die Bevorzugung des öffentlich geförderten Wohnraums kann das Niveau der 

Lebensqualität und der Wohnzufriedenheit auch künftig aufrechterhalten werden. Bürgerbeteiligung 
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und Elemente der direkten Demokratie sind ein Mehrwert für die Stadtentwicklung. Anzustreben ist 

die Beteiligung derjenigen Bürgerinnen und Bürger, die die künftigen Bewohner der Stadtentwick-

lungsgebiete repräsentieren, deren Bedürfnisse vorrangig abgedeckt werden sollen; diejenigen, die 

schon dort sind bzw. ohnehin schon alles haben sollen davon überzeugt werden, dass ihre oftmals 

negative Einstellung zu Projekten der Stadtentwicklung letztlich die Zukunftschancen für alle verrin-

gert. 

Wien ist eine Stadt der Möglichkeiten und Chancen, neue (Geschäfts-) Ideen zu realisieren und 

produktiv zu wirtschaften. Die Vielzahl unterschiedlicher Unternehmen erfordert auch eine Vielfalt 

verfügbarer Unternehmensstandorte, seien es Hochhäuser oder auch Standorte in traditionellen 

Gründerzeitgebieten. Oftmals sind aber diesen Bedarfen durch „Wohnzonenfestsetzungen“ harte 

Grenzen gesetzt.  

Wien behauptet seine Position als kleiner aber feiner Standort im Zentrum Europas und innerhalb 

der Donauregion und ist als Metropolregion der führende Faktor für die Bedeutung Österreichs in 

einer global vernetzten Welt. Regionale Kooperationen und internationale Vernetzung stärken Wien 

als mitteleuropäische Metropole. Durch den Auf- und Ausbau alltagstauglicher Kooperationsstruktu-

ren unter Einbeziehung sämtlicher Gemeinden in der Agglomeration werden geeignete Mechanis-

men und Entscheidungsfindungsverfahren entwickelt, um sowohl die Vorteile als auch die Lasten 

einer gemeinsamen Agglomerationspolitik gerecht unter allen Beteiligten zu verteilen. Eine gemein-

same Nahverkehrspolitik und Siedlungspolitik (Wohnbauförderung) sind dabei Kernelemente, um 

das Wachstum in der Agglomeration bewältigen zu können. Darüber hinaus muss Wien als Stadt 

und Region der Europäischen Union Verantwortung bei der Weiterentwicklung der europäischen 

Regionalpolitik übernehmen. Am Standort Wien bedeutet das, die transeuropäischen Infrastruktur-

Netzentwicklungen mit entsprechenden Teilprojekten zu unterstützen. 

„Governance“ ist gefragt, was nicht mehr und auch nicht weniger bedeutet als zielführende Koopera-

tion zwischen politisch-administrativen Einheiten, der Zivilgesellschaft und der Realwirtschaft, sowie 

untereinander, um verlorenes Terrain der Politik gegenüber dem Finanzkapital schrittweise wieder 

zu gewinnen.  

Die Wienerinnen und Wiener schätzen die durch ihre Steuerleistung finanzierten, Angebote für Kin-

der, Schule, Mobilität, Gesundheit, Alter und Erholung und sehen sich zunehmend als aktive Mitge-

stalter ihrer Zukunft in einer solidarischen Stadtgesellschaft, die alle Menschen einschließt, die hier 

wohnen oder arbeiten oder beides. 
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STADTPUNKTE 

Die Studienreihe „Stadtpunkte“ wird von der Abteilung Kommunalpolitik der AK Wien herausgege-

ben und behandelt aktuelle kommunalpolitische Themen. 

Sie soll in erster Linie Informationsmaterial und Diskussionsgrundlage für an diesen Fragen Interes-

sierte darstellen.  

Aktuelle Ausgaben: 

Nr. 1 PendlerInnenstudie Wien, Andreas Riesenfelder, 2011 

Nr. 2  Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung in Wien, Verkehrsplanung Käfer GmbH,  

2011 

Nr. 3 Wiens Stadtwirtschaft im Konjunkturzyklus, Jürgen Bierbaumer-Polly, Peter Mayerhofer, 

2011 

Nr. 4 Verkehr in der Stadt, Veranstaltungsreihe 2010/2011, Michael Klug (Hg.), 2012 

Nr. 5 Qualität im Arbeitsumfeld, Gisa Ruland, 2012 

Nr. 6 Kommunaler Ausverkauf, Peter Prenner (Hg.), 2013 

Nr. 7 Wohnen im Arsenal, Wandel der Wohnbedingungen im Zuge der Privatisierung,  

Peter Moser, 2013 

Nr. 8 Wiens Konjunkturentwicklung im nationalen, intra- und interregionalen Vergleich, 

Jürgen Bierbaumer-Polly, Peter Mayerhofer, 2013  

Nr. 9 BürgerInnenbeteiligung in der Stadt – Zwischen Demokratie und Ausgrenzung?,  

Katharina Hammer (Hg.), 2013 

Nr. 10 Wiens Industrie in der wissensbasierten Stadtwirtschaft: Wandlungsprozesse, Wett-

bewerbsfähigkeit, industriepolitische Ansatzpunkte 

Peter Mayerhofer, 2014 

Nr. 11 Migrantische Ökonomie in Wien,  

Susi Schmatz, Petra Wetzel, 2014 

Nr. 12 Wien wächst – Herausforderungen zwischen Boom und Lebensqualität,  

Peter Prenner (Hg.), 2014 

Nr. 13 Wiener Herausforderungen - Arbeitsmarkt, Bildung, Wohnung und Einkommen,  

Josef Schmee (Hg.), 2015 
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Stadtpunkte

ARBEITSMARKT, BILDUNG, WOHNUNG 
UND EINKOMMEN
Das Wiener Wirtschafts- und Gesellschaftssystem  
vor neuen Herausforderungen

GerechtiGkeit muss sein
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